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Hintergrund und methodisches Vorgehen

Kommunale Wohnungsunternehmen und 
‑bestände spielen auf den deutschen Woh‑
nungsmärkten traditionell eine wichtige 
Rolle. Im Zusammenhang mit realisier‑
ten oder geplanten Verkäufen von kommu‑
nalen Wohnungsbeständen wurde in den 
letzten Jahren eine lebhafte wohnungs‑
politische Diskussion geführt. Vor dem 
Hintergrund dieser Diskussion haben das 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung und das Bundesinstitut 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung das 
IfS Institut für Stadtforschung und Struk‑
turpolitik GmbH mit dem Forschungspro‑
jekt „Strategien der Kommunen für ihre 
kommunalen Wohnungsbestände“ beauf
tragt. Ziel der Studie war, Informatio‑
nen über die Situation und Bedeutung der 
kommunalen Wohnungsbestände sowie 
zu den Strategien von Kommunen in Be‑
zug auf ihre kommunalen Wohnungsbe‑
stände zu gewinnen.

Im Rahmen des Projekts erfolgte zum ei‑
nen eine schriftliche Befragung bei allen 
Städten und Gemeinden ab 5  000 Einwoh‑
nern sowie bei allen Landkreisen. Aufga‑
be der Kommunalbefragung war es, um‑
fassende quantitative Informationen zu 
den kommunalen Wohnungsbeständen 
zu erheben. Zum anderen wurden Fallstu‑
dien in den Städten München, Essen, Kiel,  
Lübeck, Mainz, Potsdam, Velbert, Baut‑
zen und Mühlheim am Main sowie im 
Landkreis Hildesheim durchgeführt. Die 
Fallstudien zielten darauf, tiefer gehende 
Erkenntnisse zu den Strategien der Kom‑
munen im Umgang mit ihren Wohnungs‑
beständen und zur Zusammenarbeit von 
Kommunen und kommunalen Wohnungs‑
unternehmen zu gewinnen.

Die Ergebnisse der Kommunalbefragung 
wurden im Vorjahr veröffentlicht (BMVBS 
2010). Im hier vorgelegten Heft werden die 
Resultate der Fallstudien und das Gesamt‑
ergebnis des Forschungsprojekts vorge‑
stellt.

Ergebnisse

Die Kommunalbefragung ergab die gro‑
ße Verbreitung kommunaler Wohnungs‑
bestände. 81 % der Kommunen, die an der 
Kommunalbefragung mitwirkten, haben 
Beteiligungen an Wohnungsunternehmen 

Kurzfassung
oder verfügen über Wohnungen in un‑
mittelbarem kommunalem Eigentum. Die 
Zahl der entsprechenden Wohnungen liegt 
bei 1,958 Mio. Die kommunalen Bestän‑
de umfassen damit im Durchschnitt jede 
zehnte Wohnung in den betroffenen Kom‑
munen.

Quantitativ bestimmt werden die kom‑
munalen Bestände durch Wohnungsun‑
ternehmen mit kommunaler Beteiligung. 
34 % der befragten Kommunen sind an 
Wohnungsunternehmen beteiligt; auf die‑
se Unternehmen entfallen 96 % der mit der 
Befragung erfassten kommunalen Woh‑
nungsbestände. Wohnungen in unmittel‑
barem kommunalem Eigentum sind zwar 
in sehr vielen Kommunen verbreitet (bei 
72 % der befragten Städte, Gemeinden und 
Kreise), machen aber nur einen geringen 
Anteil der kommunalen Wohnungen aus 
(4 % der mit der Befragung erfassten Be‑
stände).

Die Kommunalbefragung und die Fallstu
dien zeigen, dass Kommunen, die in 
größerem Umfang über kommunale 
Wohnungsunternehmen bzw. -bestände 
verfügen, deren Bedeutung für die Erfül‑
lung der kommunalen Aufgaben als sehr 
groß oder groß einschätzen. In den Fall‑
kommunen wurde ein breiter kommuna‑
ler Konsens über den Erhalt der kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen ermittelt. 
Kommunale Strategien, die darauf setzen, 
durch den Verkauf von Wohnungsunter‑
nehmen oder größeren Wohnungspaketen 
schnelle Entlastungen für die kommuna‑
len Haushalte zu erzielen, haben seit Mit‑
te der 2000er Jahre merklich an Bedeutung 
verloren. Allerdings folgte auch in der Ver‑
gangenheit nur eine Minderheit der Kom‑
munen solchen Verkaufsstrategien.

Die große strategische Bedeutung der 
kommunalen Wohnungsunternehmen 
und -bestände betrifft vor allem das 
Handlungsfeld der sozialen Wohnungsver‑
sorgung, d. h. die Wohnungsversorgung 
sowohl breiter Schichten als auch sozialer 
Zielgruppen. Dies gilt auch für Kommu‑
nen, deren Wohnungsmarkt zurzeit ent‑
spannt ist. Gewachsen ist die strategische 
Bedeutung der kommunalen Wohnungs‑
unternehmen und -bestände für die Stadt- 
und Quartiersentwicklung. Einen Bedeu‑
tungszuwachs verzeichnen in den letzten 
Jahren zudem Aufgaben im Bereich der 
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Steigerung der Energieeffizienz und des 
Klimaschutzes.

Für die von Städten, Gemeinden und Krei‑
sen verfolgten Strategien hat die Erzie‑
lung von Einnahmen für die kommunalen 
Haushalte weitaus geringere Bedeutung 
als der Beitrag der kommunalen Bestände 
bei der Bewältigung der wohnungs- und 
stadtentwicklungspolitischen Aufgaben. 
Dennoch setzen sehr viele Kommunen 
auf die Verbesserung der Ertragslage ihrer 
Wohnungsunternehmen, um so die Vor‑
aussetzungen für die dauerhafte Erfüllung 
der kommunalen Aufgaben zu verbessern 
und zu verhindern, dass die Unternehmen 
in wirtschaftliche Probleme geraten, die 
finanziell auf die Kommunen durchschla‑
gen könnten.

Was die Steuerung der Unternehmens‑
beteiligungen und die Zusammenarbeit 
zwischen Kommunen und Wohnungsun‑
ternehmen anbelangt, ergaben die Fall‑
studien ein sehr differenziertes Bild. Ge‑
nerell kann festgehalten werden, dass die 
kommunale Praxis sich ziemlich stark von 
den Prinzipien einer strikt zielorientier‑
ten Steuerung unterscheidet, wie sie dem 
Neuen Steuerungsmodell zugrunde liegt. 
Die Definition konkretisierter kommuna‑
ler Ziele, Zielvereinbarungen mit den Un‑
ternehmen und das nicht nur finanzielle, 
sondern auch fachlich-inhaltliche Con‑
trolling haben zwar in den letzten Jah‑
ren an Bedeutung gewonnen, die entspre‑
chenden Entwicklungen gehen aber eher 
langsam voran. So wird z. B. das Instru‑
ment Zielvereinbarung zwar in einem Teil 
der Fallkommunen für bestimmte Zwecke 
eingesetzt (z. B. im Bereich der Wohnungs‑
belegung), eine umfassende Vereinbarung 
der fachlich-inhaltlichen und finanziellen 
Ziele konnte aber in keiner Fallkommune 
ermittelt werden.

Umfassendere und formalisierte Steue‑
rungsansätze in Bezug auf die kommuna‑
len Wohnungsunternehmen finden sich 
am ehesten in großen Kommunen mit ih‑
rem ausdifferenzierten Verwaltungsauf‑
bau. Kleinere Kommunen setzen eher auf 
weniger formalisierte Steuerungsansätze. 
Neben der Größe der Kommune begüns‑
tigen ein angespannter Wohnungsmarkt, 
gravierende wirtschaftliche Probleme des 
Unternehmens und ein insgesamt an Zie‑
len und Ergebnissen orientierter Verwal‑
tungsstil eine formalisierte Steuerung. 

Die Kommunen sind in der Regel nicht in 
der Lage, die wohnungs- und stadtent‑
wicklungspolitischen Leistungen ihrer 
Wohnungsunternehmen exakt zu bezif‑
fern oder gar eine „Stadtrendite“ auf ihre 
Beteiligung zu berechnen. Die mit den 
Fallstudien erhobenen quantitativen und 
qualitativen Informationen sowie die Ein‑
schätzungen der befragten kommunalen 
Akteure machen jedoch deutlich, dass die 
kommunalen Wohnungsunternehmen si‑
gnifikante Leistungen für ihre Eigentümer 
erbringen.

Von besonderer Bedeutung sind hierbei 
die großen Beiträge zur sozialen Woh‑
nungsversorgung, für die eine Reihe von 
Faktoren ausschlaggebend ist:

•	 die Konzentration von Sozialwohnun‑
gen und insbesondere von Sozialwoh‑
nungen mit Belegungsrechten bei den 
kommunalen Unternehmen,

•	 die vor allem in Städten mit angespann‑
tem Wohnungsmarkt durch Koopera
tionsverträge geschaffenen zusätzlichen 
Belegungsmöglichkeiten der Kommu‑
nen,

•	 die überdurchschnittliche Bereitschaft 
der kommunalen Unternehmen, im 
Rahmen der Förderung von Neubau- 
und Bestandsinvestitionen neue Miet‑
preis- und Belegungsbindungen einzu‑
gehen,

•	 die hervorgehobene Rolle bei der Unter‑
bringung von Wohnungssuchenden mit 
besonderen Versorgungsproblemen, die 
die kommunalen Unternehmen nach 
den in den Fallstudien geführten Exper
teninterviews von den anderen Woh‑
nungsanbietern deutlich unterscheidet.

Neben der sozialen Wohnungsversorgung 
ist die Stadt- und Quartiersentwicklung 
das zweite große Handlungsfeld, in dem 
die kommunalen Wohnungsunternehmen 
Beiträge zur Erreichung der städtischen 
Ziele leisten. Von besonderer Bedeutung 
sind dabei Beiträge im Kontext von Stadt‑
umbau und sozialer Stadtentwicklung, 
in Kommunen mit angespanntem Woh‑
nungsmarkt auch Aufgaben der Stadter‑
weiterung. Nach den Ergebnissen der Fall‑
studien haben die Kommunen in ihren 
Wohnungsunternehmen für Aufgaben der 
Stadt- und Quartiersentwicklung einen 
besonders engen Kooperationspartner, der 
sich in der Regel aktiv an den relevanten 
Strategiediskussionen und Planungspro‑
zessen beteiligt. Die Unternehmen iden‑
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tifizieren sich häufig besonders stark mit 
den kommunalen Zielen, sie bringen eige‑
ne Initiativen zur Stadt- und Quartiersent‑
wicklung ein und realisieren umfang‑
reiche Investitionen. Diese aktive Rolle 
erklärt sich zum Teil aus Eigeninteressen, 
die die Unternehmen als große Eigentü‑
mer in den entsprechenden Gebieten ha‑
ben. Die kommunalen Unternehmen sind 
aber zugleich eher als andere Eigentümer‑
gruppen bereit, sich auch jenseits der ei‑
genen Immobilien zu engagieren und im 
Stadtumbauprozess Bestände abzureißen.

Ausblick

In den nächsten Jahren dürfte die Be‑
deutung der kommunalen Wohnungsun‑
ternehmen und -bestände für die sozia
le Wohnungsversorgung aufgrund des 
Rückgangs der Zahl der Sozialwohnun‑
gen weiter steigen. In dem Maße, wie 
Mietpreis- und Belegungsbindungen bei 
anderen Eigentümern fortfallen, erhal‑
ten die eigenen Bestände der Kommu‑
nen für die anstehenden Versorgungsauf‑
gaben einen noch größeren Stellenwert. 
Aber auch die kommunalen Bestände 
selbst sind vom Bindungsfortfall betrof‑
fen. Während sich in der Vergangenheit 
kommunale Eigentümerschaft und för‑
derrechtliche Bindungen in weiten Tei‑
len der kommunalen Wohnungsbestände 
überlagerten, stellt sich zukünftig für vie‑
le Kommunen die Aufgabe, eigenen Rege‑
lungen zur Belegung und zur Miethöhe 
in ihren kommunalen Beständen zu tref‑
fen bzw. entsprechende Vereinbarungen 
mit den Unternehmen zu schließen. Eine 
leistungsfähige fachlich-inhaltliche Steu‑
erung wird für die Kommunen also wich‑
tiger.

Mit dem Forschungsprojekt wurde eine 
große Vielfalt der Strategien der Kommu‑
nen für ihre kommunalen Wohnungsun‑
ternehmen und -bestände ermittelt. Diese 

Vielfalt wird im Zuge der Ausdifferenzie‑
rung der Wohnungsmärkte weiter zuneh‑
men: 

Bei Kommunen mit angespannten Woh‑
nungsmärkten spielen die kommunalen 
Wohnungsunternehmen im Wohnungs‑
neubau eine wichtige Rolle, zum Teil er‑
warten die Kommunen hier in Zukunft 
stärkere Anstrengungen als in der Ver‑
gangenheit. Für diese Kommunen hat zu‑
dem der Rückgang des Sozialwohnungs‑
bestands besonders starke Konsequenzen, 
sodass sie im Bereich der sozialen Woh‑
nungsversorgung auf die verstärkte Zu‑
sammenarbeit mit den kommunalen Un‑
ternehmen setzen werden.

Auf entspannten Wohnungsmärkten ste‑
hen Kommunen und ihre Wohnungsun‑
ternehmen vor anderen Herausforderun‑
gen. Der Neubau hat hier eine geringere 
Bedeutung. Wohnungssuchende können 
leichter auch ohne direkte kommunale 
Unterstützung eine Wohnung finden. Die 
Zusammenarbeit der Kommunen und ih‑
rer Unternehmen im Bereich der sozialen 
Wohnungsversorgung konzentriert sich 
hier stärker auf den Kreis der Haushalte 
mit besonderen Versorgungsproblemen. 
Von besonderer Bedeutung sind in die‑
sen Kommunen die Anpassung des kom‑
munalen Wohnungsbestands an die durch 
den demographischen Wandel veränder‑
te Nachfrage und die Differenzierung des 
Wohnungsangebots für ein breiteres Spek‑
trum an Nachfragergruppen. Daher lie‑
gen die den Wohnungsunternehmen von 
den Kommunen übertragenen Aufga‑
benschwerpunkte auf entspannten Woh‑
nungsmärkten verstärkt bei jeweils spe‑
zifisch ausgestalteten Kombinationen aus 
Bestandsinvestitionen, Quartiersentwick‑
lung, punktuellem Neubau zur Angebots‑
differenzierung sowie zum Teil auf Rück‑
bau von nicht mehr marktgerechten oder 
städtebaulich problematischen Beständen.

Kurzfassung
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Summary
Background and methodology

Municipal housing companies and mu‑
nicipal housing stock have traditionally 
played a key role in the German housing 
market. In recent years, planned or com‑
pleted sales of municipal housing stock 
have caused a lively debate on the matter 
of housing policy. Against the backdrop of 
this debate, the Federal Ministry of Trans‑
port, Building and Urban Development 
and the Federal Institute for Research on 
Building, Urban Affairs and Spatial De‑
velopment commissioned the Institute for 
Urban Research and Structural Policy (IfS) 
to conduct a research project on the strat‑
egies employed by local authorities in rela‑
tion to their municipal housing stock. The 
aim of this study was to gather informa‑
tion about the current situation and the 
importance of municipal housing stock as 
well as about the strategies employed by 
local authorities in relation to this munici‑
pal housing stock.

Within the framework of the research pro‑
ject, a written survey was carried out of 
all cities and municipalities with popula‑
tions of at least 5,000, as well as all coun‑
ties. It was the task of the municipal sur‑
vey to gather comprehensive quantitative 
data on the municipal housing stock. Fur‑
thermore, case studies were conducted in 
the cities of Munich, Essen, Kiel, Lübeck, 
Mainz, Potsdam, Velbert, Bautzen and 
Mühlheim am Main as well as the coun‑
ty of Hildesheim. The case studies were 
geared towards gaining deeper insights 
into the strategies of the municipalities in 
managing their housing stocks and on the 
cooperation of municipalities and munici‑
pal housing companies.

The results of the municipal survey were 
published last year (BMVBS 2010). The 
publication at hand introduces the results 
of the case studies and the overall result of 
the research project.

Findings

The survey of local authorities demon‑
strates the widespread distribution of mu‑
nicipal housing stock. 81 % of the munici‑
palities that took part in the survey either 
have shares in municipal housing com‑
panies or hold municipal housing units 
in direct ownership. The number of hous‑

ing units involved is approximately 1  958 
million, which means that, on average, 
one in ten residential units in these areas 
falls into the category of municipal hous‑
ing stock.

Municipal housing stock is controlled to a 
large degree by municipal housing com‑
panies, in which local authorities hold a 
share. 34% of local authorities surveyed 
have shares in municipal housing com‑
panies, which own 96% of the munici‑
pal housing stock recorded in the survey. 
While residential units owned directly by 
local authorities are to be found in a very 
large number of local-authority areas (72% 
of cities, municipalities and counties), 
they only represent a small portion of the 
total number of municipal housing units 
overall (4% of the housing stock recorded 
in the survey).

The municipal survey and the case studies 
show that the local authorities who own 
municipal housing companies and hous‑
ing stocks on a large scale attach very great 
or great importance to those assets in ful‑
filling municipal tasks. In the case-study 
municipalities, there was a broad consen‑
sus on the preservation of the municipal 
housing companies. Municipal strategies 
geared towards achieving speedy relief for 
the municipal budgets through the sale 
of housing companies or larger parcels of 
flats have lost significantly in importance 
since the mid-2000s. However, even in the 
past, only a minority of the municipalities 
had pursued such sales strategies.

The great strategic importance of the mu‑
nicipal housing companies and hous‑
ing stocks relates especially to the supply 
of social housing, i. e. the supply of hous‑
ing for broader strata of society as well as 
for specific social target groups. This is 
true also for municipalities whose housing 
market is relaxed at the moment. The stra‑
tegic significance of municipal housing 
companies and housing stocks has grown 
for urban development. Furthermore, ad‑
ditional importance has been attached to 
tasks geared towards increasing energy ef‑
ficiency and climate protection over the 
past years.

The generation of income for the munic‑
ipal budgets is of far lesser importance 
for the cities, municipalities and coun‑
ties than the contribution of the munic‑
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panies do provide significant services for 
their owners.

The great contribution towards the supply 
of social housing is of special importance, 
for which a number of factors are signifi‑
cant:

•	 the concentration of social housing, in 
particular of social housing units al
located by local authorities among the 
municipal companies,

•	 the additional housing allocation capac
ities secured through agreements of co‑
operation by the municipalities, espe‑
cially in cities with a strained housing 
market,

•	 the above-average readiness of the mu
nicipal housing companies to enter 
into new tenancy agreements with con‑
trolled rent levels and with a stipulated 
group of tenants, within the framework 
of subsidising new housing construction 
and investments into existing housing 
stock,

•	 the outstanding role in housing house
holds with special supply problems, 
which distinguishes the municipal com‑
panies clearly fro����������������������m other housing provi‑
ders according to the expert interviews 
conducted during the case studies.  

Apart from the social housing supply, the 
development of the cities and the local 
neighbourhoods is the second large field 
of action in which municipal housing 
companies make contributions towards 
achieving municipal objectives. Contribu‑
tions in the context of urban restructur‑
ing and socially integrative city strategies 
are of special importance and in munic‑
ipalities with a strained housing market 
also tasks of urban expansion. According 
to the results of the case studies, the mu‑
nicipalities have a particularly close part‑
ner in their housing companies as regards 
the tasks of developing their cities and the 
neighbourhoods, a partner who usual‑
ly will participate actively in the relevant 
discussions of strategy and in the plan‑
ning processes. The companies often iden‑
tify especially strongly with the municipal 
goals, they introduce their own initiatives 
into the development of the city and the 
neighbourhood and implement compre‑
hensive investments. This active role is ex‑
plained in part out of their own interests, 
which the companies hold in certain are‑
as as large-scale owners. At the same time, 
the municipal companies are, howev‑

ipal housing stock towards the solving 
of housing and urban development poli‑
cy tasks. Still, very many municipalities 
work on the improvement of the econom‑
ic situation of their housing companies 
in order to improve the prerequisites for 
the permanent fulfilment of the munici‑
pal tasks at hand and to prevent the com‑
panies from encountering economic prob‑
lems that could have an economic impact 
on the municipalities.

As regards the control of the sharehold‑
ings and the cooperation between the mu‑
nicipalities and the housing companies, 
the case studies yielded a very differen‑
tiated picture. It may be stated generally 
that the municipal practice differs great‑
ly from the principles of a strictly target-
oriented control, as it is laid down in the 
New Public Management. The definition 
of more detailed municipal objectives, tar‑
get agreements with the companies and 
the control relating not only to finance but 
also to the housing an urban development 
tasks, have increased in importance over 
the past years. However, the respective 
developments are slow to take off accord‑
ingly. For instance, the instrument of tar‑
get agreements is applied in the case study 
municipalities for certain purposes (e.g. in 
the area of housing capacity use) but there 
was no comprehensive agreement of both 
the functional as well as the financial tar‑
gets in any of the case-study municipali‑
ties.

More comprehensive and more formal‑
ised approaches to control with regard 
to the municipal housing companies are 
most likely found in larger municipalities 
with their differentiated administrative 
structures. Smaller municipalities avail of 
rather less formalised approaches to such 
control. Apart from the size of the munic‑
ipalities, a strained housing market, seri‑
ous economic problems of the company 
and a style of administration geared to‑
wards objectives and results favour a for‑
malised type of control.

The municipalities are usually not able to 
put an exact number to the housing and 
urban development services rendered by 
their housing companies or even to cal‑
culate a “municipal yield” (“Stadtrendite”) 
on their shareholding. The quantitative 
and qualitative data derived from the case 
studies as well as the assessments of the 
municipal actors interviewed make clear, 
however, that the municipal housing com‑
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companies play an important role in the 
construction of new accommodation. In 
part, the municipalities are expecting 
more activities in this field in the future 
than in the past. The decrease in social 
housing stocks has especially severe con‑
sequences for these municipalities so that 
they will count on an increased coopera‑
tion with the municipal companies in the 
field of social housing supply.  

On more relaxed housing markets, the 
municipalities and their housing compa‑
nies face other challenges. The construc‑
tion of new housing is of lesser signifi‑
cance here.  Accommodation seekers are 
more easily able to find a flat also with‑
out direct municipal support. In such cas‑
es, the cooperation of the municipalities 
and their companies in the area of social 
housing concentrates more on the group 
of households with specific supply prob‑
lems. In these municipalities, the special 
responsibility is to be seen in adjusting the 
municipal housing stock to the demand 
changed by demographic developments 
and the differentiation of the housing offer 
to suit a broader range of groups requiring 
accommodation. In case of relaxed hous‑
ing markets, the main tasks the munici‑
palities request the housing companies 
to address the specific combination of in‑
vestments into the existing housing stock, 
the development of the neighbourhoods, 
the focused construction of new accom‑
modation in order to differentiate the offer 
as well as the partial demolition of build‑
ings that are not in line with the market 
requirements anymore or pose an obstacle 
to urban redevelopment.

er, also more prepared than other groups 
of owners to work outside the box of their 
own housing stock and knock down some 
of their existing buildings in an urban re‑
structuring process, for instance.

Outlook

Over the coming years, the role of the mu‑
nicipal housing companies and stocks will 
increase further for the supply with social 
housing due to the decrease in the number 
of social housing stocks. As rent control 
and the obligation to rent flats out to a cer‑
tain social group of tenants are phased out 
for other owners, the own stock of the mu‑
nicipalities take on greater significance. 
But the municipal housing stocks them‑
selves are also affected by the phasing out 
of such rent and tenant control. Whereas 
in the past, municipal ownership and such 
rent and tenant controls introduced by 
federal and state construction subsidy reg‑
ulations coincided to a large extent, many 
municipalities will face the task of issu‑
ing their own stipulations on the types of 
tenants and rent levels with regard to their 
municipal housing stocks or to enter into 
respective agreements with the compa‑
nies. Thus, an effective functional control 
is becoming exceedingly important for the 
municipalities.

With this research project, a large varie‑
ty of strategies pursued by the municipal‑
ities was established with regard to their 
municipal housing companies and stocks. 
This variety will increase even further 
within the scope of a further differentia‑
tion of the housing markets: 

In case of municipalities with a strained 
housing market, the municipal housing 
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Hintergrund und Ziele der Untersuchung

Kommunale Wohnungsbestände haben 
in Deutschland lange Tradition und weite 
Verbreitung. Der Großteil dieser Bestände 
entfällt auf Wohnungsunternehmen, die 
ganz oder überwiegend den Kommunen 
gehören. Solche Unternehmensbeteili‑
gungen halten vor allem Groß- und Mittel‑
städte, aber auch eine erhebliche Zahl von 
kleineren Städten/Gemeinden und Land‑
kreisen. Sehr viele deutsche Städte und 
Gemeinden verfügen zudem über Woh‑
nungen in ihrem unmittelbaren Eigentum, 
hierbei handelt es sich jedoch in aller Re‑
gel um kleine oder sehr kleine Bestände.

Ende der 1990er Jahre begannen Kommu‑
nen verstärkt damit, kommunale Woh‑
nungsunternehmen und Wohnungsbe‑
stände zu verkaufen. Zwischen 1999 und 
Mitte 2011 wurden im Rahmen großer 
Transaktionen 379  000 Wohnungen aus 
kommunalen Beständen verkauft, davon 
allein 369  000 bis Mitte 2008. Diese Ver‑
kaufszahlen bedeuten allerdings nicht, 
dass die kommunalen Wohnungsbestän‑
de im selben Ausmaß zurückgegangen 
sind. Den Verkäufen stehen größere Käu‑
fe durch Kommunen bzw. kommunale 
Wohnungsunternehmen im Umfang von 
153  000 Wohnungen zwischen 1999 und 
Mitte 2011 gegenüber.1 Durchgeführte und 
geplante Verkäufe kommunaler Bestän‑
de sowie ihre Folgen für die soziale Woh‑
nungsversorgung und für die Stadt- und 
Quartiersentwicklung wurden zu einem 
zentralen Thema der wohnungspoliti‑
schen Diskussion.

In der Vergangenheit fehlte es dieser Dis‑
kussion allerdings an einer verlässlichen 
Informationsbasis zu Umfang und Struk‑
tur der kommunalen Wohnungsbestän‑
de, zu ihrer Funktion für die Kommunen 
sowie zu den Strategien, die die Kommu‑
nen mit ihnen verfolgen. Das Bundesmi‑
nisterium für Verkehr, Bau und Stadtent‑
wicklung und das Bundesinstitut für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung im Bundesamt 
für Bauwesen und Raumordnung haben 
daher das IfS Institut für Stadtforschung 
und Strukturpolitik GmbH mit dem For‑
schungsprojekt „Strategien der Kommu‑
nen für ihre kommunalen Wohnungsbe‑
stände“ beauftragt.

Ziel des Forschungsvorhabens war es, um‑
fassende Informationen zu den kommu‑

nalen Wohnungsbeständen zu gewinnen 
und tiefer gehende Erkenntnisse über die 
Strategien der Kommunen im Umfang mit 
ihren kommunalen Wohnungsbeständen 
zu erhalten. Die mit dem Vorhaben ange‑
strebten Erkenntnisse bezogen sich vor al‑
lem auf folgende Themenfelder:

•	 Umfang der kommunalen Wohnungs‑
bestände (Zahl und Art der Kommu‑
nen mit Wohnungsbeständen, Markt‑
anteil kommunaler Wohnungsbestände, 
Bedeutung für bestemmte Wohnungs‑
marktsegmente),

•	 Rechts- und Organisationsform der 
kommunalen Wohnungsbestände,

•	 Struktur und Merkmale der Bestände 
(Lage, Baualter und Bauform, Qualität, 
Leerstand),

•	 dringende Probleme und Handlungsfel‑
der der Kommunen,

•	 Bedeutung der kommunalen Wohnungs‑
bestände für die soziale Wohnungsver‑
sorgung (Sozialbindung, Belegungspra‑
xis, Mieterstruktur, Mietniveau) und 
für die Stadt- und Quartiersentwicklung 
(Stabilität von Wohnquartieren, Beitrag 
zu stadtentwicklungspolitischen Strate‑
gien und Schüsselprojekten),

•	 wirtschaftliche Situation der kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen und -be‑
stände, Bedeutung für die kommunalen 
Haushalte,

•	 Bewirtschaftungsstrategien in Bezug 
auf die kommunalen Wohnungsbestän‑
de sowie Maßnahmen zur Umstruktu‑
rierung und Effizienzsteigerung,

•	 zur Zielerreichung verfolgte Strategien 
der Kommunen und eingesetzte Steue‑
rungsinstrumente (Abstimmungspro
zesse in der Kommune, Vorgaben, 
Durchsetzung und Überwachung, Er‑
fahrungen),

•	 Verkäufe kommunaler Wohnungsbe‑
stände (erfolgte Verkäufe, mit Verkäufen 
verfolgte Ziele und Strategien, mit Ver‑
käufen gemachte Erfahrungen, zukünf‑
tige Verkaufsplanungen),

•	 Kooperation mit anderen Wohnungsan‑
bietern.

Das Forschungsprojekt umfasste zwei Stu‑
fen: In der ersten Stufe des Projekts wur‑
de eine schriftliche Befragung bei allen 

1	 Einleitung

(1)
Die Zahlenangaben entstam-
men der beim Bundesinstitut 
für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung geführten Wohnungs-
transaktionen-Datenbank. In 
der Datenbank werden Ver-
käufe ab 800 Wohnungen er-
fasst.
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flossen in die endgültige Konzeption der 
Fallstudien ein.

Untersuchte Kommunen

Die zehn Fallstudien wurden durchge‑
führt in den Städten

•	 München,

•	 Essen,

•	 Kiel,

•	 Lübeck,

•	 Mainz,

•	 Potsdam,

•	 Velbert,

•	 Bautzen,

•	 Mühlheim am Main

sowie im

•	 Landkreis Hildesheim.

Neun Fallkommunen verfügten zum Zeit‑
punkt der Untersuchung über kommunale 
Wohnungsunternehmen. Die zehnte Fall‑
kommune, Kiel, hat 1999 ihr kommuna‑
les Wohnungsunternehmen an private In‑
vestoren verkauft. Neben der Beteiligung 
an Wohnungsunternehmen verfügen die 
meisten Fallkommunen über Wohnungen 
in unmittelbarem kommunalem Eigen‑
tum. Eine quantitativ große Bedeutung 
haben diese Wohnungen aber nur in Mün‑
chen.

Die Identifizierung der Fälle erfolgte auf 
Basis der Ergebnisse der Kommunalbe‑
fragung. Bei der Auswahl wurde auf eine 
Streuung der Fälle nach Art und Größe 
der Kommune sowie nach Region, wirt‑
schaftlicher Lage und Wohnungsmarktla‑
ge geachtet. Wichtiges Auswahlkriterium 
war zudem, möglichst instruktive Fälle in 
die Untersuchung einzubeziehen. Daher 
wurden vor allem auch solche Fälle aus‑
gewählt, bei denen es im Hinblick auf die 
kommunalen Wohnungsbestände in den 
letzten ca. zehn Jahren zu wesentlichen 
Veränderungen gekommen ist. Diese Ver‑
änderungen betreffen insbesondere den 
Verkauf von Unternehmensanteilen und 
Wohnungspaketen (neben Kiel vor allem 
für die Fälle Lübeck und Velbert relevant), 
die Umwandlung einer direkten in eine 
indirekte Beteiligung durch Verkauf des 
Wohnungsunternehmens an eine ande‑
re städtische Gesellschaft (Essen, Velbert), 
die Überführung des Wohnungsunter‑
nehmens in einen kommunalen Konzern 
im Bereich Wohnen, Planen, Bauen (Pots‑

Städten und Gemeinden ab 5  000 Einwoh‑
nern und bei allen Landkreisen durchge‑
führt. Wesentliches Ziel der Befragung war 
es, einen quantitativen Überblick über die 
Landschaft der kommunalen Wohnungs‑
bestände und über die verfolgten kommu‑
nalen Strategien zu erhalten. Die Ergeb‑
nisse der Befragung wurden im Jahr 2010 
veröffentlicht (BMVBS 2010).

In der zweiten Stufe des Projekts wurden 
im Jahr 2010 Fallstudien zu zehn ausge‑
wählten Kommunen durchgeführt. Die Er‑
gebnisse der Fallstudien werden in diesem 
Bericht vorgelegt.

Die hier vorgelegte Publikation stellt die 
Resultate der Fallstudien vor und präsen‑
tiert zudem das Gesamtergebnis des For‑
schungsprojekts.

Die Fallstudien hatten die Aufgabe, die mit 
der Kommunalbefragung gewonnenen Er‑
kenntnisse zu vertiefen und durch zusätz‑
liche Informationen ein genaueres Bild 
der Hintergründe und Zusammenhän‑
ge zu erhalten, die für die Strategien und 
das Handeln der Kommunen von Bedeu‑
tung sind. Mit den Fallstudien sollte zu‑
dem in den Blick genommen werden, wie 
sich die Zusammenarbeit der Kommunen 
mit ihren kommunalen Wohnungsunter‑
nehmen konkret vollzieht und welche Bei‑
träge die Unternehmen zur Bewältigung 
der kommunalen Aufgaben leisten, wo‑
bei Aufgaben aus der Bereich der sozialen 
Wohnungsversorgung und der Stadt- und 
Quartiersentwicklung im Vordergrund 
standen. 

Zu den untersuchten Fällen gehörten auch 
Kommunen, die ihre kommunalen Woh‑
nungsbestände ganz oder teilweise ver‑
kauft haben. Hier sollte mit den Fallstu‑
dien vor allem ermittelt werden, wie sich 
der Verkauf jeweils auf die Erreichung der 
wohnungs- und stadtentwicklungspoli‑
tischen sowie der finanziellen Ziele der 
Kommune ausgewirkt hat.

Im Rahmen des Forschungsprojekts wur‑
de im März 2010 ein Expertenworkshop 
durchgeführt, an dem Vertreter aus Kom‑
munen, Wohnungswirtschaft, Wissen‑
schaft und Stiftungen teilnahmen. Neben 
der Präsentation und Diskussion der Er‑
gebnisse der Kommunalbefragung diente 
der Workshop dazu, die für die Fallstudi‑
en vorgesehenen Themen und Methoden 
im Expertenkreis zu besprechen. Die An‑
regungen der Expertinnen und Experten 
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dam) sowie die Durchführung von Sanie‑
rungsmaßnahmen zur Bewältigung wirt‑
schaftlicher Probleme des Unternehmens 
(Mainz, Velbert). 

Im Einzelnen werden die untersuchten 
Kommunen in Kapitel 3 vorgestellt.

Untersuchungsthemen der Fallstudien

In den Fallstudien wurden vor allem die 
folgenden Gegenstände behandelt:

•	 Ausgangslage in den Kommunen,

•	 Ziele der Kommunen in Bezug auf ihre 
kommunale Wohnungsunternehmen 
und Wohnungsbestände,

•	 Steuerung durch die Kommune und Or‑
ganisation der Zusammenarbeit von 
Kommune und Unternehmen,

•	 Aufgaben der kommunalen Wohnungs‑
bestände im Bereich der sozialen Woh‑
nungsversorgung und Zusammenarbeit 
der Kommunen mit ihren Wohnungsun‑
ternehmen bei der Bewältigung dieser 
Aufgaben,

•	 Zusammenarbeit der Kommunen mit 
ihren Wohnungsunternehmen im Be‑
reich der Stadt- und Quartiersentwick‑
lung,

•	 Investitionsstrategien in den kommuna‑
len Beständen und Investitionsverhalten 
der kommunalen Wohnungsunterneh‑
men,

•	 geplante und beabsichtigte Verkäufe von 
Unternehmensbeteiligungen und Woh‑
nungen, Hintergründe und gemachte 
Erfahrungen,

•	 Auswirkungen des Verkaufs kommuna‑
ler Wohnungsbestände auf die Erledi‑
gung der kommunalen Aufgaben,

•	 wirtschaftliche Situation der kommuna‑
len Unternehmen,

•	 Maßnahmen zur Steigerung der Effizi‑
enz der Unternehmen,

•	 Bedeutung der Wohnungsunternehmen 
für die Haushalte der Kommunen.

Untersuchungsmethoden der Fallstudien

Im Zentrum der in den Fallstudien einge‑
setzten Untersuchungsmethoden stand 
die Durchführung von Experteninter‑
views. Die Interviews wurden durch die 
schriftliche Erhebung von Daten bei Kom‑
munen und Unternehmen (Datenblätter) 

sowie durch die Auswertung einschlägiger 
Materialen ergänzt.

Experteninterviews: Im Rahmen der zehn 
Fallstudien wurden ca. 80 Expertenin‑
terviews mit Vertreterinnen und Vertre‑
tern der Kommunen und mit Akteuren 
des Wohnungsmarktes geführt. In den 
kommunalen Verwaltungen wurden je‑
weils die für die soziale Wohnungsversor‑
gung, die Stadtplanung/Stadtentwicklung, 
das Beteiligungsmanagement und für Fi‑
nanzen zuständigen Verwaltungsbereiche 
einbezogen. Die Gespräche wurden dabei 
zumeist mit Vertretern der mittleren Füh‑
rungsebene (Amts-/Abteilungsleitung) ge‑
führt. Zum Teil wurde auch mit den De‑
zernenten bzw. mit von den Dezernenten 
benannten, für die Zusammenarbeit mit 
dem Wohnungsunternehmen verantwort‑
lichen Mitarbeitern gesprochen. In einzel‑
nen Fällen wurden in Abhängigkeit von 
Handlungsschwerpunkten der Stadt Per‑
sonen aus weiteren kommunalen Verwal‑
tungsbereichen einbezogen (z. B. Klimabe‑
auftragter).

Interviews wurden darüber hinaus mit al‑
len kommunalen Wohnungsunternehmen 
der Fallkommunen und dem ehemaligen 
kommunalen Wohnungsunternehmen in 
Kiel geführt, Gesprächspartner war hier 
fast immer die Geschäftsführung.

Des Weiteren wurde mit Schlüsselperso‑
nen gesprochen, die Kenntnis der kommu‑
nalen Bestände haben. In fast allen Kom‑
munen wurden Gespräche mit Vertretern 
der lokalen Mietervereine geführt, und in 
einzelnen Kommunen waren Sanierungs‑
träger, Quartiersmanagement und Ge‑
bietsbeauftragte Interviewpartner.

Die Interviews wurde als weitgehend offe‑
ne Interviews face-to-face oder telefonisch 
geführt, ihnen lag ein auf die jeweilige Ex‑
pertengruppe zugeschnittener ausführli‑
cher Leitfaden zugrunde.

Datenblätter: Ergänzend zu den Exper‑
teninterviews wurden die Kommunen so‑
wie die kommunalen Wohnungsunter‑
nehmen gebeten, quantitative Angaben in 
Datenblätter einzutragen. Die Datenblät‑
ter der Kommunen umfassten Informa
tionen zum Wohnungsmarkt (Leerstand), 
zum Umfang der Beteiligung am kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen, zu Aus‑
schüttungen, zum aktuellen und künfti‑
gen Bestand gebundener Wohnungen, den 
Wohnungssuchenden und den von der 
Kommune vermittelten Haushalten sowie 
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•	 kommunale Berichte Verwaltungshan‑
deln (insbesondere zur sozialen Woh‑
nungsversorgung),

•	 Beteiligungsberichte der Kommunen 
und Vorberichte zu den kommunalen 
Haushaltsplänen,

•	 Geschäftsberichte der Wohnungsun‑
ternehmen, in das elektronische Unter‑
nehmensregister eingestellte Jahresab‑
schlüsse,

•	 Presseberichte zu wichtigen Diskussio‑
nen bezogen auf das Unternehmen.

Aufbau des Berichts

Der Bericht gliedert sich im Folgenden in 
fünf Kapitel. Kapitel 2 fasst zentrale Er‑
gebnisse der im Rahmen des Forschungs‑
projekts durchgeführten Kommunalbe‑
fragung zusammen. Dies erfolgt, um die 
Ergebnisse der vorwiegend qualitativ aus‑
gerichteten Fallstudien vor dem Hinter‑
grund der quantitativ orientierten Kom‑
munalbefragung besser einordnen zu 
können.

In Kapitel 3 werden die in den Fallstudien 
untersuchten Kommunen und ihre kom‑
munalen Wohnungsbestände kurz vorge‑
stellt. Kapitel 4 präsentiert die Ergebnis‑
se der Fallstudien in der Einzeldarstellung. 
Kapitel 5 bereitet die Fallstudienergebnis‑
se zu zentralen Themen im Querschnitt 
auf. Kapitel 6 enthält Zusammenfassung 
und Fazit des Forschungsprojekts.

zur Wohnungsbauförderung der vergange‑
nen fünf Jahre. Neun der zehn Kommunen 
stellten ausgefüllte Datenblätter zur Ver‑
fügung.

Die Datenblätter für die Wohnungsunter‑
nehmen umfassten Informationen zum 
Bestand (Entwicklung, Baualter, Lage, Zu‑
stand), den Mieten und der Vermietungs‑
situation, den realisierten und geplanten 
Bestands- und Neubauinvestitionen, Ab‑
rissen und Verkäufen von Wohnungen so‑
wie ausgewählte betriebswirtschaftliche 
Kennziffern. Neun der zehn in die Unter‑
suchung einbezogenen kommunalen Un‑
ternehmen füllten die Datenblätter aus.

Auswertung von Materialien: Die für die 
Fallstudien einschlägigen Materialien 
wurden zum einen über eine Internetre‑
cherche und zum anderen durch Hinwei‑
se der Interviewpartner identifiziert. Aus‑
gewertet wurden insbesondere:

•	 Beschlüsse des Rates mit Bezug zum Un‑
ternehmen oder den Prioritäten der Woh‑
nungsmarkt- und Stadtentwicklungs
politik,

•	 Konzepte und Strategien zur Wohnungs‑
politik und zur Stadt- und Quartiersent‑
wicklung (Wohnungsmarktkonzepte, 
Integrierte Stadtentwicklungskonzepte, 
Stadtumbaukonzepte etc.),

•	 aktuelle Wohnungsmarktanalysen und 
Daten der lokalen oder überörtlichen 
(Nordrhein-Westfalen und Schleswig-
Holstein) Wohnungsmarktbeobachtung,
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unmittelbarem kommunalem Eigentum 
sind zwar in sehr vielen Kommunen ver‑
breitet (bei 72 % der befragten Städte, Ge‑
meinden und Kreise), machen aber nur 
einen geringen Anteil von 4 % der kommu‑
nalen Wohnungen aus (siehe Abbildung 1).

Die mit der Befragung erfassten kommu‑
nalen Wohnungsbestände haben einen 
Anteil von 10 % des Gesamtwohnungsbe‑
stands der betreffenden Kommunen. Re‑
gional bestehen im Marktanteil der kom‑
munalen Wohnungsbestände große 
Unterschiede. Am höchsten fällt der Anteil 
im Osten der Bundesrepublik (20 %) und in 
den drei Stadtstaaten (15 %) aus; deutlich 
geringer ist er im Westen (8 %), im Norden 
(6 %) und im Süden (5 %).

Die im Jahr 2009 durchgeführte schriftli‑
che Kommunalbefragung richtete sich an 
alle Städte und Gemeinden ab 5  000 Ein‑
wohner und an alle Landkreise. Insge‑
samt beteiligten sich 1  400 Kommunen, 
die Rücklaufquote lag bei 44 %. Im ein‑
gesetzten Fragebogen wurden alle Kom‑
munen zu Umfang und Art ihrer kommu‑
nalen Bestände sowie zu Verkäufen von 
kommunalen Beständen gefragt. An die 
Teilmenge der Kommunen, die in nen‑
nenswertem Umfang über Beteiligungen 
an Wohnungsunternehmen (Anteile von 
mindestens 5 %) bzw. über Wohnungen in 
unmittelbarem kommunalem Eigentum 
verfügen (mindestens 100 Wohnungen), 
wurden zudem vertiefende Fragen zu ih‑
ren Strategien und zum Umgang mit den 
kommunalen Beständen gerichtet.

Mit der Befragung stehen erstmalig um‑
fassende, bundesweite Informationen 
über Umfang, Art und Struktur der kom‑
munalen Bestände, über die relevanten 
Herausforderungen der Kommunen, über 
die Strategien, die Kommunen mit ihren 
Wohnungsunternehmen und -beständen 
verfolgen, sowie über die Steuerung von 
kommunalen Wohnungsunternehmen 
durch die Kommunen zur Verfügung.

In Ergänzung zur Befragung erfolgte eine 
Sonderauswertung der in der Statistik 
des GdW Bundesverband deutscher Woh‑
nungs- und Immobilienunternehmen e. V. 
zu den kommunalen Wohnungsunterneh‑
men erfassten Daten.

Quantitative Bedeutung der kommunalen 
Bestände

Von den Kommunen, die sich an der Be‑
fragung beteiligten, verfügen 1  132 (81 %) 
über kommunale Wohnungsbestän‑
de. Insgesamt umfassen diese Bestände 
1,958  Mio. Wohnungen. Die kommunalen 
Wohnungsbestände werden stark durch 
Wohnungsunternehmen bestimmt, an de‑
nen die Kommunen direkt oder – eher die 
Ausnahme  –  über ein zwischengeschalte‑
tes Unternehmen indirekt beteiligt sind. 
34 % der befragten Kommunen verfügen 
über solche Beteiligungen. Auf die ent‑
sprechenden Unternehmen entfallen 96 % 
der mit der Befragung erfassten kommu‑
nalen Wohnungen. Wohnungsbestände in 

2	 Zentrale Ergebnisse der schriftlichen 		
	 Kommunalbefragung

Abbildung 1
Kommunen, Beteiligungen, Wohnungsunternehmen und Wohnungsbestände – 
befragte Kommunen insgesamt

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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kungsvolles Instrument einzusetzen. Aber 
auch kleinere Gemeinden mit nennens‑
werten Beteiligungen messen ihren Woh‑
nungsunternehmen überwiegend große 
Bedeutung bei. Für die Zukunft erwarten 
deutlich mehr Kommunen einen Anstieg 
der strategischen Bedeutung ihrer Woh‑
nungsunternehmen-/bestände (44 %) als 
einen Rückgang (9 %).

Die große strategische Bedeutung, die 
die Kommunen ihren Wohnungsunter‑
nehmen und -beständen beimessen, geht 
vor allem auf das Handlungsfeld der so‑
zialen Wohnungsversorgung zurück. 
85 % der Kommunen mit nennenswer‑
ten kommunalen Beständen bezeich‑
nen deren Bedeutung für die Wohnungs‑
versorgung von sozialen Zielgruppen als 
sehr groß oder groß, 71 % sehen eine sol‑
che sehr große oder große Bedeutung hin‑
sichtlich der Wohnungsversorgung brei‑
ter Schichten. Die Handlungsfelder der 
Stadtentwicklungspolitik (Stadtumbau, 
Entschärfung sozialer Brennpunkte, Ent‑
wicklung attraktiver Stadtquartiere und 
energetische Erneuerung) rangieren hin‑
sichtlich der Bedeutung der kommunalen 
Wohnungsunternehmen/-bestände deut‑
lich hinter der sozialen Wohnungsversor‑
gung (Tabelle 1). Aus Sicht der Kommunen 
ist aber in diesen Handlungsfeldern die 
strategische Bedeutung der kommunalen 
Wohnungsunternehmen und -bestände in 
den letzten Jahren deutlich gestiegen.

Der ganz überwiegende Teil (86 %) der 
Kommunen mit nennenswerten kom‑
munalen Wohnungsbeständen verfolgt 
als grundlegende Strategie, an den Woh‑

Strategien der Kommunen

516 der Kommunen, die sich an der Be‑
fragung beteiligten, verfügen in nennens‑
wertem Umfang über Beteiligungen an 
Wohnungsunternehmen bzw. über Woh‑
nungen in unmittelbarem kommunalem 
Eigentum. Von diesen Kommunen schät‑
zen 71 % die Bedeutung ihrer kommuna‑
len Wohnungsunternehmen/-bestände 
für die Erfüllung der kommunalen Auf‑
gaben als sehr hoch oder hoch ein (siehe 
Abbildung 2). Dies gilt insbesondere für 
die großen Städte, die sich mit einem be‑
sonders großen Handlungsbedarf in ver‑
schiedenen kommunalen Aufgabenfelder 
konfrontiert sehen und zugleich über die 
größten kommunalen Wohnungsbestände 
verfügen und dadurch die Möglichkeit ha‑
ben, ihre Wohnungsunternehmen als wir‑

Abbildung 2
Strategische Bedeutung der kommunalen Wohnungsbestände/-unternehmen für 
die Erfüllung der Aufgaben der Kommunen

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

... sehr groß

... groß

... gering

25%
23%

48%

sehr gering

4%

Strategische Bedeutung ist  . . .

n = 479 Anteil der Kommunen

Tabelle 1
Bewertung der Bedeutung der kommunalen Wohnungsunternehmen/Wohnungsbestände für verschiedene kommunale Aufgabenfelder

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Aufgabenfeld

Bedeutung ist

sehr groß groß gering sehr gering
Kommunen 

gesamt

Wohnungsversorgung breiter Schichten 32,4 % 38,2 % 22,3 % 7,0 % 100,0 %

Wohnungsversorgung sozialer Zielgruppen 40,8 % 44,9 % 11,4 % 2,9 % 100,0 %

Mietenpolitik/preisgünstige Wohnungen 19,2 % 57,2 % 19,2 % 4,3 % 100,0 %

Neubau von Wohnungen 3,1 % 12,3 % 35,6 % 49,0 % 100,0 %

Entschärfung sozialer/städtebaulicher 
Brennpunkte

14,3 % 33,7 % 32,2 % 19,8 % 100,0 %

Integration von Migranten 9,2 % 31,6 % 33,1 % 26,2 % 100,0 %

Stadtumbau 17,0 % 27,0 % 30,5 % 25,5 % 100,0 %

Entwicklung attraktiver Stadtquartiere 15,2 % 38,8 % 25,4 % 20,6 % 100,0 %

energetische Erneuerung des Wohnungsbestands 17,9 % 45,1 % 26,2 % 10,8 % 100,0 %

Verbesserung der kommunalen Infrastruktur 10,0 % 35,8 % 41,5 % 12,7 % 100,0 %

n = 484
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gen sich aber auch die von den kommuna‑
len Eignern und den Geschäftführungen 
der Unternehmen verfolgten wirtschaftli‑
chen Strategien nieder.

Allerdings bestehen in der wirtschaftli‑
chen Situation der kommunalen Woh‑
nungsunternehmen nach wie vor gro‑
ße Unterschiede. Von den befragten 
Kommunen mit direkter Beteiligung an 
Wohnungsunternehmen gaben 61 % für 
das Jahr 2007 Überschüsse des Unterneh‑
mens an, 9 % eine ausgeglichene Bilanz 
und 30 % Verluste. Überproportional stark 
vertreten sind Unternehmen mit Verlusten 
nach wie vor im Osten der Bundesrepublik.

Die Kommunalbefragung zeigte, dass Ge‑
winne überwiegend in den Unternehmen 
verbleiben. 63 % der Kommunen, deren 
Unternehmen Gewinne verzeichneten, er‑
hielten keine Ausschüttungen.

Steuerung der kommunalen  
Wohnungsunternehmen

In den Kommunen, die an Wohnungsun‑
ternehmen beteiligt sind, ist die Verwal‑
tung dieser Beteiligungen überwiegend 
beim Kämmerer bzw. Finanzdezernenten 
angesiedelt (bei 55 % der Kommunen). Bei 
34 % der Kommunen liegen die entspre‑
chenden Zuständigkeiten bei der Verwal‑
tungsspitze, also beim Oberbürgermeister, 
Bürgermeister oder Landrat. Diese orga‑
nisatorische Lösung wird insbesondere 
in kleineren Gemeinden gewählt. Typisch 
für die Steuerung der kommunalen Woh‑
nungsunternehmen ist, dass neben der 
Einheit, die die Zuständigkeit für die Be‑

nungsunternehmen und Wohnungsbe‑
ständen dauerhaft festzuhalten. Diese 
strategische Grundausrichtung beinhal‑
tet für einen Teil dieser Kommunen aber 
durchaus, Maßnahmen wie Teilverkäu‑
fe und Einzelprivatisierungen in ihre stra‑
tegischen Überlegungen einzubeziehen. 
Bei den 15 % der Kommunen, die ein dau‑
erhaftes Festhalten an ihren Wohnungs‑
beständen verneinten, handelt es sich in 
erster Linie um Kommunen mit geringen 
Wohnungszahlen. Diese Kommunen ver‑
fügen über nur ca. 3 % der kommunalen 
Bestände. 

Die Befragung ergab zugleich, dass die 
Kommunen ein erhebliches Interesse an 
der wirtschaftlichen Stärke und Hand‑
lungsfähigkeit ihrer Wohnungsunter‑
nehmen haben. 79 % der Kommunen mit 
nennenswerten Beständen gaben an, stra‑
tegisch auf eine wirtschaftliche Konso‑
lidierung und die Verbesserung der Er‑
tragslage der Unternehmen zu setzen. 
Dies dürfte auch damit zusammenhän‑
gen, dass immerhin 35 % der Kommu‑
nen in den drei Jahren vor der Befragung 
durch die Beteiligung an Wohnungsunter‑
nehmen von finanziellen Risiken und Be‑
lastungen betroffen waren (Bürgschaften, 
Darlehen, Zuschüsse zum Ausgleich von 
Verlusten).

Die mit der Befragung erfassten betriebs‑
wirtschaftlichen Strategien zielen nur in 
einer Minderheit der Kommunen darauf, 
die kommunalen Wohnungsunternehmen 
über erhöhte Ausschüttungen verstärkt als 
Einnahmequelle für den Kommunalhaus‑
halt zu nutzen. Überwiegend geht es den 
Kommunen darum, durch die wirtschaft‑
liche Stärkung der Unternehmen die Vor‑
aussetzungen für die Erfüllung der kom‑
munalen Aufgaben zu verbessern.

Wirtschaftliche Situation der  
kommunalen Wohnungsunternehmen 
und Gewinnausschüttungen an die  
Kommunen

Die wirtschaftliche Situation der kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen hat sich in 
den letzten zehn Jahren merklich verbes‑
sert, wie die Sonderauswertung der Da‑
ten der GdW-Statistik zeigt (siehe Abbil‑
dung  3). Zentralen Anteil hieran haben 
sinkende Leerstandsquoten, steigende 
Mieten, die günstige Entwicklung der Hy‑
pothekenzinsen und in Ostdeutschland 
die Wirkung des Stadtumbaus. In der posi‑
tiven wirtschaftlichen Entwicklung schla‑

Abbildung 3
Eigenmittelrentabilität kommunaler Wohnungsunternehmen (GdW) 2001 und 2007 
nach Region/Ländergruppe
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Datengrundlage: Sonderauswertung GdW-Jahresstatistik
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Verkauf von kommunalen Wohnungs-
unternehmen und Wohnungspaketen in 
Vergangenheit und Zukunft

21 % der Kommunen gaben an, in den letz‑
ten zehn Jahren Beteiligungen an Woh‑
nungsunternehmen oder Wohnungspa‑
kete verkauft zu haben. Insgesamt waren 
von diesen Verkäufen 230  000 Wohnun‑
gen betroffen, das sind 14 % des gesamten 
mit der Befragung erfassten kommunalen 
Wohnungsbestands.

Die Gründe für den Verkauf von Beteili‑
gungen und Wohnungspaketen waren vor 
allem finanzieller Natur (Vermeidung von 
finanziellen Lasten aus der weiteren Be‑
wirtschaftung der betroffenen Bestände, 
Entlastung der kommunalen Haushalte 
durch die Verkaufserlöse). Grundsätzliche 
ordnungspolitische Erwägungen spiel‑
ten für die Verkäufe kaum eine Rolle. Die 
Mehrheit der betroffenen Kommunen 
schätzt die mit den Verkäufen gemachten 
Erfahrungen positiv ein.

Was zukünftige Verkäufe anbelangt, plan‑
ten zum Befragungszeitpunkt 13 % der 
Kommunen mit Wohnungsbeständen, in 
den nächsten drei Jahren Beteiligungen an 
Wohnungsunternehmen oder Wohnungs‑
pakete zu verkaufen. Insgesamt sind von 
diesen geplanten Verkäufen nur ca. 18  000 
Wohnungen betroffen, davon ca. 1  300 im 
Rahmen von Beteiligungsverkäufen und 
16  600 im Rahmen des Verkaufs von Woh‑
nungspaketen. Bezogen auf den Gesamt‑
bestand der mit der Befragung erfassten 
kommunalen Bestände machen die ge‑
planten Beteiligungs- und Paketverkäufe 
einen Anteil 1 % aus. Die Befragung zeigt 
also gegenüber der Vergangenheit einen 
deutlichen Rückgang der Verkaufsaktivi‑
täten.

teiligungsverwaltung besitzt, weitere Ein‑
heiten (z. B. Baudezernate, Sozialdezerna‑
te) einbezogen werden. In der Regel sind 
auch die Kommunalparlamente in die 
Steuerung der Wohnungsunternehmen in‑
volviert.

Von den Kommunen werden für ihre Woh‑
nungsunternehmen zahlreiche inhaltliche 
Ziele und Vorgaben entwickelt. Die Ein‑
bringung von Zielen und Vorgaben bei den 
Wohnungsunternehmen erfolgt auf un‑
terschiedlichen Wegen, wobei neben for‑
mellen Ansätzen (wie Gesellschaftsverträ‑
ge, Wirtschaftspläne, sonstige Beschlüsse 
der Aufsichtsgremien) auch die informel‑
le Kommunikation zwischen Verwaltungs‑
leitung und Unternehmensleitung eine 
wichtige Rolle spielt.

Ebenfalls vielfältig sind die Instrumente, 
die die Kommunen einsetzen, um zu über‑
wachen, inwieweit die Wohnungsunter‑
nehmen die gesetzten Ziele erreichen und 
Vorgaben einhalten. Überwiegend handelt 
es sich um klassische Überwachungsins‑
trumente (z. B. jährliche Unternehmens‑
berichte), neue Ansätze bzw. Controlling‑
instrumente (z. B. Einsatz von monetären 
und inhaltlichen Kennzahlen) haben bis‑
lang relativ wenig Verbreitung gefunden 
(siehe Tabelle 2).

Instrument
große 

Bedeutung
Bedeutung keine 

Bedeutung
Kommunen 

gesamt

jährliche Unternehmensberichte 61,3 % 31,9 % 6,8 % 100,0 %

regelmäßige unterjährliche 
Unternehmensberichte 30,9 % 39,3 % 29,8 % 100,0 %

sonstige Berichterstattung 
Gesellschafterversammlung 
bzw. Aufsichtsgremien 

68,4 % 26,0 % 5,6 % 100,0 %

Einzelabfragen von 
Informationen beim Wohnungs
unternehmen 

15,4 % 51,6 % 32,9 % 100,0 %

Einsatz von monetären 
Kennzahlen 12,7 % 40,1 % 47,2 % 100,0 %

Einsatz von inhaltlichen 
Kennzahlen 10,7 % 41,3 % 48,0 % 100,0 %

Soll-Ist-Vergleiche 23,2 % 45,4 % 31,4 % 100,0 %

im Rahmen des 
Vergütungssystems für die 
Geschäftsleitung 

3,9 % 22,3 % 73,8 % 100,0 %

n = 398

Tabelle 2
Bedeutung von Instrumenten für die Überwachung der Einhaltung der Ziele und 
Vorgaben durch das/die Wohnungsunternehmen

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS
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Bevor in den folgenden Kapiteln die Ergeb‑
nisse der Fallstudien vorgestellt werden, 
sollen an dieser Stelle die einzelnen Kom‑
munen kurz hinsichtlich ihrer Beteiligung 
an Wohnungsunterunternehmen, ihrer  
sozioökonomischen Situation und der 
Lage auf ihren Wohnungsmärkten charak‑
terisiert werden.

In die Fallstudien wurden sechs kreis‑
freie Städte (München, Essen, Kiel, Lübeck, 
Mainz, Potsdam), drei kreisangehöri‑
ge Städte (Velbert, Bautzen und Mühl‑
heim am Main) und ein Landkreis (Land‑
kreis Hildesheim) einbezogen. An dieser 
Stelle ist daran zu erinnern, dass die Aus‑
wahl der Fallkommunen nicht nach dem 
Zufallsprinzip erfolgte, sondern dass die 
Auswahlstrategie vor allem dadurch ge‑
leitet war, Kommunen zu untersuchen, 
die in den letzten Jahren von besonde‑
ren Herausforderungen und Veränderun‑
gen betroffen waren und die daher für die 
Zwecke der Untersuchung besonders inst‑
ruktiv erschienen (siehe auch Kapitel 1).

Neun der Fallkommunen sind aktuell di‑
rekt oder – über ein zwischengeschaltetes 
Unternehmen  –  indirekt an Wohnungsun‑
ternehmen beteiligt. Kiel hat sein kom‑
munales Wohnungsunternehmen im Jahr 
1999 verkauft. Fast alle Fallkommunen 
verfügen über Wohnungen in unmittelba‑
rem kommunalem Eigentum.

München

Die Ausgangssituation in München ist seit 
vielen Jahren durch eine sehr günstige so‑
zioökonomische Entwicklung und einen 
stark angespannten Wohnungsmarkt ge‑
prägt. Die Bevölkerung ist zwischen 2000 
und 2009 um 9,9 % gestiegen, die Zahl der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftig‑
ten (Arbeitsort) um 2,1 %. Die Arbeitslo‑
senquote und der Anteil der Personen in 
SGB  II-Bedarfsgemeinschaften sind für 
eine Stadt dieser Größenordnung sehr 
niedrig.

Der Wohnungsbestand wurde in den letz‑
ten Jahren beachtlich ausgeweitet (um 
6,5 % im Zeitraum 2000 bis 2009), ange‑
sichts des Anstiegs der Nachfrage änder‑
te dies aber nichts an der starken Anspan‑
nung des Münchner Wohnungsmarkts. 
Die Leerstandsquote liegt unterhalb der 

3	 Vorstellung der Fallkommunen und  
	 ihrer kommunalen Wohnungsbestände

Fluktuationsreserve, die Mieten, die in 
den letzten Jahren weiter gestiegen sind, 
sind im deutschlandweiten Vergleich sehr 
hoch und höher als in jeder anderen Fall‑
kommune.

Angesichts dieser Ausgangslage haben die 
kommunalen Wohnungsunternehmen 
GWG und GEWOFAG einen sehr hohen 
Stellenwert für die Wohnungs- und Stadt‑
entwicklungspolitik der Stadt München. 
2006 wurde eine 50 %-Beteiligung an ei‑
nem dritten Wohnungsunternehmen, der 
HEIMAG, durch Kauf von Anteilen bei pri‑
vaten Investoren zu einer Mehrheitsbetei‑
ligung ausgeweitet, die HEIMAG wurde in 
die GEWOFAG eingliedert. Die GEWOFAG 
wurde schrittweise umgebaut und erhielt 
eine Konzern- und Holdingstruktur. Die 
Münchner kommunalen Wohnungsunter‑
nehmen nehmen ein breites Spektrum von 
Aufgaben wahr. Die Zusammenarbeit zwi‑
schen Stadt und Unternehmen erfolgt im 
Rahmen eines ausdifferenzierten Systems 
aus kommunalen Zielfestlegungen, Ver‑
trägen und sonstigen Vereinbarungen.

Zusammen verfügen die beiden städti‑
schen Wohnungsunternehmen in Mün‑
chen über gut 52  000 Wohnungen. Was 
das Baualter anbelangt, sind die Bestän‑
de differenziert zusammengesetzt. Vergli‑
chen mit den kommunalen Wohnungsbe‑
ständen der anderen Fallkommunen fällt 
der relative hohe Anteil der ab 1990 errich‑
teten Wohnungen auf (vor allem bei der 
GWG).

Weitere ca. 5  800 Wohnungen stehen in 
unmittelbarem kommunalem Eigentum 
der Stadt München. Ca. 3  800 dieser Woh‑
nungen werden auf dem allgemeinen 
Wohnungsmarkt vermietet und gemein‑
sam mit den Beständen der kommuna‑
len Unternehmen zur Erreichung der woh‑
nungs- und stadtentwicklungspolitischen 
Ziele der Stadt eingesetzt. München ist die 
einzige Fallkommune mit quantitativ be‑
deutenden Wohnungsbeständen in unmit‑
telbarem kommunalem Eigentum.

Essen

Essen hat für sein Wohnungsunterneh‑
men Allbau die Rechtsform der Aktien‑
gesellschaft gewählt, die für kommuna‑
le Wohnungsunternehmen eher selten ist. 
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Als Beitrag zur Haushaltskonsolidierung 
hat die Stadt ihre Anteile an der Allbau 
1998 an die Essener Versorgungs- und Ver‑
kehrsgesellschaft, eine städtische Holding, 
sowie an die Sparkasse verkauft. In Essen 
liegen also langjährige Erfahrungen mit 
indirekter kommunaler Beteiligung an ei‑
nem Wohnungsunternehmen vor. Der All‑
bau gehören ca. 17  500 Wohnungen, wie 
bei fast allen in die Untersuchung einbe‑
zogenen westdeutschen Wohnungsunter‑
nehmen ist die Baualtersklasse 1949 bis 
1969 im Bestand am stärksten vertreten. 
Das Wohnungsunternehmen erfüllt um‑
fangreiche Aufgaben, wobei in den letz‑
ten zehn bis 15 Jahren Aufgaben im Be‑
reich der Stadt- und Quartiersentwicklung 
(z. B. im Rahmen der „Sozialen Stadt“) an 
Bedeutung gewonnen haben. Die Zusam‑
menarbeit von Stadt und Unternehmen ist 
vergleichsweise wenig formalisiert ausge‑
staltet.

Kommune 
(Bundesland)

Kommunaler  
Status

Kommunales  
Wohnungsunter­

nehmen

Art der 
kommunalen 
Beteiligung

Umfang der  
kommunalen  
Beteiligung

Anzahl eigene 
Wohnungen des 
Unternehmens 

(2009)

München 
(Bayern)

kreisfreie Stadt GEWOFAG 
Konzern 
(GEWOFAG 
Holding mbH)

direkt 100 % 30  048

GWG Gemein
nützige 
Wohnstätten- und 
Liegenschafts
gesellschaft mbH

direkt 100 % 22  135

Essen 
(Nordrhein-
Westfalen)

kreisfreie Stadt Allbau AG indirekt 81,8 % über 
Essener 
Versorgungs- und 
Verkehrsgesell
schaft mbH

17  621

Kiel 
(Schleswig-
Holstein)

kreisfreie Stadt keines (Verkauf 
der Kieler 
Wohnungsbau
gesellschaft mbH 
im Jahr 1999)

--- --- 9  300

Lübeck 
(Schleswig-Hol
stein)

kreisfreie Stadt Grundstücks-
Gesellschaft Trave 
mbH

direkt 92,5 % 8  290

Mainz 
(Rheinland-Pfalz)

kreisfreie Stadt Wohnbau Mainz 
GmbH

direkt 89,8 % 10  700

Potsdam 
(Brandenburg)

kreisfreie Stadt PRO POTSDAM 
GmbH

direkt 100 % 17  151

Velbert 
(Nordrhein-West
falen)

kreisangehörige 
Stadt

Wohnungsbauge
sellschaft Velbert 
GmbH

indirekt und direkt 94,9 % über 
Beteiligungs
gesellschaft der 
Stadt Velbert 
mbH, 5,1 % direkt

4  147

Bautzen 
(Sachsen)

kreisangehörige 
Stadt

Bautzener Woh
nungsgesellschaft 
mbH

direkt 100 % 3  892

Mühlheim am 
Main (Hessen)

kreisangehörige 
Stadt

Wohnbau 
Mühlheim am 
Main GmbH

direkt 100 % 1  256

Landkreis  
Hildesheim  
(Niedersachsen)

Landkreis Kreiswohnbau 
Hildesheim GmbH

direkt 58,4 % (restliche 
Anteile bei 
kreisangehörigen 
Kommunen)

4  277

Tabelle 3
Die Fallkommunen und ihre Wohnungsunternehmen

Datengrundlage: Recherchen des IfS

Fallkommune Anzahl Wohnungen

München ca. 5  800*

Essen 275

Kiel ca. 150

Lübeck ca. 60

Mainz ca. 180

Potsdam ca. 110

Velbert 195**

Bautzen 3

Mühlheim am Main ca. 30

Kreis Hildesheim 0

*	 davon 3  813 für allgemeinen Wohnungsmarkt
**	 2011 an das kommunale Wohnungsunternehmen 	
	 übertragen

Tabelle 4
Wohnungen in unmittelbarem kommunalen  
Eigentum der Fallkommunen (2009/2010)

Datengrundlage: Recherchen des IfS
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munalverschuldung. Die Verwaltung und 
eine breite Mehrheit im Rat waren der An‑
sicht, dass es zur Erreichung der woh‑
nungs- und stadtentwicklungspolitischen 
Ziele der Stadt keines eigenen Unterneh‑
mens mehr bedürfe. Im Kaufvertrag un‑
terwarf sich der Käufer vielfältigen Bin‑
dungen. Auch heute noch, nach mehr als 
zehn Jahren Privatisierung und Auslau‑
fen aller vertraglichen Bindungen, ist die 
Kieler Wohnungsbaugesellschaft mit nun‑
mehr ca. 9  300 Wohnungen ein wichtiger 
Partner für die Wohnungs- und Stadtent‑
wicklungspolitik Kiels.

In den zehn Jahren nach dem Verkauf der 
KWG stieg die Einwohnerzahl Kiels leicht 
an (um 2,4 %), die Zahl der Beschäfti‑
gungsverhältnisse am Arbeitsort blieb un‑
verändert. Die Arbeitslosenquote und der 
Anteil der Personen, die in SGB II-Bedarfs‑
gemeinschaften leben, sind hoch. Auf dem 
Wohnungsmarkt liegt die Leerstandsquote 
zurzeit in der Größenordnung von 4 % bis 
5 %, der Wohnungsmarkt bietet also eine 
ausreichende Mobilitätsreserve. Die Miet‑
preise für die Wiedervermietung von Alt‑
bauwohnungen sind in den letzten Jahren 
um 14 % gestiegen, die Erstvermietungs‑
mieten um 11 %. Der Kieler Wohnungs‑
markt ist insgesamt als entspannt ein‑
zuschätzen, wobei die letzten fünf Jahre 
durch leichte Anpassungstendenzen ge‑
kennzeichnet sind.

Die Stadt und ihr Wohnungsunternehmen 
arbeiten in einem Kontext zusammen, der 
durch einen Bevölkerungsrückgang (2000 
bis 2009 um 3,2 %) und einen Rückgang 
der Arbeitsplätze geprägt war (Rückgang 
der Zahl der sozialversicherungspflich‑
tig Beschäftigten mit Arbeitsort Essen um 
3,6 %). Essen ist mit erheblichen sozialen 
Problemen konfrontiert, die Arbeitslosen‑
quote und der Anteil der Personen in SGB 
II-Bedarfsgemeinschaften sind mit 12,3 % 
bzw. 14,2 % sehr hoch. Der Essener Woh‑
nungsmarkt ist als entspannt einzuschät‑
zen. Die Leerstandsquote ist mit ca. 5 % für 
eine westdeutsche Stadt eher hoch. Das 
Mietniveau ist als niedrig zu bewerten, 
wie der Vergleich mit den anderen fünf 
untersuchten kreisfreien Städten zeigt. 
Legt man die vom Immobilienverband 
Deutschland (IVD) ausgewiesenen Mieten 
aus, ist es zwischen 2000 und 2009 nur zu 
geringen Mietsteigerungen gekommen.

Kiel

Kiel hat im Jahr 1999 seine Anteile an der 
Kieler Wohnungsbaugesellschaft (KWG) 
an einen Finanzinvestor verkauft, seit‑
dem hat das Unternehmen wiederholt 
den Eigentümer gewechselt. Kiel ist da‑
mit eine der wenigen Großstädte, die 
über kein eigenes Wohnungsunterneh‑
men verfügt. Der Verkauf erfolgte vor al‑
lem als Beitrag zur Reduzierung der Kom‑

Abbildung 4
Verteilung der Wohnungsbestände der kommunalen Wohnungsunternehmen auf Baualtersgruppen

Datenquelle: Angaben der Wohnungsunternehmen
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dervermietungsmieten im Altbau um 3 % 
und der Erstvermietungsmieten um 10 %). 
Insgesamt ist der Wohnungsmarkt in Lü‑
beck als entspannt einzuschätzen.

Mainz

Das Wohnungsunternehmen der Stadt 
Mainz, die Wohnbau Mainz, stand im Jahr 
2008 vor so großen wirtschaftlichen Prob‑
lemen, dass das Überleben des Unterneh‑
mens bedroht war. Um ihr Unternehmen 
zu retten, musste die Stadt Steuerungs‑
eingriffe vornehmen und sich finanzi‑
ell stark engagieren (Eigenkapitalerhö‑
hung, Bürgschaften). Die Wohnbau wurde 
grundlegend umstrukturiert, hierzu ge‑
hörten die Konzentration auf das Kernge‑
schäft, die Ausgliederung von Aufgaben 
in Tochterunternehmen, die Optimierung 
der Betriebsabläufe und der Verkauf von 
Wohnungsbeständen, die auf Wiesbade‑
ner Stadtgebiet liegen, an das Wohnungs‑
unternehmen der hessischen Landes‑
hauptstadt. Nach dem Verkauf verfügt die 
Wohnbau Mainz noch über 10  700 Woh‑
nungen.

Das Engagement der Stadt für die Wohn‑
bau ist vor dem Hintergrund der großen 
strategischen Bedeutung zu sehen, die 
das Unternehmen vor allem für die sozia‑
le Wohnungsversorgung in Mainz mit sei‑
nem angespannten Wohnungsmarkt hat. 

Lübeck

Das Wohnungsunternehmen der Han‑
sestadt Lübeck, die Grundstücks-Gesell‑
schaft Trave, verfügt über ca. 8  300 Woh‑
nungen, von denen mehr als zwei Drittel 
zwischen 1949 und 1969 errichtet wurden. 
In Lübeck wurde in den Jahren 2006 und 
2007 diskutiert, das Unternehmen ganz 
oder teilweise zu verkaufen. Im Ergeb‑
nis der Diskussion beschloss die Bürger‑
schaft 2007 mit sehr großer Mehrheit, die 
Beteiligung an der Trave unverändert bei‑
zubehalten. Diese klare Entscheidung ging 
auf eine in Politik und Verwaltung posi‑
tive Bewertung der Leistungen der Trave 
bei Wohnungsversorgung, Stadtsanierung 
und weiteren stadtentwicklungspoliti‑
schen Aufgaben zurück. Von einer Minder‑
heitsbeteiligung an einem zweiten Woh‑
nungsunternehmen hatte sich Lübeck im 
Jahr 2001 getrennt.

Die Lübecker Bevölkerung ging zwischen 
2000 und 2009 um 1,7 % zurück, die Zahl 
der sozialversicherungspflichtigen Be‑
schäftigungsverhältnisse am Arbeitsort 
stieg um 1,1 % an. Die Arbeitslosenquo‑
te der Hansestadt fällt überdurchschnitt‑
lich aus, der Anteil der Personen in SGB 
II-Bedarfsgemeinschaften stark über‑
durchschnittlich. Die Mieten haben sich 
in den letzten zehn Jahren moderat entwi‑
ckelt (nach IVD-Angaben Anstieg der Wie‑

Kommune

Einwohner am 
31.12.2009

Einwohner – 
Veränderung 
2000 bis 2009

Sozial­
versicherungs­

pflichtig 
Beschäftigte 
(Arbeitsort) – 
Entwicklung 
Juni 2000 bis 

Juni 2009

Arbeitslosen­
quote  
2009*

Anteil der 
Personen  

in Bedarfs­
gemein­
schaften 
(SGB II)  
an der 

Bevölkerung 
im Dez. 2009

Kommunal­
haushalt 

– fundierte 
Schulden  
in € pro 

Einwohner 
2008

München 1  330 440 9,9 % 2,1 % 6,0 % 5,7 % 1  753

Essen 576  259 –3,2 % –3,6 % 12,3 % 14,2 % 1  784

Kiel 238  281 2,4 % 0,0 % 13,0 % 13,9 % 1  558

Lübeck 209  818 –1,7 % 1,1 % 10,9 % 14,3 % 2  134

Mainz 197  778 8,2 % –1,1 % 6,5 % 7,6 % 963

Potsdam 154  606 9,9 % 4,5 % 8,4 % 10,1 % 663

Velbert 84  633 –5,7 % –10,8 % 8,5 % 8,7 % 1  743

Bautzen 40  740 –6,0 % 3,4 % 12,1 % 17,5 % 281

Mühlheim am 
Main 26  588 1,9 % –24,9 % 6,4 % 7,5 % 441

Landkreis 
Hildesheim 283  964 –3,1 % –7,8 % 8,5 % 8,6 % 1  160

Vergleich: 
Deutschland 
insgesamt

81  802  257 –0,6 % 1,2 % 8,2 % 8,2 % ---

*	 bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen, bei den kreisangehörigen Städten Velbert, Bautzen und Mühlheim am Main ist  
	 die Arbeitslosenquote des jeweiligen Kreises dargestellt

Tabelle 5
Sozioökonomische Rahmendaten der Fallkommunen

Datengrundlage: Destatis, Bundesagentur für Arbeit, Bertelsmann Stiftung (Wegweiser Kommune)
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stellen. Die Stadt und ihr Umland gehö‑
ren heute eindeutig zu den ostdeutschen 
Wachstumspolen. Die Zahl der Einwoh‑
ner ist zwischen 2000 und 2009 stark ge‑
stiegen (um 9,9 %), bemerkenswert ist auch 
die deutliche Zunahme der sozialversiche‑
rungspflichtigen Beschäftigung am Ar‑
beitsort (um 4,5 %). Die Arbeitslosenquote 
(8,4 %) ist verglichen mit anderen ostdeut‑
schen Städten eher niedrig. Allerdings le‑
ben 10,1 % der Einwohner in SGB II-Be‑
darfsgemeinschaften, und überhaupt ist 
der Anteil der Haushalte mit niedrigen 
Einkommen in Potsdam relativ hoch. Die 
positive sozioökonomische Entwicklung 
der Stadt hat sich auf dem Wohnungs‑
markt in den letzten fünf Jahren in einer 
spürbaren Anspannung niedergeschlagen. 
Potsdam verzeichnet eine niedrige Leer‑
standsquote und sehr starke Mietanstiege 
(z. B. 72 % bei den Wiedervermietungsmie‑
ten im Altbau nach IVD). Die Sicherstel‑
lung einer für alle Schichten bezahlbaren 
Wohnungsversorgung und die Ausweitung 
des Wohnungsangebots sind heute ein 
zentrales Thema für die Potsdamer Kom‑
munalpolitik.

Velbert

Die kommunalen Wohnungsbestände in 
der mittelgroßen nordrhein-westfälischen 
Stadt Velbert waren in den letzten Jahren 
von grundlegenden Restrukturierungen 
betroffen. Ende der 1990er Jahre verfüg‑
te die Stadt über eine 100 %ige Beteiligung 
an der Wohnungsbaugesellschaft Velbert 
sowie über erhebliche Bestände in un‑
mittelbarem kommunalem Eigentum. Im 
Jahr 2000 wurde der Großteil der unmit‑
telbar kommunalen Bestände (ca. 2  100 
Wohnungen) an das kommunale Woh‑
nungsunternehmen veräußert, das die 
Wohnungen auch bereits zuvor verwaltet 
hatte.

2006 wurde in Velbert dann eine Grund‑
satzdiskussion um die Zukunft des Woh‑
nungsunternehmens geführt. Hinter‑
grund dieser Diskussion war die starke 
Betroffenheit der Stadt von den Folgen des 
ökonomischen Strukturwandels und des 
demographischen Wandels. Vor allem in 
der Metallindustrie verlor die Stadt vie‑
le Arbeitsplätze. Die sozialversicherungs‑
pflichtige Beschäftigung am Arbeitsort 
ging zwischen 2000 und 2009 um 10,8 %, 
die sozialversicherungspflichtige Beschäf‑
tigung am Wohnort um 10,9 % zurück. Die 
Einwohnerzahl sank im selben Zeitraum 

Mainz verzeichnete in den letzten Jah‑
ren ein deutliches Bevölkerungswachs‑
tum (zwischen 2000 und 2009 um 8,2 %). 
Die Beschäftigungssituation hat sich we‑
nig verändert (sozialversicherungspflich‑
tige Beschäftigung am Arbeitsort –1,1 %, 
am Wohnort 0,5 %). Die soziale Lage ist 
gemessen an den Indikatoren Arbeitslo‑
senquote und Anteil der Personen in SGB 
II-Erwerbsgemeinschaften eher günstig. 
Mainz war in den letzten Jahren vor die‑
sem Hintergrund mit einer deutlich stei‑
genden Wohnungsnachfrage konfrontiert, 
mit der das Angebot trotz der Ausweitung 
des Wohnungsbestands um 5,1 % nicht 
mithalten konnte. Die Leerstandsquo‑
te der Stadt ist niedrig. Mainz weist unter 
den zehn Fallstudien die zweithöchsten 
Mieten auf. Auffällig ist aber vor allem der 
sehr starke Mietanstieg nach IVD-Anga‑
ben zwischen 2000 und 2009 (bei den Wie‑
dervermietungsmieten im Altbau um 59 %, 
bei den Erstvermietungsmieten um 46 %).

Potsdam

Potsdam hat seit dem Jahr 2005 sein kom‑
munales Wohnungsunternehmen mit wei‑
teren städtischen Unternehmen, die als 
Sanierungsträger, Entwicklungsträger, 
Gebietsentwickler oder Betreiber von In‑
frastruktur tätig sind, zum Konzern PRO 
POTSDAM zusammengeführt. Damit soll‑
ten Skalen- und Synergieeffekte erzielt 
und die in der Vergangenheit gerade auch 
beim Wohnungsunternehmen ungünstige 
Ertragslage verbessert werden. PRO POTS‑
DAM gehören ca. 17  000 Wohnungen, der 
Bestand wird wie bei sehr vielen ostdeut‑
schen kommunalen Wohnungsunterneh‑
men durch die Baujahre 1970 bis 1989 ge‑
prägt. Schon aufgrund seines Anteils von 
einem Fünftel des gesamten Wohnungs‑
bestands in Potsdam hat PRO POTSDAM 
für die wohnungs- und stadtentwick‑
lungspolitischen Aufgaben der Stadt eine 
sehr große Bedeutung. In jüngster Zeit 
wurde eine Diskussion über das Verhältnis 
der inhaltlichen und der finanziellen Ziele 
geführt, die die Stadt mit ihrem Unterneh‑
men verfolgt.

Die Bedeutung von PRO POTSDAM ist 
durch die positive Entwicklung weiter ge‑
stiegen, die die Stadt in den letzten Jah‑
ren genommen hat. Waren im ersten Jahr‑
zehnt nach der deutschen Vereinigung 
häufig Stagnationstendenzen der Lan‑
deshauptstadt beklagt worden, ist mit der 
Jahrtausendwende eine Wende festzu‑
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Wohnungsbaus entscheidend dazu beige‑
tragen, dass der Bautzener Wohnungsbe‑
stand zwischen 2000 und 2009 um 2,3 % 
reduziert wurde. Die Stadt ist aber auch 
heute noch von einer hohen Leerstands‑
quote von ca. 10 % betroffen. Die stark ent‑
spannte Wohnungsmarktlage führt dazu, 
dass auch einkommensschwache Woh‑
nungssuchende in Bautzen gute Versor‑
gungschancen haben. Dennoch besteht 
bei den Akteuren in Stadt und Verwaltung 
eine sehr große Übereinstimmung, dass 
Bautzen sein kommunales Wohnungsun‑
ternehmen auch weiterhin benötigt. Ver‑
stärkt wird diese Überzeugung durch die 
negativen Erfahrungen, die die Stadt in 
den 1990er Jahren mit der Wohnungspri‑
vatisierung machte.

Mühlheim am Main

Mühlheim am Main ist mit ca. 26  500 Ein‑
wohnern kreisangehörige Stadt im Kreis 
Offenbach und alleinige Eigentümerin der 
Wohnbau Mühlheim am Main GmbH. Die 
Stadt liegt in der Metropolregion Frank‑
furt/Rhein-Main zwischen Offenbach und 
Hanau; die Frankfurter Innenstadt ist in 
ca. 30 Minuten mit der S-Bahn zu errei‑
chen. Mühlheim am Main war schon im‑
mer eine typische Auspendlergemeinde, in 
den letzten zehn Jahren hat sich dies noch 
verstärkt. Zwischen 2000 und 2009 gingen 
durch die Verlagerung von Betrieben des 
gewerblichen Sektors 24,9 % der Beschäf‑
tigungsverhältnisse mit Arbeitsort Mühl‑
heim verloren, während die Beschäftigung 
am Wohnort mit 2,5 % nur wenig zurück‑
ging. Der Auspendlerüberschuss liegt 
Mitte 2009 bei 5  500 Personen. Die Woh‑
nungsmarktlage ist als eher angespannt 
einzuschätzen, marktbedingte Leerstän‑
de gibt es zurzeit im kommunalen Bestand 
nicht.

Mühlheim am Main hat das wichtige kom‑
munalpolitische Ziel, die Attraktivität 
der Stadt als Wohnstandort weiter zu er‑
höhen. Hierfür hat das eigene Unterneh‑
men eine große Bedeutung, das über ca. 
1  250 Wohnungen verfügt (davon wurden 
zwei Drittel zwischen 1949 und 1969 er‑
richtet). Die Marktfähigkeit der Bestän‑
de litt in der Vergangenheit unter den Fol‑
gen eines Instandhaltungsrückstaus. 2003 
wurde mit einer Restrukturierung des Un‑
ternehmens und mit einem Investitions‑
programm begonnen, mit dem die Gebäu‑
de und das Wohnumfeld so aufgewertet 
werden, dass sie insbesondere für Fami‑

um 5,7 %. Auf dem Wohnungsmarkt mach‑
ten sich diese Entwicklungen in zurückge‑
hender Nachfrage und steigendem Leer‑
stand bemerkbar. Die Leerstandsquote der 
Stadt liegt mit 6,4 % auf einem hohen Wert.

Zur ungünstigen Entwicklung der Nach‑
frage kam ein hoher Investitionsbedarf 
im Bestand der Wohnungsbaugesellschaft 
Velbert hinzu, der in erster Linie die das 
Unternehmen stark prägenden Bestände 
der 1950er und 1960er Jahre betrifft. An‑
gesichts dieser Situation war den kommu‑
nalen Akteuren klar, dass das kommunale 
Wohnungsunternehmen nicht wie bisher 
fortgeführt werden konnte, sondern dass 
es einer grundlegenden Restrukturierung 
bedurfte, um das Unternehmen und seine 
Bestände konkurrenzfähig zu halten.

Vor allem auch aufgrund der schlech‑
ten Finanzlage der Stadt favorisierten 
Stadtverwaltung und Rat zunächst, die‑
se Restrukturierung nicht allein vorzu‑
nehmen, sondern einen Teil des Unter‑
nehmens zu verkaufen. Auch aufgrund 
von Protesten aus der Bürgerschaft nahm 
die Stadt jedoch schließlich von solchen 
Plänen Abstand. Das Unternehmen blieb 
im kommunalen Eigentum, der Großteil 
der Anteile am Wohnungsunternehmen 
wurde an die städtische Beteiligungsver‑
waltungsgesellschaft verkauft. Ein In‑
vestitionsprogramm zur Anpassung der 
Wohnungsbestände wurde eingeleitet, zu‑
gleich wurde ein gutes Viertel der Woh‑
nungen an private Investoren verkauft.

Bautzen

Die Mittelstadt Bautzen ist alleiniger und 
direkter Eigentümer der Bautzener Woh‑
nungsbaugesellschaft mbH. Bautzen steht 
für die für Ostdeutschland typischen 
Stadtumbauprobleme. Die Einwohner‑
zahl der Stadt ist zwischen 2000 und 2009 
weiter zurückgegangen (um 6,0 %). Die Ar‑
beitslosenquoten und vor allem der Anteil 
der Personen in SGB II-Bedarfsgemein‑
schaften sind hoch. Während die sozial‑
versicherungspflichtige Beschäftigung am 
Wohnort Bautzen zurückgegangen ist, ist 
die Beschäftigung am Arbeitsort gestiegen 
(um 3 %).

Das kommunale Wohnungsunterneh‑
men ist schon aufgrund seines Status als 
größter Vermieter mit ca. 3  900 Wohnun‑
gen im Jahr 2009 ein sehr wichtiger Ak‑
teur des Stadtumbaus. Es hat durch den 
Rückbau von Beständen des industriellen 
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der Kreiswohnbau und dem Wohnungs‑
unternehmen der kreisangehörigen Stadt 
Hildesheim. Die Stadt Hildesheim gehört 
nicht zum Gesellschafterkreis des kreis‑
lichen Unternehmens. 2008 wurde die 
Kreiswohnungsbau mit einem zweiten 
Wohnungsunternehmen des Kreises ver‑
schmolzen.

Die Kreiswohnungsbau und ihre kommu‑
nalen Eigentümer sind in den letzten Jah‑
ren mit einer ungünstigen sozioökono‑
mischen Entwicklung konfrontiert. Die 
Einwohnerzahl ist zwischen 2000 und 
2009 um 3,1 % zurückgegangen. Im selben 
Zeitraum gingen 7,8 % der sozialversiche‑
rungspflichtigen Beschäftigungsverhält‑
nisse verloren. Dem Bevölkerungsrück‑
gang stand eine relativ starke Ausweitung 
des Wohnungsbestands gegenüber (um 
4,8 %). Für die Stadt Hildesheim weist der 
IVD für den Zeitraum 2000 bis 2009 sin‑
kende Mieten aus. Die Wohnungsmarkt‑
lage ist insgesamt als entspannt einzu‑
schätzen, dies trifft insbesondere für die 
südlichen Teile des Kreises zu.

lien mit Kindern dauerhaft attraktiv sind. 
Was die Wahrnehmung der städtischen In‑
teressen gegenüber dem Unternehmen an‑
belangt, hat Mühlheim am Main insofern 
eine eher ungewöhnliche Lösung gefun‑
den, als ein Mitglied der Verwaltungsspit‑
ze zugleich einer der beiden Geschäftsfüh‑
rer des Wohnungsunternehmens ist.

Landkreis Hildesheim

Mit dem Landkreis Hildesheim wurde ein 
Beispiel für einen Landkreis mit Mehr‑
heitsbeteiligung an einem Wohnungsun‑
ternehmen aus einer eher ländlichen Re‑
gion in die Untersuchung einbezogen. Die 
Kreiswohnungsbau Hildesheim, an der ne‑
ben dem Landkreis eine Reihe von kreis‑
angehörigen Kommunen beteiligt ist, wur‑
de 1949 gegründet, um die aus dem Krieg 
und dem Zuzug von Vertriebenen resul‑
tierenden Wohnungsprobleme zu bewäl‑
tigen. Die heute ca. 4  300 Wohnungen de‑
cken zwar nur einen recht kleinen Teil 
des Wohnungsmarkts ab, jedoch konzen‑
trieren sich die gebundenen Bestände bei 

Fallstudien­
kommune

Wohnungen 
2009

Veränderung 
des Wohn­

ungsbe­
stands  

2000 bis 
2009

Wohnungs­
leerstand  

insgesamt *

Mieten/Mietenentwicklung für Wohnungen mit mittlerem 
Wohnwert gemäß Immobilienverband Deutschland (IVD)

Charakterisierung der 
Wohnungsmarktlage**

Wiedervermietung,  
Baujahr bis 1948

Erstvermietung Neubau aktuell (2010) Entwicklungs
tendenz  

der letzten  
5 JahreMiete 2009  

(€ pro m2)
Veränderung 

2000 bis 2009
Miete 2009  
(€ pro m2)

Veränderung 
2000 bis 009

München 746  912 6,5 % <2 % 11,00 30 % 11,50 19 % stark 
angespannt unverändert

Essen 318  712 1,7 % 5,4 % 4,50 0 % 6,50 6 % entspannt unverändert

Kiel 131  371 1,8 % ca. 4–5 % 6,00 14 % 7,25 11 % entspannt leichte 
Anspannung

Lübeck 114  387 2,4 % k. A. 5,25 3 % 7,00 10 % entspannt unverändert

Mainz 102  068 5,1 % 1,9 % 7,30 59 % 9,70 46 % angespannt Anspannung

Potsdam 81  782 6,9 % 2,5 % 5,90 72 % 6,70 38 % angespannt spürbare 
Anspannung

Velbert 43  184 2,2 % 6,4 % 5,20 27 % 6,80 6 % entspannt unverändert

Bautzen 22  447 –2,3 % ca. 10 % 5,00 k. A. 5,50 k. A. stark 
entspannt unverändert

Mühlheim 
am Main 12  600 3,3 % k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. angespannt unverändert

Kreis Hildes
heim *** 140  471 4,8 % k. A. 5,00 –7 % 5,50 –10 % entspannt Entspannung

*	 Angaben beruhen teilweise auf Erhebungen und teilweise auf Schätzungen der Kommunen
**	 Einordnungen des IfS unter Berücksichtigung der Expertengespräche und der ausgewählten Materialien
***	 Die Angaben zu den Mieten gemäß IVD beziehen sich auf die kreisangehörige Stadt Hildesheim

Tabelle 6
Merkmale des Wohnungsmarkts in den Fallkommunen

Datengrundlage: Destatis, Statistische Landesämter, Angaben der Kommunen, BBR-Wohnungsmarktbeobachtung (IVD-Wohnimmobilienspiegel),  
Recherchen des IfS
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Dieses Kapitel enthält die Ergebnisse der 
Fallstudien in der Einzeldarstellung. Die 
zehn Fälle werden in einer weitgehend 
einheitlichen Struktur präsentiert, jeder 
Fall enthält Abschnitte zu den folgenden 
Themen:

•	 strategische Ausrichtung der Kommu‑
nen bezogen auf ihre kommunalen 
Wohnungsunternehmen/-bestände,

•	 Steuerung des Wohnungsunternehmens 
und Organisation der Zusammenarbeit 
von Kommune und Wohnungsunterneh‑
men,

•	 soziale Wohnungsversorgung,

•	 Bedeutung des kommunalen Unterneh‑
mens für die Stadt- und Quartiersent‑
wicklung,

•	 Beiträge zum Kommunalhaushalt und 
wirtschaftliche Lage des kommunalen 
Unternehmens.

Darüber hinaus werden in einigen Falldar‑
stellungen weitere Themen aufgegriffen, 
die für den jeweiligen Fall von zentraler 
Bedeutung sind (z. B. der Verkauf und der 
Ankauf von Unternehmensanteilen oder 
die Umstrukturierung von Wohnungsun‑
ternehmen als Antwort auf wirtschaftli‑
che Schwierigkeiten und neue Herausfor‑
derungen). Die Darstellung des Falls Kiel, 
das sein Wohnungsunternehmen vor mehr 
als zehn Jahren verkauft hat, erfolgt im 
Wesentlichen in derselben Gliederung wie 
die der anderen neun Fälle, wobei im Vor‑
dergrund die Zusammenarbeit der Stadt 
mit dem privatisierten Unternehmen und 
die Auswirkungen des Verkaufs auf die Er‑
ledigung der wohnungs- und stadtent‑
wicklungspolitischen Aufgaben der Kom‑
mune stehen.

Nach wie vor ist die soziale Wohnungsver‑
sorgung die wichtigste Aufgabe, die kom‑
munale Wohnungsunternehmen aus Sicht 
ihrer Eigentümer haben. Eine besonde‑
re Rolle für die Erledigung dieser Aufga‑
be spielt der gebundene Wohnraum. In 
allen zehn Falldarstellungen wird da‑
her ausführlich auf die verschiedenen Ar‑
ten von Bindungen und ihre Funktion 
für die Wohnungsversorgung eingegan‑
gen. Um den Vergleich zwischen den Fäl‑
len zu erleichtern, werden in den entspre‑
chenden Abschnitten einheitliche Begriffe 
verwandt, die von den in den Kommunen 
selbst verwandten Bezeichnungen abwei‑

4	 Ergebnisse der zehn Fallstudien
chen können. Diese Bezeichnungen sollen 
hier kurz definiert werden:

•	 Gebundene Wohnungen sind alle Woh‑
nungen, bei denen die Vermieter bei 
der Auswahl von Mietern und/oder der 
Mietpreisgestaltung nicht frei sind, son‑
dern besonderen Regelungen unterlie‑
gen. Die Bindungen werden überwie‑
gend durch die Inanspruchnahme von 
Förderung begründet, so im Rahmen 
des traditionellen sozialen Wohnungs‑
baus, anderen Formen der Neubauför‑
derung und der Modernisierungs- und 
Instandsetzungsförderung. In einem 
Teil der untersuchten Kommunen wur‑
den Bindungen darüber hinaus auch 
durch Verträge mit den Wohnungsun‑
ternehmen begründet, die unabhängig 
von der Inanspruchnahme von Förde‑
rung sind.

•	 Mietpreisgebundene Wohnungen sind 
Wohnungen, deren Mieten nicht im 
Rahmen der allgemeinen mietrechtli‑
chen Regelungen frei vereinbart werden 
können, sondern besonderen Berech‑
nungsregeln oder Obergrenzen unterlie‑
gen. Häufig, aber nicht immer, sind die 
Wohnungen zugleich belegungsgebun‑
den. 

•	 Belegungsgebundene Wohnungen sind 
Wohnungen, die nur an einen be‑
stimmten Personenkreis vermietet 
werden dürfen. Grundform der Bele‑
gungsbindung ist die Verpflichtung der 
Vermieter, nur an Wohnungssuchen‑
de zu vermieten, die bestimmte Ein‑
kommensgrenzen einhalten bzw. einen 
Wohnberechtigungsschein (§ 27 Wohn‑
raumförderungsgesetz) vorlegen kön‑
nen.

•	 Wohnungen mit Benennungsrecht und 
Wohnungen mit Besetzungsrecht sind die‑
jenigen belegungsgebundenen Woh‑
nungen, bei denen der Vermieter bei der 
Mieterauswahl nicht nur an einen ab
strakt definierten Personenkreis gebun‑
den ist, sondern die Wohnung grund‑
sätzlich nur an Haushalte vermieten 
darf, die ihm von der Kommune vor‑
geschlagen bzw. benannt worden sind. 
Von Benennungsrechten wird in die‑
ser Studie dann gesprochen, wenn die 
Kommune dem Vermieter mehrere Woh‑
nungssuchende vorschlägt (in der Re‑
gel Dreiervorschlag), aus denen er eine 
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der zwölf Leitlinien der aktuellen Münch‑
ner Gesamtstrategie PERSPEKTIVE MÜN‑
CHEN. Zentraler Ansatz bzw. Leitprojekt 
für die Sicherung des sozialen Friedens ist 
die Sicherung der Wohnungsversorgung, 
insbesondere über das Handlungspro‑
gramm „Wohnen in München“ (Landes‑
hauptstadt München 2005, S. 1, 36 f.). Im 
Handlungsprogramm wird nicht nur eine 
Vielzahl von Ansätzen aufgeführt, an de‑
ren Umsetzung die Wohnungsunterneh‑
men mitwirken können (z. B. geförder‑
ter Neubau); darüber hinaus werden die 
städtischen Wohnungsgesellschaften als 
Akteure benannt, die für die kommuna‑
le Wohnungspolitik und ihre Prozessor‑
ganisation eine herausragende Rolle spie‑
len (Landeshauptstadt München 2006a, S. 
147). Die explizite Verankerung der Woh‑
nungsunternehmen in einem strategi‑
schen Programm bzw. die Betonung ih‑
rer Rolle für die Kommunalpolitik stellt in 
den untersuchten Fallkommunen eher die 
Ausnahme dar und unterstreicht die große 
strategische Funktion, die den Wohnungs‑
unternehmen von der Stadt München bei‑
gemessen wird.

Besonders groß ist diese strategische 
Funktion im Bereich der sozialen Woh‑
nungsversorgung. Hier setzt die Stadt auf 
einen umfangreichen geförderten Neu‑
bau durch ihre Gesellschaften, Belegungs‑
vereinbarungen für förderrechtlich nicht 
gebundene Bestände sowie Mietpreisbe‑

Auswahl treffen kann. Von Besetzungs‑
rechten wird dann gesprochen, wenn 
die Kommune das Recht hat, dem Ver‑
mieter einen einzelnen wohnungssu‑
chenden Haushalt vorzugeben. In den 
meisten Kommunen ist nur ein Teil der 
gebundenen Wohnungen mit Benen‑
nungs- oder Besetzungsrechten verse‑
hen. Die entsprechenden Rechte gehen 
teils auf kommunale Mitförderung teils 
aber auch auf Verträge mit Wohnungs‑
unternehmen zurück.

4.1	 München

Die Landeshauptstadt München ist allei‑
nige Eigentümerin der GWG Gemeinnützi‑
ge Wohnstätten und Siedlungsgesellschaft 
mbH mit rund 22  100 Wohnungen sowie 
der GEWOFAG Holding GmbH mit rund 
30  000 Wohnungen (jeweils einschließ‑
lich Tochtergesellschaften). Die GEWO‑
FAG wurde in den letzten Jahren gesell‑
schaftsrechtlich wie organisatorisch 
umstrukturiert. Zum einen erwarb die 
Stadt München 2006 die Mehrheit am 
Wohnungsunternehmen HEIMAG (Erhö‑
hung des Anteils von 50 % auf 70 %) und 
integrierte die HEIMAG in die GEWO‑
FAG und zum anderen gründete Mün‑
chen 2010 die GEWOFAG Holding GmbH 
und überführte die frühere GEWOFAG 
Gemeinnützige Wohnungsfürsorge AG 
in eine GmbH-Tochter der Holding. Ne‑
ben der Beteiligung an den beiden Gesell‑
schaften verfügt München über ca. 5  800 
Wohnungen in unmittelbarem kommu‑
nalem Eigentum. Die Strategien, die die 
Stadt München mit ihren kommunalen 
Wohnungsunternehmen und -beständen 
verfolgt, sind stark durch die günsti‑
ge sozioökonomische Entwicklung und 
den langjährig sehr angespannten Woh‑
nungsmarkt geprägt (siehe die Ausführun‑
gen zur sozioökonomischen Situation und 
zum Wohnungsmarkt in Kapitel 3).

Strategische Ausrichtung der Stadt 
bezogen auf ihre kommunalen 
Wohnungsunternehmen/-bestände 

München verfolgt vor dem Hintergrund ei‑
ner anhaltend angespannten Wohnungs‑
marktlage seit Jahrzehnten eine umfas‑
sende kommunale Wohnungspolitik, bei 
der den kommunalen Wohnungsunter‑
nehmen und -beständen eine zentrale 
Rolle zukommt. „Sozialen Frieden durch 
soziale Kommunalpolitik sichern“ ist eine 

Name GEWOFAG Holding mbH

Art kommunale Beteiligung direkt

Anteilseigner Stadt München (100 %)

Wohnungsbestand 2000 23  948

Wohnungsbestand 2009 30  048

Anteil am Gesamtwohnungsbestand der 
Kommune 2009

4,0 %

Baualtersstruktur (Anteil am Wohnungs
bestand des Unternehmens)*

bis 1948	 34 %
1949 bis 1969	 31 %
1970 bis 1989	 17 %
ab 1990	 18 %

Name GWG Gemeinnützige Wohnstätten- und 
Liegenschaftsgesellschaft mbH

Art kommunale Beteiligung direkt

Anteilseigner Stadt München (100 %)

Wohnungsbestand 2000 21  749

Wohnungsbestand 2009 22  135

Anteil am Gesamtwohnungsbestand der 
Kommune 2009

3,0 %

Baualtersstruktur (Anteil am Wohnungs
bestand des Unternehmens)

bis 1948	 9 %
1949 bis 1969	 39 %
1970 bis 1989	 18 %
ab 1990	 35 %

*   ohne Bestände der HEIMAG

Tabelle 7 
Grundinformationen zu den kommunalen Wohnungsunternehmen in München
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internationale Investor, der nun über die 
GAGFAH über 50 % der HEIMAG verfüg‑
te, sahen aufgrund unterschiedlicher Zie‑
le keine Möglichkeit der Zusammenarbeit. 
Ein Verkauf der städtischen Anteile an der 
HEIMAG wurde von der Stadt nicht er‑
wogen. Vielmehr erwarb sie im Jahr 2006 
über ihr Unternehmen GEWOFAG AG wei‑
tere Anteile (20 %) an der HEIMAG von der 
GAGFAH und setzte damit nach eigener 
Einschätzung „bewusst ein Signal gegen 
die Tendenz einiger Städte, kommunale 
Wohnungsbestände zur temporären Lin-   
derungen von Haushaltsnöten an inter‑
nationale Finanzinvestoren zu verkaufen“ 
(Landeshauptstadt München 2006a, S. 140 
f.). Mit dem Anteilsankauf verfügte Mün‑
chen über die Anteilsmehrheit am Unter‑
nehmen (50 % direkt und 20 % über die 
GEWOFAG); die übrigen 30 % der HEIMAG 
erwarb ein mit der Stadt kooperierendes 
privates Unternehmen. 2007 wurde dann 
der direkt bei der Stadt München liegen‑
de 50 %-Anteil an die städtische GEWO‑
FAG veräußert, wodurch zum einen die 
HEIMAG ein im Mehrheitseigentum der 
GEWOFAG liegendes Tochterunternehmen 
wurde und zum anderen Einnahmen für 
den kommunalen Haushalt generiert wur‑
den.2

Die GEWOFAG Holding GmbH wurde 2010 
vor allem gegründet, um Betriebseinhei‑
ten der GEWOFAG und ihrer Töchter unter 
betriebs- und finanzwirtschaftlichen Ge‑
sichtspunkten zu optimieren sowie um die 
Steuerungsmöglichkeiten der Stadt Mün‑
chen zu erhöhen.3

Bei der GEWOFAG Gemeinnützige Woh‑
nungsfürsorge AG war aufgrund der ak‑
tienrechtlich vorgeschriebenen Unab‑
hängigkeit des Vorstands formell eine 
geringere Durchsetzungsmöglichkeit der 
Stadt München als bei der GWG GmbH 
gegeben. Die Umwandlung der GEWO‑
FAG Aktiengesellschaft in eine Gesell‑
schaft mit beschränkter Haftung wurde 
als kommunalrechtlich empfehlenswert 
eingeschätzt, um es der Landeshauptstadt 
München zu ermöglichen, ihren Willen 
durch Anweisungen an die Geschäftsfüh‑
rung unmittelbar durchzusetzen (Landes‑
hauptstadt München 2009, S. 13). Den Re‑
cherchen zufolge ging die Umwandlung 
nicht auf negative Erfahrungen der Stadt 
mit den Steuerbarkeit der GEWOFAG AG 
zurück, aus Sicht der Stadt haben sich in 
der Praxis bei der Übernahme städtischer 
Ziele zwischen den Unternehmen keine 

grenzungen für kommunale Wohnungen. 
Des Weiteren haben die Unternehmen 
für die Kommune im Feld der Stadt- und 
Quartiersentwicklung eine große strategi‑
sche Funktion, da sie in den Schwerpunkt‑
gebieten der Stadt (Sanierung, Soziale 
Stadt, Entwicklungsgebiete) als wichtige 
Eigentümer maßgeblich an der Umset‑
zung mitwirken oder Träger strategisch 
wichtiger Aufgaben (Ankauf/Entwicklung 
Schlüsselobjekte, Investitionen in Umbau‑
gebieten) sind.

Dementsprechend strebt die Landes‑
hauptstadt München nicht nur den dauer‑
haften Halt ihrer Wohnungsunternehmen 
und Bestände an. Der kommunale Woh‑
nungsbestand soll vielmehr künftig erwei‑
tert werden, und zwar nicht ausschließlich 
durch den Neubau, sondern auch durch 
Zukäufe von Wohnungen, sofern diese 
wirtschaftlich tragfähig sind. Durch den 
Erwerb von weiteren kommunalen Antei‑
len am Wohnungsunternehmen HEIMAG 
hat die Stadt 2006 den kommunalen Ein‑
fluss auf die Münchner Mietwohnungsbe‑
stände ausgebaut. 

Für die Stadt stehen bezogen auf die Woh‑
nungsunternehmen die inhaltlichen Auf‑
gaben im Vordergrund. Zwar werden von 
den Wohnungsunternehmen jährlich Er‑
träge ausgeschüttet, deren Höhe ist aber 
relativ gering. In der zweite Hälfte der 
2000er Jahre hatte die Stadt ursprünglich 
eine deutliche Erhöhung der Ausschüttun‑
gen geplant; schließlich aber im Gegenzug 
zu zusätzlichen Investitionen der beiden 
Gesellschaften in Bestand und Neubau auf 
den entsprechenden Schritt verzichtet.

Die Landeshauptstadt München verfolgt 
bezogen auf ihre beiden Wohnungsunter‑
nehmen und die Wohnungen in unmit‑
telbarem kommunalem Eigentum im We‑
sentlichen dieselben Strategien.

Übernahme der Mehrheit an der HEIMAG 
und Umstrukturierung der GEWOFAG

Die über rund 4  700 Wohnungen in Mün‑
chen verfügende HEIMAG München Ge‑
meinnützige Heimstätten AG befand sich 
bis 2004 zu jeweils 50 % im Eigentum der 
Stadt München und der GAGFAH Gemein‑
nützige Aktiengesellschaft für Angestell‑
ten-Heimstätten, deren Mehrheitseigen‑
tümer die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte (BfA) war. Im September 2004 
wurde die GAGFAH an einen amerikani‑
schen Fonds verkauft. Die Stadt und der 

(2)
Details zum Transaktionsge-
schehen um die HEIMAG sowie 
Bewir tschaftungsstrategien 
der verschiedenen Eigentümer-
generationen sind dargestellt in 
BMVBS/BBR 2010b.

(3)
Darstellung der Umstrukturie-
rung auf Grundlage von Lan-
deshauptstadt München 2009, 
S. 3 ff.
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Diese Konzernstruktur zielt auf eine Er‑
höhung der betriebswirtschaftlichen Ef‑
fizienz. Zur GEWOFAG AG bzw. zur GE‑
WOFAG-Gruppe gehörten 2009 insgesamt 
neun Gesellschaften, darunter drei Woh‑
nungsbestände haltende Unterneh‑
men (Muttergesellschaft GEWOFAG AG, 
HEIMAG, Mietmanagementgesellschaft) 
sowie die für sozial benachteiligte Bürger 
auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt tä‑
tige Wohnforum gGmbH. Neben zentra‑
len Unternehmensfunktionen wie Per‑
sonal-, Finanz- und Rechnungswesen 
wurden verschiedene operative Funk

Unterschiede gezeigt (Landeshauptstadt 
München 2008, S. 17). Vielmehr wiesen 
die Recherchen darauf hin, dass die Um‑
wandlung sowohl im Interesse der Stadt 
als auch der bisherigen Vorstände war, da 
die Sicherheit über die rechtliche Zuläs‑
sigkeit der von der Stadt gemachten Vor‑
gaben erhöht wurde (eindeutige Zulässig‑
keit von Vorgaben der Stadt bei GmbH). 
Der Rechtsformwechsel bedurfte der Zu‑
stimmung der Aktionäre mit Drei-Vier‑
tel-Mehrheit, wobei die Stadt mit ihrem 
Anteil von 92,325 % die entscheidungsre‑
levante Mehrheit hatte. Die weiteren An‑
teilseigner wurden über den Rechtsform‑
wechsel informiert, sie sind heute an der 
GmbH im selben Umfang beteiligt wie frü‑
her an der AG. Es handelt sich um die Bay‑
erische Landesbank (6,25 %) sowie mit der 
GEWOFAG langjährig verbundene priva‑
te Unternehmen wie das Bankhaus Merck, 
Finck & Co (0,63 %), die Doblinger Beteili‑
gung GmbH (0,4 %) und die Gebrüder Moll 
GmbH & Co KG (0,4 %) (Landeshauptstadt 
München 2009, S. 14).

Nachfolgegesellschaft der GEWOFAG Ge‑
meinnützige Wohnungsfürsorge AG ist 
die GEWOFAG Wohnen GmbH. Diese ver‑
blieb nicht im direkten Eigentum der Lan‑
deshauptstadt München, sondern wurde 
eine Tochter der neu gegründeten GEWO‑
FAG Holding GmbH (Übertragung der 
Münchner Anteile auf die Holding). Die 
Holding soll keine eigene unternehmeri‑
sche Tätigkeit ausführen, sondern ledig‑
lich die oberste Ebene der strategischen 
Planung, des Personalwesens, der Ein‑
kaufsorganisation und des Finanz- und 
Rechnungswesens bilden sowie für ein‑
heitliche Standards beim Risiko- und 
Qualitätsmanagement des Konzerns bzw. 
der Konzerntöchter verantwortlich sein 
(Landeshauptstadt München 2009, S. 7). 
Die Tochtergesellschaften der GEWO‑
FAG Wohnen GmbH (ehemalige GEWO‑
FAG AG) blieben erhalten. Jedoch wurden 
vier weitere eigenständige Gesellschaf‑
ten für die Informationstechnologie (IT-
Service), das Handling der Grundstücks‑
geschäfte (Grundstücksgesellschaft), die 
Umsetzungen von baulichen Maßnahmen 
(Projektgesellschaft) sowie für technische 
Werkstätten und Hausmeisterdienste (Ser‑
vicegesellschaft) neu gegründet, die ne‑
ben der GEWOFAG Wohnen GmbH direkte 
Beteiligungen der neuen GEWOFAG Hol‑
ding GmbH sind (siehe Abbildung 5 und 
Abbildung 6).

Abbildung 5
GEFOWAG-Gruppe 2009 (vor der Holding-Gründung)

Abbildung 6
GEFOWAG-Gruppe 2010 (nach der Holding-Gründung)

Grundlage: Landeshauptstadt München 2009, Anlage 1 (vereinfachte Darstellung)

Grundlage: GEWOFAG (2010), S. 35 (vereinfachte Darstellung), Recherchen des IfS
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und Versorgungssicherheit für einen en‑
gen Kreis von am Wohnungsmarkt Be‑
nachteiligten sollen die Bestände jedoch 
im unmittelbaren kommunalen Eigentum 
verbleiben (Landeshauptstadt München 
2011a, S. 14).

Die weiteren Bestände im unmittelbaren 
Eigentum werden vom Kommunalreferat 
der Stadtverwaltung verwaltet und ver‑
mietet. Der größte Teil von 1  382 Wohnun‑
gen betrifft Streubestände des sogenann‑
ten Besonderen Grundvermögens. Die 
entsprechenden Bestände wurden zumeist 
im Rahmen zwischenzeitlich aufgegebe‑
ner Verkehrsplanungen erworben (Lan‑
deshauptstadt München 2011a, S. 11) und 
dienen heute nur der allgemeinen Woh‑
nungsversorgung. Wohnungsbestände des 
Allgemeinen Grundvermögens (178 Woh‑
nungen) betreffen Grundstücke, die für 
einen geplanten städtischen Nutzungs‑
zweck erworben und bis zur Realisierung 
dort gehalten werden. Weitere 54 Woh‑
nungen befinden sich in vier Objekten, in 
denen die Stadt München in Erhaltungs‑
satzungsgebieten ihr Vorkaufsrecht aus‑
geübt hat. Die Objekte sollen – wie ande‑
re 80 Objekte zuvor – mit entsprechenden 
Auflagen (Ausschluss Aufteilung Wohn‑
eigentum, Erhalt günstigen Wohnraums) 
reprivatisiert werden (Landeshauptstadt 
München 2011a, S. 7). 

Nachdem in den 1970er Jahren größere Be‑
stände aus dem kommunalen Eigentum 
an die Wohnungsunternehmen übertra‑
gen und in den 1980er Jahren die ehemali‑
gen Neue Heimat-Bestände übernommen 
worden waren, unterlag der Wohnungsbe‑
stand im unmittelbaren kommunalen Ei‑
gentum in den letzten beiden Jahrzehnten 
nur geringen Veränderungen. Nunmehr 
zeichnet sich ab, dass die Wohnungsbe‑
stände an die kommunalen Wohnungsge‑
sellschaften übertragen werden bzw. die 
Bewirtschaftung der Wohnungen, die für 
die allgemeine Wohnungsversorgung zur 
Verfügung stehen, vollständig in die Hand 
von GWG und GEWOFAG übergeht.

Im Februar 2011 beschloss der Münchner 
Stadtrat zu prüfen, inwieweit die Wohnun‑
gen des Kommunalvermögens (einschließ‑
lich Betriebs- und Dienstwohnungen) ver‑
kauft oder im Erbbaubaurecht übertragen 
oder als Sacheinlage ins Stammkapital 
den Wohnungsunternehmen übertragen 
werden können. Der Prüfauftrag erfolg‑
te im Kontext der beschlossenen Neuorga‑
nisation des Münchner Facility Manage‑

tionen wie Hausbewirtschaftung, Neubau, 
Fremd- und Liegenschaftsverwaltung so‑
wie Hausmeister- und IT-Dienstleistungen 
von einzelnen Unternehmen der Gruppe 
eigenständig erbracht, sodass Sachmittel 
und Personal doppelt und teilweise drei‑
fach vorgehalten wurden (Landeshaupt‑
stadt München 2009, S. 4). Zur Erzielung 
von Synergieeffekten wurden alle zent‑
ralen Funktionen und Servicebereiche in 
den vier neuen Tochtergesellschaften der 
Holding zusammengeführt, die jeweils als 
interne Dienstleister für die Wohnungen 
haltenden Unternehmen GEWOFAG Woh‑
nen GmbH, HEIMAG und Mietmanage
mentgesellschaft fungieren.

Wohnungsbestände in unmittelbarem 
kommunalen Eigentum – Art der Bestän-
de und mögliche Veränderungen

Von den ca. 5  800 Wohnungen in unmittel‑
barem Eigentum der Stadt München sind 
ca. 2  000 Dienstwohnungen/Betriebswoh
nungen oder der Versorgung von Be‑
schäftigten der Krankenhausbetriebe 
vorbehalten. Ca. 3  800 Wohnungen in un‑
mittelbarem kommunalem Eigentum ste‑
hen dem allgemeinen Wohnungsmarkt zur 
Verfügung. Diese 3  800 Wohnungen um‑
fassen unterschiedliche Teilbestände:

2  055 Wohnungen wurden 1985 von der 
Neuen Heimat übernommen. Die Woh‑
nungen, die in drei Nachkriegsquartieren 
gebündelt sind, werden seit 1993 von den 
beiden kommunalen Wohnungsunterneh‑
men im Rahmen von Pachtverträgen be‑
wirtschaftet. Weitere 144 Wohnungen, die 
in der zweiten Hälfte der 2000er Jahre im 
Rahmen der städtischen Bauprogramme 
errichtet wurden, werden von den kom‑
munalen Unternehmen verwaltet; zur Si‑
cherung der besonderen Nachhaltigkeit 

Vermögensart/Bewirtschaftung Wohnungen

Besonderes Grundvermögen/ehem. „Neue Heimat“ (verpachtet an 
GWG/GEWOFAG) 2  055

Neubauwohnungen der städtischen Bauprogramme KomPro B/KomPro 
C (verwaltet durch GWG/GEWOFAG) 144

Besonderes Grundvermögen – Streubestände (verwaltet durch 
Kommunalreferat) 1  382

Allgemeines Grundvermögen (verwaltet durch Kommunalreferat) 178

Vorkaufsrechtsobjekte (verwaltet durch Kommunalreferat) 54

Insgesamt 3  813

*	 ohne Dienst-/Betriebswohnungen/Wohnungen für Bedienstete kommunaler 
Krankenhausbetriebe

Tabelle 8 
Wohnungsbestände in unmittelbarem Eigentum der Landeshauptstadt München 
nach Bewirtschaftungsart*

Datengrundlage: Landeshauptstadt München 2008, S. 26
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vorgelegt werden (zu Beispielen einzelner 
Beschlüsse siehe unten). Die Verwaltung 
bzw. die Vertreter der Stadt setzen die 
Ratsbeschlüsse dann auf verschiedenen 
Wegen (Vorgaben in Gremien, Beschlüs‑
se Wirtschaftspläne, Abstimmung mit der 
Geschäftsführung etc.) um.

Die Beteiligungsverwaltung und das Betei‑
ligungsmanagement für Unternehmen der 
Stadt München ist in der Münchner Stadt‑
verwaltung zweigeteilt: Die Stadtkämme‑
rei erstellt zentral den Finanzdaten- und 
Beteiligungsbericht; für das zentrale Con‑
trolling werden einheitliche Kennziffern 
bzw. Anforderungen der Berichterstat‑
tung definiert, wobei der Schwerpunkt 
auf finanzwirtschaftlichen Informatio‑
nen liegt. Die inhaltliche Steuerung der 
Unternehmen bzw. die Wahrnehmung 
der Interessen der Stadt gegenüber dem 
Unternehmen obliegt in München den 
Fachdezernaten bzw. dem so genannten 

„Betreuungsreferat“. Das dezentrale Betei‑
ligungsmanagement für die Wohnungs‑
unternehmen ist dem Referat für Stadtpla‑
nung und Bodenordnung zugeordnet, das 
für die Stadtentwicklungs- und Bauleit‑
planung, die Wohnungsbau- und Städte
bauförderung sowie das Bauordnungs‑
recht zuständig ist. Die für die Steuerung 
der Wohnungsunternehmen zuständige 
Stelle ist zentraler Ansprechpartner der 
Wohnungsunternehmen in der Stadtver‑
waltung. Sie koordiniert fach- und dezer‑
natübergreifende Abstimmungen, berei‑
tet Zielvorgaben durch den Stadtrat oder 
Vereinbarungen mit den Unternehmen vor 
und ist für das Controlling und Berichts‑
wesen der Wohnungsunternehmen ver‑
antwortlich. Auch die finanzwirtschaftli‑
chen Kennziffern werden vom dezentralen 
Beteiligungsmanagement erhoben und 
ausgewertet sowie an das zentrale Beteili‑
gungscontrolling der Kämmerei weiterge‑
leitet.

Den Münchner Wohnungsunternehmen 
werden Zielvorgaben auf verschiedenen 
Wegen gemacht. Strategische bzw. län‑
gerfristige Ziele (neben den generellen 
Gesellschaftszielen) werden zum einen 
über Stadtratsbeschlüsse bestimmt (z. B. 
zur Verwendung von Überschüssen, sie‑
he unten) sowie zum anderen über Verträ‑
ge zwischen Stadt und den Unternehmen 
vereinbart (z. B. Belegungsbindungsver‑
träge, siehe unten). Weiterhin werden kurz- 
bis mittelfristige Ziele nicht nur über die 
allgemein üblichen Wirtschaftspläne de‑

ments, die zum 1. Januar 2012 erfolgen 
soll, sowie anderer Maßnahmen im Rah‑
men des Neuen Steuerungsmodells (NSM). 
Durch eine Zentralisierung von Tätigkei‑
ten bei spezialisierten Organisationsein‑
heiten sollen Synergie- und Mengeneffek‑
te und eine höhere Professionalisierung 
erreicht werden sowie Fachbereiche von 
fachfremden Aufgaben entlastet werden. 
Mit der GEWOFAG und der GWG stehen – 
so die Begründung des Prüfungsbeschlus‑
ses – der Stadt München Gesellschaften 
zur Verfügung, die über eine hohe Profes‑
sionalität verfügen und zugleich über die 
Satzungen dem städtischen Ziel der Woh‑
nungsversorgung verpflichtet sowie durch 
weitere Vereinbarungen gebunden sind 
(Landeshauptstadt München 2011b, S. 1 f.).

Ein Verkauf oder eine Überlassung der 
Wohnungsbestände in Erbpacht wird den 
ersten Prüfungen zufolge für das Gros der 
Wohnungen im unmittelbaren kommuna‑
len Eigentum für möglich bzw. sinnvoll ge‑
halten (Ausnahme: betriebsnotwendige 
Dienstwohnungen, Grundstücke für ak‑
tuelle kommunale Planungen/Vorkaufs‑
rechtsbestände, Landeshauptstadt Mün‑
chen 2011a, S. 34).

Steuerung der Wohnungsunternehmen

Im Aufsichtsrat der GWG und der GEWO‑
FAG bilden Vertreter der Stadt (Verwaltung 
und Stadtrat) mit Anteilen von zwei Drit‑
teln bzw. drei Vierteln die Mehrheit, die 
weiteren Aufsichtsratsmandate entfallen 
auf die Arbeitsnehmervertreter.4 Seitens 
der Stadt werden die meisten Vertreter 
vom Stadtrat (fünf bzw. sechs Aufsichts‑
räte) gestellt; des Weiteren sind zwei Fach‑
dezernenten (Stadtbaurätin, Stadtkämme‑
rer bzw. Kommunalreferentin) sowie der 
Oberbürgermeister im Aufsichtsrat vertre‑
ten, wobei dem Oberbürgermeister jeweils 
der Vorsitz obliegt. In den Gesellschafter‑
versammlungen der beiden Unternehmen 
vertritt der Oberbürgermeister die Stadt.

Der Stadtrat hat bereits aufgrund seiner 
Vertreter im Aufsichtsrat einen gewichti‑
gen Einfluss auf die Wohnungsunterneh‑
men. Des Weiteren ist es in München Pra‑
xis, dass wichtige strategische Fragen zu 
Aufgaben und Zielen sowie zur Organisa‑
tion der Unternehmen ausführlich im Rat 
behandelt und dort auch Beschlüsse ge‑
troffen werden, wobei zu den Beschluss‑
vorlagen umfassende Erläuterungen durch 
die Verwaltung bzw. die Fachdezernenten 

(4)
Bis zur Gründung der GEWO-
FAG Holding GmbH entfiel ein 
Mandat auf die Bayerische 
Landesbank (Minderheitsei-
gentümerin der GEWOFAG 
AG).
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tung strategischer Vorgaben über die Mit‑
zeichnung der Ratsvorlagen eingebunden, 
und sie werden über die Umsetzung der 
Zielvorgaben durch Zweitschriften der Be‑
richterstattung an den Rat informiert. 

Soziale Wohnungsversorgung

In München unterlagen im Jahr 2009 rund 
73  600 Wohnungen bzw. 10 % des Münch‑
ner Wohnungsbestands Bindungen (sie‑
he Tabelle 9). Dieser gebundene Bestand, 
der in München auch als „Eingriffsreser‑
ve“ bezeichnet wird, umfasst zwei Grup‑
pen von Wohnungen:

•	 43  300 Wohnungen (58,8 % des gebunde‑
nen Bestands) sind aufgrund von Förde‑
rung gebunden, wobei 23  100 Wohnun‑
gen (31,4 %) auf private Eigentümer und 
20  200 Wohnungen (27,4 %) auf kom‑
munale Bestände entfallen, also auf die 
beiden kommunalen Wohnungsunter‑
nehmen und die Wohnungen in unmit‑
telbarem Eigentum der Kommune. Zu 
den förderrechtlichen Bindungen zäh‑
len neben Bindungen aufgrund der För‑
derung von Neubauten oder Moderni‑
sierungen in gewissem Ausmaß auch 
Bindungen aus dem Erwerb von Bele‑
gungsrechten (seit 2007 bei mehreren 
Hundert Bestandswohnungen realisiert). 

•	 Für 30  200 Wohnungen (41 % der gebun‑
denen Wohnungen) aus dem Bestand 
der beiden kommunalen Unterneh‑
men bzw. aus unmittelbarem kommu‑
nalem Eigentum, für die keine förder‑
rechtlichen Bindungen gelten, ergeben 
sich Bindungen aus den seit 1990 mit der 
Stadt abgeschlossenen Belegrechtsver‑
trägen. Diese Verträge treffen differen‑
zierte Regelungen zur Belegung bei Neu‑
vermietung und zur Miethöhe (Näheres 
weiter unten).

Die „Eingriffsreserve“ ging von 2000 bis 
2009 um 19  500 Wohnungen bzw. 21 % zu‑
rück. Sie speist sich in zunehmendem Maß 
aus den kommunalen Wohnungsbestän‑
den. Zum einen ist dies darauf zurückzu‑
führen, dass die Wohnungen der kommu‑
nalen Bestände, die in den letzten zehn 
Jahren aus der Förderung herausgefallen 
sind, über die Belegrechtsverträge weiter‑
hin Bindungen unterliegen, während bei 
den entsprechenden Wohnungen privater 
Eigentümer die Bindungen mit der Förde‑
rung endgültig ausgelaufen sind. Zum an‑
deren sind die kommunalen Unternehmen 
überdurchschnittlich häufig neue Bin‑

finiert, darüber hinaus werden seit 2002 
zwischen der Stadt und den Geschäfts‑
führern und Vorständen der Unternehmen 
jährliche Zielvereinbarungen zu Investi‑
tionen und der Umsetzung ausgewähl‑
ter Projekte geschlossen. Prämien der Ge‑
schäftsführer und Vorstände richten sich 
nach dem Grad der Zielerreichung.

Die vergleichsweise weit reichende Defi‑
nition von Zielen ist verbunden mit einem 
seit 2002 fortentwickelten System der un‑
terjährigen Berichterstattung zum Stand 
der Umsetzung der Ziele. Darüber hin‑
aus wird von der Stadt einmal jährlich an 
den Stadtrat über die einzelnen Wohnun‑
gen haltenden (Tochter-)Gesellschaften 
berichtet, und zwar umfassend (jeweils 10 
bis 15 Seiten) sowie in einer zusammen‑
fassenden Übersicht (jeweils zwei Seiten) 
über die wirtschaftliche Entwicklung, die 
Zielerreichung und Planungen für das Fol‑
gejahr, die Chancen und Risiken und ggf. 
Handlungsempfehlungen. Neben finanz‑
wirtschaftlichen Kennziffern und Daten 
der Personalentwicklung (Erträge, Sach‑
aufwand, Personalaufwand, Abschreibun‑
gen, sonstiger Aufwand) liegt der Schwer‑
punkt dieser Berichte auf der Umsetzung 
der Investitionsziele in den Bereichen 
Neubau, Modernisierung und Instand‑
haltung, der Erläuterung von Abweichun‑
gen sowie auf Informationen zu wichtigen, 
unregelmäßig anfallenden Maßnahmen 
(z. B. Ankauf von Beständen oder Grund‑
stücken; siehe Beispiel Landeshauptstadt 
München 2010a).

Die Verwaltungsbereiche, für die das Han‑
deln der Wohnungsunternehmen relevant 
ist (z. B. Sozialreferat, Kämmerei, Kreis‑
verwaltungsreferat), sind bei der Vorberei‑

Anzahl Anteil

2000 2005 2009 2000 2005 2009

Gebundene Wohnungen 
insgesamt 

93  100 80  200 73  500 100,0 % 100,0 % 100,0 %

davon

	 durch Förderung 		
	 gebundene Wohnungen 	
	 privater Eigentümer

64  500**

33  700 23  100

69,3 %**

42,1 % 31,4 %

	 durch Förderung 		
	 gebundene kommunale 	
	 Bestände*

17  900 20  200 22,3 % 27,4 %

	 durch Belegrechts-		
	 verträge 	gebundene 	
	 kommunale Bestände*

28  600 28  600 30  200 30,7 % 35,7 % 41,0 %

* 	 Bestände der kommunalen Wohnungsunternehmen und Bestände im unmittelbaren 		
	 Eigentum der Kommune
** 	keine Unterscheidung nach Eigentümern möglich

Tabelle 9 
Gebundene Wohnungen in München – „Münchner Eingriffsreserve“

Datengrundlage: Landeshauptstadt München (Sozialreferat)
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den werden können, werden zu jeweils ei‑
nem Drittel für weitere Dreiervorschläge 
der Stadt, für Altenpflegekräfte sowie die 

„Eigenvergabe“ der Wohnungsunterneh‑
men genutzt (Landeshauptstadt München 
2006b, S. 4). 

Bei allen Mietverhältnissen der unter die 
Belegrechtsverträge fallenden Wohnun‑
gen sind Mietobergrenzen zu berücksich‑
tigen (siehe unten), sodass auch die unter 
die „Eigenvergabe“ der Unternehmen fal‑
lenden Wohnungen im Mietpreis begrenzt 
sind.

Aus Tabelle 11 wird ersichtlich, dass in 
München die Zahl der bei der städtischen 
Wohnungsvermittlung gemeldeten woh‑
nungssuchenden Haushalte in den 2000er 
Jahren jeweils in der Größenordnung von 
10  000 Haushalten lag und auch die Zahl 
von Haushalten mit Dringlichkeit mit 
etwa der Hälfte der wohnungssuchenden 
Haushalte anhaltend hoch war. Zugleich 
ist die Zahl der vermittelten Haushalte von 
rund 5  000 im Jahr 2000 auf 3  300 im Jahr 
2009 zurückgegangen. In Relation zu den 

dungen im Rahmen der Förderung einge‑
gangen. So wurden im Bestand der GWG 
zwischen 2005 und 2009 1  200 neue Bin‑
dungen eingegangen, davon zwei Drittel 
durch Neubauförderung und 1  500 durch 
Erwerb von Belegungsrechten.

Die 43  300 aufgrund von Förderung ge‑
bundenen Wohnungen, von denen 20  200 
bzw. 46,7 % auf die beiden kommunalen 
Wohnungsunternehmen und auf Wohnun‑
gen in unmittelbarem Eigentum der Stadt 
entfallen, sind alle mietpreisgebunden. 
Bei der Belegung dieser Wohnungen gilt 
bis auf die Ausnahme von 500 Wohnun‑
gen ein kommunales Benennungsrecht 
(Dreiervorschlag), das auf kommunale 
Mitförderung zurückgeht. Für die Vermie‑
tung werden vom zuständigen Sozialrefe‑
rat drei Haushalte vorgeschlagen, bei der 
Praxis der Belegung bestehen zwischen 
kommunalen Unternehmen und Privaten 
keine Unterschiede.

Für fast den gesamten nicht bzw. nicht 
mehr durch Förderung gebundenen kom‑
munalen Wohnungsbestand finden die 
Regelungen der Belegrechtsverträge An‑
wendung. Ausnahme sind nur die Bestän‑
de der HEIMAG (ca. 4  800 Wohnungen), 
für die auch nach der Übernahme der An‑
teilsmehrheit durch die Stadt kein Beleg‑
rechtsvertrag geschlossen wurde und die 
weiterhin in etwas stärkerem Ausmaß als 
die anderen kommunalen Bestände der 
Versorgung von mittleren Einkommens‑
schichten dient.

Was die Belegung anbelangt, teilen die Be‑
legrechtsverträge die frei werdenden Woh‑
nungen in vier Kontingente ein:

•	 Für 10 % der frei werdenden Wohnun‑
gen hat die Stadt ein Besetzungsrecht 
(„Direktbelegung“),

•	 bei weiteren 15 % besteht ein Benen‑
nungsrecht (Dreiervorschlag),

•	 60 % sind für städtische Bedienstete vor‑
gesehen,

•	 15 % verbleiben den Wohnungsunter‑
nehmen zur „Eigenvergabe“.

Die städtischen Bediensteten haben für 
die soziale Wohnungsversorgung eine 
weitaus größere Bedeutung als in den an‑
deren untersuchten Kommunen. Dies geht 
auf die starke Anspannung des Münch‑
ner Wohnungsmarkts und das sehr hohe 
Mietniveau zurück. Wohnungen aus dem 
Kontingent für städtische Bedienstete, für 
die keine entsprechenden Mieter gefun‑

Stadt München  
gesamt

kommunale Bestände

Anzahl Anzahl Anteil an Stadt  
gesamt

2005 2009 2005 2009 2005 2009

mietpreis- und 
belegungsgebundene 
Wohnungen insgesamt

51  700 43  300 17  900 20  200 34,6 % 46,7 %

	 davon mit

	 Benennungsrecht 		
	 (3er-Vorschlag)* 51  700 42  800 17  900 20  000 34,6 % 46,7 %

* 	einschließlich der Wohnungen, bei denen aufgrund von neuen Förderungen nur im 		
	 Erstbezugsjahr ein Besetzungs-/Benennungsrecht bestand.

  2000 2005 2006 2007 2008 2009

Bei städtischer 
Wohnungsvermittlung  
gemeldete 
wohnungssuchende 
Haushalte

10  621 10  204 10  039 9  685 9  517 10  358

	 darunter Haushalte  
	 mit Dringlichkeit 5  024 5  452 5  294 4  966 4  593 5  341

Von Kommune ver
mittelte wohnungs-
suchende Haushalte 
(Anzahl)

4  967 4  008 4  020 4  115 4  401 3  255

Anteil an den gemeldeten 
Wohnungssuchenden 47 % 39 % 40 % 42 % 46 % 31 %

Tabelle 10 
Aufgrund von Förderung gebundener Wohnungsbestand in München und Anteil 
der kommunalen Bestände

Tabelle 11 
Wohnungssuchende und Vermittlungen in München

Datengrundlage: Landeshauptstadt München (Sozialreferat)

Datengrundlage: Landeshauptstadt München (Sozialreferat)
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ter und ein Drittel der Neumieter Bezieher 
von SGB II-Leistungen sind, während der 
Anteil dieser Gruppe an der Münchner Be‑
völkerung Ende 2009 bei 6 % liegt.

Durch die seitens der Stadt positiv einge‑
schätzte, intensive Zusammenarbeit der 
kommunalen Wohnungsunternehmen mit 
der Stadt konnten die sich aus dem Fortfall 
von Bindungen ergebenden Probleme zu‑
mindest abgemildert werden.

Die Bedeutung der kommunalen Woh‑
nungsunternehmen für die soziale Woh‑
nungsversorgung wird in München (auch 
ohne weitere kommunale Vorgaben) vor‑
aussichtlich weiter zunehmen: Aufgrund 
des Wegfalls von förderrechtlichen Bin‑
dungen wird der Anteil der über die Beleg‑
rechtsverträge gebundenen kommunalen 
Wohnungen an der „Eingriffsreserve“ der 
sozialen Wohnungsversorgung weiter stei‑
gen, da durch die geplanten Neubauförde‑
rungen bis 2015 allenfalls eine Kompen‑
sation der wegfallenden Förderbindungen 
erreicht werden kann (Abbildung 7). Des 
Weiteren wird voraussichtlich auch ein 
großer Teil der neuen Bindungen durch 
Neubauförderung auf kommunale Unter‑
nehmen entfallen.

Mietenpolitik

Das Ziel „bezahlbarer Wohnraum“ wird 
von der Stadt München zum einen über 
die anhaltende Schaffung neuer förder‑
rechtlicher Bindungen (bei kommunalen 
Unternehmen und Privaten) verfolgt. Zum 
anderen hat die Stadt für den förderrecht‑
lich nicht gebundenen Bestand der Kom‑
mune, der unter die Belegrechtsverträge 
fällt (siehe oben) und 2009 etwa drei Fünf‑
tel des kommunalen Bestands umfasst, 
seit 1998 die Mieten über das „Konzept So‑
ziale Mietobergrenzen“ begrenzt. Ziel des 
Konzepts ist, „erschwingliche und sozial 
verträgliche Mieten festzulegen, …und in 
den Wohnlagen eine sozial ausgewogene 

wohnungssuchend gemeldeten Haushal‑
ten konnten 2009 nur 31 % der Haushalte 
von der Kommune vermittelt werden.

Tabelle 12 stellt die Praxis der Belegung 
der Wohnungen der kommunalen Un
ternehmen und aus dem unmittelba‑
ren Eigentum der Kommune dar, die den 
Belegrechtsverträgen unterliegen. Im 
Durchschnitt der Jahre 2005 bis 2009 wur‑
den 1  570 dieser Wohnungen vermietet. 
Hiervon entfielen 200 (13 %) auf die Aus‑
übung von kommunalen Besetzungsrech‑
ten, 317 auf die Ausübung von kommu‑
nalen Benennungsrechten (20 %) und 623 
(40 %) auf die Vergabe an kommunale Be‑
dienstete. Durchschnittlich 430 Wohnun‑
gen (27 %) wurden in den fünf Jahren frei 
vermietet („Eigenvergabe“). Das in den 
Belegrechtsverträgen vorgesehene Kon‑
tingent für städtische Bedienstete (60 %) 
wurde also deutlich unterschritten, im Ge‑
genzug lag der Anteil der „Eigenvergaben“ 
deutlich über dem Kontingent (15 %).

Insgesamt zeigt sich, dass die Situation der 
sozialen Wohnungsversorgung in Mün‑
chen wegen der sinkenden Zahl gebunde‑
ner Wohnungen bei einer anhaltend ho‑
hen Zahl wohnungssuchender Haushalte 
in den letzten zehn Jahren schwieriger ge‑
worden ist. Die Stadt München hat hier‑
auf u. a. durch die Entwicklung neuer An‑
sätze (Erwerb von Belegungsbindungen) 
reagiert. Die Bedeutung der kommunalen 
Wohnungsunternehmen für die soziale 
Wohnungsversorgung hat wie dargestellt 
aufgrund der hohen Mitwirkungsbereit‑
schaft beim Eingehen neuer förderrecht‑
licher Bindungen sowie dem wachsenden 
Gewicht der nicht förderrechtlich gebun‑
denen kommunalen Wohnungen für die 
Wohnungsversorgung zugenommen. Die 
Rolle der kommunalen Wohnungsunter‑
nehmen für Einkommensschwache wird 
auch anhand der Schätzungen eines der 
beiden Münchner Unternehmen ersicht‑
lich, nach der etwa ein Viertel der Mie‑

2005 2006 2007 2008 2009 Durchschnitt 
2005 bis 2009

Anzahl Wohnungen Anzahl Anteil

Vermietungen insgesamt, davon 1  403 1  563 1  674 1  675 1  535 1  570 100 %

	 Besetzungsrecht („Direktbelegung“) 140 151 167 294 248 200 13 %

	 Benennungsrecht („3er-Vorschlag“) 285 323 363 327 289 317 20 %

	 Städtische Bedienstete 664 628 634 606 583 623 40 %

	 Eigenvergabe durch 	Unternehmen 314 461 510 448 415 430 27 %

Tabelle 12 
Art der Belegung der auf Grundlage der Belegrechtsverträge neu vermieteten Wohnungen der Stadt 
München und ihrer Wohnungsunternehmen 2005 bis 2009

Datengrundlage: Landeshauptstadt München 2010b, S. 86
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Nach Angaben eines der beiden Unter‑
nehmen liegt 2009 die typische Neuver‑
mietungsmiete für eine Wohnung mit mo‑
dernem, zeitgemäßem Standard, die nur 
durch die Orientierung am Mietspiegel be‑
grenzt ist, bei 9,00  € pro m2. Sie liegt damit 
spürbar unter dem Niveau, das gemäß des 
IVD Immobilienverband Deutschland für 
Münchner Wohnungen mit mittlerem oder 
gutem Wohnwert bei Wiedervermietung 
2009 zu zahlen ist (zwischen 10,00  € pro 
m2 bei mittlerem Wohnwert/Baujahr ab 
1949 und 13,00  € pro m2 bei gutem Wohn‑
wert/Baujahr vor 1949).5

Wohnungsneubau

Aufgrund der angespannten Wohnungs‑
marktlage in München hat der Wohnungs‑
neubau bzw. die Erweiterung des Woh‑
nungsangebots eine große Priorität und 
ist ein Schwerpunkt des Handlungspro‑
gramms „Wohnen in München IV“ (für 
den Zeitraum 2006 bis 2010). Die Stadt 
München unterstützt den Wohnungsneu‑
bau durch eigene Wohnungsbauförderpro‑
gramme, die zum Teil staatliche Förderun‑
gen ergänzen (allgemeines Programm A) 
und zum Teil eigenständige kommunale 
Programme für besondere Gruppen sind 
(Programme B und C). Die kommunalen 
Wohnungsunternehmen sollen hierzu ei‑
nen gewichtigen Beitrag leisten. In ihren 

Mieterstruktur zu wahren“ (Landeshaupt‑
stadt München 2006b, S. 2).

Die gültige Fassung der Mietobergrenzen 
des „Konzepts Soziale Mietobergrenzen“ 
wurden am 26.07.2006 vom Rat beschlos‑
sen (Landeshauptstadt München 2006b). 
Bei Neuvermietungen sind für Mieter, de‑
ren Einkommen innerhalb der Grenzen 
von § 9 Wohnraumförderungsgesetz zu‑
züglich 30 % liegen, maximale Nettokalt‑
mieten von 6,75  € pro m2 bei Wohnungen 
bis 50 m2 sowie von 6,25  € pro m2 für Woh‑
nungen über 50 m2 zulässig. Vermietungen 
im Rahmen des „Eigenvergabekontingents“ 
der Unternehmen (keine Belegungsbin‑
dung, siehe oben) können generell bis zur 
ortsüblichen Vergleichsmiete erfolgen, 
was vor dem Hintergrund der Wohnungs‑
marktlage häufig einen Verzicht gegen‑
über der erzielbaren Marktmiete darstellt. 
Mieterhöhungen sind bei Mietern, deren 
Einkommen innerhalb der Grenzen des 
§ 9 Wohnraumförderungsgesetz zuzüglich 
30 % liegt, maximal bis zu den genannten 
Grenzen von 6,25 bzw. 6,75  €  m2 pro  mög‑
lich. Des Weiteren kann für jedes kinder‑
geldberechtigte Kind auf Antrag des Mie‑
ters die Obergrenze bei Neuvermietung 
und Mieterhöhung um 0,50  € pro m2 ge‑
genüber der maximalen Mietspiegelmiete 
gesenkt werden („Familienkomponente“).

Quelle: Landeshauptstadt München 2010b, S. 79
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ohne Ankauf Belegbindungen

Abbildung 7 
Entwicklung des gebundenen Münchner Wohnungsbestands („Eingriffsreserve“) 2000 bis 2015  
(Prognose ab 2010)

(5)
Ein Vergleich zum Mietspie-
gel ist nicht möglich, da der 
Münchner Mietspiegel kei-
ne Mietspiegelfelder ausweist, 
sondern die Vergleichsmie-
te aus feinteilig differenzierter 
Grundmiete sowie Zu- und Ab-
schlägen ermittelt wird.
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sammen. Ziel des Bündnisses mit zehn 
bestandshaltenden Unternehmen ist es, 
langfristig günstigen Wohnraum zu si‑
chern. Das Bündnis für den Mietwoh‑
nungsbau trifft sich ein- bis zweimal im 
Jahr zum Austausch über die generelle 
Vermietungspolitik sowie mögliche Käu‑
fe/Verkäufe von Beständen im Raum Mün‑
chen. Der Münchner Oberbürgermeister 
appellierte an Münchner Firmen mit Ver‑
kaufsabsichten, diese nur an Wohnungs‑
baufirmen zu veräußern, die sich mit dem 
Bündnis ihrer sozialen Verantwortung 
stellen.8 Bisher gelang ein solcher Ankauf 
den kommunalen Wohnungsunterneh‑
men nicht selber, sondern nur den koope‑
rierenden Privaten.9

Stadt- und Quartiersentwicklung

Hinsichtlich der Rolle der kommunalen 
Wohnungsunternehmen für die Entwick‑
lung von Bestandsquartieren ist zwischen 
den Gebietskulissen der Städtebauförde‑
rung zu unterscheiden:

•	 Bezogen auf die Sanierungsgebiete der 
klassischen Stadterneuerung wirkten 
und wirken die Wohnungsunternehmen 
im Wesentlichen (nur) über die MGS 
Münchner Gesellschaft für Stadterneu‑
erung mbH an der Quartiersentwick‑
lung mit, die Sanierungsträgerin für die 
Gebiete ist und sich im Eigentum der 
Wohnungsunternehmen befindet (GWG: 
Mehrheitsanteil 94 %, GEWOFAG: Min‑
derheitsanteil 6 %). Die MGS ist dabei 
auch in begrenztem Umfang als Vermie‑
terin tätig (rund 1  000 Wohnungen), wo‑
bei ihr dabei eine durchaus bedeutsame 
Entwicklungsfunktion für die Quartiere 
zukommt, indem sie ausgewählte sanie‑
rungsbedürftige Objekte aufkauft und 
aufwertet.

•	 Weiterhin wird die Quartiersentwick‑
lung über die Programme „Aktive Zen‑
tren“ (im Jahr 2010 nur Untersuchungs‑
gebiet) sowie „Soziale Stadt“ verfolgt, 
wobei große Teile der Soziale Stadt-Ge‑
biete als förmliche Sanierungsgebiete 
festgelegt sind (siehe Landeshauptstadt 
München 2010b, S. 93). In den Schwer‑
punktgebieten, in denen die Wohnungs‑
unternehmen Bestände haben, wirken 
sie maßgeblich an der Umsetzung mit. 
Insbesondere im Gebiet Innsbrucker 
Ring/Baumkirchner Straße entwickelt 
bzw. realisiert die GEWOFAG einen inte‑
grierten Ansatz mit Maßnahmen der Be‑
standssanierung, ergänzendem Neubau, 

Wirtschaftsplänen und Zielvorgaben ist 
der Neubau von Mietwohnungen6 vorge‑
sehen, der in der Regel gefördert erfolgen 
soll, um den gebundenen Bestand zu er‑
weitern und dem Bindungswegfall zumin‑
dest teilweise zu kompensieren. Von 2001 
bis 2005 entfielen vom geförderten Miet‑
wohnungsneubau (insgesamt rund 5  800 
Wohnungen) allein 50 % auf die kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen (Landes‑
hauptstadt München 2006a, S. 149).

In der ersten Hälfte der 2000er Jahre ging 
das große Gewicht der kommunalen Woh‑
nungsunternehmen auch darauf zurück, 
dass andere Eigentümergruppen nur ge‑
ringes Interesse an der Inanspruchnah‑
me von Fördermitteln zeigten. Inzwi‑
schen wird den Expertengesprächen 
zufolge von der Stadt auch aus grundsätz‑
lichen Überlegungen präferiert, dass der 
durch die Stadt anteilig geförderte Woh‑
nungsneubau durch kommunale Unter‑
nehmen erfolgt, da diese Bestände in der 
Langfristperspektive auch nach dem Bin‑
dungswegfall aufgrund der kommunalen 
Eigentümerschaft für die Versorgung von 
Zielgruppen zur Verfügung stehen. Von 
2006 bis 2009 bauten die kommunalen 
Wohnungsunternehmen rund 350 Woh‑
nungen pro Jahr, von denen das Gros ge‑
fördert errichtet wurde.7

Zum Teil ist der Wohnungsneubau der 
kommunalen Unternahmen auch Ersatz‑
neubau für Wohnungen, die aufgrund 
schlechter Bausubstanz nicht zu vertret‑
baren Kosten in einen marktfähigen Zu‑
stand gebracht werden können. Insbeson‑
dere die GWG musste in den letzten Jahren 
Wohnungen abreißen (von 2005 bis 2009 
rund 400 Wohnungen).

Kauf von Wohnungsbeständen

Eine weitere Strategie, die die Stadt Mün‑
chen zur Erweiterung des kommunalen 
Bestands verfolgt, ist der Kauf von Woh‑
nungen durch die kommunalen Unter‑
nehmen. Gemäß Stadtratsbeschluss vom 
13.12.2006 können die Gesellschaften ihre 
Wohnungsbestände bei günstigen Kaufge‑
legenheiten erweitern, wobei hierfür kei‑
ne städtischen Haushaltsmittel zur Verfü‑
gung stehen (Landeshauptstadt München 
2006a, S. 166). Hierzu arbeiten die Stadt 
München und die städtischen Wohnungs‑
unternehmen seit 2006 mit privaten Woh‑
nungsunternehmen im so genannten 

„Bündnis für den Mietwohnungsbau“ zu‑

(6)
GEWOFAG und GWG errich-
ten nur im Ausnahmefall ne-
ben eigenen Mietwohnungen 
für Privatisierung vorgese-
hene Bestände, die HEIMAG 
baute traditionell auch Eigen-
tumswohnungen, dieses Ge-
schäftsfeld wird auch nach 
der der Übernahme der Mehr-
heit durch die Kommune fort-
gesetzt.

(7)
Bei der GWG lag der Anteil ge-
förderter Neubaumietwohnun-
gen bei 100 %, bei der GEWO-
FAG lässt sich dieser Anteil 
wegen aktueller Umstrukturie-
rungen des Konzerns nicht be-
ziffern.

(8)
Süddeutsche Zeitung vom 
19.10.2006: Angst vor „Heu-
schrecken“. Initiative für güns-
tige Mietwohnungen.

(9)
Im März 2009 erwarben zwei 
Unternehmen rund 1  100 Woh-
nungen in München gelege-
ne ehemalige Siemens-Woh-
nungsbestände.



33Ergebnisse der zehn Fallstudien

15,8 Mio.  € pro Jahr ab 2011 (Landeshaupt‑
stadt München 2006c, S. 12 f. und 18).

Zusätzliche Einnahmen sollten insbeson‑
dere durch interne Effizienzsteigerun‑
gen (so die dargestellte Umstrukturie‑
rung der GEWOFAG), aber auch durch die 
ebenfalls Ende 2006 erfolgte leichte Locke‑
rung der Mietobergrenzen erreicht wer‑
den.10 Bereits 2007 wurde im Rahmen des 
von der Stadt München beobachteten Ge‑
setzgebungsverfahren zur Unternehmens‑
steuerreform 2008 deutlich, dass bei er‑
höhten Gewinnausschüttungen höhere 
steuerliche Belastungen eintreten würden 
(Besteuerung des EK02); daher wurde das 
Planungsreferat mit der weiteren Über‑
prüfung der Gesellschaften und der (sich 
ändernden) Rechtslage sowie der Ablei‑
tung von Handlungsempfehlungen beauf‑
tragt (siehe Landeshauptstadt München 
2007, S. 8).

Im Juli 2008 beschloss der Stadtrat, von 
den zusätzlichen Gewinnausschüttungen 
der Wohnungsunternehmen abzusehen 
und anstelle dessen von den Wohnungs‑
unternehmen zusätzliche Investitionen 
in bestimmten wohnungs- und stadtent‑
wicklungspolitischen Handlungsfeldern 
zu fordern. In die Ausgestaltung wurden 
die Unternehmen einbezogen, die kon‑
krete Festlegung von Investitionssummen 
auf einzelne Maßnahmen erfolgte im De‑
zember 2008 auf Basis von Vorschlägen der 
Unternehmen (siehe Tabelle 13).

Insgesamt sind für die Jahre 2008 bis 2019 
zusätzliche Investitionen der beiden Woh‑
nungsunternehmen von 191 Mio.  € vorge‑
sehen (siehe Tabelle 13). Schwerpunktmä‑
ßig sollen die durch den Verzicht auf die 
erhöhten Ausschüttungen frei werdenden 

Wohnumfeld- und Sozialmaßnahmen, 
um das Gebiet um den Piusplatz vor al‑
lem für Familien attraktiver zu machen 
und einer zu starken Konzentration von 
Älteren in dem 50er-Jahre-Quartier zu 
begegnen. 

Auch außerhalb der Schwerpunktgebiete 
kommt den Wohnungsunternehmen eine 
stadtentwicklungspolitische Rolle zu, in‑
dem von der Stadt gesetzte Prioritäten be‑
achtet werden: Zu den allgemeinen Zie‑
len der Stadtentwicklung gehört eine gute 
soziale Mischung sowie eine Vernetzung 
von Wohnen und Arbeiten (Landeshaupt‑
stadt München 2006a, S. 59). Dem kom‑
men die Unternehmen nach, indem sie 
für den Wohnungsneubau der 1990er und 
2000er Jahre kleinteilig verteilt im Stadt‑
gebiet Projekte realisieren und für diese 
Zwecke Grundstücke erwerben. Weiter‑
hin hat die Stadt München im Rahmen der 
Diskussion um die Verwendung von Über‑
schüssen 2008 den Unternehmen u. a. als 
eine neue Schwerpunktaufgabe die alten‑
gerechte Quartiersentwicklung gesetzt.

Schließlich ist die Entwicklung neu‑
er Stadtquartiere durch die Umnutzung 
ehemals gewerblich genutzter Flächen – 
wie z. B. ehemalige Messe Theresienhöhe 
oder Messestadt Riem – ein Schwerpunkt 
der Münchner Stadtentwicklung. In die‑
sen Gebieten sind die kommunalen Woh‑
nungsunternehmen mit ihrer vergleichs‑
weise umfangreichen Neubautätigkeit 
(siehe oben) jeweils wichtige Quartiersent‑
wickler.

Wohnungspolitischer Einsatz von  
Überschüssen des Unternehmens

Bei GEWOFAG und die GWG München be‑
stand vor 2007 eine Beschränkung der 
Ausschüttungen auf maximal 4 % des ge‑
zeichneten Kapitals, im Zeitraum 2000 
bis 2006 bewegten sich die Ausschüttun‑
gen beider Unternehmen zwischen 0,03 
und 1,76 Mio.  € pro Jahr bzw. 0,1 % bis 
3,8 % des gezeichneten Kapitals. Als Bei‑
trag zum 4. Haushaltssicherungskonzept 
der Stadt München beschloss der Stadt‑
rat am 25.10.2006, die Bedingungen für er‑
höhte Ausschüttungen zu schaffen und 
entsprechende Rahmenziele mit den Un‑
ternehmen zu vereinbaren. Ziel war eine 
Ausschüttung von 4 % bis 6 % des jeweili‑
gen Eigenkapitals (gezeichnetes Kapital + 
Gewinnrücklagen + Bilanzgewinn) bzw. 
ein Anstieg der Abführungen beider Un‑
ternehmen von 1,2 Mio.  € im Jahr 2007 auf 

Maßnahme

GEWOFAG GWG insgesamt

Mio. € Mio. € Mio. € Anteil

zusätzliches 
Wohnungsneubauvolumen 0,0 17,4 17,4 9 %

Neuerwerb Mietwohnungen 0,0 15,1 15,1 8 %

innovative und ökologische 
Wohnungsbaumodelle 30,0 4,5 34,5 18 %

energetische 
Bestandsverbesserung 93,0 10,0 103,0 54 %

zusätzliche Maßnahmen im 
Bereich Altenwohnen/ 
betreute Wohnmodelle

10,0 11,0 21,0 11 %

insgesamt 133,0 58,0 191,0 100 %

*   Einsatz der gegenüber dem Niveau vor 2007 erwirtschafteten zusätzlichen Überschüsse

Tabelle 13 
Verteilung des zusätzlichen Investitionsvolumens* der Münchner Wohnungsunter-
nehmen 2008 bis 2019

Datengrundlage: Landeshauptstadt München 2008, S. 26

(10)
Z. B. dürfen nach der Anpas-
sung des Konzepts der Mi-
etobergrenzen Wohnungen 
ohne Belegungsvorschläge 
des Wohnungsamtes gene-
rell zur ortüblichen Vergleichs-
miete vermietet werden, wäh-
rend dies zuvor nur nach einem 
Prüfverfahren zulässig war (sie-
he Landeshauptstadt München 
2006, S. 6).
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Demnach kommen die Unternehmen 
jüngst dem neuen Ziel verstärkter Investi‑
tionen nach, ohne dass dies zu negativen 
wirtschaftlichen Ergebnissen führte. Dies 
weist darauf hin, dass die von Stadt und 
Unternehmen verfolgte Effizienzsteige‑
rung gelungen ist.

Die Ausschüttungen, die München von 
seinen beiden Wohnungsunternehmen in 
den letzten Jahren insgesamt erhielt, la‑
gen bei 1,0 Mio.  € im Jahr 2007, 2,0 Mio.  € 
im Jahr 2008 und 0,9 Mio.  € im Jahr 2009. 
Bei der GEWOFAG erfolgten für 2007 kei‑
ne Ausschüttungen, 2008 und 2009 lagen 
die Ausschüttungen bei 0,9 Mio.  €. Die 
GWG schüttete 2007 1,0 Mio.  € und 2008 
1,1 Mio.  € an die Stadt aus, 2009 kam es zu 
keiner Gewinnausschüttung.

Beurteilung der Rolle der Wohnungs
unternehmen durch die Stadt

Den geführten Expertengesprächen zu‑
folge ist die Stadt München mit ihren 
Wohnungsunternehmen ausgesprochen 
zufrieden. Die Unternehmen folgen ty‑
pischerweise den Schwerpunktsetzun‑
gen der Stadt, indem sie konkrete Ziel‑
vorgaben weitgehend umsetzen (z. B. 
Investitionssummen, Neubauziele) und 
generelle Rahmensetzungen der Stadt (z. B. 
räumliche Verteilung des sozialen Woh‑
nungsbaus) bei ihren konkreten Planun‑
gen und Maßnahmen beachten.

Den Recherchen zufolge gab bzw. gibt 
es wenige Konflikte zwischen der Stadt 
und den Unternehmen hinsichtlich der 
Ziele und Zielumsetzung sowie die Set‑
zung neuer Prioritäten. Ein Grund hier‑
für dürfte darin zu sehen sein, dass zwar 
von der Stadt vergleichsweise genaue Zie‑
le bestimmt werden, diese aber in der Re‑
gel Ergebnis einer umfassenden Abstim‑
mung mit den Wohnungsunternehmen 
sind und sich am Machbaren orientieren. 
Beispielsweise wurden von der Stadt hin‑
sichtlich des Einsatzes der erwirtschafte‑
ten Überschüsse zunächst nur die Hand‑
lungsfelder beschlossen, die konkreten 
Investitionssummen aber erst später un‑
ter Berücksichtigung der Unternehmens‑
vorschläge festgelegt. Weiterhin besteht in 
München ein weitgehender Konsens über 
die hohe Priorität der sozialen Wohnungs‑
versorgung für das Handeln der Stadt und 
ihrer Wohnungsunternehmen, sodass ver‑
gleichsweise wenige unterschiedliche Zie‑
le miteinander austariert werden müssen.

Beträge in der energetischen Bestandsver‑
besserung eingesetzt werden, insbeson‑
dere bei der GEWOFAG, die aufgrund der 
Bestandsstruktur sowie der bisherigen In‑
vestitionsstrategie im Vergleich zur GWG 
einen höheren Nachholbedarf hatte. Zu‑
gleich soll damit die über den Stadtrats‑
beschluss vom 15.02.2007 initiierte Selbst‑
verpflichtung der Wohnungsunternehmen 
zur Energieeinsparung umgesetzt wer‑
den. Weiterhin wurden zusätzliche Neu‑
baumaßnahmen sowie Investitionen in 
innovative, ökologische Wohnungsbau‑
modelle vorgesehen, um die für Mün‑
chen insgesamt angestrebten Zielzahlen 
für den sozialen Wohnungsbau zu errei‑
chen. Mit dem zusätzlichen Engagement 
im Bereich Altenwohnen sollen die Gesell‑
schaften einen Beitrag zu Sicherung einer 
lebenswerten Stadt und zur Quartiersent‑
wicklung leisten (Landeshauptstadt Mün‑
chen 2008, S. 15 ff.).

Beitrag zum Haushalt und wirtschaftliche 
Situation der Unternehmen

Nach den ausgewerteten Materialien und 
den geführten Expertengesprächen waren 
bzw. sind die Münchner Wohnungsunter‑
nehmen leistungsfähige wirtschaftliche 
Unternehmen. 

Bis in die erste Hälfte der 2000er Jahre 
war die GWG mit besonderen Belastun‑
gen konfrontiert. Das Unternehmen hatte 
im Jahr 1978 7  600 Wohnungen aus unmit‑
telbarem kommunalem Eigentum über‑
nommen, die einen Instandhaltungsstau 
aufwiesen. Die hohen Investitionen für 
diese Bestände und die aus ihnen folgen‑
den Kreditbelastungen wirkten sich ne‑
gativ auf das Unternehmensergebnis aus. 
Zum Ausgleich erhielt die GWG in den Jah‑
ren 2000 bis 2005 einen jährlichen Investi‑
tionszuschuss von 2,3 Mio.  €. Ohne diesen 
Zuschuss wäre es in einzelnen Jahren zu 
einem negativen Unternehmensergebnis 
gekommen (siehe Landeshauptstadt Mün‑
chen 2006d, Teil 1, S. 54 und Teil 2, S. 78).

Beide Unternehmen verzeichneten in 
den letzten Jahren regelmäßig ein positi‑
ves Jahresergebnis. Ihre Eigenmittelren‑
tabilität bewegte sich in den Jahren 2007 
bis 2009 innerhalb einer Spanne von 2 % 
bis 6 %. Zugleich lagen die Investitionen 
der GWG 2008/2009 um rund ein Fünf‑
tel über den Investitionen von 2005/2006, 
und die GEWOFAG erhöhte ihr Investi
tionsvolumen von 87 Mio.  € im Jahr 2008 
auf 134  Mio.  € im Jahr 2009 erheblich.11 

(11)
Angaben der Wohnungsunter-
nehmen.
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Besonders hervorzuheben ist der hohe Ab‑
stimmungsgrad zwischen der Stadtent‑
wicklungsstrategie der Stadt Essen und der 
Unternehmensstrategie der Allbau AG, der 
sich in einer Vielzahl gemeinsamer Hand‑
lungsansätze und Projekte von Kommu‑
ne und Unternehmen bemerkbar macht. 
Zentrale Aufgabenfelder sind Maßnah‑
men der Quartiersentwicklung, Projekte 
im Rahmen des Programms Soziale Stadt 
sowie die energetische Sanierung von 
Wohnungsbeständen. Zudem trägt das 
Wohnungsunternehmen mit der beabsich‑
tigten Bestandsentwicklung zu der von 
der Stadt Essen verfolgten Qualifizierung 
von Wohnungsbeständen vor dem Hinter‑
grund des demographischen Wandels bei.

Für die Stadt ist es von großer Bedeutung, 
dass die Allbau AG als wirtschaftlich ge‑
sundes Wohnungsunternehmen die von 
der Kommune gesetzten strategischen 
Ziele erfüllt und einen deutlichen Beitrag 
zur Verbesserung der kommunalen Fi‑
nanzsituation erbringt.

Mit der Allbau AG verfügt die Stadt über 
einen wichtigen strategischen Partner, 
der auf unterschiedlichen kommuna‑
len Handlungsfeldern wichtige Aufgaben 
für die Kommune übernimmt. Die in den 
1990er Jahren beabsichtigte Privatisierung 
kommunaler Wohnungsbestände wird vor 
dem Hintergrund dieser engen Partner‑
schaft zwischen Stadt und Unternehmen 
derzeit von Seiten der Kommune nicht 
mehr als Handlungsoption gesehen.

Überführung der Allbau AG in eine  
indirekte Beteiligung im Jahr 1998

Im Jahr 1997 wurde eine grundsätzliche 
Diskussion über die weitere Beteiligung 
der Stadt Essen an der Allbau AG geführt. 
Die über eine Mehrheit im Rat der Stadt 

4.2	 Essen

Das Wohnungsunternehmen der Stadt Es‑
sen ist die Allbau AG. Das 1919 gegründete 
Unternehmen verfügte im Jahr 2009 über 
einen Wohnungsbestand von 17  621 Woh‑
nungen, das sind 5,5 % des gesamten Woh‑
nungsbestands in Essen. Das Unterneh‑
men war Ende der 1990er Jahre von einer 
wesentlichen Veränderung betroffen, als 
es von einer direkten in eine indirekte Be‑
teiligung der Stadt Essen überführt wurde.

Tochterunternehmen der Allbau AG ist seit 
2009 die Altstadt Baugesellschaft mbH & 
Co. KG, deren Tätigkeit sich weitestgehend 
auf den Gewerbebereich in Innenstadtla‑
ge konzentriert. Die Anteile an der Altstadt 
Baugesellschaft kaufte die Allbau AG von 
der Stadt (früherer Mehrheitseigner) und 
der National-Bank AG Essen. Die Stadt ist 
nach dem Verkauf noch mit einem gerin‑
gen Anteil direkt an der Altstadt Baugesell‑
schaft beteiligt.

Die Zusammenarbeit zwischen der Stadt 
und der Allbau erfolgt auf einem ent‑
spannten Wohnungsmarkt mit einem 
für Westdeutschland relativ hohen Woh‑
nungsleerstand (siehe hierzu ausführli‑
cher Kapitel 3).

Neben der Beteiligung am Wohnungsun‑
ternehmen verfügt die Stadt Essen noch 
über einen Wohnungsbestand von 275 
Wohnungen in unmittelbarem kommu‑
nalem Eigentum. Bei diesen Wohnungen 
handelt es sich überwiegend um Bestände, 
die als Betriebswohnungen oder aus an‑
deren Gründen dem Mietwohnungsmarkt 
nicht unmittelbar zur Verfügung stehen. 
Diese Bestände sollen in den nächsten 
Jahren reduziert werden.

Strategische Ausrichtung der Stadt  
bezogen auf das kommunale Wohnungs-
unternehmen/die kommunalen  
Wohnungsbestände

Als größter Wohnungsanbieter in Essen 
ist die Allbau AG ein besonders wichti‑
ger strategischer Partner der Stadt bei der 
Umsetzung kommunaler Ziele. Mit ihrem 
Wohnungsangebot trägt die Allbau AG so‑
wohl zur Versorgung breiter Schichten der 
Bevölkerung als auch zur Unterbringung 
von Personen bei, die Zugangsschwierig‑
keiten auf dem Wohnungsmarkt haben. 
Damit erfüllt das Unternehmen ein zent‑
rales kommunales Ziel in Bezug auf die so‑
ziale Wohnungsversorgung in Essen.

Name Allbau AG

Art kommunale Beteiligung indirekt

Anteilseigner Essener Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft 
mbH (EVV) (81,78 %), Sparkasse Essen (15,01 %), 
Nationalbank AG (2,02 %), Kleinaktionäre (1,19 %)

Wohnungsbestand 2000 18  077

Wohnungsbestand 2009 17  621

Anteil am Gesamtwohnungsbestand 
der Kommune 2009 5,5 %

Baualtersstruktur (Anteil am 
Wohnungsbestand des  
Unternehmens)

bis 1948	 20 %
1949 bis 1969	 47 %
1970 bis 1989	 23 %
ab 1990	 10 %

Tabelle 14 
Grundinformationen zum kommunalen Wohnungsunternehmen in Essen

Datengrundlage: Angaben von Stadt und Wohnungsunternehmen
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Steuerung des Wohnungsunternehmens

Seit der Veräußerung der kommunalen Be‑
sitzanteile an die EVV ist die Stadt Essen 
nur noch indirekt an der Allbau AG betei‑
ligt. Für die Steuerung des Wohnungsun‑
ternehmens durch die Kommune haben 
sich aus dem Eigentümerwechsel aber kei‑
ne grundsätzlichen Veränderungen erge‑
ben. Mit der Übernahme der Allbau-Ge‑
schäftsanteile durch die EVV Holding 
findet eine Ergebnisabführung der Allbau 
AG nicht mehr unmittelbar an die Stadt 
Essen statt, sondern es wird ein Gesamter‑
gebnis der in der EVV gebündelten Unter‑
nehmen an die Stadt Essen abgeführt. Die 
Steuerung der einzelnen Unternehmen er‑
folgt aber weiterhin unmittelbar durch die 
Stadt Essen und nicht nur mittelbar über 
die Steuerung der Beteiligung an der EVV. 
Sowohl hinsichtlich der wirtschaftlichen 
Steuerung als auch im Zusammenhang in‑
haltlicher Aufgaben wird eine direkte Zu‑
ordnung der in der EVV zusammenge‑
fassten Unternehmensbeteiligungen zu 
unterschiedlichen Geschäftsbereichen in‑
nerhalb der Kommunalverwaltung in Es‑
sen praktiziert.

Die Beteiligung an der Allbau AG ist in‑
nerhalb der Verwaltung dem Geschäfts‑
bereichsvorstand für das Ressort Planen 
zugeordnet. Mit den Ämtern für Stadtpla‑
nung und Bauordnung sowie für Stadter‑
neuerung und Bodenmanagement ist der 
Geschäftsbereich Planen mit verschiede‑
nen Aufgabenfeldern befasst, die durch 
einen direkten inhaltlichen Bezug zum 
Thema Wohnen gekennzeichnet sind. Der 
Geschäftsbereichsvorstand Planen ist ne‑
ben sechs Stadtratsmitgliedern – unter ih‑
nen der Vorsitzende des Aufsichtsrats – als 
kommunaler Vertreter im Aufsichtsrat des 
Wohnungsunternehmens vertreten. Eine 
weitere große Gruppe bilden im Aufsichts‑
rat zudem die Arbeitnehmer, die fünf Ver‑
treter in den Aufsichtsrat entsenden. Als 
weitere Eigentümer entsenden die Spar‑
kasse Essen und die National Bank AG je‑
weils einen Vertreter in den Aufsichtsrat. 
Zudem sind die Geschäftsführer der Stadt‑
werke Essen AG und der Essener Verkehrs 
AG als Vertreter der EVV Holding Mitglie‑
der des Aufsichtsgremiums.

Neben dem Geschäftsbereich Planen sind 
der Geschäftsbereich des Bürgermeisters 
insbesondere über das Büro für Stadtent‑
wicklung, der Geschäftsbereich des Käm‑
merers über das Beteiligungsmanagement 
und der Geschäftsbereich für Soziales ins‑

Essen verfügende SPD-Fraktion sprach 
sich damals für eine Veräußerung der All‑
bau AG bzw. eines Anteils der Gesellschaft 
an einen privaten Investor aus, um so ei‑
nen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung 
zu leisten. Im Verlauf des Jahres 1998 wur‑
de in Essen ein Bürgerbegehren mit dem 
Ziel initiiert, den Verkauf des Unterneh‑
mens an einen privaten Investor zu verhin‑
dern. Das Bürgerbegehren verfehlte knapp 
die Zahl der benötigten Unterschriften, 
trug aber vor dem Hintergrund der öffent‑
lich geführten Diskussion dazu bei, dass 
die ursprünglich angestrebte Teilprivati‑
sierung der Gesellschaft nicht umgesetzt 
wurde. Auf Grundlage eines Ratsbeschlus‑
ses wurde der Anteil der Stadt Essen an der 
Allbau AG in Höhe von 96,79 % Ende des 
Jahres 1998 zu einem Kaufpreis von 384,5 
Mio.  € an die städtische Holding Essener 
Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft 
(EVV) (81,78 %) sowie die Sparkasse Essen 
(15,01 %) veräußert. Die EVV befindet sich 
vollständig im Eigentum der Stadt Essen. 
Damit entschied sich die Stadt Essen ge‑
gen eine Privatisierung des Unternehmens 
und blieb mit dem Verkauf an die EVV 
im Rahmen einer indirekten Beteiligung 
Mehrheitseigentümerin an der Allbau AG. 
Die Verkaufserlöse wurden dem kommu‑
nalen Haushalt zugeführt. Zur Finanzie‑
rung des Kaufpreises wurde ein Darlehen 
in Höhe von 316 Mio.  € von der EVV auf‑
genommen, für das die Kommune bürgt. 
Als Käuferin des kommunalen Anteils trat 
die EVV Beteiligungsgesellschaft mbH 
(EBG) als 100 %iges Tochterunternehmen 
der EVV auf, die gegründet wurde, um die 
wirtschaftlichen Auswirkungen der Kauf‑
preisfinanzierung unabhängig von den Er‑
gebnisentwicklungen der EVV darstellen 
zu können (Stadt Essen 2008a). Seit dem 
Jahr 1999 erfolgte die Bedienung der Zins‑
raten aus dem Ergebnis der Allbau AG. Die 
Tilgung des Kredits erfolgte bis zum Jahr 
2009 jährlich durch eine Kapitaleinlage 
der Stadt Essen an die EBG. Im Jahr 2008 
wurde die EBG mit der EVV verschmol‑
zen, da aufgrund stabiler Jahresergebnis‑
se der Allbau AG die Bedienung des Dar‑
lehens langfristig gesichert ist und somit 
kein wirtschaftliches Risiko für die EVV 
besteht. Ab dem Jahr 2010 erfolgt die Til‑
gung des Kredits aufgrund der Bestrebun‑
gen zur Haushaltskonsolidierung nicht 
mehr durch eine Kapitaleinlage der Stadt 
Essen, sondern die erforderlichen liquiden 
Mittel müssen aus dem Ergebnis der EVV 
erwirtschaftet werden.
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ren, gehören die Stadtteile Altendorf, Hols‑
terhausen, Südviertel, der Stadtkern sowie 
Bergeborbeck.

Den aus der Wohnungsbedarfsprognose 
abgeleiteten Defiziten des Essener Woh‑
nungsmarkts soll mit Hilfe des Leitbildes 
einer Qualitätsoffensive für den Wohns‑
tandort Essen begegnet werden. Als Zie‑
le der Stadt Essen sind die Schaffung 
städtebaulich und architektonisch qua‑
litätsvoller Wohnungsangebote für alle 
Nachfragegruppen sowie die Stärkung von 
Kooperationen mit den Akteuren des Woh‑
nungsmarkts festgelegt worden.

Als Lösungsansatz wird die Anpassung des 
Wohnungsangebots durch Modernisierung 
und Rückbau an die zukünftige Nachfra‑
gesituation auf dem Wohnungsmarkt vor‑
geschlagen. Gleichzeitig soll eine stärke‑
re Differenzierung des Wohnungsangebots 
für unterschiedliche Nachfragegruppen – 
insbesondere Familien mit Kindern und 
ältere Menschen – vorgenommen wer‑
den. Die Erreichung der Aufwertungs- und 
Rückbauziele im Wohnungsbestand wird 
von der Verwaltung der Stadt Essen in en‑
ger Kooperation mit den betroffenen Woh‑
nungsunternehmen verfolgt. Die Umset‑
zung der Zielvorgaben wird in Essen in den 
kommenden Jahren mithilfe verschiedener 
Stadtentwicklungs- und Stadtumbauvor‑
haben angestrebt. Um eine Verstetigung 
des Umsetzungsprozesses zu erreichen, ist 
eine Organisationseinheit beim Amt für 
Stadterneuerung und Bodenmanagement 
eingerichtet worden, von der Handlungs‑
ansätze aus STEP 2015+ Perspektive Woh‑
nen moderiert und begleitet werden und 
eine regelmäßige Berichterstattung über 
die Zielerreichung erfolgt.

Die Allbau AG hat in den vergangenen 
Jahren auf die Notwendigkeit derartiger 
Stadtentwicklungs- bzw. Stadtumbauvor‑
haben zur Qualifizierung des (kommuna‑
len) Wohnungsbestands hingewiesen, um 
eine an das Nachfrageverhalten der Mie‑
ter angepasste Wohnungsversorgung zu 
ermöglichen.12 An STEP 2015+ war und ist 
das Unternehmen aktiv beteiligt. Auf der 
kommunalen Strategiediskussion aufbau‑
end, hat das Unternehmen seine „Unter‑
nehmensstrategie 2015“ entwickelt und 
sich darin verpflichtet, „den Stadtentwick‑
lungsprozess 2015+ in vollem Umfang zu 
unterstützen“ und „als Initiator für quar‑
tiersbezogene Entwicklungsprojekte eine 
wesentliche Rolle“ zu übernehmen (Allbau 
AG 2009b, S. 15).

besondere über das Amt für Soziales und 
Wohnen über verwaltungsinterne Abstim‑
mungsprozesse in die Steuerung des Woh‑
nungsunternehmens einbezogen. Eine 
wichtige Bedeutung kommt bei der Steu‑
erung des Unternehmens dem Beteili‑
gungsmanagement im Geschäftsbereich 
des Kämmerers zu, das die Erfüllung der 
im Wirtschaftsplan zwischen Kommune 
und Wohnungsunternehmen festgeleg‑
ten Zielvorgaben kontrolliert und die Ver‑
waltungsspitze, das Kommunalparlament 
und die Aufsichtsratsvertreter über die 
Zielerfüllung informiert. Neben der Ein‑
haltung wirtschaftlicher Zielvorgaben er‑
folgt zwischen dem Wohnungsunterneh‑
men und der Stadt Essen eine inhaltliche 
Abstimmung in kommunalpolitischen 
Aufgabenfeldern. Bei der Koordinierung 
dieser Aufgaben bzw. der Abstimmung 
der wirtschaftlichen und inhaltlichen Zie‑
le, die mit der kommunalen Beteiligung 
am Wohnungsunternehmen verfolgt wer‑
den, findet eine Abstimmung zwischen 
dem Beteiligungsmanagement und dem 
für die inhaltliche Steuerung zuständigen 
Geschäftsbereich Planen statt.

Stadtentwicklungsplanung und  
Unternehmensstrategie

Ein zentrales Merkmal für die Zusam‑
menarbeit von Kommune und Woh‑
nungsunternehmen in Essen ist die 
Verklammerung von kommunaler Stadt‑
entwicklungsplanung und Unterneh‑
mensstrategie der Allbau. Unter Federfüh‑
rung des Geschäftsbereichs Planen ist in 
Essen im Jahr 2005 der Stadtentwicklungs‑
prozess Essen (STEP) – Perspektive 2015+ 
angestoßen worden. Ein Teilaspekt des 
STEP Essen greift die „Perspektive Woh‑
nen“ als zentrales Themenfeld auf. Vor 
dem Hintergrund einer Wohnungsbe‑
darfsprognose geht man in Essen im Jahr 
2020 auf Basis unterschiedlicher Szena‑
rien von einem Wohnungsüberhang zwi‑
schen 12  685 und 16  061 Wohnungen aus 
(Stadt Essen 2007, S. 63 ff.). Der errech‑
nete Wohnungsleerstand wird sich nach 
Einschätzung der Gutachter insbesonde‑
re auf Mietwohnungsbestände mit Lage- 
und Ausstattungsdefiziten konzentrieren. 
Vor allem Nachkriegsbestände der 1950er 
Jahre sind vielfach durch Ausstattungs‑
defizite gekennzeichnet und entspre‑
chen hinsichtlich Größe, Ausstattung und 
Wohnumfeld nicht mehr heutigen Wohn‑
bedürfnissen. Zu den Gebieten in Essen, 
in denen sich solche Bestände konzentrie‑

(12)
Der Westen vom 14.02.2008: 
Allbau AG ist für spürbaren 
Stadtumbau.
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im Revier“ zusammengeschlossen haben14 

und diesen Zusammenschluss als Platt‑
form für Einkauf, Marketing, Know-how-
Transfer, Aus- und Weiterbildung, Themen 
der Energieeinsparung, Altenwohnen etc. 
nutzen.

Soziale Wohnungsversorgung

In Essen waren im Jahr 2009 23  904 Woh‑
nungen (7,5 % des Wohnungsbestands) 
mietpreis- und belegungsgebunden. Die 
Stadt ist von einem rapiden Rückgang der 
Zahl der Bindungen betroffen. Im Jahr 
2000 lag die Zahl der gebundenen Woh‑
nungen noch bei 43  734, im Jahr 2005 bei 
35  766.

Bei 264 gebundenen Wohnungen hat‑
te die Stadt Essen 2009 ein Benennungs‑
recht und bei 649 ein Besetzungsrecht. 
Beim weitaus größten Teil des Essener ge‑
bundenen Wohnungsbestands beschrän‑
ken sich die Belegungsbindungen also auf 
den Nachweis der Wohnberechtigung. In 
Essen melden jedoch in langjährig geübter 
Praxis die Vermieter frei werdende bele‑
gungsgebundene Wohnungen an die Stadt, 
sodass die kommunale Wohnungsvermitt‑
lung Wohnberechtigte zumindest auf ver‑
fügbare geeignete Wohnungen hinweisen 
kann.

Von den gebundenen 23  904 Essener Woh‑
nungen gehören 3  386 Wohnungen der 
kommunalen Allbau AG. Der Anteil des 
kommunalen Unternehmens an den ge‑
bundenen Beständen ist in Essen mit 14 % 
vergleichsweise gering (niedrigster Wert 
der Fallstudienkommunen mit kommuna‑
lem Unternehmen). Jedoch sind die meis‑
ten der Wohnungen mit Benennungs- oder 
Besetzungsrecht Wohnungen der Allbau 
AG (98,9 % bzw. 81,5 %; Tabelle 15).

In geringem Umfang konnten in Essen die 
in den letzten Jahren wegfallenden Bin‑
dungen durch neue Förderungen kompen‑
siert werden (2005 bis 2009 233 Wohnun‑
gen, davon 226 Neubauwohnungen). Das 
kommunale Unternehmen ist auch hier‑
bei Partner, mit einem Anteil von 16 % der 
Wohnungen mit neu geschaffenen Bin‑
dungen kommt ihm aber in dieser Hin‑
sicht keine tragende Rolle zu.

Für die soziale Wohnungsversorgung ist 
neben den Bindungen die Kooperation 
bezogen auf den ungebundenen Bestand 
und das Mietenniveau von Interesse. Zwi‑
schen der Stadt und der Allbau AG hat sich 
bei der Versorgung von Haushalten mit 

Der im Unternehmenskonzept enthaltene 
strategische Maßnahmeplan sieht die Be‑
schränkung auf Kerngeschäftsfelder vor, 
zu denen neben der Bewirtschaftung und 
Entwicklung des eigenen Wohnungsbe‑
stands auch die Grundstücksentwicklung 
und die Steuerung von Stadtumbaupro‑
zessen sowie die Immobilienbetreuung für 
Dritte gehören. Für den eigenen Bestand 
sind der Umbau des Bestandsportfolios 
und die Entwicklung eines nachhaltigen 
Kernbestands vorgesehen. Dies umfasst 
für den Zeitraum 2009 bis 2018 u. a.:

•	 Erhöhung der Modernisierungsinvesti
tionen,

•	 Neubau von 700 Wohnungen zur Schaf‑
fung eines breiteren und höherwertigen 
Angebots,

•	 Immobilientausch mit Mitbewerbern 
zur Bestandsarrondierung und Verkauf 
von ca. 1  200 Wohnungen aus „Risiko‑
segmenten“ (vor allem kleine Wohnun‑
gen),

•	 Abriss von Immobilien mit geringer 
Nachfrage und hohem Investitionsbe‑
darf und Nutzung der Grundstücke für 
Neubau oder für die Aufwertung der 
Quartiere durch zusätzliche Freiflächen 
(ebenda, S. 21 ff.).

Die Veräußerung von etwa 1  200 Bestands‑
wohnungen sowie der Neubau von 700 
Wohnungen im Zeitraum von zehn Jahren 
sind dabei als angedachter Rahmen für 
die Bestandsentwicklung zu sehen, der vor 
dem Hintergrund der weiteren Entwick‑
lung des Essener Wohnungsmarkts weiter 
konkretisiert werden muss.

Mit der Übernahme eines Geschäftsbesor‑
gungsmandats für die unternehmerische 
Leitung und Steuerung der kommunalen 
Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Glad‑
beck (GWG) im Auftrag der Stadt Gladbeck 
ab August 2010, vorerst befristet für ein 
Jahr, hat das Unternehmen einen wichti‑
gen Schritt beim Ausbau seines Kernge‑
schäfts getan.13 

Teil der Unternehmensstrategie ist auch 
die Kooperation mit anderen Wohnungs‑
unternehmen aus Stadt und Region. Zum 
einen arbeitet die Allbau in der Arbeitsge‑
meinschaft der Essener Wohnungsunter‑
nehmen an Themen wie der Stadtentwick‑
lung und der Marktbeobachtung. Zum 
anderen ist sie eines der kommunalen 
Wohnungsunternehmen aus neun Ruhr‑
gebietsstädten, die sich in „WIR – Wohnen 

(13)
Pressemeldung der Allbau AG 
vom 07.07.2010: „Allbau über-
nimmt Mandat in Gladbeck“.

(14)
Allbau AG, Essen; DOGEWO21 
mbH, Dortmund; GEBAG, 
Duisburg; ggw mbH Gelsenkir-
chen; GWG Gladbecker Woh-
nungsgesellschaft mbH; HGW 
mbH, Herne; SGW mbH, Wit-
ten; swb mbH, Mülheim an der 
Ruhr; VBW BAUEN UND WOH-
NEN GMBH, Bochum.

(15)
Berechnet als Quotient der zu-
lässigen Gesamtnettokaltmiete 
in Essen und der angemesse-
nen Wohnungsgröße für sozi-
alen Wohnungsbau in Nord-
rhein-Westfalen.



39Ergebnisse der zehn Fallstudien

Die beschriebene Praxis zeigt, dass in Es‑
sen besonders bei Haushalten mit grö‑
ßeren Zugangsproblemen auf dem 
Wohnungsmarkt das kommunale Woh‑
nungsunternehmen eine wichtige Rolle für 
die soziale Wohnungsversorgung spielt: 
einerseits, weil die typischerweise zur Ver‑
sorgung vordringlicher Haushalte dienen‑
de Ausübung von Benennungs- und Be‑
setzungsrechten vor allem gegenüber der 
Allbau AG erfolgt (bzw. die Allbau AG in 
weit überdurchschnittlichem Maße mit 
solchen Rechten verbundene Förderungen 
genutzt hat) sowie anderseits, weil bei der 
Allbau AG ggf. bei besonderen Problemla‑
gen auch Vermietungen im ungebundenen 
Bestand erfolgen. Die Vermietungspraxis 
wird sowohl von der Kommune als auch 
von Seiten der Allbau AG als bewährt und 
langfristig eingespielt bewertet, sodass es 
aus Sicht der Kommune derzeit nicht er‑

besonderen Problemlagen (drohende Ob‑
dachlosigkeit, schwere Vermittelbarkeit 
wegen Haushaltsgröße etc.) eine Zusam‑
menarbeit entwickelt, bei der Lösungen 
auch dann gefunden wurden, wenn keine 
geeigneten Wohnungen mit kommunalen 
Benennungs-/Besetzungsrechten zur Ver‑
fügung standen (Versorgung im ungebun‑
denen Bestand). 

Die durchschnittliche Miete im ungebun‑
denen Bestand der Allbau AG liegt mit 
5,31  € pro m2 um 15 % und damit relativ 
wenig oberhalb der Durchschnittsmiete 
im gebundenen Bestand von 4,60  € pro m2 

(Allbau AG 2010, S. 23, 65). Damit können 
sich auch im ungebundenen Bestand der 
Allbau AG einkommensschwache Haus‑
halte durchaus mit preisgünstigem Wohn‑
raum versorgen, wobei in Essen die Ober‑
grenze der angemessenen Wohnkosten für 
SGB II-Bezieher mit 4,35  € pro m2    15 unter 
den genannten Durchschnittsmieten liegt.

Die Zahl der ausgestellten Wohnberechti‑
gungsscheine war in den letzten Jahren in 
Essen leicht rückläufig (von 2  843 im Jahr 
2007 auf 2  524 im Jahr 2009). Jedoch blieb 
die Zahl der bei der Stadt als wohnungssu‑
chend gemeldeten Haushalte mit jeweils 
rund 2  900 Haushalten16 etwa gleich. Von 
der Stadt wurden jeweils ca. 2  100 bis 2  200 
Haushalte vermittelt. Davon entfallen nur 
zwischen 81 bis 199 Vermittlungen auf die 
Ausübungen von Benennungs- oder Be‑
setzungsrechten (Tabelle 16).17 Die große 
Mehrzahl der Vermittlungen entfällt also 
auf die Fälle, in denen Wohnungssuchen‑
de von der Stadt auf von den Vermietern 
gemeldete freie Wohnungen aufmerksam 
gemacht sind und dann an die Vermieter 
herangetreten sind. Dass ein recht hoher 
Anteil vermittelter Wohnungssuchender 
erreicht wird (knapp drei Viertel der Woh‑
nungssuchenden), ist auf die dargestell‑
te Bereitschaft aller Essener Vermieter zur 
Zusammenarbeit bzw. Vermittlung durch 
die Kommune bei frei werdenden gebun‑
denen Wohnungen zurückzuführen.

2006 bis 2009 wurden zwischen 320 und 
420 Haushalten von der Kommune an die 
kommunale Allbau AG vermittelt. Mit 
durchschnittlich 18 % der vermittelten 
wohnungssuchenden Haushalte liegt der 
Anteil der Allbau AG etwas über ihrem An‑
teil am gebundenen Bestand (14 %). Wei‑
terhin entfielen 66 bis 126 der ausgeübten 
Benennungs- und Besetzungsrechte auf 
die Allbau AG (durchschnittlich 63 % der 
von der Stadt ausgeübten Rechte).18

Stadt Essen 
gesamt

Allbau AG

Anzahl Anzahl Anteil an Stadt  
gesamt

2005 2009 2005 2009 2005 2009

mietpreis- und belegungs
gebundene Wohnungen insgesamt 35  766 23  904 5  899 3  386 16,5 % 14,2 %

	 davon mit

	 Benennungsrecht  
	 (3er-Vorschlag)* 205 264 202 261 98,5 % 98,9 %

	 Besetzungsrecht* 705 649 495 529 70,2 % 81,5 %

	 Bindung nur an WBS/Ein- 
	 kommensgrenzen 34  856 22  991 5  202 2  596 14,9 % 11,3 %

*	 einschließlich der Wohnungen, bei denen aufgrund von neuen Förderungen nur im 		
	 Erstbezugsjahr ein Besetzungs-/Benennungsrecht bestand.

2007 2008 2009

Nachfrage

ausgestellte Wohnberechtigungsscheine (WBS) 2  843 2  731 2  524

bei städtischer Wohnungsvermittlung gemeldete 
wohnungssuchende Haushalte 2  898 2  899 2  892

von Stadt vermittelte Haushalte insgesamt (alle Vermieter)

vermittelte Haushalte insgesamt, darunter 2  054 2  104 2  173

Anteil an den Wohnungssuchenden 71 % 73 % 75 %

Vermittlungen über ausgeübte Benennungsrechte 38 47 91

Vermittlungen über ausgeübte Besetzungsrechte 43 102 108

von Stadt an Allbau AG vermittelte Haushalte

vermittelte Haushalte insgesamt 323 362 423

Anteil an den Wohnungssuchenden 11 % 12 % 15 %

Vermittlungen über ausgeübte Benennungsrechte 36 37 34

Vermittlungen über ausgeübte Besetzungsrechte 40 57 92

Tabelle 15 
Gebundener Wohnungsbestand in Essen und gebundener Bestand der Allbau AG

Tabelle 16 
Wohnungssuchende, Vermittlungen und ausgeübte Belegungsrechte in Essen

Datengrundlage: Stadt Essen

Datengrundlage: Stadt Essen

(16)
Die Zahl der gemeldeten Woh-
nungssuchenden ist in Essen 
höher als die Zahl der Wohnbe-
rechtigungsscheine (WBS), da 
auch Haushalte ohne WBS be-
rücksichtigt werden; in gerin-
gem Umfang werden der Stadt 
auch ungebundene Wohnun-
gen von Vermietern gemeldet. 

(17)
Die Schwankungen in Einzel-
jahren resultieren vor allem aus 
den zeitlich ungleichmäßig ver-
fügbaren Erstbenennungen/ 
-besetzungen bei Neuförde-
rung.

(18)
Dass der Anteil der Allbau AG 
bei den ausgeübten Rechten 
niedriger ist als ihr Anteil am 
Bestand der Wohnungen mit 
Benennungs-/Besetzungsrech-
ten (63 % gegenüber 87 %) er-
gibt sich aus dem Mix an fluk-
tuationsbedingt frei werdenden 
Wiederbesetzungsrechten 
(häufig bei Allbau) und den in 
Schüben mit Baufertigstellun-
gen verfügbaren Erstbesetzun-
gen von Neubauwohnungen 
(häufig Privateigentum).
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und ist ein von der Kommune geschätz‑
ter Kooperationspartner bei der Arbeit 
vor Ort. Die Zusammenarbeit zwischen 
der Kommune, dem beteiligten Sozialträ‑
ger (Diakoniewerk Essen) und der Allbau 
AG wurde mit einem Kooperationsvertrag 
förmlich geregelt.

Wie oben dargestellt, hat sich die Allbau 
AG im Rahmen ihrer Unternehmensstra‑
tegie 2015 verpflichtet, Stadtumbau und 
Quartiersentwicklung aktiv voranzutrei‑
ben. Dieser Verpflichtung kommt das Un‑
ternehmen z. B. im Rahmen des Stadtum‑
bauprozesses in Essen Altendorf nach, an 
dem das Wohnungsunternehmen in enger 
Kooperation mit der Stadt federführend 
beteiligt ist. Im Stadtteil Altendorf zeich‑
nen sich seit einigen Jahren demografi‑
sche und baustrukturelle Entwicklungen 
ab, die zur Kumulation von Wanderungs‑
verlusten, sozialräumlicher Segregation, 
sozialen Spannungen, massiven Leerstän‑
den und baulichen Mängeln geführt ha‑
ben (Stadt Essen 2010a, S. 22 ff.). Der Rat 
der Stadt Essen hat am 28.11.2007 die Fest‑
setzung eines Untersuchungsgebiets als 
Stadtumbaugebiet nach §§ 171a ff. BauGB 
auf Basis einer Struktur- und Rahmenpla‑
nung beschlossen. Auf Grundlage der Rah‑
menplanung wurde das Projekt „Nieder‑
feldsee“ in Altendorf initiiert, das folgende 
Zielsetzungen verfolgt:

•	 Abriss nicht mehr nachfragegerechter 
Wohnungen,

•	 Neubau qualitativ hochwertiger Woh‑
nungen,

•	 Anlage eines Sees mit Promenade,

•	 Ausbau der Trasse der ehemaligen Rhei‑
nischen Bahn zu einem Rad- und Wan‑
derweg,

•	 Schaffung neuer Verbindungen zum 
Krupp-Gürtel, Universitätsviertel, Eh‑
renzeller Park, Jahnpark und weiter zum 
Stadtteil Bochold,

•	 Erhöhung der Wohnumfeldqualität.

Die Allbau AG verfügt im Stadtteil Alten‑
dorf über einen Wohnungsbestand von 
insgesamt ca. 1  700 Wohneinheiten und 
im Planungsgebiet über 180 Wohnein‑
heiten aus den 1920er Jahren, die sanie‑
rungsbedürftig und nicht mehr nachfra‑
gegerecht sind. Parallel zur städtischen 
Planung hat die Allbau AG unter Berück‑
sichtigung unterschiedlicher Investitions‑
szenarien über die Aufwertung ihrer Be‑
stände im Planungsgebiet nachgedacht. 

forderlich ist, auf andere Instrumente im 
Handlungsfeld der sozialen Wohnungsver‑
sorgung zurückzugreifen.

Stadt- und Quartiersentwicklung,  
energetische Sanierung

Die Umsetzung von Stadtentwicklungs‑
projekten bzw. Stadtumbauprojekten ist 
in Essen ein weiteres wichtiges Feld der 
Zusammenarbeit von Stadt und kommu‑
nalem Wohnungsunternehmen. Bereits 
seit Mitte der 1990er Jahre verfolgt die 
Stadt Essen bei der Umsetzung des Pro‑
gramms „Soziale Stadt“ einen integrierten 
Handlungsansatz, bei dem eine dialogo‑
rientierte, fachübergreifende, integrierte 
und nachhaltige Umsetzung von Projek‑
ten angestrebt wird. Bei der Durchfüh‑
rung von Maßnahmen kommt dem Büro 
für Stadtentwicklung im Zuständigkeits‑
bereich des Bürgermeisters eine wichtige 
Querschnittsfunktion zu. Die Ansiedlung 
des Büros für Stadtentwicklung inner‑
halb des Geschäftsbereichs des Bürger‑
meisters betont den ressortübergreifenden 
und integrierten Handlungsansatz bei der 
Umsetzung stadtentwicklungsbezogener 
Aufgabenstellungen in Essen.

Räumlich konzentrieren sich die Förder‑
schwerpunkte des Programms „Soziale 
Stadt“ auf die Stadtteile Katernberg und 
Altendorf. Im Zuge der Umsetzung des 
Programms in den Stadtteilen sind eine 
Vielzahl von Maßnahmen durchgeführt 
worden, die sich unmittelbar auf das Woh‑
nen bzw. das Wohnumfeld sowie die In‑
tegration und Partizipation der Bevölke‑
rung beziehen. Während die Allbau AG 
in Katernberg nur über einen vergleichs‑
weise geringen Wohnungsbestand verfügt 
und daher kein übergeordneter Koope‑
rationspartner der Kommune ist, betei‑
ligt sich das Wohnungsunternehmen als 
ein wichtiger kommunaler Partner an der 
Umsetzung des Programms „Soziale Stadt“ 
in Altendorf. Das Unternehmen stellt 
im Rahmen dieses Projekts seit Novem‑
ber 2010 die Räumlichkeiten für ein neu‑
es Quartier- und Stadtteilbüro in Altendorf 
zur Verfügung und trägt einen Großteil 
der erforderlichen Investitionskosten für 
den Standort. Zudem ist das Unterneh‑
men über die Arbeit von Sozialmanagern 
in die Stadtteilentwicklung einbezogen. 
Das Wohnungsunternehmen leistet durch 
eigene Beratungsangebote und den finan‑
ziellen Mitteleinsatz einen zusätzlichen 
Beitrag für die Stabilisierung des Ortsteils 
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beiten beinhalten den Austausch und Ein‑
bau von Heizkesseln mit Brennwert-Tech‑
nik, den Austausch von Fenstern und die 
Dämmung von Fassaden. Durch die ein‑
geleiteten Maßnahmen wird innerhalb 
des Unternehmens eine energetische Mo‑
dernisierungsquote von jährlich 3 % des 
relevanten Gesamtbestands des Unter‑
nehmens erreicht. Durch die konsequen‑
te energetische Sanierung ihrer Bestände 
nimmt die Allbau AG eine Vorreiterrolle 
innerhalb der Wohnungswirtschaft in Es‑
sen ein und trägt dazu bei, dass auch an‑
dere Unternehmen und Privateigentümer 
sich an den durch das Unternehmen ge‑
setzten Standards orientieren. 

Auch im Rahmen der derzeit realisierten 
und in den kommenden Jahren geplanten 
Neubauvorhaben werden die gesetzlichen 
ökologischen Mindeststandards durch 
den Einsatz erneuerbarer Energietechni‑
ken zum Teil deutlich unterschritten. Bei‑
spielhaft kann hier die Entwicklung einer 
durch das Land Nordrhein-Westfalen ge‑
förderten Klimaschutzsiedlung im Rah‑
men des Projekts Dilldorfer Höhe genannt 
werden, bei dem in den kommenden Jah‑
ren 49 Wohneinheiten und 17 Reihenhäu‑
ser in einer besonders Klima schonenden 
Bauweise errichtet werden.

Die Allbau AG ist neben anderen kommu‑
nalen und privaten Akteuren ein Koope‑
rationspartner der Kommune im Rahmen 
der BMBF-Förderinitiative „Klima-Initiati‑
ve Essen – Handeln in einer neuen Klima‑
kultur“, die u. a. die Realisierung des von 
der Bundesregierung definierten Reduk
tionsziels des CO

2
-Ausstoßes um 40 % in 

Essen bis zum Jahr 2020 vorsieht.

Beitrag zum Haushalt und wirtschaftliche 
Situation des Unternehmens

Finanzielle Ziele werden im Zusammen‑
hang mit der Ergebnisentwicklung und der 
Gewinnausschüttung jährlich im Rahmen 
des Wirtschaftsplans zwischen der Stadt 
Essen und der Allbau AG vereinbart. Die 
Allbau AG zählte in den vergangenen Jah‑
ren zu den profitabelsten Beteiligungsun‑
ternehmen der Stadt Essen. In den vergan‑
genen fünf Jahren wurde regelmäßig ein 
Jahresüberschuss von mehr als 10 Mio.  € 
durch das Unternehmen erwirtschaftet.19 
Im Geschäftsjahr 2009 wurde ein Jahres‑
überschuss von 23,1 Mio.  € ausgewiesen, 
von dem 20,5 Mio.  € an die Aktionäre des 
Unternehmens ausgeschüttet wurden und 
2,6 Mio.  € als Gewinnrücklage im Unter‑

Die Allbau AG entschloss sich auf Grund‑
lage einer Abstimmung mit den öffentli‑
chen Planungen für den Rückbau der 180 
Wohneinheiten und die Errichtung von 61 
Neubauwohnungen. Mit der Maßnahme, 
die einen wichtigen Akzent für die Auf‑
wertung des gesamten Stadtteils Altendorf 
setzt, übernimmt das kommunale Woh‑
nungsunternehmen eine Vorreiterrolle bei 
der Realisierung der Stadtumbauziele. Mit 
der Umsetzung des Wohnungsbauvorha‑
bens in Altendorf verfolgt die Stadt Essen 
auch das Ziel, den Druck auf weitere Woh‑
nungsunternehmen im Stadtteil zu erhö‑
hen, in ihre Bestände zu investieren. Die 
Gesamtmaßnahme wird mit Fördermit‑
teln des Landes in Höhe von 7,2 Mio.  € be‑
zuschusst. Die Förderung des Landes sieht 
vor, dass die Allbau AG für ca. 120 außer‑
halb des Planungsgebiets gelegene Woh‑
nungen aus ihrem Bestand der Kommu‑
ne Besetzungsrechte einräumt und diese 
Wohnungen zu einer Miete von 15 % unter‑
halb des Mietspiegelwerts vermietet. Die 
61 Neubauwohnungen werden als nicht 
gebundene Mietwohnungen realisiert, um 
einen erweiterten Zielgruppenkreis für 
das Wohngebiet Altendorf anzusprechen.

Die Umsetzung dieses konkreten Stadt‑
umbauprojekts basiert auf einer engen 
Zielabstimmung und Zusammenarbeit 
zwischen den beteiligten Verwaltungs‑
bereichen (Stadtplanung, Stadterneue‑
rung und Bodenmanagement, Tiefbau‑
amt) bzw. kommunalen Eigenbetrieben 
(Grün und Gruga) und dem kommunalen 
Wohnungsunternehmen. Im Rahmen der 
Expertengespräche wurde von den betei‑
ligten Fachverwaltungen darauf hinge‑
wiesen, dass die Allbau AG als besonders 
verlässlicher Partner bei der Realisie‑
rung von Stadtentwicklungsprojekten auf‑
tritt und eine hohe Übereinstimmung von 
kommunalen Zielen und den Zielen des 
kommunalen Wohnungsunternehmens 
hinsichtlich einer qualitätsvollen, nach‑
frageorientierten und an modernen ener‑
getischen Standards ausgerichteten Auf‑
wertung der Bestände besteht.

Seit Mitte der 2000er Jahre hat die Allbau 
AG im Rahmen der Bestandsentwicklung 
die energetische Gebäudesanierung als 
wichtiges Aufgabenfeld definiert. Im Zuge 
eines bis 2015 geplanten Investitionspro‑
gramms soll in weiteren 6  000 Bestands‑
wohnungen ein Austausch von Nachtspei‑
cheröfen durch Zentralheizungen erfolgen. 
Die durchgeführten und vorgesehenen Ar‑

(19)
Lediglich im Jahr 2007 lag der 
Jahresüberschuss aufgrund 
steuerlicher Einmaleffekte bei 
3,2 Mio. €. 
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Die Umsetzung sowohl der wirtschaftli‑
chen als auch der inhaltlichen Ziele durch 
das Wohnungsunternehmen wird von 
den in die Experteninterviews einbezo‑
genen Vertretern der Kommunalverwal‑
tung durchweg positiv bewertet. Die wirt‑
schaftlichen Ziele der Kommune sind 
in den vergangenen Jahren regelmäßig 
übererfüllt worden. Das Wohnungsun‑
ternehmen war bereits in der Vergangen‑
heit ein wichtiger und verlässlicher Part‑
ner der Kommunen bei der Umsetzung 
von quartiersbezogenen Maßnahmen bei‑
spielweise im Rahmen des Programms 

„Soziale Stadt“, aber auch als privater Ent‑
wicklungsträger bei der Erschließung neu‑
er Wohnquartiere. Als wichtiger Partner 
für die Stadt wird das Unternehmen auch 
bei der sozialen Wohnungsversorgung in 
Essen gesehen, auch wenn in diesem Auf‑
gabenfeld aufgrund der relativen Entspan‑
nung des Wohnungsmarkts in den ver‑
gangenen Jahren der Handlungsdruck 
geringer geworden ist.

Zukünftige wohnungspolitische Zielset‑
zungen hinsichtlich der Wohnungsversor‑
gung sind zwischen der Kommune und 
der Allbau AG im Rahmen der STEP 2015+ 
in Essen abgestimmt worden. Daher be‑
steht eine große Übereinstimmung zwi‑
schen den kommunalen Zielen und den 
Zielen des Wohnungsunternehmens in 
Bezug auf die zukünftige Ausrichtung. 
Welche Auswirkungen für die Bestands‑
bewirtschaftung sich aus den erhöhten 
Ausschüttungszielen der Stadt Essen für 
das Unternehmen ergeben, kann noch 
nicht abschließend bewertet werden.

4.3	 Kiel

Die Kieler Wohnungsbaugesellschaft mbH 
(KWG) lag bis 1999 im alleinigen Eigentum 
der Landeshauptstadt Kiel und war mit 
rund 10  600 Wohnungen bzw. 8 % des Kie‑
ler Wohnungsbestands größte Vermieterin. 
Der Bestand war geprägt durch Wohnun‑
gen der 1950er bis 1970er Jahre (über 70 %) 
und einen hohen Anteil preisgebundener 
Wohnungen (ca. 65 %), die sich im gesam‑
ten Stadtgebiet (einfache bis mittlere La‑
gen) befanden, wobei der Schwerpunkt im 
Großsiedlungsgebiet Kiel-Mettenhof lag.

Kiel verkaufte 1999 aus haushaltspoliti‑
schen Gründen seine Anteile an der KWG 
an die deutsche WCM Beteiligungs- und 
Grundbesitz-Aktiengesellschaft (99,7 %) 
und eine Privatperson (0,3 %). Die WCM 

nehmen verblieben. Die Stadt Essen er‑
hielt über ihre Beteiligung an der EVV 
Holding GmbH einen Großteil des ausge‑
schütteten Gewinns.

Als Gründe für die positive Ergebnisent‑
wicklung werden von Seiten des Unter‑
nehmens eine Reorganisation der Arbeits‑
bereiche und der Organisationsstrukturen 
genannt, die in den Jahren 2008 und 2009 
durchgeführt wurde. Dabei wurden für 
etwa ein Drittel der Beschäftigten Auf‑
gabenzuschnitte neu definiert, und eine 
stärker projekt- und prozessorientierte Ar‑
beitsweise innerhalb des Unternehmens 
wurde etabliert.

Vom Rat der Stadt Essen wurde im Jahr 
2010 ein Haushaltssicherungskonzept be‑
schlossen, das in den nächsten Jahren zur 
Stabilisierung des kommunalen Haus‑
halts eine hohe Gewinnabführung der All‑
bau AG über die EVV Holding GmbH an 
die Stadt Essen vorsieht. Darüber hinaus 
wird der Kommunalhaushalt entlastet, in‑
dem die Tilgung des für den Kauf der All‑
bau AG von der EVV aufgenommenen 
Kredits nicht mehr aus dem Kommunal‑
haushalt erfolgt, sondern wie dargestellt 
unmittelbar aus dem Ergebnis der EVV er‑
wirtschaftet werden muss. Der Vorstand 
der Allbau AG signalisiert zwar Verständ‑
nis für die wirtschaftlichen Ziele der Stadt 
Essen vor dem Hintergrund des beschlos‑
senen Haushaltssicherungskonzepts, ver‑
weist aber darauf, dass in den kommenden 
Jahren ein größerer Anteil des Jahress‑
überschusses im Unternehmen verbleiben 
müsse, um die Investitionen in den Woh‑
nungsbestand und das Engagement in der 
Stadtentwicklung auf dem derzeitigen Ni‑
veau aufrecht zu erhalten.20

Beurteilung der Rolle des Wohnungsun-
ternehmens durch die Stadt

Die Zusammenarbeit zwischen der Stadt 
Essen und ihrem kommunalen Woh‑
nungsunternehmen findet auf Grundla‑
ge eines kooperativen Handlungsansatzes 
statt, der nahezu ohne den Einsatz kon‑
kreter Zielvorgaben und förmlicher Steu‑
erungsinstrumente auskommt. Eine Ab‑
stimmung zwischen der Stadt Essen und 
dem Wohnungsunternehmen findet re‑
gelmäßig anlass- und projektbezogen mit 
den zuständigen Fachverwaltungen oder 
in den Aufsichtsgremien mit der Verwal‑
tungsspitze und den Vertretern des Rates 
der Stadt Essen statt.

(20)
NRZ vom 14.07.2010: Den All-
bau nicht zu sehr auspressen.
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im Bereich der sozialen Wohnungsversor‑
gung, war in den zwei Schwerpunktgebie‑
ten der Stadtentwicklung über ausgewähl‑
te Projekte an der Quartiersentwicklung 
aktiv beteiligt und entwickelte erste An‑
sätze der energetischen Erneuerung. Die 
Beiträge der KWG für kommunalpolitische 
Handlungsfelder gingen den Recherchen 
dieser Studie zufolge weniger auf entspre‑
chende Vorgaben der Kommune als auf 
Prioritätensetzungen des Unternehmens 
zurück.23

Vor dem Hintergrund des wachsenden 
Schuldenstandes des Stadt Kiel bezeich‑
neten die beiden größten Ratsfraktionen 
1998 den Schuldenabbau als oberstes Ziel 
der Stadt und erklärten, der Verkauf der 
KWG dürfe „kein Tabuthema sein“. Die Er‑
reichung der wohnungspolitischen Ziele 
der Stadt wurde von ihnen aufgrund der 

„heutigen Strukturen der Wohnungswirt‑
schaft auch ohne stadteigene Wohnungs‑
gesellschaft als sichergestellt“ betrachtet 
(SPD-Ratsfraktion/CDU-Ratsfraktion 1998, 
S. 2). Im Mai 1998 wurde daher der Grund‑
satzbeschluss zum Verkauf der KWG ge‑
troffen. Im Beschluss wurden als Ver‑
kaufsbedingungen der Erhalt des sozialen 
Schutzes der Mieter, die Fortsetzung des 
Sanierungsprogramms, die Fortführung 
der KWG als eigenständige Gesellschaft 
und ein angemessener Erlös als Rahmen‑
bedingungen formuliert.

Im Rahmen der Beantwortung einer gro‑
ßen Ratsanfrage im März 1999 wurde die 
wohnungspolitische Situation in Kiel nä‑
her dargestellt, wobei vornehmlich die 
Versorgungslage von Zielgruppen, nicht 
aber mögliche Veränderungen der Markt‑
lage betrachtet wurden (siehe Der Ober‑
bürgermeister der Landeshauptstadt Kiel 
1999a). Weiterhin wurden die zuständigen 
Ratsausschüsse für Wirtschaft, Soziales 
sowie Finanzen von einem Beratungsun‑

verkaufte ihre KWG-Anteile im Paket mit 
Mehrheitsbeteiligungen an vier weiteren 
deutschen Wohnungsunternehmen 2004 
an die amerikanische Beteiligungsgesell‑
schaft Blackstone Group. Blackstone ver‑
äußerte 2007 die Anteilsmehrheiten an der 
KWG und den vier weiteren Unternehmen 
an eine Gruppe institutioneller britischer 
Investoren (Morley Fund Management/
Roundhill Capital/Aviva). Die Geschäfts‑
anteile werden von den britischen Investo‑
ren über drei luxemburgische Gesellschaf‑
ten gehalten.21

Die KWG blieb dabei als eigenständig fir‑
mierendes Unternehmen mit Sitz in Kiel 
erhalten. Nach Blockverkäufen und Ein‑
zelprivatisierungen verfügt das Unterneh‑
men noch über rund 9  300 Wohnungen 
(KWG 2010, S. 1).

Nicht verkauft hat Kiel die kommuna‑
len Wohnungsbestände in unmittelba‑
rem kommunalem Eigentum. Hierbei han‑
delt es sich allerdings um lediglich 150 
Wohnungen, die schon aus quantitati‑
ven Gründen kaum Vermietungspoten‑
zial bieten und vor allem für andere Zwe‑
cke (Sicherung der Realisierbarkeit von 
Planungen) ins kommunale Vermögen ge‑
nommen wurden.

Im Vordergrund der Fallstudie zu Kiel 
standen die mit dem Verkauf des kommu‑
nalen Wohnungsunternehmens gemach‑
ten Erfahrungen und die Auswirkungen 
auf die Wohnungs- und Stadtentwick‑
lungspolitik sowie auf die Haushaltslage 
der Landeshauptstadt. Hierbei wurde die 
Zusammenarbeit der Stadt mit der nun‑
mehr privaten KWG betrachtet.

Verkauf des kommunalen  
Wohnungsunternehmens

In der zweiten Hälfte der 1990er Jah‑
re entspannte sich vor dem Hinter‑
grund der Erweiterung des Angebots 
und stark rückläufiger Bevölkerungszah‑
len der Wohnungsmarkt in Kiel zuneh‑
mend. Wachsende Leerstände, u. a. im Be‑
stand der KWG, erleichterten Zielgruppen 
der Wohnungsversorgung den Zugang zu 
Wohnraum und führten zu einer Dämp‑
fung der Mietenentwicklung, sodass der 
wohnungspolitische Handlungsbedarf in 
Kiel eher rückläufig war.22

Das kommunale Wohnungsunternehmen 
KWG erbrachte in den 1990er Jahren mit 
der freiwilligen Einräumung von Benen‑
nungsrechten gewisse Zusatzleistungen 

Name Kieler Wohnungsbaugesellschaft mbH (KWG)

Anteilseigner bis 1999: Stadt Kiel (100 %)

aktuell (2010): Morley Fund Management, Roundhill 
Capital, Aviva

Wohnungsbestand 2000 10  600

Wohnungsbestand 2009 9  300

Anteil am Gesamtwohnungsbestand 
der Kommune 2009 7,1 %

Baualtersstruktur (Anteil am 
Wohnungsbestand des  
Unternehmens)

bis 1948 	 7 %
1949 bis 1969 	 42 %
1970 bis 1979 	 28 %
ab 1980 	 23 %

Tabelle 17 
Grundinformationen zum ehemaligen kommunalen Wohnungsunternehmen in Kiel

(21)
Näheres zur Entwicklung des 
„WCM-Portfolios“ bzw. den 
Strategien der Eigentümer sie-
he BMVBS/BBR (2007), S. 44.

(22)
Siehe auch die Ausführungen 
zu sozioökonomischer Situati-
on und Wohnungsmarkt in Ka-
pitel 3.

(23)
Recherchen im Jahr 2010 zur 
Steuerung des Unternehmens 
in den 1990er Jahren unter-
liegen naturgemäß Grenzen. 
Die Hinweise von schon sei-
nerzeit aktiven Experten sowie 
die Auswertung von Materiali-
en weisen darauf hin, dass sich 
die Stadt bei der Steuerung 
der KWG auf die Kontrolle zur 
Verhinderung möglicher wirt-
schaftlicher Fehlentwicklungen 
beschränkte.

Datengrundlage: Angaben von Stadt und Wohnungsunternehmen
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2004), der Ausschluss von Eigenbedarfs-/
Verwertungskündigungen für fünf Jahre, 
der Erhalt des Mieterbeirats, die Durch‑
führung von Luxusmodernisierungen nur 
bei Zustimmung der Mieter, die Fortfüh‑
rung der sozialen Projekte für fünf Jahre, 
die Verpflichtung zu Modernisierungen in 
Höhe von mindestens 51 Mio.  € innerhalb 
von fünf Jahren, das Halten der Mehrheit 
an der KWG durch Käufer für fünf Jah‑
re, der Verkauf von maximal von 35 % des 
Bestandes über zehn Jahre (bis 2009), der 
Erhalt des Unternehmens/Firmensitzes 
für mindestens zehn Jahre sowie ein Auf‑
sichtsratsplatz für die Stadt für zehn Jah‑
re.24 

Wie der Vergleich mit den bei Wohnungs‑
transaktionen der öffentlichen Hand üb‑
lichen Vertragsinhalten zeigt, wurde zwi‑
schen der Stadt Kiel und der WCM AG 
ein breites Spektrum an Bindungen und 
Auflagen vereinbart. Als merkliche Ein‑
schränkungen der Handlungsoptionen 
des Käufers sind vor allem die Regelungen 
zum Erhalt des Unternehmens und der 
Bestände sowie die Fortführung der Maß‑
nahmen in den Bereichen Aufwertung 
und Soziales zu sehen (BMVBS/BBR 2007, 
S. 50 f. und BMVBS 2010b). Die vertragli‑
chen Verpflichtungen galten für die weite‑
ren Käufer der KWG fort, wobei zum Zeit‑
punkt des Wechsels von der WCM AG an 
Blackstone die auf fünf Jahre befristeten 
Verpflichtungen zum Mieterschutz sowie 
zu sozialen und investiven Maßnahmen 
ausliefen. Die Zehnjahresregelungen zum 
Bestandsverkäufen, Unternehmenserhalt 
und städtischem Aufsichtsratsplatz liefen 
2009 aus, also kurz vor den Recherchen 
dieser Studie.

Strategie der Stadt für die Handlungs-
felder der sozialen Wohnungsversorgung 
sowie Stadt- und Quartiersentwicklung

Wie dargestellt war aus Sicht der Stadt 
Kiel ein eigenes Wohnungsunternehmen 
für die Erreichung der wohnungspoliti‑
schen Ziele nicht länger notwendig. Was 
die kommunalen Aufgaben im Bereich 
der sozialen Wohnungsversorgung anbe‑
langt, setzte die Stadt nach dem Verkauf 
zum einen auf die beim verkauften Unter‑
nehmen wie bei anderen Eigentümern be‑
stehenden zahlreichen förderrechtlichen 
Bindungen und zum anderen auf die ver‑
traglichen Pflichten und ergänzenden Zu‑
sicherungen des Käufers der KWG. Dem‑
entsprechend wurden nach dem Verkauf 

ternehmen über betriebswirtschaftliche 
Fragen des Verkaufs und mögliche Aus‑
wirkungen auf den Wohnungsmarkt in‑
formiert (interne/unveröffentlichte Ana‑
lysen). 

Die Verkaufsverhandlungen sollten vor‑
rangig mit Interessenten aus der Region 
geführt werden (SPD-Ratsfraktion/CDU-
Ratfraktion 1998, S. 1). Die Ausschreibung 
der KWG-Anteile im Juli 1998 erfolgte ent‑
sprechend dem Vergaberecht aber europa‑
weit. Die Ausschreibung sah neben dem 
vollständigen Verkauf der KWG als Varian‑
te auch den Verkauf einer Mehrheitsbetei‑
ligung oder einer Minderheitsbeteiligung 
vor. Zum Interessentenkreis bzw. geprüf‑
ten Käuferkreis gehörte auch ein Zusam‑
menschluss regionaler Genossenschaf‑
ten, deren Kaufpreisangebot allerdings 
als unangemessen niedrig eingestuft wur‑
de. Der Verkauf von Minderheitsanteilen 
wurde mangels Interessenten nicht wei‑
ter verfolgt. Ebenfalls verworfen wurde, 
die Mehrheit der Anteile zu verkaufen und 
eine Minderheitsbeteiligung zu behalten, 
da die Stadt (neben niedrigeren Einnah‑
men als beim vollständigen Verkauf) dann 
weiterhin von der Bevölkerung in die Ver‑
antwortung für die Entscheidungen des 
Unternehmens genommen wäre, ohne be‑
stimmenden Einfluss auf die KWG zu ha‑
ben (Der Oberbürgermeister der Landes‑
hauptstadt Kiel 1999b, S. 3).

Am 07.07.1999 beschloss die Ratsver‑
sammlung mit großer Mehrheit (drei Ge‑
genstimmen und Enthaltungen bei 50 
Mitgliedern) den Verkauf der KWG an die 
WCM AG. In der Begründung des Antrags 
wurde – neben den Erträgen – auf den 
günstigen Zeitpunkt der aktuell entspann‑
ten Wohnungsmarktlage sowie auf die 
rechtlichen Absicherungen in den nächs‑
ten zehn Jahren durch Belegungsbindun‑
gen und vertragliche Pflichten verwiesen 
(siehe Der Oberbürgermeister der Landes‑
hauptstadt Kiel 1999b, S. 5). Die Stadt ent‑
schied sich mit der WCM AG für den Bieter, 
der den höchsten Preis bot. Der Verkaufs‑
preis betrug brutto (inkl. der Übernahme 
der Schulden der KWG) rund 409 Mio.  € 
bzw. 37  200  € pro Wohnung, netto erhielt 
die Stadt rund 128 Mio.  € (Näheres zur 
städtischen Schuldenentwicklung infolge 
des Verkaufs siehe unten).

Wesentliche Teile des Kaufvertrags wa‑
ren eine Begrenzung der jährlichen Stei‑
gerung der Durchschnittsmiete (ungebun‑
dener Bestand) auf 3 % für fünf Jahre (bis 

(24)
Zusammenstellung auf Grund-
lage von: Der Oberbürgermeis-
ter der Landeshauptstadt Kiel 
1999b, S. 2 ff.
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Die über den Sitz der Stadt im Aufsichtsrat 
mögliche Kontrollfunktion nahm das für 
die soziale Wohnungsversorgung der Stadt 
zuständige Dezernat wahr, das durch den 
Leiter des Amtes für Wohnen und Sozia‑
les vertreten wurde. Neben der Stadt wa‑
ren auch der Mieterbeirat und das Perso‑
nal durch je ein Mitglied im Aufsichtsrat 
vertreten, während vier Aufsichtsratsman‑
date auf den Eigentümer entfielen.

Aufgrund der Berichtspflicht der KWG und 
des Sitzes im Aufsichtsrat des Unterneh‑
mens verfügte die Stadt bis Ende 2009 über 
eine vergleichsweise gute Einsicht in die 
Bewirtschaftungsstrategien der KWG. Die‑
se Einsicht führe auf Seiten der Stadt den 
Recherchen zufolge zu keiner Kritik am 
Verhalten der KWG. Inwieweit sich nach 
Auslaufen der befristeten Verpflichtungen 
die Zusammenarbeit zwischen Stadt und 
Unternehmen verändert, kann aufgrund 
der erst kurzen Erfahrungen nicht beur‑
teilt werden.

Die Kontakte zwischen der Stadt und der 
Geschäftsführung der KWG beschränk‑
ten sich in den letzten Jahren nicht auf die 
vertraglich vorgeschriebenen Kontakte. Zu 
relevanten Fragen des Wohnungsmarkts, 
der Wohnungsversorgung und der Quar‑
tiersentwicklung bestand Gesprächsbe‑
reitschaft auf beiden Seiten. Hierauf wird 
im Folgenden näher eingegangen.

Soziale Wohnungsversorgung

In Kiel unterliegen 2009 rund 9  800 Woh‑
nungen (7,5 % des Kieler Wohnungsbe‑
stands) Mietpreis- und Belegungsbin‑
dungen. Gegenüber 1999, dem Jahr des 
Verkaufs der KWG, ist die Zahl der gebun‑
denen Wohnungen um 34 % zurückgegan‑
gen. Rund 4  200 Wohnungen bzw. über 
zwei Fünftel der 2009 gebundenen Woh‑
nungen entfallen auf die KWG. Der Anteil 
der gebundenen Wohnungen am Gesamt‑
bestand der KWG liegt bei 45 % und fällt 
damit vergleichweise hoch aus. Zum Ver‑
kaufszeitpunkt war er mit 68 % noch deut‑
lich höher (Tabelle 18).

Bei rund 8  300 gebundenen Wohnungen 
hat die Stadt die Möglichkeit, Wohnungs‑
suchende zu benennen. Im Bestand der 
KWG kann dies bei allen 4  200 gebunde‑
nen Wohnungen erfolgen. Diese Benen‑
nungsmöglichkeiten sind nur zu einem 
Teil durch eine Mitförderung der Kom‑
mune begründet, zu einem anderen Teil 
beruhen sie auf einer in den 1980er Jah‑

des Unternehmens keine neuen Strategien 
im Bereich der sozialen Wohnungsversor‑
gung verfolgt.

Nachdem sich in der zweiten Hälfte der 
2000er Jahre in einzelnen Marktsegmen‑
ten Wiederanspannungstendenzen zeig‑
ten und sich der Fortfall von förderrecht‑
lichen Bindungen zunehmend bemerkbar 
macht, ist es für die wohnungspolitische 
Strategie der Stadt von großer Bedeutung, 
neue Bindungen zu schaffen und deshalb 
zu erreichen, dass die für die Stadt zur Ver‑
fügung stehenden Kontingente der Lan‑
deswohnraumförderung voll in Anspruch 
genommen werden. Als Partner zeichnen 
sich hierbei vor allem regionale mittel‑
ständische Privatunternehmen und klei‑
nere Genossenschaften ab. Die ehemals 
kommunale KWG steht hierfür als Part‑
ner nicht zur Verfügung, für sie kommt die 
Schaffung von Bindungen im Rahmen der 
Neubau- oder Bestandsförderung nicht in 
Frage. Dasselbe gilt für andere Kieler Woh‑
nungsunternehmen, die heute im Eigen‑
tum internationaler Investoren stehen.

Im Handlungsfeld der Stadt- und Quar‑
tiersentwicklung wurden die vertraglich 
zugesicherten Maßnahmen der KWG zu‑
nächst als hinreichend für die seinerzeiti‑
gen Planungen und Quartierskonzepte an‑
gesehen, sodass der Verkauf auch hier zu 
keinen veränderten kommunalen Strate‑
gien führte. Nach dem Auslaufen der ver‑
traglichen Pflichten setzt die Stadt darauf, 
dass die KWG als großer Vermieter in städ‑
tischen Schwerpunktgebieten auch wei‑
terhin ein erhebliches Eigeninteresse an 
der Kooperation in der Stadt- und Quar‑
tiersentwicklung hat.

Überwachung der Einhaltung der  
Vertragspflichten

Die Einhaltung der vertraglichen Pflichten 
wurde seitens der KWG durch jährliche 
Berichte an die Stadt (Geschäftsbereich 
des Oberbürgermeisters) nachgewiesen, 
wobei die Bestätigung durch einen Wirt‑
schaftsprüfer erfolgte. Den Recherchen 
zufolge wurden die Vertragspflichten aus 
Sicht von Stadt und Unternehmen einge‑
halten. In den ersten drei Jahren nach dem 
Verkauf wurden die auf die Einhaltung der 
Verkaufsbedingungen des Rats zielenden 
Pflichten vom Ratsausschuss für Soziales 
dezidiert beobachtet und erörtert (siehe 
Der Oberbürgermeister der Landeshaupt‑
stadt Kiel 2002).
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Bezogen auf die Belegung gebundener 
Wohnungen bei der KWG hat sich also 
durch den Wechsel zu privaten Eigentü‑
mern nur wenig geändert. Für die sozia‑
le Wohnungsversorgung in Kiel bleibt die 
KWG sehr wichtig. Allerdings baut das Un‑
ternehmen nicht neu und schafft so keine 
neuen Bindungen.

Auch in Kiel stellt die Wohnungsversor‑
gung von Mietern mit besonderen Pro‑
blemlagen (Verschuldung, persönliches 
Verhalten etc.) eine große Herausforde‑
rung für die Stadt dar. Vor dem Verkauf 
übernahm die KWG solche Haushalte häu‑
fig, das Unternehmen führte nur begrenz‑
te Prüfungen möglicher Neumieter durch. 
Seit dem Eigentümerwechsel werden die 
Solvenz neuer Mieter und die Mietfähig‑
keit spürbar stärker geprüft. Haushalte mit 
niedrigen Einkommen (z. B. Transferleis‑
tungsempfänger etc.) gehören weiter zur 
Mieterklientel der KWG, aber Wohnungs‑
suchende mit Problemlagen erhalten nach 
dem Verkauf seltener ein Mietverhältnis 
bei der KWG. Finden sich entsprechende 
Haushalte in den Dreiervorschlägen der 
Kommunen, werden sie nur selten ausge‑
wählt. Die Stadt musste daher ihren Ver‑
mittlungsaufwand für diese besondere 
Zielgruppe erhöhen. Dabei kam die eher 
entspannte Wohnungsmarktlage zugute, 
die dazu führt, dass andere, insbesondere 
kleinere Vermieter, deren Prüfressourcen 
begrenzt sind, Wohnungen an diese Grup‑
pe von Wohnungssuchenden eher vermie‑
ten als die KWG. Die Zusammenarbeit mit 
den entsprechenden kleineren Vermie‑
tern erfolgt von Fall zu Fall, es handelt sich 
nicht um feste Kooperationsstrukturen, 
wie sie vor dem Verkauf mit der KWG bei 
der Unterbringung von Mietern mit be‑
sonderen Problemlagen bestanden.

Für die Versorgung mit preisgünstigem 
Wohnraum ist die Mietpreisgestaltung 
durch die KWG von Interesse. Vor dem 
Verkauf war die KWG auch bei zunehmen‑
den Leerständen nicht zu Mietreduzie‑
rungen bereit, wobei diese vom Mieterver‑
tretern kritisierte Praxis26 teilweise auch 
Sozialwohnungen betraf. Nach dem Wech‑
sel zu den privaten Eigentümern wurde 
eine Strategie der Leerstandsvermeidung 
verfolgt, die in ausgewählten Beständen 
mit Mietenreduzierungen verbunden war 
(bei Sozialwohnungen ggf. auch unter die 
Kostenmiete). So wurde während der Ei‑
gentümerschaft von WCM der Leerstand 
der KWG von über 10 % zum Verkaufszeit‑

ren von der seinerzeit kommunalen KWG 
per Schreiben für alle belegungsgebun‑
denen Wohnungen eingeräumten Benen‑
nungsmöglichkeit.25 Diese Selbstverpflich‑
tung wurde von der Stadt beim Verkauf 
als „freiwillige Maßnahme der KWG, die 
nicht vertraglich abgesichert ist“ einge‑
stuft (Der Oberbürgermeister der Landes‑
hauptstadt Kiel 1999a, S. 10). Sie wurde 
bislang von keinem der privaten Eigentü‑
mer zurückgenommen; das Unternehmen 
meldet nach wie vor frei werdende Woh‑
nungen, für die kein förderrechtliches Be‑
nennungsrecht besteht, für eine Benen‑
nung von drei Wohnungssuchenden durch 
die Stadt. Hierbei ist darauf hinzuweisen, 
dass der erste Käufer WCM vor dem Kauf 
eine generelle Erklärung zur Fortsetzung 
der Zusammenarbeit mit der Kommu‑
ne bzw. der Wahrung der sozialen Funk‑
tion der KWG abgegeben hatte, auf die 
der Rat bei seiner Zustimmung zum Ver‑
kauf ausdrücklich Bezug nahm (siehe Nr. 3 
des Ratsbeschlusses vom 07.07.1999). Dass 
auch die folgenden Eigentümer der KWG 
(Blackstone, britische Investorengruppe) 
die Selbstverpflichtung nicht in Frage stel‑
len, kann darauf zurückgeführt werden, 
dass seitens des Unternehmens ein Inter‑
esse an der Vermittlung von Mietinteres‑
senten durch die Kommune bestand bzw. 
besteht, u. a. um bei entspannter Woh‑
nungsmarktlage auch bei weniger attrakti‑
ven Beständen einen hohen Vermietungs‑
stand zu erreichen. Zum Fortbestand der 
Selbstverpflichtung dürfte auch beitra‑
gen, dass die Stadt bei der Ausübung von 
Benennungsrechten bei der KWG wie bei 
anderen Eigentümern auch Vermieterin‑
teressen berücksichtigt (Vermeidung ein‑
seitiger Belegungsstrukturen, ggf. zu‑
sätzliche Vorschläge zu üblichen drei 
Wohnungssuchenden etc.).

Stadt Kiel 
gesamt

KWG

Anzahl Anzahl Anteil an Stadt  
gesamt

1999 2009 1999 2009 1999 2009

mietpreis- und belegungs
gebundene Wohnungen insgesamt 14  900 9  800 7  200 4  200 48,3 % 42,9 %

davon mit          

	 Benennungsrecht/-möglichkeit 13  400 8  300 7  200 4  200 53,7 % 50,6 %

	 Bindung nur an WBS/ 
	 Einkommensgrenzen 1  500 1  500 0 0 0,0 % 0,0 %

Tabelle 18 
Gebundene Wohnungen in Kiel und gebundene Wohnungen der KWG

Datengrundlage: Angaben Landeshauptstadt Kiel; Der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt 
Kiel 1999a, S. 10 und 1999b, S. 4; Investitionsbank Schleswig-Holstein (Wohnungsmarkt
beobachtung 1999)

(25)
Wie viele der heutigen Benen-
nungsmöglichkeiten der Stadt 
auf Mitförderung und wie vie-
le auf die Selbstverpflichtung 
der KWG entfallen, ist nicht be-
kannt. Zum Verkaufszeitpunkt 
1999 entfielen 2  600 der sei-
nerzeitigen 7  200 Benennungs-
rechte bei der KWG (36 %) auf 
die Selbstverpflichtung.

(26)
Kieler Mieterverein, Pressemit-
teilung vom 13.11.1997: Woh-
nungsleerstände nehmen zu. 
Dringender Handlungsbedarf 
in Mettenhof.
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allgemeine Vermittlung von hilfebedürf‑
tigen Haushalten nicht negativ aus. Die 
durch den Wegfall des kommunalen Un‑
ternehmens schwierigere Vermittlung von 
Haushalten mit besonderen Problemlagen 
bedurfte jedoch wie dargestellt größerer 
Anstrengungen.

Die Rahmenbedingungen für die sozia‑
le Wohnungsversorgung in Kiel könnten 
künftig eher schwierig werden: Zum einen 
wird nach aktuellen Prognosen die Nach‑
frage in Kiel steigen, was angesichts nied‑
riger Bautätigkeit zu Wiederanspannun‑
gen führen könnte, die sich mit steigenden 
Mieten in einzelnen Segmenten bereits 
jüngst andeuteten. Zum anderen wird die 
Zahl der Wohnungen mit Belegungsbin‑
dungen weiter stark zurückgehen (um 42 % 
zwischen 2009 und 2015, ohne Berücksich‑
tigung der Schaffung von neuen Bindun‑
gen), wobei der Rückgang aufgrund einer 
Änderung des Landesförderrechts stär‑
ker ausfällt als zum Verkaufszeitpunkt 
absehbar. Die Stadt Kiel ist daher aktu‑
ell bestrebt, die seitens der Landeswohn‑
raumförderung für die Oberzentren vorge‑
sehenen Förderkontingente voll zu nutzen. 
Partner für die geförderten Investitionen 
und die mit ihnen möglichen neuen Bin‑
dungen sind voraussichtlich vor allem re‑
gionale mittelständische Privatunterneh‑
men sowie kleinere Genossenschaften 
und weniger die Unternehmen, die sich in 
Kiel traditionell im sozialen Wohnungsbau 
engagiert haben. Die traditionellen Part‑
ner sind im letzten Jahrzehnt überwiegend 
an institutionelle bzw. internationale In‑
vestoren verkauft worden. Dies betrifft ne‑
ben der Verkauf der KWG durch die Stadt, 
den Verkauf der GAGFAH durch die Bun‑
desversicherungsanstalt für Angestellte, 
der BIG Heimbau und der LEG durch das 
Land und den Verkauf von industriever‑
bundenen Beständen (Kieler Werft-Werks‑
wohnungen). Nach dem Verkauf zeigen 
diese Unternehmen kein Interesse daran, 
im Rahmen der Förderung von Investitio‑
nen Bindungen einzugehen.

punkt auf 5,7 % im Jahr 2003 abgebaut; 
zwischenzeitlich ging die durchschnitt‑
liche Miete im KWG-Bestand von 4,63  € 
pro m2 2001 auf 4,53  € pro m2 2003 zu‑
rück (WCM 2002, S. 30, WCM 2004, S. 26), 
obwohl während dieser Zeit auch Woh‑
nungen modernisiert wurden oder aus 
der Bindung fielen und daher eher Miet‑
steigerungen zu erwarten gewesen wä‑
ren. Auch bei den weiteren KWG-Eigen‑
tümern war bzw. ist das Marktpotenzial 
der Wohnungen entscheidend. Der Fort‑
fall der Bindungen bei einer großen Zahl 
der KWG-Wohnungen macht sich gemäß 
der Expertengespräche aufgrund der eher 
einfachen Lage/Qualität der Bestände 
(z. B. Großsiedlungsbestände) bei eher ent‑
spannter Wohnungsmarktlage bisher bei 
der Versorgung mit preisgünstigen Woh‑
nungen nur begrenzt negativ bemerk‑
bar. Hierbei ist jedoch darauf hinzuwei‑
sen, dass in Kiel gemäß Mietspiegel die 
Mieten für ungebundene Wohnungen im 
preisgünstigen Segment (einfacher Lage, 
normale Ausstattung) steigen und damit 
Hinweise für eine Wiederanspannung in 
Segmenten bestehen.

Insbesondere für kleine Haushalte wur‑
de 2007 ein hinter der Nachfrage zurück‑
bleibendes Angebot an preisgünstigem 
Wohnraum gesehen. Im Wohnungsmarkt
konzept Kiel 2007 wurde daher die Kom‑
pensation wegfallender Bindungen em
pfohlen, wobei aufgrund des bisher 
eingeschränkten Interesses der Vermieter 
am Eingehen neuer Bindungen auf alter‑
native Instrumente wie Kooperationsver‑
träge verwiesen wurde (GEWOS 2007a, S. 
147 f., 151). Insoweit hat sich dadurch, dass 
die KWG nach dem Verkauf kein Partner 
für neue Bindungen mehr ist (siehe oben), 
der Handlungsbedarf für Alternativen zu 
gängigen Formen der Generierung von 
Bindungen in Kiel erhöht.27

Tabelle 19 zeigt die Entwicklung der Zahl 
der Wohnungssuchenden und der Ver‑
mittlungen in den letzten Jahren. Die Zahl 
der gemeldeten Wohnungssuchenden war 
seit 2007 rückläufig und erreichte 2009 mit 
1  026 den bislang niedrigsten Wert. Gleich‑
zeitig lag die Zahl der Vermittlungen je‑
weils in der Größenordnung von gut 900. 
Das Verhältnis zwischen der Zahl der Ver‑
mittlungen und der Zahl der Wohnungs‑
suchenden war damit günstig. Gegenüber 
dem Zeitraum vor Verkauf der KWG hat es 
sich deutlich verbessert. Der Verkauf der 
KWG wirkte sich in Kiel bezogen auf die 

  2005 2006 2007 2008 2009

bei städtischer Wohnungsvermittlung 
gemeldete wohnungssuchende 
Haushalte

1  216 1  469 1  619 1  295 1  026

von Kommune vermittelte 
wohnungssuchende Haushalte (Anzahl) 964 967 919 946 963

Anteil an den gemeldeten 
Wohnungssuchenden 79 % 66 % 57 % 73 % 94 %

Tabelle 19 
Wohnungssuchende und Vermittlungen in Kiel

Datengrundlage: Landeshauptstadt Kiel

(27)
In Kiel befinden sich des Wei-
teren zahlreiche Bestände von 
Unternehmen, die früher dem 
Bund, dem Land oder Indust-
rieunternehmen gehörten und 
an private Investoren verkauft 
wurden. Diese nehmen nach 
dem Verkauf in der Regel auch 
keine Fördermittel in Anspruch.
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Die wichtigsten sozialen Maßnahmen, wie 
Nachbarschaftszentren und Mitwirkung 
am Stadtteilmarketing, wurden bzw. wer‑
den auch nach dem Fortfall der vertrag‑
lichen Verpflichtung im Jahr 2004 durch 
die KWG fortgesetzt. Grund ist die Ein‑
schätzung, dass die Maßnahmen die Ver‑
mietungsbedingungen der zahlreichen 
Wohnungen im Quartier nachhaltig ver‑
bessern.

Trotz des weitgehend fortgesetzten Enga‑
gements der KWG musste im Rahmen der 
Strategieentwicklung für Kiel-Mettenhof 
konstatiert werden, dass infolge von zahl‑
reichen Verkäufen der Wohnungsbestände 
an verschiedene institutionelle bzw. inter‑
nationale Investoren die Handlungsoptio‑
nen der Kommune zurückgegangen sind. 
Die Entscheidungskompetenzen der vor 
Ort ansässigen Verwalter haben nach dem 
Vertiefungskonzept für Mettenhof deut‑
lich abgenommen, sodass eine gemein‑
same sozialorientierte Wohnungspolitik 
zunehmend erschwert wird und die Spen‑
denbereitschaft für Maßnahmen rück‑
läufig ist (GEWOS 2009, S. 28 f.). Insoweit 
hat sich zwar nicht der Einzelverkauf der 
Stadt, wohl aber das generelle Transak‑
tionsgeschehen in Kiel nachteilig auf die 
Quartiersentwicklung in Mettenhof aus‑
gewirkt. 

Kiel hatte bereits frühzeitig (im Mai 1995) 
ein CO

2
-Reduktionskonzept beschlossen. 

Ende 1996 traf sich erstmals die Gemein‑
schaftsinitiative Energietechnische Ge‑
bäudesanierung, um durch Zusammen‑
arbeit von Wohnungsunternehmen, der 
Vermieter- und Mieterverbände sowie der 
Stadt verstärkte energetische Erneuerun‑
gen zu initiieren und Interessensgegensät‑
ze zu überwinden. Die (kommunale) KWG 
übernahm dabei im Kreis der Wohnungs‑
wirtschaft eine Vorreiterrolle, indem sie 
das Pilotprojekt in Kiel-Schilksee mit Mess‑
programmen, Mieterberatung und Wärme‑
pass durchführte sowie 1999 einen Koope‑
rationsvertrag mit dem Mieterverein und 
der Energiestiftung Schleswig-Holstein zur 
Zusammenarbeit der Institutionen bei Mo‑
dernisierungsvorhaben (Mieterberatung/ 

-information, Abstimmungen) schloss. 
Weiterhin entwickelte die KWG Ende der 
1990er Jahre ein Sanierungsprogramm für 
den Bestand und plante zunehmende Be‑
standsinvestitionen. 

Die bereits vor dem Verkauf anvisierten 
Modernisierungsmaßnahmen wurden 
aufgrund der vertraglichen Verpflichtung 

Stadt- und Quartiersentwicklung,  
energetische Erneuerung

Über traditionelle Pläne des Städtebau‑
rechts hinausgehende Konzepte zur Woh‑
nungsmarkt- und Stadtentwicklung auf 
gesamtstädtischer und Quartiersebene 
wurden in Kiel ab Mitte der 2000er Jah‑
re entwickelt (nach dem KWG-Verkauf). 
Am Kieler Wohnungsmarktkonzept 2007 
(GEWOS 2007), das eine starke stadtent‑
wicklungspolitische Ausrichtung hat (In‑
frastruktur, Umfeld, Lebensqualität 
etc.) sowie den Vertiefungen für die zwei 
Schwerpunktgebiete Gaarden und Met‑
tenhof (GEWOS 2008 und GEWOS 2009) 
hat die KWG durch die Teilnahme an Er‑
örterungsveranstaltungen sowie der Be‑
reitstellung von quantitativen und qualita‑
tiven Informationen (Expertengespräche 
etc.) mitgewirkt. Die vertragliche Zusi‑
cherung des Firmensitzes der KWG in Kiel 
(bis 2009) hat sich insoweit positiv auf die 
stadtentwicklungspolitische Zusammen‑
arbeit ausgewirkt.

Für die Kieler Quartiersentwicklung sind 
insbesondere die Quartiere Mettenhof 
und Gaarden/Kieler Ostufer von Interes‑
se, die seit 1999 und 2000 bzw. kurz nach 
der Entscheidung zum KWG-Verkauf Ge‑
biete des Programms „Soziale Stadt“ wur‑
den. Mit dem Kauf der KWG verpflichtete 
sich der Käufer für fünf Jahre zu Aufwen‑
dungen für soziale Projekte in Höhe von 
750  000 DM (rund 383  500  €), mit denen 
soziale Maßnahmen in den Quartieren 
fortgesetzt werden sollten. So betreibt die 
KWG in Mettenhof weiterhin die Nach‑
barschaftszentren „Göteburg“ und „Pa‑
lette 6“ (letzteres bereits seit 1987). Zwei 
fest angestellte Mitarbeiterinnen bieten 
ein umfassendes Angebot für die Begeg‑
nung und Freizeitgestaltung für Jung und 
Alt (u. a. Bücherbörse und Sporttraining 
für Jugendliche) und beraten bei Nachbar‑
schaftskonflikten.

In Gaarden ist die KWG am seit 1999 in‑
itiierten Arbeitskreis Stadtteilmarketing 
Gaarden beteiligt sowie Initiatorin und 
Mitglied des daraus 2007 hervorgegan‑
genen Fördervereins Gaarden e. V. Das 
Stadtteilmarketing bzw. der Förderverein 
arbeiten an der Verbesserung des Gebiet‑
simages (Broschüren, Feste etc.) und füh‑
ren Aktionen zur Quartiersaufwertung 
durch, wie z. B. einen Fassadenwettbe‑
werb 2007 sowie jährliche „demonstrative 
Putzaktionen“ (Bewohnersensibilisierung, 
Grafittibeseitigung etc.).
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chen Ausschüttung von rund 220  000  € be‑
grenzt.

Mit dem KWG-Verkauf 1999 erzielte die 
Stadt netto rund 128 Mio.  €, die vollstän‑
dig für die Schuldentilgung eingesetzt 
wurden. Weiterhin wurde von der Stadt 
2001 mit dem Verkauf von 51 % der Anteile 
an den Stadtwerken zusätzliches Vermö‑
gen aktiviert und für den Schuldenabbau 
eingesetzt. Nachdem die Kieler Schul‑
den 1999 bis 2003 sanken, stiegen sie ab 
2004 zunächst moderat und ab 2006 wie‑
der stärker an. Die Schulden liegen in der 
zweiten Hälfte der 2000er Jahre zwar spür‑
bar unter dem Niveau, das nach einem 
Szenario aus dem Jahr 1999 ohne den Ver‑
kauf der KWG erreicht worden wäre. Aller‑
dings stiegen die Schulden in den Jahren 
2005 bis 2009 im Durchschnitt schneller 
an als früher angenommen (4 % p. a. ge‑
genüber 3 % p. a.). Gemäß der aktuellen 
Haushaltplanung werden die Schulden 
voraussichtlich 2012 das Niveau vor dem 
KWG-Verkauf annehmen (Abbildung 8).

Beurteilung der Zusammenarbeit mit dem 
privatisierten Wohnungsunternehmen 
durch die Stadt

Von der Stadt Kiel wurde zum Zeitpunkt 
des Verkaufs erwartet, dass die Zusam‑
menarbeit zwischen der KWG und den 
kommunalen Ämtern auch nach der Priva‑
tisierung fortgesetzt wird (siehe Nr. 3 des 
Verkaufsbeschlusses vom 07.07.1999). Aus 

zu Aufwendungen für Modernisierun‑
gen und Instandsetzungen von mindes‑
tens 51 Mio.  € innerhalb von fünf Jahren28  
durch den neuen Eigentümer umgesetzt. 
U. a. wurde der Gebäudekomplex „Gote‑
burg“, der in Kiel-Mettenhof auch wegen 
der Umfeldgestaltung Vorbildcharakter 
für die Quartiersentwicklung hat, in der 
ersten Hälfte der 2000er Jahre moderni‑
siert. Nach Auslaufen der Investitionsver‑
pflichtungen 2004 wurden keine größeren 
Investitionen zur Aufwertung oder umfas‑
senden energetischen Erneuerung weiterer 
Bestände getätigt. Der derzeitige Zustand 
der KWG-Bestände ist dadurch gekenn‑
zeichnet, dass keine massiven baulichen 
Defizite bestehen, die Bestände aber häu‑
fig wenig attraktiv sind und aus energeti‑
scher Perspektive Nachholbedarf aufwei‑
sen. Insofern sind sukzessive Maßnahmen 
erforderlich, um das Entstehen eines gro‑
ßen Investitionsrückstands zu verhindern.

Für den Klimaschutzkoordinator der Stadt 
Kiel, der in den 2000er Jahren weitere Pi‑
lotprojekte zur energetischen Erneuerung 
von Wohnungsbeständen beförderte (In‑
novative Bauausstellung 2008, Kieler Um‑
weltpreis) sind nunmehr andere Privat‑
eigentümer Partner, neue Kooperanten 
mussten gewonnen werden.

Beitrag zur Haushaltskonsolidierung

Vor dem Verkauf der KWG war der Beitrag 
der KWG zum Haushalt mit einer jährli‑
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Abbildung 8 
Entwicklung der Schulden der Landeshauptstadt Kiel im Vergleich zum Schuldenszenario ohne 
KWG-Verkauf

Datengrundlagen: Vorberichte zum 1. Nachtragshaushalt 1999 und Haushalt 2010 und Amt für Finanzwirtschaft Kiel

(28)
Dies entspricht bei einem Be-
stand von 10  600 Wohnun-
gen und einer Wohnungsgrö-
ße von 65 m2 rund 15 € pro m2 
und Jahr.
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4.4	 Lübeck

Die Hansestadt Lübeck ist Eigentümerin 
von 92,5 % der Anteile an der Grundstücks-
Gesellschaft Trave mbH, die über 8  800 
Wohnungen bzw. 7,7 % aller Wohnungen in 
Lübeck verfügt.

Bis Ende 2001 besaß Lübeck eine Minder‑
heitsbeteiligung (37,5 %) an einem weite‑
ren Wohnungsunternehmen, der Lübe‑
cker Heimstätten-Gesellschaft mbH (rund 
3  100 Wohnungen); die kommunalen An‑
teile wurden an die seinerzeit im Lan‑
deseigentum stehende LEG Landesent‑
wicklungsgesellschaft Schleswig-Holstein 
veräußert (Näheres siehe unten).

Lübeck verfügt neben der Beteiligung an 
der Grundstücksgesellschaft Trave über 
eine geringe Zahl von rund 60 Wohnun‑
gen in unmittelbarem kommunalem Ei‑
gentum. Diese Wohnungen haben keine 
wohnungspolitische Funktion und stehen 
zum Teil zum Verkauf oder Abriss an (z. B. 
Wohnungen, die in Folge der Aufgabe ei‑
nes Krankenhauses leer stehen).

Strategische Ausrichtung der Stadt  
bezogen auf das kommunale Wohnungs-
unternehmen/die kommunalen  
Wohnungsbestände

Für die Hansestadt Lübeck hatte und hat 
die Grundstücksgesellschaft Trave mbH 
eine große strategische Bedeutung in 
den Handlungsfeldern der sozialen Woh‑
nungsversorgung und der Stadt- und 
Quartiersentwicklung. Zum einen sieht 
die Stadt das Wohnungsunternehmen in 
beiden Handlungsfeldern als wichtigsten 
Akteur an, zum anderen wird das Unter‑
nehmen als Instrument verstanden, das 
zur Lösung besonderer wohnungs- oder 
stadtentwicklungspolitischer Probleme 
eingesetzt werden kann.

Die Investitionsstrategie für das Unter‑
nehmen richtet sich nach dem städtischen 
Wohnraumversorgungskonzept, das den 
Schwerpunkt vor allem in Maßnahmen 

Fragen der Wohnungsmarkt- und Quar‑
tiersentwicklung zurückgeführt werden. 
Die Kontakte und der mit ihnen mögliche 
Austausch von Anliegen und Positionen 
bestehen auch in der – allerdings erst kur‑
zen – Zeit nach vollständigem Fortfall der 
Bindungen aus dem Kaufvertrag (Berich‑
te des Unternehmens an die Stadt, Sitz der 
Stadt im Aufsichtsrat) fort.

Sicht der Stadt wurden diese Erwartun‑
gen erfüllt. Die Zusammenarbeit im Be‑
reich der sozialen Wohnungsversorgung 
hat sich seit 1999 insgesamt nur wenig ge‑
ändert. Sie ist dadurch geprägt, dass trotz 
Rückgängen der letzten Jahre noch immer 
ein erheblicher Teil der KWG-Bestände ge‑
bunden ist und die Stadt bei allen diesen 
Wohnungen ein Benennungsrecht besitzt. 
Die KWG hält sich auch nach dem Ver‑
kauf an eine Selbstverpflichtung aus den 
1980er Jahren und meldet auch diejenigen 
gebundenen Wohnungen an die Kommu‑
ne zur Benennung von Wohnungssuchen‑
den, für die kein förderrechtliches Benen‑
nungsrecht besteht. Dass die private KWG 
im Rahmen ihrer Auswahlmöglichkeiten 
Wohnungssuchende mit besonderen Prob‑
lemlagen heute seltener als Mieter nimmt 
als vor dem Verkauf, wird von der Stadt 
nicht kritisiert, da sich das Unternehmen 
in dieser Hinsicht im Spektrum anderer 
professioneller Vermieter bewegt.

Hinsichtlich der Zusammenarbeit in der 
Quartiers- und Stadtentwicklung besteht 
eine eher hohe Zufriedenheit, da Quar‑
tiersmaßnahmen und -projekte auch nach 
Auslaufen von Verpflichtungen fortgesetzt 
werden. Probleme in der Zusammenar‑
beit in den Quartieren treten nicht bei der 
KWG, sondern eher bei anderen Vermie‑
tern auf. Allerdings steht die KWG nach 
dem Auslaufen der Investitionsverpflich‑
tung 2004 nicht mehr als Partner für kos‑
tenaufwändige „Leuchtturmprojekte“ der 
Quartiersaufwertung und Energieeinspa‑
rung zur Verfügung.

Dass trotz gewisser Veränderungen im 
Verhalten des Unternehmens bei der Stadt 
keine Unzufriedenheit mit der Zusam‑
menarbeit mit der KWG zu verzeichnen 
ist, kann auch auf die durchgehend beste‑
hende Gesprächsbereitschaft des Unter‑
nehmens und seiner Geschäftsleitung zu 

Name Grundstücks-Gesellschaft Trave mbH

Art kommunale Beteiligung direkt

Anteilseigner Hansestadt Lübeck (92,5 %), Stiftung Lübecker 
Wohnstifte (7,5 %)

Wohnungsbestand 2000 9  244

Wohnungsbestand 2009 8  290

Anteil am Gesamtwohnungsbestand 
der Kommune 2009 7,2 %

Baualtersstruktur (Anteil am 
Wohnungsbestand des  
Unternehmens)

bis 1948	 2 %
1949 bis 1969	 70 %
1970 bis 1989	 14 %
ab 1990	 13 %

Tabelle 20 
Grundinformationen zum kommunalen Wohnungsunternehmen in Lübeck

Datengrundlage: Angaben von Stadt und Wohnungsunternehmen
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der Bestandsanpassung sowie den ergän‑
zenden Mietwohnungsneubau in aus‑
gewählten Segmenten vorsieht. In den 
Stadtumbau- und Soziale-Stadt-Gebieten 
kommt dem Unternehmen neben der Um‑
setzung abgestimmter Maßnahmen vor 
allem durch die Realisierung von Maß‑
nahmen mit Modellcharakter eine wichti‑
ge Rolle zu (z. B. erster Stadtumbau West-
Abriss in Lübeck). Eine besondere Rolle für 
die soziale Wohnungsversorgung hat die 
Trave durch überdurchschnittliche Anteile 
gebundener Bestände, die Lösung von Ver‑
sorgungsproblemen bei Haushalten mit 
besonderen Problemlagen auch im unge‑
bundenen Bestand sowie durch eine mo‑
derate Mietengestaltung, die die Potenzia‑
le des Markts nicht voll ausschöpft.

Als Beispiele für den Einsatz der Trave als 
Instrument für besondere städtische He‑
rausforderungen sind anzuführen: die 
Übernahme der Funktion des Sanierungs‑
trägers bei der für die Stadt sehr wichtigen 
Revitalisierung der historischen Innen‑
stadt in den 1970er-Jahren, die Übernah‑
me von 3  500 Neue-Heimat-Wohnungen 
Ende der 1980er Jahre sowie die Erschlie‑
ßung und Entwicklung eines Einfamili‑
enhausgebiets im Hochschulstadtteil seit 
2002, dem aktuell wichtigsten stadtent‑
wicklungspolitischen Gebiet, auf eigenes 
wirtschaftliches Risiko.

Trotz dieser Bedeutung der Gründstücks‑
gesellschaft Trave stand vor einigen Jah‑
ren ein Verkauf des Unternehmens auf 
dem Prüfstand. Vor dem Hintergrund ei‑
ner zunehmend angespannten Haus‑
haltslage,29 den Verkäufen anderer schles‑
wig-holsteinischer Kommunen sowie 
ordnungspolitischer Erwägungen schlu‑
gen der Lübecker Stadtpräsident (Mitglied 
der CDU) und die FDP-Fraktion die Pri‑
vatisierung der Trave vor.30 In der Ratsab‑
stimmung vom 31.05.2007 entschied sich 
jedoch eine sehr klare Mehrheit (43 von 45 
Stimmen) gegen den vorgeschlagenen Ver‑
kauf von 49 % der Anteile (Hansestadt Lü‑
beck 2007a, S. 21). Für die Aufrechterhal‑
tung der Beteiligung stimmte auch die 
CDU-Fraktion, die einen Verkauf zunächst 
nicht grundsätzlich ausgeschlossen hatte. 
Nach dem klaren Votum der Bürgerschaft 
ist der dauerhaft Halt der Grundstücksge‑
sellschaft Trave GmbH in kommunalem 
Eigentum unstrittig. Auch sollen die Woh‑
nungsbestände des Unternehmens nicht 
verkauft werden (allenfalls Verkauf sehr 

kleiner Bestände im Rahmen der Portfo‑
liobereinigung).

Von der Trave waren bzw. sind nach Maß‑
gaben der Stadt Beiträge zum Haushalt zu 
erbringen. Vorrang für die Stadt hat jedoch 
der Erhalt der wirtschaftlichen Leistungs‑
fähigkeit der Trave, damit das Unterneh‑
men seine wohnungs- und stadtentwick‑
lungspolitischen Aufgaben erfüllen kann. 
Die erwarteten Ausschüttungen sind trotz 
gewisser Steigerungen weiterhin eher mo‑
derat.

Rolle des Unternehmens bei der  
Erarbeitung und Umsetzung der  
städtischen Konzepte

Die wichtigsten Ziele der Stadt hinsicht‑
lich der Wohnungsmarktentwicklung und 
der sozialen Wohnungsversorgung sind 
im Wohnraumversorgungskonzept 2005 
(Hansestadt Lübeck 2005) festgelegt. Die 
Erarbeitung des Grundlagengutachtens 
zum Wohnraumversorgungskonzept hat 
die Trave (gemeinsam mit anderen koope‑
rierenden Unternehmen) finanziell und 
durch Datenbereitstellung unterstützt. 
Wesentliche Ziele sind nach dem Kon‑
zept ein zielgruppenspezifischer (geringer) 
Neubau sowie ein bedarfsgerechter Woh‑
nungsbau für ältere Menschen, die Redu‑
zierung von Leerständen durch Rückbau, 
Modernisierungen der 1950er- bis 1970er-
Jahre-Bestände, die Aufwertung von Stadt‑
teilen mit geringer Standortgunst und der 
Halt eines Mindestanteils an Sozialwoh‑
nungen. Die Grundstücks-Gesellschaft 
Trave ist mit ihren seit 2005 realisierten 
Maßnahmen das einzige Unternehmen, 
das Beiträge zum gesamten Spektrum die‑
ser Ziele erbrachte, wobei die von der Tra‑
ve verfolgte Aufwertung entsprechend der 
städtischen Schwerpunkte (1950er- bis 
1970er-Jahre-Bestände/Stadtteile mit eher 
geringer Standortgunst) auch der Struktur 
der Trave-Bestände geschuldet ist. Bei Mo‑
dernisierungen und dem altengerechten 
Neubau von rund 120 Wohnungen wur‑
den zum Teil Fördermittel in Anspruch 
genommen, sodass von 2005 bis 2009 für 
rund 110 Wohnungen neue Belegungs‑
bindungen geschaffen wurden. Die Woh‑
nungszahl wurde durch Wohnungszu‑
sammenlegungen und durch Abrisse von 
280 Wohnungen reduziert, wobei die Trave 
gemäß Recherchen das einzige Lübecker 
Wohnungsunternehmen mit Abrissen ist.

Im März 2010 hat die Lübecker Bürger‑
schaft das Integrierte Stadtentwicklungs‑

(29)
Seit 2005 gab es Vorschläge 
der Kommunalaufsicht (Innen-
ministerium) zur Haushaltskon-
solidierung, darunter auch den 
möglichen Verkauf der Trave.

(30)
Siehe Lübecker Nachrichten 
vom 22.09.2006: Investor will 
die „Trave“ für 150 Mio. € kau-
fen und Lübecker Nachrichten 
vom 25.03.2007: „Trave“-Ver-
kauf soll Haushalt sanieren.
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damit eine wichtige Abstimmungsfunk‑
tion zwischen Verwaltung und Politik zu 
(Vorbereitung der kommunalpolitischen 
Akzeptanz des Vorgehens der Trave). 

Kennzeichnend für die Steuerung ist, dass 
das Wohnungsunternehmen eigene Vor‑
schläge zur Unternehmensentwicklung 
und Investitionsmaßnahmen formuliert. 
Bei der Vorschlagsentwicklung werden die 
quantifizierte Vorgabe für das Unterneh‑
men zur Ausschüttung (Näheres siehe un‑
ten) sowie die von der Stadt formulierten 
allgemeinen Ziele aus Konzepten (Wohn‑
raumversorgungskonzept, Integriertes 
Stadtentwicklungskonzept) und laufenden 
Abstimmungen mit den Fachverwaltun‑
gen (insbesondere Stadtplanung und Sozi‑
ales) berücksichtigt. Die von den Gremien 
angenommenen Vorschläge werden über 
den jährlichen Wirtschaftsplan unter‑
nehmensverbindlich, und die Umsetzung 
wird über Quartalsberichte zu wichtigen 
Kennziffern und Hinweise zu Abweichun‑
gen kontrolliert. Den Recherchen zufol‑
ge wird aufgrund der Quartalsberichter‑
stattung nur in geringem Umfang von der 
Stadt nachgesteuert, da das Unternehmen 
sich überwiegend im vorgegebenen Korri‑
dor bewegt oder Abweichungen nachvoll‑
ziehbar begründet. 

Auch wenn es bei der Steuerung des Unter‑
nehmens bislang kaum zu Konflikten ge‑
kommen ist, wird in Lübeck aktuell (2010) 
der Ausbau der Steuerungsinstrumenta‑
rien betrieben. Zum einen wird eine Ziel‑
vereinbarung vorbreitet, da der Rat im 
Mai 2010 den Grundsatzbeschluss getrof‑
fen hat, mit allen kommunalen Unterneh‑
men Zielvereinbarungen abzuschließen. 
Wie die in dieser Vereinbarung formulier‑
ten Ziele aussehen werden, ist noch offen. 
Zum anderen wird für die Trave ein „Pro‑
gramm 2020“ entwickelt, in dem die we‑
sentlichen Strategien sowie Investitionen 
bestimmt werden sollen;32 mit diesen län‑
gerfristigen Festlegungen soll ein Pendant 
zu den längerfristigen wohnungs- und 
stadtentwicklungspolitischen Konzepten 
der Stadt geschaffen werden.

Soziale Wohnungsversorgung

In der Hansestadt Lübeck sind 2009 insge‑
samt 9  517 Wohnungen (8 % des Wohnungs‑
bestands) mietpreis- und belegungsgebun‑
den. Im Jahr 2000 umfasste der gebundene 
Bestand noch 13  591 Wohnungen, war also 
um ca. ein Drittel höher. Bei 4  860 bzw. et‑

konzept (ISEK) beschlossen,31 das ge‑
samtstädtische Entwicklungsziele für 
sechs Handlungsfelder (u. a. Wohnstadt 
und Generationenstadt) sowie Prioritä‑
ten für Konzepte und Projekte in der Ge‑
samtstadt und den Quartieren bestimmt. 
An dem die ISEK-Bearbeitung begleiten‑
den „Forum 2020“ mit ausgewählten Ver‑
tretern des Stadtlebens wirkte die Tra‑
ve über einen ihrer Geschäftsführer mit, 
wobei dieser zugleich als Vorstand der 
regionalen Bezirks-Arbeitsgemeinschaft 
schleswig-holsteinischer Wohnungsunter‑
nehmen Süd-Ost einen wichtigen Teil der 
gesamten Lübecker Wohnungswirtschaft 
vertritt. Bezogen auf den Bereich Wohnen 
wurden qualitative Ziele gesetzt (qualitati‑
ve und energetische Bestandsentwicklung 
vorantreiben, differenzierte Wohnungs‑
angebote in allen Stadtteilen etc.) und mit 
anderen Bereichen verknüpft (z. B. Anpas‑
sung der Infrastruktur sowie Lärmminde‑
rung in Wohnquartieren). Für die Weiter‑
entwicklung des Wohnungsangebots sind 
die Fortschreibung des o. g. Gutachtens 
zum Wohnungsmarkt und der Aufbau ei‑
nes Monitorings vorgesehen; hinsichtlich 
der Umsetzung wird generell auf eine Ein‑
beziehung der Akteure abgestellt (Hanse‑
stadt Lübeck 2009, S. 155 ff. und 106). Prak‑
tische Erfahrungen mit der Umsetzung 
bestehen bei dem jüngsten Konzept noch 
nicht. Im Rahmen der Gespräche wur‑
de aber ersichtlich, dass beiderseits (Stadt 
und Unternehmen) korrespondierende 
Maßnahmen (z. B. Quartier/Wohnungsbe‑
stand) sowie Unterstützung erwartet bzw. 
angestrebt werden.

Steuerung des Wohnungsunternehmens

In die Steuerung der kommunalen Betei‑
ligung an der Trave und die Ausgestal‑
tung der Zusammenarbeit von Stadt und 
Wohnungsunternehmen ist der Rat stark 
einbezogen. In Lübeck sind – als einzi‑
ger der Fallstudienkommunen – alle Auf‑
sichtsratsmitglieder des Wohnungsun‑
ternehmens Bürgerschaftsmitglieder. In 
der Gesellschafterversammlung ist die 
Stadt hingegen mit der Verwaltung ver‑
treten (Beteiligungscontrolling und 
Bausenator). Der Aufsichtsrat tagt re‑
gelmäßig gemeinsam mit der Gesellschaf‑
terversammlung bzw. den städtischen Ge‑
sellschaftervertretern. Dem Aufsichtsrat 
und den regelmäßigen, mindestens quar‑
talsweisen gemeinsamen Sitzungen mit 
der Gesellschafterversammlung kommt 

(31)
Beschluss der Entwurfsfas-
sung (Hansestadt Lübeck 
2009); Endfassung bisher un-
veröffentlicht (Stand 11/2010).

(32)
Die Entwurfsfassung des Pro-
gramms 2020 hatte zum Re-
cherchezeitpunkt (Sommer 
2010) internen Charakter und 
stand daher nicht zur Verfü-
gung.



53Ergebnisse der zehn Fallstudien

mit spürbar unterhalb der aktuellen Richt‑
werte für die Kosten der Unterkunft in 
Lübeck von – bezogen auf den Quadrat‑
meter33 – 5,15 bis 5,44  € pro m2. Durch die 
Praxis der Mieterauswahl und Mietenent‑
wicklung haben Zielgruppen der Woh‑
nungsversorgung auch im ungebundenen 
Bestand des kommunalen Wohnungsun‑
ternehmens einen vergleichsweise guten 
Zugang zu Wohnraum.

Die Zahl der bei der städtischen Woh‑
nungsvermittlung gemeldeten wohnungs‑
suchenden Haushalte liegt seit 2007 bei 
jeweils etwa 1  000 Haushalten (und da‑
mit etwas niedriger als in den Jahren zu‑
vor). Davon sind etwa 800 Haushalte nach 
den Kriterien der Stadt nicht ausreichend 
versorgt34 oder besitzen einen anderen 
dringlichen Bedarf (z. B. drohender Woh‑
nungsverlust, Aufforderung zum Woh‑
nungswechsel von der ARGE35). Für die 
Vermittlung dieser Haushalte wurden der 
Stadt in den letzten Jahren jeweils zwi‑
schen 400 und 600 frei werdende Wohnun‑
gen mit Benennungsrecht gemeldet (Drei‑
ervorschlag). Die Zahl der Mietverträge, 
für die nach Ausübung der Belegungsver‑
träge Mietverträge geschlossen wurden, 
lag in den einzelnen Jahren zwischen ca. 
200 und ca. 340 (Tabelle 22). 

Für einen nicht unerheblichen Teil der frei 
werdenden Wohnungen mit kommunalem 
Benennungsrecht kommen keine Mietver‑
hältnisse mit von der Stadt vorgeschlage‑
nen Haushalten zustande. In den letzten 
Jahren betraf dies zwischen einem Drit‑
tel und gut der Hälfte der Wohnungen. Die 
Ursache liegt nach Angaben der Stadt we‑
niger in einer mangelnden Akzeptanz der 
Vorschläge bei den Vermietern als in ei‑
ner mangelnden Akzeptanz der Wohnun‑

was mehr als der Hälfte der gebunde‑
nen Wohnungen hat die Stadt 2009 ein Be‑
nennungsrecht, bei den weiteren 4  657 
beschränkt sich die Belegungsbindung auf 
den Nachweis der Wohnberechtigung. 2  417 
der gebundenen Wohnungen (25 %) gehö‑
ren dem kommunalen Unternehmen Trave, 
bei 1  741 dieser Wohnungen besteht ein Be‑
nennungsrecht. Damit entfallen 35,8 % al‑
ler kommunalen Benennungsrechte auf die 
Trave (Tabelle 21).

In der Ausübung der kommunalen Bele‑
gungsrechte bestehen zwischen dem kom‑
munalen Unternehmen und den anderen 
Anbietern grundsätzlich keine Unterschie‑
de: Die Stadt schlägt für frei gemelde‑
te Wohnungen drei berechtigte Haushal‑
te vor. Das kommunale Unternehmen ist 
jedoch aus Sicht der Stadt ein überdurch‑
schnittlich gut kooperierendes Unterneh‑
men, das eher selten den ersten Dreiervor‑
schlag ablehnt.

Über die förderrechtlich begründeten Bin‑
dungen hinaus bestehen zwischen der 
Stadt und dem kommunalen Unterneh‑
men keine Vereinbarungen oder explizi‑
ten Absprachen zur sozialen Wohnungs‑
versorgung. Für die Stadt von besonderer 
Wichtigkeit ist hingegen die informelle Ko‑
operation mit der Trave bzw. die vom Un‑
ternehmen geübte Praxis der Belegung 
und Mietenpolitik, die in den Expertenge‑
sprächen auch von Mietervertretern bestä‑
tigt wurde: Generell erfolgt die Prüfung der 
Mieter vergleichsweise moderat (z. B. Ver‑
schuldung kein prinzipieller Ausschluss‑
grund). Mit dem kommunalen Wohnungs‑
unternehmen werden des Weiteren auf 
Einzelanfragen der kommunalen Woh‑
nungsvermittlung Lösungen für Problem- 
und/oder Akutfälle gefunden, ggf. auch in 
Beständen ohne Bindung. Die Trave ist in‑
sofern der häufigste bzw. der einzige regel‑
mäßige Partner der Stadt bei der Unterbrin‑
gung von besonderen Problemfällen.

Weiterhin werden nicht alle Mieterhö‑
hungsmöglichkeiten gemäß Mietspiegel 
genutzt, wobei die Entwicklung der letz‑
ten Jahre nur geringe Erhöhungen zu‑
ließ. Bei Modernisierungen werden die 
Mieterhöhungsmöglichkeiten zum Teil 
nicht ausgeschöpft, um die Verdrän‑
gung Einkommensschwacher sowie die 
Quartiere stabilisierender Mieter (z. B. 
Schwellenhaushalte) zu vermeiden. Die 
durchschnittliche Miete im Bestand der 
Trave liegt Ende 2009 nach Angaben des 
Unternehmens bei 4,45  € pro m2 und da‑

Stadt Lübeck 
gesamt

Trave GmbH

Anzahl Anzahl Anteil an Stadt  
gesamt

2005 2009 2005 2009 2005 2009

mietpreis- und belegungs-
gebundene Wohnungen 
insgesamt

11  183 9  517 2  961 2  417 26,5 % 25,4 %

	 davon mit

	 Benennungsrecht  
	 (3er-Vorschlag) 4  768 4  860 1  731 1  741 36,3 % 35,8 %

	 Bindung nur an WBS/	
	 Einkommensgrenzen 6  415 4  657 1  230 676 19,2 % 14,5 %

Tabelle 21 
Gebundener Wohnungsbestand in Lübeck und gebundener Bestand  
der Trave GmbH

Datengrundlage: Hansestadt Lübeck (Bereich Soziale Sicherung)

(33)
Quotienten der zulässigen Ge-
samtnettokaltmiete und der 
angemessenen Wohnflächen 
(nach Haushaltsgröße variie-
rend).

(34)
Personen/Haushalte leben der-
zeit in außergewöhnlich beeng-
tem Wohnraum, in Wohnungen 
mit völlig unzureichender Aus-
stattung oder gesundheitsge-
fährdendem/unzumutbarem 
baulichen Zustand, in unak-
zeptablen/konfliktbeladenen 
Wohnverhältnissen (Jugendli-
che in Konfliktfamilien, miss-
handelte Frauen, getrenn-
te Paare) oder mit überhöhter 
Mietbelastung bei Niedrigein-
kommen.

(35)
20 bis 40 wohnungssuchende 
Haushalte pro Jahr.
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nehmen werden für dieses Handlungsfeld 
bisher nicht erwogen.

Hierbei ist jedoch darauf hinzuweisen, 
dass sich aufgrund wegfallender Bindun‑
gen (2009 bis 2020 Rückgang der Zahl der 
gebundenen Wohnungen um 32 %) der 
Handlungsbedarf zukünftig unter Um‑
ständen erhöhen wird. Dem Lübecker 
Wohnraumversorgungskonzept aus dem 
Jahr 2005 zufolge sollte der Anteil der ge‑
bundenen Wohnungen am gesamten Woh‑
nungsbestand bei 10 % liegen (derzeit 8 %). 
Aktuell (2010/2011) erfolgt eine Fortschrei‑
bung bzw. Überprüfung des Konzepts.

Stadt- und Quartiersentwicklung

Die 1972 in der Altstadt übernommene 
Aufgabe als Sanierungsträger prägt in Lü‑
beck das Bild der Trave als für die Quar‑
tiersentwicklung wichtiges Unternehmen. 
Seit Ende der 1990er Jahre hat die Tra‑
ve für die Quartiersentwicklung weiter an 
Bedeutung gewonnen. Die Städtebauför‑
dergebiete bzw. die Schwerpunktgebiete 
der Stadt wurden auf Quartiere der 1950er 
bis 1970er Jahre ausgedehnt: Die Hanse‑
stadt Lübeck setzt in den Gebieten Hude‑
kamp (1999 bis 2002), St. Lorenz (1999 bis 
2007) und Buntekuh (seit 2006) Städte‑
baufördermittel des Programms „Sozia‑
le Stadt“ sowie in Buntekuh von 2003 bis 
2007 Stadtumbau West-Mittel ein. In die‑
sen Quartieren verfügt die Trave über grö‑
ßere Bestände – zum Teil gerade die eher 
schwierigen Hochgeschosser (vor allem 
ehemalige Neue-Heimat-Bestände). 

In den Quartieren beteiligte sich das Woh‑
nungsunternehmen regelmäßig an der 
Strategiediskussion/-entwicklung, wie zu‑
meist auch die anderen vor Ort ansässigen 
Unternehmen. Des Weiteren unterstütz‑
te das Wohnungsunternehmen die Stadt 
bei der Erstellung von Anträgen und Kon‑
zeptionen für die Städtebaufördergebiete 
durch Informationen und Materialien. 

Direkt an der Umsetzung städtebaulicher 
Fördermaßnahmen war bzw. ist die Tra‑
ve insbesondere beim Abriss von verschie‑
denen Objekten beteiligt, der zum Teil vor‑
bereitet (Leerzug) und zum Teil umgesetzt 
wurde. Hierunter ist insbesondere der Ab‑
riss eines Hochgeschossers mit 171 Woh‑
nungen im Jahr 2005 anzuführen, der der 
einzige im Rahmen des Pilotprojekts des 
ExWoSt-Forschungsfeldes „Stadtumbau 
West“ umgesetzte Abriss in Lübeck-Bunte‑
kuh ist. Die Abrisse dienten der städtebau‑

gen bei den Wohnungssuchenden.36 Sofern 
nach in der Regel drei Dreiervorschlägen 
der Stadt keine Vermietung erfolgt ist, ver‑
zichtet die Stadt auf ihr Benennungsrecht 
und die Vermietung erfolgt eigenständig 
durch den Vermieter auch an nicht von der 
kommunalen Wohnungsvermittlung be‑
treute Haushalte mit Wohnberechtigung 
(z. B. Nicht-Lübecker).

Insgesamt zeigt sich, dass in der Hanse‑
stadt Lübeck im Bereich der sozialen Woh‑
nungsversorgung ein anhaltender Be‑
darf an gebundenem und preisgünstigem 
Wohnraum besteht und eine nicht un‑
bedeutende Zahl von Haushalten bei der 
Wohnungssuche auf die Unterstützung der 
Stadt angewiesen ist. Dass die Stadt ihren 
Versorgungsauftrag insgesamt erfüllen 
kann, wird dadurch deutlich, dass sie für 
die Wohnungsversorgung der dringlich 
Wohnungssuchenden nicht alle zur Ver‑
fügung stehende Benennungsrechte aus‑
schöpfen muss. Dringlich Wohnungssu‑
chende finden aufgrund des entspannten 
Lübecker Wohnungsmarkts auch in dem 
Teil des gebundenen Bestands, für den die 
Stadt kein Benennungsrecht hat, oder im 
ungebundenen Bestand eine angemessene 
und preisgünstige Wohnung. Hieran hat 
das kommunale Wohnungsunternehmen 
aufgrund seiner Vermietungsstrategie ei‑
nen gewichtigen Anteil. Seitens der Kom‑
mune bzw. der Sozialverwaltung besteht 
daher eine grundsätzliche Zufriedenheit 
hinsichtlich des Beitrags des Unterneh‑
mens zur sozialen Wohnungsversorgung; 
neue Strategien bezogen auf das Unter‑

Jahr 2006 2007 2008 2009

bei der Stadt gemeldete 
Wohnungssuchende* 1  335 1  048 1  009 959

	 darunter ohne ausreichende 		
	 Versorgung/mit Dringlichkeit 1  077 775 802 784

von den Eigentümern bei frei 
gemeldete Wohnungen mit 
Benennungsrecht

432 601 421 512

frei gemeldete Wohnungen, die 
an von der Kommune benannte 
Wohnungssuchende vermietet 
wurden

204 266 254 336

Anteil an den Wohnungssuchenden 
ohne ausreichende Versorgung 19 % 34 % 32 % 43 %

frei gemeldete Wohnungen, bei 
denen es zu keiner Vermietung an 
von der Stadt benannte Mieter kam

228 335 167 176

* 	nur Lübecker Haushalte und Haushalte mit nachgewiesenem Bedarf in Lübeck (Arbeitsplatz, 		
	 Pflege Angehörige etc.)

Tabelle 22 
Wohnungssuchende, Ausübung von Benennungsrechten und Vermittlungen der 
Stadt Lübeck

Datengrundlage: Hansestadt Lübeck (Bereich Soziale Sicherung)

(36)
Beispielsweise werden be-
stimmte Quartiere nicht akzep-
tiert oder Familien mit Kindern 
suchen nur Wohnungen mit ei-
nem Raum je Kind.
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des Ausschüttungsziels vom Wohnungs‑
unternehmen auszutarieren und in Vor‑
schläge für die Wirtschaftspläne umzuset‑
zen. Nach Angaben der Stadt hat der Erhalt 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
der Trave für die Stadt Priorität, es sollen 
dem Unternehmen vom Gesellschafter 
keine Vorgaben gemacht werden, die die 
Leistungsfähigkeit gefährden.

Die Grundstücks-Gesellschaft Trave 
GmbH war und ist den ausgewerteten Ma‑
terialien und den geführten Experten‑
gesprächen zufolge ein leistungsfähiges 
Unternehmen. Das Unternehmen ver‑
zeichnete in den letzten Jahren regelmä‑
ßig Überschüsse und konnte die Ausschüt‑
tungsanforderungen erfüllen, ohne dass 
es zu einer negativen Entwicklung der Ei‑
genmittelquote gekommen wäre. Hier‑
für waren jedoch in der ersten Hälfte der 
2000er Jahre betriebswirtschaftliche Op‑
timierungen erforderlich, wie z. B. der Ab‑
bau von Personal/Betreuern der Woh‑
nungsbestände.

Auswirkungen des Verkaufs der Minder-
heitsbeteiligung an der Heimstätten- 
Gesellschaft mbH

Als Maßnahme der Haushaltskonsolidie‑
rung veräußerte die Hansestadt Lübeck 
Ende 2001 ihre Anteile in Höhe von 37,5 % 
an der Lübecker Heimstätten-Gesellschaft 
mbH (rund 3  100 Wohnungen) an die sich 
seinerzeit mehrheitlich im Landeseigen‑
tum befindliche LEG Landesentwick‑
lungsgesellschaft Schleswig-Holstein. Par‑
allel verkauften auch die anderen rund 40 
Gesellschafter ihre Anteile an der Heim‑
stätten-Gesellschaft, sodass 2002 die LEG 
94,9 % und ein Privatinvestor 5,1 % der An‑
teile hielten (Mieterverein Lübeck 2002, 
Schleswig-Holsteinischer Landtag 2005, 
S. 9). Nach verschiedenen Verkäufen von 
Anteilen der LEG befinden sich die Heim‑
stätten-Gesellschaft bzw. ihre Bestände 
aktuell im Eigentum des internationalen 
Investors Prelios.

Für das kommunale Handeln spielte die 
Heimstätten-Gesellschaft GmbH vor dem 
Verkauf der Lübecker Anteile aufgrund der 
gemischten Eigentümerstruktur bzw. der 
Minderheitsbeteiligung keine besonde‑
re Rolle. Die Kooperation war nicht enger 
als mit einer Reihe von nicht-kommunalen 
Wohnungsunternehmen (vor allem Mit‑
gliedern der Bezirks-Arbeitsgemeinschaft 
schleswig-holsteinischer Wohnungsun
ternehmen Süd-Ost). Den Expertenge‑

lichen Weiterentwicklung der Quartiere 
(und der von der Stadt angestrebten Leer‑
standsreduzierung), die Objektauswahl 
berücksichtigte jedoch durchaus die woh‑
nungswirtschaftlichen Interessen des Un‑
ternehmens.

Neben der Umsetzung ausgewählter Städ‑
tebaufördermaßnahmen liegt der wich‑
tigste Beitrag der Trave für die Quartie‑
re in der verlässlichen Umsetzung von mit 
den Investitionen der Stadt korrespondie‑
renden eigenen Maßnahmen (Komple‑
mentärfunktion). Aufwertungsmaßnah‑
men in den Wohnungsbeständen sowie in 
dem zum Unternehmen gehörenden un‑
mittelbaren Wohnumfeld werden von der 
Trave umfangreich in den Schwerpunkt‑
gebieten der Stadt getätigt. So sehen mit 
der Quartiersentwicklung betraute Vertre‑
ter der Stadt eine Vorreiterrolle des Unter‑
nehmens bei Bestandsinvestitionen in den 
eher schwierigen Lagen der Stadt. Hin‑
sichtlich eines Quartiersengagements des 
Wohnungsunternehmens außerhalb des 
eigenen Kernbereichs (Wohnungsbestän‑
de) gibt es mit dem Sozialmanagement der 
Trave in St. Lorenz zwar ein Beispiel, ins‑
gesamt ist die Zusammenarbeit mit der 
Stadt in diesem Bereich aber vergleichs‑
weise gering.

Beitrag zum Haushalt und wirtschaftliche 
Situation des Unternehmens

In den 2000er Jahren wurden bezogen auf 
die Trave zwei Ansätze zur Konsolidie‑
rung des Haushalts der Stadt verfolgt: Als 
einmaligen Beitrag zur Haushaltskonsoli‑
dierung hat die Trave im Jahr 2005 von der 
Stadt Grundstücke erworben, die sie bis‑
her in Erbbaupacht nutzte. Die Finanzie‑
rungskosten für den Kaufpreis übersteigen 
nach Unternehmensangeben die früheren 
Erbpachtzinsen um ein Vielfaches. Wei‑
terhin hat die Bürgerschaft am 28.11.2007 
die Erhöhung der jährlichen fixen Divi‑
dendenausschüttung von 4 % auf 6 % des 
Stammkapitals beschlossen, woraus für 
die Stadt Mehreinnahmen von 147  000  € 
pro Jahr resultieren. Die neuen Ausschüt‑
tungsvorgaben wurden vom Unterneh‑
men bisher (2009) erfüllt (Hansestadt Lü‑
beck 2010, Vorbericht Nr. 2.5).

Die Vorgabe zur jährlichen Ausschüttung 
ist die einzige längerfristige quantitative 
wirtschaftliche Vorgabe für das Unterneh‑
men. Einnahmen- und Ausgabenentwick‑
lung bzw. Vermietungs- und Investitions‑
strategien sind unter Berücksichtigung 



56 Strategien der Kommunen für ihre kommunalen Wohnungsbestände     Forschungen Heft 151

Erfüllung der verschiedenen kommunalen 
Ziele nicht zu Konflikten zwischen dem 
Unternehmen und einzelnen Fachberei‑
chen. Dass aktuell mit einer Zielvereinba‑
rung und einem Programm für das Unter‑
nehmen neue Steuerungsinstrumente für 
die Trave entwickelt werden, ist nicht auf 
eine Unzufriedenheit der Stadt mit dem 
Unternehmen zurückzuführen. Das Pro‑
gramm ist das Ergebnis langjähriger Ab‑
stimmungen von Stadt und Unternehmen. 
Die vorgesehene Zielvereinbarung ist kei‑
ne Besonderheit der Trave; Zielvereinba‑
rungen stehen vielmehr für alle Lübecker 
kommunalen Unternehmen auf der Tages‑
ordnung.

4.5	 Mainz

Das Wohnungsunternehmen der Stadt 
Mainz, die Wohnbau Mainz GmbH, ver‑
fügte im Jahr 2000 über 12  729 eigene 
Mietwohnungen. Zu diesem Zeitpunkt 
war neben Mainz auch Wiesbaden mit ei‑
ner Minderheitsbeteiligung am Unterneh‑
men beteiligt. Ein Teil der Wohnungsbe‑
stände lag rechtsrheinisch in Stadtteilen, 
die ursprünglich zu Mainz, seit 1945 aber 
zu Wiesbaden gehören. 

Neben der Wohnbau Mainz GmbH ist die 
Stadt Mainz in sehr geringer Höhe an zwei 
Genossenschaften beteiligt. Direkten Ein‑
fluss auf die Geschäftstätigkeit dieser Un‑
ternehmen hat die Stadt nicht.

Ca. 180 Wohnungen befinden sich im un‑
mittelbaren Eigentum der Stadt Mainz. 
Für die kommunalen wohnungspoliti‑
schen und stadtentwicklungspolitischen 
Strategien haben diese Wohnungen, die 
überwiegend von der Wohnbau Mainz 
verwaltet werden, keine Bedeutung.

Die Wohnbau Mainz war in den letzten 
Jahren von einer dramatischen wirtschaft‑
lichen Schieflage betroffen, deren Besei‑
tigung ein großes Engagement der Stadt 
erforderte. Dieses Engagement ist nicht 
zuletzt vor dem Hintergrund des ange‑
spannten Wohnungsmarkts in Mainz zu 
sehen. Die Stadt ist mit einer deutlich stei‑
genden Nachfrage konfrontiert, mit der 
das Angebot nicht Schritt halten kann (sie‑
he auch die Darstellung zu Wohnungs‑
markt und sozioökonomischer Situation 
in den Fallkommunen in Kapitel 3).

Im Folgenden wird zunächst auf die wirt‑
schaftliche Schieflage der Wohnbau 
Mainz, ihre Ursachen und die zur Bewäl‑

sprächen zufolge hatte daher der Verkauf 
nur eingeschränkte Auswirkungen auf 
das kommunale Handeln. Keine Verände‑
rungen zeichnen sich im Bereich der so‑
zialen Wohnungsversorgung ab, da die 
förderrechtlichen Bindungen fortbeste‑
hen und der neue Eigentümer auch im 
nicht gebundenen Bestand aufgrund der 
Marktlage und der Qualität der Bestän‑
de Einkommensschwache als Mieter nicht 
ausschließt. In den nach dem Verkauf der 
Anteile an der Heimstätten-Gesellschaft 
festgelegten Schwerpunktgebieten der 
Stadtentwicklung gehört der aktuelle Ei‑
gentümer zum Kreis der Eigentümer, die 
nur wenig mit der Stadt zusammenarbei‑
ten. Es ist plausibel, dass die Stadt durch 
den Anteilsverkauf einen Kooperanten für 
Quartiersansätze verloren hat.

Beurteilung der Rolle des Wohnungs- 
unternehmens durch die Stadt

Lübeck ist insgesamt mit dem Wirken des 
Wohnungsunternehmens Trave zufrieden, 
was unter anderem in einer großen Mehr‑
heit in der Bürgerschaft für den Erhalt 
der Beteiligung an der Trave in bisheriger 
Höhe sowie seltener Kritik und geringen 
Steuerungseingriffen der Stadtverwaltung 
zum Ausdruck kommt. Die Zufrieden‑
heit kann darauf zurückgeführt werden, 
dass die Unternehmensleitung langjäh‑
rig eng in die Diskussion wohnungs- und 
stadtentwicklungspolitischer Fragen ein‑
gebunden ist. Unter Berücksichtigung der 
Wirtschaftlichkeit werden vom Unterneh‑
men Ansätze zur Erreichung kommuna‑
ler Ziele entwickelt, ohne dass seitens der 
Stadt formelle Vorgaben gemacht wer‑
den. Auch wenn diese Ansätze ggf. hinter 
dem aus der Sicht einzelner Fachverwal‑
tungen jeweils erstrebenswerten Umfang 
zurückbleiben, kommt es aufgrund der 
sichtbaren Bemühungen der Trave um die 

Name Wohnbau Mainz GmbH

Art kommunale Beteiligung direkt

Anteilseigner Stadt Mainz (89,8 %), Rio Energieeffizienz GmbH & Co. 
KG (10,2 %)

Wohnungsbestand 2000 12  729

Wohnungsbestand 2009 10  700

Anteil am Gesamtwohnungsbestand 
der Kommune 2009 10,5 %

Baualtersstruktur (Anteil am 
Wohnungsbestand des  
Unternehmens)

bis 1948	 17 %
1949 bis 1969	 49 %
1970 bis 1989	 18 %
ab 1990	 16 %

Tabelle 23 
Grundinformationen zum kommunalen Wohnungsunternehmen in Mainz

Datengrundlage: Angaben von Stadt und Wohnungsunternehmen
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•	 Es war erforderlich, für das Jahr 2008 
Rückstellungen für erkennbare Risiken 
aus der Nutzung derivativer Finanzins‑
trumente in Höhe von 32,3 Mio.  € sowie 
für drohende Verluste aus einer Sale-
and-lease-back-Transaktion in Höhe von 
8,0 Mio.  € zu bilden.

•	 Innerhalb des Unternehmens gab es 
kein ausreichendes Risikomanagement, 
das frühzeitig auf Risiken der Geschäfts‑
politik aufmerksam gemacht hätte.

Maßnahmen zur Beseitigung der wirt-
schaftlichen Schieflage des  
Wohnungsunternehmens

Die Maßnahmen zur Restrukturierung 
des Unternehmens erfolgten vor allem im 
Jahr 2009 auf Basis eines Sanierungsgut‑
achtens der Unternehmensberatung Price‑
WaterhouseCoopers (PwC). Die Erfüllung 
der im Sanierungsgutachten vorgeschla‑
genen Maßnahmen war Auflage der Auf‑
sichts- und Dienstleistungsdirektion Trier 
(ADD) für die Genehmigung einer Bürg‑
schaft durch die Stadt Mainz. Das Sanie‑
rungskonzept für die Wohnbau Mainz 
GmbH wurde durch den Stadtrat der Stadt 
Mainz im Jahr 2009 beschlossen.

Als Sofortmaßnahmen wurden eingeleitet:

1.	 Bereits zum Ende des Jahres 2008 wur‑
den die alte Geschäftsführung sowie die 
Leitung des Finanz- und Rechungswesens 
ausgetauscht und zwei neue Geschäfts‑
führer – darunter ein mit der Sanierung 
des Unternehmens betrauter Geschäfts‑
führer auf Zeit – eingestellt.

2.	 Die Stadt stellte einen Bürgschaftsrah‑
men im Volumen von 300 Mio.  €, um das 
Vertrauen der Gläubiger wiederherzustel‑
len und das an die Gesellschaft gegebene 
Fremdkapital zu stabilisieren.

3.	 Das bilanzielle Eigenkapital wurde im 
Wesentlichen durch drei Schritte auf ein 
hinreichendes Niveau erhöht:

• 	 Die Gesellschafter brachten zusätzliches 
Eigenkapital in Höhe von 98,6 Mio.  € in 
das Unternehmen ein. Davon trug die 
Stadt Mainz als Mehrheitsgesellschaf‑
ter einen Anteil in Höhe von 87,0 Mio.  € 
und die Stadt Wiesbaden einen Anteil 
von 8,0 Mio.  €. Zudem brachte die Rio 
Energieeffizienz GmbH, die Tochter der 
Stadtwerke Mainz und eines privaten 
Unternehmens aus dem Bereich der er‑
neuerbaren Energien, nach ihrer Betei‑

tigung der Probleme von der Stadt ergrif‑
fenen Initiativen eingegangen. Anschlie‑
ßend werden die kommunalen Strategien, 
die Steuerung des Wohnungsunterneh‑
mens und die Zusammenarbeit zwischen 
Stadt und Wohnungsunternehmen in den 
verschiedenen kommunalen Handlungs‑
feldern dargestellt.

Ursachen für die wirtschaftliche Schiefla-
ge des Wohnungsunternehmens

Die Wohnbau Mainz stand im Jahr 2008 
vor so großen Problemen, dass das Unter‑
nehmen ohne einen sofortigen Eingriff der 
Stadt Mainz aufgrund des Aufzehrens der 
Eigenmittel nicht überlebensfähig gewe‑
sen wäre. Die wirtschaftliche Notlage des 
Unternehmens resultierte aus einem Bün‑
del von Faktoren:

•	 Im Jahr 2008 mussten außerplanmäßige 
Abschreibungen auf Grundstücke und 
Gebäude in einer Höhe von 174,2 Mio.  € 
getätigt werden. Die Abschreibungen, 
die im Wesentlichen bezogen auf die Be‑
wertung des Wohnungsbestands erfor‑
derlich waren, wurden durch die in den 
Vorjahren fälschlich erfolgte Aktivie‑
rung nicht zu aktivierender Instandhal‑
tungsaufwendungen bei der Durchfüh‑
rung von Modernisierungsmaßnahmen, 
marktbedingtem Wertverfall, zu hohe 
Einkaufspreise und unwirtschaftliche 
Baukosten verursacht (Wohnbau Mainz 
GmbH, 2010). Bei einem Teil der Immo‑
bilien lagen die bisherigen Bilanzansät‑
ze zudem erheblich über den Marktwer‑
ten.

•	 Die Wohnbau Mainz GmbH war auf 
Wunsch der Stadt Mainz auf eigenes Ri‑
siko in die Entwicklung zum Teil pres‑
tigeträchtiger Gewerbeprojekte einge‑
bunden, die zum Teil nicht über eine 
ausreichende wirtschaftliche Tragfä‑
higkeit verfügten. Im Jahr 2008 wurden 
aufgrund der geringeren Werthaltigkeit 
dieser Gewerbeobjekte Abschreibungen 
von 81,7 Mio.  € im Gewerbebestand er‑
forderlich.

•	 Die Liquiditätslage des Unternehmens 
war äußerst angespannt, da wesentli‑
che Finanzierungsmittel nur kurzfris‑
tig gesichert waren und es für das Un‑
ternehmen vor dem Hintergrund der 
einsetzenden Finanzkrise schwierig 
wurde, ausreichend Kreditgeber für not‑
wendige kurzfristige Umschuldungen 
zu finden.
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Objekte zu Zeitwerten aufgedeckten stil‑
len Reserven innerhalb der Konzernbilanz 
realisieren zu können.37 Zudem ist mit der 
Neugliederung eine klare Trennung zwi‑
schen den Bereichen des Kerngeschäfts 
und den gewerblichen Immobilienprojek‑
ten der Wohnbau Mainz hergestellt wor‑
den. Dazu fand eine Überführung von 
rund 300 Gewerbeeinheiten in die WB Ge‑
werbeimmobilien Mainz GmbH & Co KG 
statt, die sukzessive veräußert werden sol‑
len. Die technische Betreuung des Immo‑
bilienbestands wurde auf die WB Services 
GmbH übertragen. Mit der Ausgliederung 
in Tochterunternehmen gingen effizienz‑
steigernde Maßnahmen wie die Umstel‑
lung auf ein elektronisches Rechnungswe‑
sen und Instandhaltungssystem einher.

Auch die Finanzierungsstruktur der Woh‑
nungsgesellschaft wurde im Zuge der Sa‑
nierung verändert: Die Anzahl der Kre‑
ditgeber wurde reduziert, die Höhe des 
Fremdkapitals vermindert und eine An‑
passung des Verhältnisses von kurz- und 
langfristigen Mitteln vorgenommen. 
Durch Verkäufe und Tilgungen konnte das 
Fremdkapital im Jahr 2009 um rund 157 
Mio.  € reduziert werden. Das Eigenkapital 
wurde durch die eingeleiteten Maßnah‑
men nachhaltig erhöht. 

Hinsichtlich der innerbetrieblichen Ar‑
beitsabläufe wurden folgende Maßnah‑
men zur Erhöhung der Transparenz inner‑
halb des Unternehmens ergriffen:

•	 Als Basis der Planung wird jährlich eine 
Überprüfung des Bestands auf einnah‑
megefährdende Reparaturstaus vorge‑
nommen.

•	 Für alle Kostengruppen findet eine ge‑
sonderte Berichterstattung statt, die es 
der Führungsebene frühzeitig ermög‑
licht, steuernd einzugreifen.

•	 Über alle Kostengruppen sind Budgets 
gebildet worden, deren Einhaltung auf 
der ersten und zweiten Führungsebene 
zum Gegenstand der Aufgabenerfüllung 
gemacht wurde. 

Im Rahmen der operativen Restruktu‑
rierung wurden alle nicht dem Kernge‑
schäft – der „Wohnungsversorgung für 
breite Schichten der Bevölkerung“ – zu‑
zuordnenden Geschäftsfelder (Projektent‑
wicklung, Betrieb von Gaststätten, Bau‑
trägergeschäft) zurückgefahren. Auch 
eine Senkung der Personalkosten wurde 
auf Grundlage des Restrukturierungskon‑
zepts durch betriebsbedingte Kündigun‑

ligung am Wohnungsunternehmen im 
Jahr 2009 einen Anteil von 3,6 Mio.  € ein.

• Weiterhin wurden durch die Neubewer‑
tung der Objekte zwecks Einbringung zu 
Zeitwerten in verbundene Tochtergesell‑
schaften stille Reserven in Höhe von 231 
Mio.  € aufgedeckt.

• Durch Immobilienverkäufe konnte ein 
Beitrag zur Erhöhung des Eigenkapitals 
von 49 Mio.  € erzielt werden. Hiervon 
stammte der Großteil aus dem Verkauf 
der ca. 2  800 in Wiesbaden gelegenen 
Wohnungen an die GeWeGe Gemein‑
nützige Wohnungsgesellschaft der Stadt 
Wiesbaden mbH. Ein solcher Verkauf 
war schon vor der Schieflage der Wohn‑
bau Mainz diskutiert worden. Durch 
den Verkauf der Wohnungen erlöste das 
Wohnungsunternehmen ca. 140 Mio.  €. 
Nach Abzug der Buchwerte erzielte die 
Wohnbau mit dieser Transaktion einen 
Gewinn von ca. 42 Mio.  €, der im Unter‑
nehmen verblieb.

Im Zusammenhang mit der Veräußerung 
der in Wiesbaden gelegenen Wohnungen 
schied die Stadt Wiesbaden als Gesell‑
schafterin der Wohnbau Mainz GmbH aus. 
Ihren Anteil an der Gesellschaft (17,1 %) er‑
warb die Stadt Mainz von der Stadt Wies‑
baden für den symbolischen Preis von 1  €. 
Auch die Landesbank Rheinland-Pfalz, die 
zuvor eine Beteiligung von 1,4 % am Woh‑
nungsunternehmen besaß, schied im Jahr 
2009 aus der Gesellschaft aus. Die Anteile 
der Stadt Wiesbaden und der Landesbank 
Rheinland-Pfalz wurden zum Teil unmit‑
telbar von der Rio Energieeffizienz GmbH 
& Co. KG übernommen. Nach der Restruk‑
turierung des Unternehmens verfügt die 
Stadt Mainz über einen Anteil von 89,8 % 
und die Rio Energieeffizienz GmbH & Co. 
KG über einen Anteil von 10,2 % an der 
Wohnbau Mainz GmbH.

Im Zuge der Restrukturierung fand die 
Einbringung verschiedener Unterneh‑
mensbereiche in drei Tochtergesell‑
schaften statt. Ein wesentliches Ziel der 
Sanierung war die Konzentration der Ge‑
schäftstätigkeit auf das profitable Kern‑
geschäft als Wohnungsunternehmen und 
die Veräußerung zumeist unprofitabler ge‑
werblicher Beteiligungen. Die rund 10  800 
im Bestand gehaltenen Wohnungen wur‑
den in die WB Wohnraum Mainz GmbH 
& Co. KG eingebracht. Die Einbringung in 
das Tochterunternehmen war erforder‑
lich, um die durch die Neubewertung der 

(37)
Aufgrund des Imparitätsprin-
zips, das dem Vorsichtsprinzip 
§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB folgt, 
müssen Verluste unternehme-
rischer Tätigkeit bereits bilan-
ziert werden, wenn eine bloße 
Annahme über deren Eintre-
ten besteht. Unrealisierte Ge-
winne in Form von stillen Re-
serven dürfen hingegen nicht in 
der Bilanz berücksichtigt wer-
den. Darum konnten die stil-
len Reserven erst mit der Neu-
bewertung und Einbringung 
in verbundene Tochtergesell-
schaften bilanziert werden.



59Ergebnisse der zehn Fallstudien

besondere für einkommensschwache 
Haushalte als auch auf den Neubau von 
Wohnungen zur Entlastung des Miet‑
wohnungsmarkts bezieht. Vor dem Hin‑
tergrund der aktuellen Restrukturie‑
rungsmaßnahmen ist der Neubau von 
Wohnungen allerdings als mittelfristi‑
ges Ziel zu sehen. Darüber hinaus bleibt 
das Wohnungsunternehmen weiterhin 
der wichtigste strategische Partner für die 
Kommune bei der Unterbringung von Per‑
sonen mit Zugangsschwierigkeiten auf 
dem Wohnungsmarkt und akut von Ob‑
dachlosigkeit bedrohter Personengruppen.

Auch bei Projekten im Rahmen des Pro‑
gramms Soziale Stadt hat das kommuna‑
le Wohnungsunternehmen für die Stadt 
wichtige strategische Funktionen durch 
die Beteiligung in den Gremien vor Ort 
und bei der Umsetzung des Programms.

Steuerung des Wohnungsunternehmens

Die Beteiligung der Wohnbau Mainz ist 
dem Dezernat für Soziales, Kinder, Jugend, 
Schulen und Gesundheit fachlich zuge‑
ordnet. In diesem Dezernat sind die Fach‑
bereiche mit inhaltlichem Bezug zur so‑
zialen Wohnraumversorgung in Mainz 
angesiedelt. Bei der Verwaltung der Betei‑
ligung wird das Dezernat für Soziales von 
der Abteilung Beteiligungsmanagement 
im Dezernat für Finanzen, Beteiligungen 
und Sport unterstützt, die insbesonde‑
re für die Kontrolle betriebswirtschaftli‑
cher Kennziffern zuständig ist. Ein direk‑
ter Austausch zwischen dem Dezernenten 
für Soziales und dem Wohnungsunterneh‑
men findet regelmäßig im Rahmen eines 
Jour fixe statt, bei dem konkrete Probleme 
und Fragestellungen hinsichtlich sozialer 
wohnungspolitischer Zielsetzungen be‑
sprochen werden.

Der Dezernent für Soziales ist zugleich 
Aufsichtsratsvorsitzender des Wohnungs‑
unternehmens und hat in dieser Funktion 
im Jahr 2009 den Oberbürgermeister der 
Stadt Mainz abgelöst. Die Verwaltung wird 
im Aufsichtsrat zudem durch den Beteili‑
gungsdezernenten und die Baudezernen‑
tin vertreten, die beide beratende Funk
tionen haben. Darüber hinaus sind sieben 
Mitglieder des Stadtrats im Aufsichtsgre‑
mium vertreten, die im Zusammenhang 
mit der Krise der Wohnbau Mainz im Jahr 
2009 neu in den Aufsichtsrat berufen wur‑
den. Schließlich stellt die Rio Energieeffi‑
zienz ein reguläres Mitglied, der Betriebs‑

gen und Aufhebungsverträge vollzogen. 
Weiterhin fand aufgrund der Erhöhung der 
Mieten bei ca. 4  000 Wohnungen eine Ver‑
besserung der Ertragslage statt.

Strategische Ausrichtung der Stadt  
bezogen auf das kommunale Wohnungs-
unternehmen/die kommunalen  
Wohnungsbestände

Trotz der wirtschaftlichen Schieflage der 
Wohnbau Mainz und der damit verbun‑
denen wirtschaftlichen Belastungen für 
den Kommunalhaushalt war die Strategie 
der Kommune immer darauf ausgerich‑
tet, das Unternehmen in kommunalem Ei‑
gentum zu behalten. Zwar wurden die au‑
ßerhalb von Mainz gelegenen Bestände 
zur Verbesserung der wirtschaftlichen Si‑
tuation an das kommunale Wohnungsun‑
ternehmen der Stadt Wiesbaden veräußert, 
der Kernbestand des Wohnungsunterneh‑
mens im Mainzer Stadtgebiet verblieb aber 
weiterhin im Besitz der Wohnbau Mainz.

Als Folge der wirtschaftlichen Schiefla‑
ge des Unternehmens sind insbesonde‑
re im Jahr 2009 strategische Maßnahmen 
zur Erhaltung des Unternehmens durch 
die Kommune eingeleitet worden, durch 
die andere Aufgaben des Unternehmens in 
den Hintergrund gerückt sind. Seit Mitte 
des Jahres 2010 ist die Sanierung des Un‑
ternehmens abgeschlossen, sodass nun 
wieder mittel- und langfristige Ziele der 
sozialen Wohnraumversorgung und der 
Stadt- und Quartiersentwicklung die stra‑
tegische Ausrichtung der Kommune in Be‑
zug auf die Wohnbau Mainz prägen.

Eine zentrale Aufgabe des Wohnungsun‑
ternehmens bleibt vor dem Hintergrund 
einer angespannten Wohnungsmarktlage 
in Mainz die Versorgung der Bevölkerung 
mit bezahlbarem Wohnraum. Welche stra‑
tegische Rolle dabei zukünftig dem kom‑
munalen Wohnungsunternehmen im Ein‑
zelnen zukommt, wird auch durch ein 
kommunales Wohnraumversorgungs‑
konzept beeinflusst werden, das 2011 fer‑
tig gestellt wird und vor dem Hintergrund 
des stark rückläufigen belegungsgebun‑
denen Wohnungsbestands auf die Versor‑
gung einkommensschwacher Haushalte 
abzielt.38 

Die Kommune erwartet eine aktive Rol‑
le des kommunalen Wohnungsunterneh‑
mens bei der Umsetzung des Wohnraum‑
versorgungskonzepts, die sich sowohl auf 
die Bereitstellung von Wohnraum ins‑

(38)
Landehauptstadt Mainz, Be-
schlussvorlage des Stadtrats 
vom 21.10.2009.
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Zwischen 2000 und 2009 ging die Zahl der 
gebundenen Wohnungen von 7  762 auf 
5  965 bzw. um 23 % zurück. Der Rückgang 
wäre noch stärker ausgefallen, wenn es der 
Stadt nicht gelungen wäre, neue Bindun‑
gen zu schaffen. So wurden 2005 bis 2009 
1  132 Wohnungen neu gebunden. Dies er‑
folgte überwiegend (867 Wohnungen) 
durch die Förderung von Modernisierun‑
gen und in geringerem Maße durch Neu‑
bauförderung und den Ankauf von Bele‑
gungsrechten. Den Expertengesprächen 
zufolge war dabei die Wohnbau Mainz ein 
besonders wichtiger Partner, die nicht nur 

„traditionelle“ Fördermittel für Investitio‑
nen in Anspruch nahm, sondern das ein‑
zige Unternehmen in Mainz war, bei dem 
Belegungsrechte angekauft werden konn‑
ten (andere Wohnungsunternehmen wa‑
ren hierzu aufgrund der guten Vermie‑
tungslage in Mainz nicht bereit). Auch 
der Aufbau neuer Bindungen im Rahmen 
von Neubaumaßnahmen fand nahezu 
ausschließlich im Bestand der Wohnbau 
Mainz statt, die 144 der 150 Neubauwoh‑
nungen mit Belegungsbindungen errich‑
tete.

Die enge Zusammenarbeit im Bereich der 
sozialen Wohnungsversorgung kommt 
auch darin zum Ausdruck, dass Stadt und 
Unternehmen einen Kooperationsver‑
trag abgeschlossen haben, nach dem die 
Stadt 2006 bis Mitte 2010 über die Mög‑
lichkeit verfügte, bis zu 36 wohnungssu‑
chende Haushalte pro Jahr im gesamten 
Bestand der Wohnbau Mainz (ohne Woh‑
nungen mit Besetzungsrecht) unterzu‑
bringen. Das entsprechende Kontingent 
ist für Haushalte mit besonderen Versor‑
gungsproblemen vorgesehen (sehr große 
Dringlichkeit der Wohnungssuche, verhal‑
tensbezogene oder haushaltsstrukturel‑
le Schwierigkeiten etc.). Eine Fortführung 
dieser Regelung über einen neuen Koope‑
rationsvertrag war zum Zeitpunkt der Re‑
cherchen in Vorbereitung.

Bezüglich der Vermittlung von Woh‑
nungssuchenden konzentriert sich die 
Stadt Mainz nach einer Verwaltungsum‑
strukturierung im Jahr 2004 auf einen 
eingeschränkten Kreis von Wohnungs‑
suchenden, und zwar auf Haushalte, die 
obdachlos oder aufgrund eines Räu‑
mungstitels unmittelbar von Obdachlosig‑
keit bedroht sind, auf Transferleistungs
empfänger mit zu hohen Kosten der 
Unterkunft sowie auf durch das Jugend‑
amt betreute Jugendliche. Zuvor konn‑

rat und die Stadtwerke Mainz jeweils ein 
Mitglied mit beratender Funktion.

Auch vor dem Hintergrund der Kri‑
se bei der Wohnbau Mainz GmbH hat 
die Stadt im September 2010 beschlos‑
sen, ihre Beteiligungen an ca. 20 kom‑
munalen Gesellschaften in der Zentralen 
Beteiligungsgesellschaft Mainz (ZBM) zu‑
sammenzuführen. Durch die Eingliede‑
rung in dieser Gesellschaft soll eine „zen‑
trale Steuerung und Koordination der 
Beteiligungsgesellschaften in betriebs‑
wirtschaftlicher, organisatorischer und fi‑
nanzieller Hinsicht in Übereinstimmung 
mit den kommunalpolitischen Zielen und 
Aufgaben der Stadt Mainz und den gelten‑
den rechtlichen Bestimmungen“ realisiert 
werden (Beck 2010). Über den Zeitpunkt 
der Eingliederung der Wohnbau Mainz 
GmbH in die kommunale Holdinggesell‑
schaft ist bisher keine Entscheidung ge‑
troffen worden.

Soziale Wohnungsversorgung

Aufgrund von Wohnungsbauförderun‑
gen sind 2009 in Mainz 5  965 Wohnungen 
(6 % des Mainzer Wohnungsbestands) ge‑
bunden. Bei 355 dieser Wohnungen be‑
sitzt die Stadt ein Benennungsrecht, bei 
177 Wohnungen ein Besetzungsrecht. Bei 
der großen Mehrzahl der gebundenen 
Wohnungen (5  428 bzw. 91 %) gilt bei der 
Vermietung also nur die Bindung an den 
Wohnberechtigungsschein. Die Benen‑
nungs- und Besetzungsrechte wurden im 
Wesentlichen erst in den letzten zehn Jah‑
ren geschaffen.

Mit 4  152 Wohnungen bzw. 69,6 % befin‑
den sich die weitaus meisten gebundenen 
Wohnungen im Eigentum der Wohnbau 
Mainz GmbH. Die Wohnungen mit Be‑
nennungsrecht befinden sich vollständig, 
die Wohnungen mit Besetzungsrecht fast 
vollständig in der Hand der der Wohnbau 
Mainz (siehe Tabelle 24).

Stadt Mainz 
gesamt

Wohnbau Mainz GmbH

mietpreis- und belegungs-
gebundene Wohnungen insgesamt 5  965 4  152 69,6 %

	 davon mit

	 Benennungsrecht  
	 (3er-Vorschlag) 355 355 100,0 %

	 Besetzungsrecht 182 177 97,2 %

	 Bindung nur an WBS/		
	 Einkommensgrenzen 5  428 3  620 66,7 %

Tabelle 24 
Gebundene Wohnungen in Mainz und gebundene Wohnungen der Wohnbau 
Mainz GmbH im Jahr 2009

Datengrundlage: Stadt Mainz, Wohnbau Mainz



61Ergebnisse der zehn Fallstudien

angesehen. Bereits als der Anteil gebun‑
dener Wohnungen am Wohnungsbe‑
stand bei 7 % lag (derzeit 6 %), wurde dies 
von der Stadt als „bedenklich“ (Landes‑
hauptstadt Mainz 2009a, S. 1) eingestuft. 
Die Stadtverwaltung Mainz hat in einem 
Grundsatzpapier, das vom Stadtrat am 
16.12.2009 zur Kenntnis genommen wurde 
(Landeshauptstadt Mainz 2009b), das Ziel 
formuliert, eine ausreichende Anzahl von 
Wohnungen zur Versorgung einkommens‑
schwächerer Haushalte zur Verfügung zu 
stellen. Um den Bedarf an preisgünsti‑
gem Wohnraum zu befriedigen und einen 
qualitätsvollen Wohnungsbestand zu er‑
halten, wurden 15 Grundsätze empfohlen, 
u. a. die Förderung des Wohnungsneubaus, 
eine Bestandsqualifizierung (Anpassung 
an eine veränderte Nachfrage) sowie den 
Ankauf von Belegungsrechten. Zur Auf‑
gabenerfüllung bedient sich die Stadt da‑
bei vorrangig der Wohnbau Mainz GmbH 
(Landeshauptstadt Mainz 2009a, S. 2 f.). 
Hierbei sollen kooperative Lösungen ge‑
funden werden; im Rahmen von Stellung‑
nahmen für den Rat hatten sowohl das 
Unternehmen als auch die Stadtverwal‑
tung eingeschätzt, dass es für ein erhöh‑
tes Engagement der Wohnbau in der sozi‑
alen Wohnungsversorgung durch Neubau 
oder weitere Zielvereinbarungen zu sozi‑
alen Zweckbindungen finanzieller Anreize 
der Kommune (z. B. Bereitstellung städti‑
scher Komplementärmittel) bedürfe (Lan‑
deshauptstadt Mainz 2009b, S. 2 f.).39

Parallel zur Kenntnisnahme des Grund‑
satzpapiers hat der Mainzer Stadtrat zur 
weiteren Behandlung der Thematik wie 
dargestellt die Erstellung eines Wohn‑
raumversorgungskonzeptes beschlossen, 
das vor dem Hintergrund des stark rück‑
läufigen sozialen Wohnungsbestandes ei‑
nen besonderen Schwerpunkt auf den 
Niedrigpreissektor für die unteren Ein‑

ten sich alle Wohnberechtigten als Woh‑
nungssuchende registrieren lassen. Die 
Zahl der Haushalte, die von der Stadt ei‑
nen Wohnberechtigungsschein (WBS) er‑
hielten, ist in Mainz rückläufig (von rund 
2  000 WBS 2005 und 2006 auf ca. 1  500 
WBS 2009); hierbei ist zu berücksichtigen, 
dass das rückläufige Angebot gebundener 
Wohnungen auch die Chancen, mit WBS 
eine Wohnung zu finden bzw. die Moti‑
vation von Wohnungssuchenden zur An‑
tragsstellung senken kann. Der Kern an 
Haushalten, die innerhalb der engen kom‑
munalen Kriterien bei der kommunalen 
Wohnungsvermittlung registriert sind, ist 
anhaltend hoch und bewegt sich in den 
letzten Jahren zumeist in einem Korri‑
dor von 140 bis 190 Haushalten pro Jahr. 
Von den für die Vermittlung registrier‑
ten Haushalten konnte die Stadt in der Re‑
gel rund 40 % bis 50 % versorgen (2005 be‑
dingt durch neue Belegungsrechte spürbar 
mehr; Tabelle 25). 

Wesentlich zur Versorgung der zu ver‑
mittelnden Haushalte trugen die Benen‑
nungs- und Besetzungsrechte bei, die die 
Stadt vor allem beim kommunalen Unter‑
nehmen (aufgrund der Förderung und der 
Zielvereinbarung) hat. Hierbei hat sich 
auf der Ebene der Mitarbeiter der kom‑
munalen Wohnungsvermittlung sowie 
des Vermietungsmanagements der Wohn‑
bau Mainz eine enge Zusammenarbeit 
bei der Wohnungsvergabe bzw. -belegung 
entwickelt, sodass über persönliche Kon‑
takte ggf. auch für schwierige Fälle Lö‑
sungen gefunden werden können. Nach 
Einschätzung der zuständigen Fachver‑
waltung der Stadt Mainz ist es aufgrund 
der kooperativen Zusammenarbeit mit 
dem Wohnungsunternehmen bisher ge‑
lungen, die Wohnungsversorgung sozia‑
ler Problemgruppen sicherzustellen, auch 
wenn die Versorgungsmöglichkeiten ins‑
gesamt knapp sind. Die für die Vermitt‑
lung von Haushalten mit nach den Krite‑
rien der Stadt Mainz dringlichem Bedarf 
wichtigen Benennungs- und Besetzungs‑
rechte sind aufgrund der relativ „jungen“ 
Bindung zumindest für die nächsten Jah‑
re gesichert, und eine Fortführung der ver‑
traglich zugesicherten Benennungsmög‑
lichkeiten bei der Wohnbau zeichnet sich 
wie dargestellt ab. 

Als großes Problem wird von der Stadt 
Mainz der Rückgang der gebundenen Be‑
stände insgesamt und generell die Ver‑
sorgung mit preiswertem Wohnraum 

  2005 2006 2007 2008 2009

ausgestellte 
Wohnberechtigungsscheine (WBS) 1  962 1  979 1  735 1  617 1  492

bei städtischer Wohnungsvermittlung 
gemeldete wohnungssuchende 
Haushalte*

136 190 152 138 92

von Stadt vermittelte Haushalte 110 72 80 55 41

Anteil an den gemeldeten Wohnungs-
suchenden 81 % 38 % 53 % 40 % 45 %

* 	Beschränkung der Vermittlung auf Obdachlose, von Obdachlosigkeit Bedrohte sowie betreute 	
	 Jugendliche und Leistungsbezieher ohne angemessene Unterkunftskosten (seit 2004); 2009 		
	 eingeschränkte Kapazitäten zur Registrierung/Betreuung von Vermittlungsfällen

Tabelle 25 
Wohnungssuchende und Vermittlungen in Mainz

Datengrundlage: Stadt Mainz

(39)
Die Wohnbau Mainz plan-
te 2009 bereits den Neubau 
von 700 altengerechten Woh-
nungen in den nächsten zehn 
Jahren (zum Teil mit Inan-
spruchnahme von Wohnungs-
baufördermitteln).
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Tendenziell kommt es damit zu einer An‑
gleichung der Mieten von langjährigen 
Mietern und von Neumietern der Wohn‑
bau auf dem skizzierten Mietspiegelni‑
veau. Da in Mainz die bei Neuvermietun‑
gen erzielbaren Marktmieten häufig über 
dem Mietspiegelniveau liegen, stellt die‑
se Regelung für Neuvermietungen ei‑
nen Mietverzicht dar und ermöglicht für 
Wohnungssuchende einen vergleichswei‑
se preisgünstigen Zugang zu Wohnraum. 
In Mainz haben sich die Erstvermietungs‑
mieten von Neubauwohnungen und die 
Wiedervermietungsmieten von Bestands‑
wohnungen in den vergangenen zehn Jah‑
ren deutlich erhöht. 

Die unterhalb der Orientierungswerte 
liegenden Bestandsmieten wurden und 
werden dem Konzept entsprechend an‑
gehoben. 2009 wurde bei rund 4  000 Woh‑
nungen des kommunalen Unternehmens 
die Miete erhöht (Wohnbau Mainz GmbH 
2010, S. 3). Dies war zum Teil mit deutli‑
chen Steigerungen und der Ausschöpfung 
der mietrechtlich maximal zulässigen Er‑
höhung von 20 % verbunden. Trotzdem ha‑
ben die Wohnungen der Wohnbau Mainz 
gemäß der Angaben des Wohnungsunter‑
nehmens ein für Mainz vergleichsweise 
moderates Niveau: Die durchschnittliche 
Miete im ungebundenen Bestand beträgt 
2009 bei Wohnungen mit modernem, zeit‑
gemäßen Standard 6,54  € pro m2 und bei 
teilmodernisierten Wohnungen 5,73  € pro 
m2; die Durchschnittsmieten liegen da‑
mit unterhalb der Quadratmetermieten, 
mit denen die Obergrenzen der Angemes‑
senheit für die Kosten der Unterkunft in 
Mainz berechnet wurden.

Stadt- und Quartiersentwicklung

Die Wohnbau Mainz GmbH hat in der 
Phase des Wiederaufbaus zwischen 1949 
und 1969 in verschiedenen Mainzer Orts‑
teilen etwa die Hälfte ihrer Bestände (49 %) 
aufgebaut. Zu den Beständen gehören aber 
auch Altbauten und Wohnungen aus der 
Baualtersgruppe zwischen 1970 und 1989 
und ab den 1990er Jahren errichtete Woh‑
nungen. In den 1980er Jahren war das 
Wohnungsunternehmen intensiv in die 
Sanierung der Mainzer Altstadt einbezo‑
gen, bei der sowohl der Neubau von Häu‑
sern als auch die Modernisierung von Be‑
standsgebäuden durchgeführt wurde. Als 
Beispiel für Wohnungsbauprojekte aus 
der jüngeren Vergangenheit ist der Mar‑
tin-Luther-King-Park zu nennen, der seit 

kommensgruppen haben soll (Landes‑
hauptstadt Mainz 2009c, S. 3). Das Konzept 
wird durch ein externes Beratungsunter‑
nehmen erarbeitet und 2011 fertig gestellt. 
Auf der Grundlage von Analysen und Pro‑
gnosen sollen Ziele und Maßnahmen für 
eine langfristig nachfragegerechte Woh‑
nungsversorgung formuliert werden. Ziel 
ist auch, für die erforderlichen Maßnah‑
men eine „Schnittstelle“ zwischen der 
kommunalen Politik, der Stadtverwaltung, 
dem kommunalen Wohnungsunterneh‑
men sowie anderen Wohnungseigentü‑
mern zu schaffen.

Mietenpolitik

Die Stadt Mainz verfolgt die Sicherstellung 
eines Angebots an preisgünstigem Wohn‑
raum nicht allein über den geförderten Be‑
stand, sondern auch durch den Verzicht 
darauf, die Mietpotenziale im nicht preis‑
gebundenen Bestand der Wohnbau Mainz 
voll auszuschöpfen. Aufgrund der wirt‑
schaftlichen Problemlage des Unterneh‑
mens wird jedoch in den letzten Jahren in 
geringerem Umfang als früher auf die Aus‑
schöpfung der Mietpotenziale verzichtet.

Bis 2009 wurden von der Wohnbau Mainz 
die nach dem Mietspiegel möglichen Er‑
höhungen nicht voll ausgeschöpft; die 
Mieten im Bestand der Wohnbau Mainz 
lagen gemäß der Expertengespräche spür‑
bar unter dem Niveau vergleichbarer Woh‑
nungen (keine Quantifizierung mög‑
lich). Das von PwC entwickelte und von 
der Stadt gebilligte wirtschaftliche Sanie‑
rungskonzept sieht eine kontinuierliche 
Anpassung der Mieten an das Marktni‑
veau vor. Um den wirtschaftlichen Anfor‑
derungen nachzukommen, zugleich aber 
auch weiterhin in gewissem Umfang preis‑
dämpfend zu wirken, beschloss 2009 der 
Aufsichtsrat für die Wohnbau Mainz ein 
Mietenkonzept, das Obergrenzen vorsieht, 
die für die Anhebung von Bestandsmieten 
und für Neuvermietungsmieten einheit‑
lich sind:

•	 Bei Mieten für Wohnungen mit einfa‑
cher Ausstattung oder ohne Besonder‑
heit (rund 4  600 Wohnungen) ist der Mit‑
telwert des jeweiligen Mietspiegelfeldes 
die Obergrenze.

•	 Die obere Spannengrenze des jeweiligen 
Mietspiegelfelds ist bei Wohnungen mit 
guter Ausstattung (rund 1  900 Wohnun‑
gen) die Obergrenze.
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gedroht hätte. Die Stadt Mainz als größter 
Gesellschafter des Unternehmens erhöh‑
te in diesem Zusammenhang ihren Eigen‑
kapitalanteil um 87,0 Mio.  €. Weitere 30,0 
Mio.  € wurden dem Wohnungsunterneh‑
men als Darlehen zur Verfügung gestellt.

Für die Finanzierung der Hilfen für ihr 
Unternehmen nahm die Stadt Mainz Kre‑
dite auf, die den Haushalt der Stadt nach 
Berechnungen des Finanzdezernats über 
einen Zeitraum von 30 Jahren mit rund 
5,0 Mio.  € pro Jahr belasten werden (All‑
gemeine Zeitung vom 26.06.2009). Als Auf‑
lage für die Genehmigung der Kredite hat 
die zuständige Aufsichts- und Dienstleis‑
tungsbehörde ADD eine nachhaltige Ver‑
besserung der Einnahmesituation von der 
Stadt Mainz gefordert. Die von der Stadt‑
verwaltung vorgeschlagene Erhöhung des 
Grundsteuerhebesatzes wurde im Stadt‑
rat im Jahr 2010 allerdings abgelehnt. Hin‑
gegen wurde die Senkung der städtischen 
Personalkosten um 1,0 Mio.  € und die Sen‑
kung der Sachkosten um 1,5 Mio.  € be‑
schlossen. Weitere Vorschläge zur Sen‑
kung des Kommunalhaushalts werden 
derzeit in Mainz diskutiert. Eine Beteili‑
gung der Wohnbau an der Konsolidierung 
des Kommunalhaushalts ist vorerst nicht 
zu erwarten.

Beurteilung der Rolle des Wohnungs
unternehmens durch die Stadt

Bei der Bewertung der Zufriedenheit mit 
dem Wirken des kommunalen Wohnungs‑
unternehmens muss aus Sicht der Stadt 
Mainz zwischen den wirtschaftlichen Pro‑
blemen und der Rolle des Unternehmens 
bei der Aufgabenwahrnehmung in Berei‑
chen der Stadtentwicklung und der sozi‑
alen Wohnungsversorgung differenziert 
werden.

Die durch die Restrukturierung des Unter‑
nehmens verursachten wirtschaftlichen 
Belastungen der Stadt Mainz sind erheb‑
lich und werden den Haushalt der Kom‑
mune auf absehbare Zeit belasten. Gleich‑
zeitig hat das Wohnungsunternehmen vor 
dem Hintergrund der eher angespannten 
Wohnungsmarktlage in Mainz eine wichti‑
ge Versorgungsfunktion insbesondere für 
einkommensschwache Haushalte. Zudem 
konnten in Kooperation mit dem kom‑
munalen Wohnungsunternehmen bis‑
her die besonders prekären Bedarfsfälle 
in den Beständen des Unternehmens ver‑
sorgt werden. Es ist daher für die Kommu‑
ne von großer Bedeutung, dass das kom‑

1995 auf einer ehemaligen Konversionsflä‑
che der amerikanischen Streitkräfte reali‑
siert wurde. Die Mainzer Wohnbau erwarb 
das Areal und hat neben unterschiedli‑
chen Infrastruktureinrichtungen (Schule, 
Einkaufszentrum) ca. 700 Wohnungen er‑
richtet. Die Entwicklung des Quartiers ist 
als Beispiel dafür zu sehen, dass die Stadt 
Mainz in der Vergangenheit eine aktive 
Rolle der Wohnbau im Rahmen der Quar‑
tiersentwicklung und der Schaffung neu‑
en Wohnraums einforderte.

Derzeit werden im Rahmen des Pro‑
gramms „Soziale Stadt“ die Quartiere 
Neustadt, Alt-Mombach und Lerchenberg 
in Mainz gefördert. In allen drei Quar‑
tieren verfügt die Wohnbau Mainz über 
größere Wohnungsbestände. Im Stadt‑
teil Lerchenberg, der in den 1960er Jah‑
ren entstand, gehört ein Großteil der in 
die Förderkulisse aufgenommenen Woh‑
nungsbestände der Wohnbau. Das Woh‑
nungsunternehmen ist in der Projektar‑
beit vor Ort und den im Zusammenhang 
mit der Bürgerbeteiligung gebildeten Aus‑
schüssen mit eigenen Sozialarbeitern ver‑
treten. Die Mitarbeiter des Wohnungsun‑
ternehmens sind in diesem Stadtteil ein 
besonders wichtiger Kooperationspartner 
für das vor Ort tätige Quartiersmanage‑
ment. Auch in der Mainzer Neustadt und 
im Stadtteil Alt-Mombach beteiligt sich 
die Wohnbau Mainz sowohl an der Gre‑
mienarbeit als auch an der Umsetzung be‑
schlossener Maßnahmen des Programms 

„Soziale Stadt“. Allerdings ist der Anteil des 
Wohnungsbestands der Wohnbau am ge‑
samten Wohnungsbestand in den Quartie‑
ren Neustadt und Mainz-Mombach gerin‑
ger als im Programmgebiet Lerchenberg.

Beitrag zum Haushalt und wirtschaftliche 
Situation des Unternehmens

Die dargestellte gravierende wirtschaftli‑
che Schieflage der Wohnbau Mainz GmbH 
hat dazu geführt, dass das Unternehmen 
in den letzten Jahren nicht nur keinen Bei‑
trag zum Kommunalhaushalt leistet, son‑
dern die Stadt Mainz im Zuge der Rettung 
ihres Wohnungsunternehmens finanzi‑
ell belastet wurde. Die wirtschaftliche Si‑
tuation der Wohnbau war bereits in den 
Jahren 2006 und 2007 von Verlusten ge‑
kennzeichnet. Im Jahr 2008 wurden die fi‑
nanziellen Probleme des Unternehmens 
so gravierend, dass ohne die Bereitstel‑
lung von Eigenkapital durch die Gesell‑
schafter des Unternehmens die Insolvenz 
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munale Wohnungsunternehmen trotz der 
im Zuge der Restrukturierung stärker an 
wirtschaftlichen Zielsetzungen orientier‑
ten Unternehmenspolitik auch zukünftig 
den Zielen einer sozialen Wohnungsver‑
sorgung verbunden bleibt.

4.6	 Potsdam

Die Landeshauptstadt Potsdam ist die 
alleinige Eigentümerin der PRO POTSDAM 
GmbH, die mit rund 17  200 Wohnungen 
die mit Abstand größte Wohnungsanbie‑
terin in Potsdam ist (21 % der Potsdamer 
Wohnungen). PRO POTSDAM ist aus der 
Gemeinnützigen Wohn- und Baugesell‑
schaft Potsdam mbH (GEWOBA) hervorge‑
gangen.

Weiterhin verfügt die Stadt Potsdam über 
rund 110 Wohnungen, die sich im unmit‑
telbaren Eigentum der Stadt befinden 
und vom kommunalen Immobilienma‑
nagement (Eigenbetrieb) verwaltet wer‑
den. Hierbei handelt es sich um Bestände, 

die in seit 1999 eingemeindeten Ortsteilen 
liegen, in denen PRO POTSDAM keine Be‑
stände hat.

Auf dem Potsdamer Wohnungsmarkt ist 
seit einigen Jahren eine spürbare Anspan‑
nung zu verzeichnen, die für die Zusam‑
menarbeit der Stadt mit ihrem Wohnungs‑
unternehmen von großer Bedeutung ist. 
Die seit 2000 positive Entwicklung von Ein‑
wohner- und Beschäftigtenzahl hat zu ei‑
ner deutlich steigenden Wohnungsnachfra‑
ge geführt, die Leerstandsquote ist heute 
sehr niedrig (siehe ausführlicher Kapitel 3).

Strategische Ausrichtung der Stadt  
bezogen auf das kommunale Wohnungs-
unternehmen/die kommunalen  
Wohnungsbestände

Die strategischen Prioritäten, die Potsdam 
mit seinem kommunalen Wohnungsunter‑
nehmen verfolgt, unterlagen in den letzten 
zehn Jahren signifikanten Veränderungen. 
Dies ist zum einen auf die Notwendigkeit 
der wirtschaftlichen Konsolidierung und 
Optimierung des Unternehmens zurück‑
zuführen (Sicherung der dauerhaften Lei‑
tungsfähigkeit). Zum anderen veränderte 
sich die Wohnungsmarktlage in wenigen 
Jahren von einer entspannten Lage in der 
ersten Hälfte der 2000er Jahre zu einer ak‑
tuell angespannten Lage, was im Rück‑
gang der Leerstandsquote von 6,0 % im 
Jahr 2001 auf 0,9 % im Jahr 2009 deutlich 
wurde (siehe Abbildung 9).

In der ersten Hälfte der 2000er Jahre lag 
die strategische Bedeutung des kommu‑
nalen Wohnungsunternehmens für die 
Kommune vor allem im Bereich der Quar‑
tiers- und Bestandsentwicklung, die 
durch die fortgesetzte Aufwertung der Alt‑
bau- und vor allem Plattenbaubestände 
hin zu einem zeitgemäßen, bezahlbaren 
Standard gekennzeichnet ist. Weiterhin 
übernahm das Unternehmen die Ent‑
wicklerfunktion in einem stadtentwick‑
lungspolitischen Schlüsselgebiet.

Mit der zunehmenden Marktanspannung 
wuchs in der zweiten Hälfte der 2000er 
Jahre die Rolle des kommunalen Unter‑
nehmens für die soziale Wohnungsver‑
sorgung und das allgemeine Wohnungs‑
angebot in Potsdam. Die Erwartungen 
der Stadt an das Unternehmen im Hin‑
blick auf die Übernahme von Problemfäl‑
len und auf das Engagement im Neubau 
stiegen, teilweise standen diese Strategi‑
en im Zielkonflikt zu den finanziellen Er‑

Name PRO POTSDAM GmbH

Art kommunale Beteiligung direkt

Anteilseigner Stadt Potsdam (100 %)

Wohnungsbestand 2000 18  775

Wohnungsbestand 2009 17  151

Anteil am Gesamtwohnungsbestand 
der Kommune 2009 21,0 %

Baualtersstruktur (Anteil am 
Wohnungsbestand des  
Unternehmens)

bis 1948	 14 %
1949 bis 1969	 12 %
1970 bis 1989	 66 %
ab 1990	 8 %

Tabelle 26 
Grundinformationen zum kommunalen Wohnungsunternehmen in Potsdam
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Anteil vermietbare leerstehende Wohnungen
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* ab 2005 inkl. eingemeindete Ortsteile

Abbildung 9 
Leerstandsquote der Stadt Potsdam nach Vermietbarkeit*

Datengrundlagen: Landeshauptstadt Potsdam (2009), S. 34;  
Landeshauptstadt Potsdam (2010), S. 25

Datengrundlage: Angaben von Stadt und Wohnungsunternehmen
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gewählter Infrastrukturen). Die 2004 
vorgelegte Untersuchung einer Unterneh‑
mensberatung sah bei diesen städtischen 
Beteiligungen Einspar- und Effizienzpo‑
tenziale durch die Ausnutzung von Skalen- 
und Synergieeffekten vor. Auf Empfehlung 
des Beraters beschloss die Stadtverordne‑
tenversammlung am 01.12.2004, bis zum 
01.01.2006 einen Unternehmensverbund 
im Bereich Bauen und Wohnen zu bilden 
(Landeshauptstadt Potsdam 2005, S. 2).

Die GEWOBA war das größte Einzelun‑
ternehmen und hatte mit verschiedenen 
Umstrukturierungen in der ersten Hälf‑
te der 2000er Jahre ihr Potenzial zur Ef‑
fizienzsteigerung gezeigt. Am 02.11.2005 
beschloss die Stadtverordnetenversamm‑
lung, dass die Gemeinnützige Wohn- und 
Baugesellschaft Potsdam mbH (GEWO‑
BA) umzubenennen sei und die Funktion 
der Dachgesellschaft des Unternehmens‑
verbundes übernehmen soll. Die in PRO 
POTSDAM GmbH umbenannte GEWOBA 
blieb Eigentümerin der Wohnungsbestän‑
de, während die Vermietung der neu ge‑
gründeten Tochtergesellschaft GEWOBA 
Wohnungsverwaltungsgesellschaft mbH 
übertragen wurde (Erhalt der für Mie‑
ter/Potsdamer bekannten Marke). Neben 
treuhänderisch tätigen Sanierungs- und 
Entwicklungsträgern (Sanierungsträger 
Potsdam GmbH und Entwicklungsträger 
Bornstedter Feld GmbH) wurden in den 
Unternehmensverbund Tochtergesell‑
schaften integriert, die mit eigenem wirt‑
schaftlichen Risiko besondere Infrastruk‑
turen bewirtschaften (Biosphäre Potsdam 
GmbH) oder stadtentwicklungspoliti‑
sche Projekte realisieren (Luftschiffhafen 

wartungen. 2010 kam es nach einer Ab‑
stimmung der betroffenen Fachbereiche 
der Stadtverwaltung zu einer strategi‑
schen Neujustierung, bei der die Rolle des 
Wohnungsunternehmens in der kommu‑
nalen Wohnungs- und Stadtentwicklungs‑
politik gestärkt wurde, indem konkrete 
Ziele für die Bestands-/Quartiersentwick‑
lung und die Erweiterung des gebunde‑
nen Bestands vorgeben wurden und das 
künftige Neubauvolumen erhöht wur‑
de. Zugleich wurde von der Stadt auf ur‑
sprünglich erwartete Ausschüttungen ver‑
zichtet. Wohnungsbestände sollen künftig 
nur in geringem Ausmaß im Rahmen der 
Portfoliobereinigung veräußert werden, 
während die früher in Potsdam verfolg‑
ten Strategien auch den Verkauf von Woh‑
nungspaketen beinhalteten.

Aufbau der Konzernstruktur und  
Erweiterung der Aufgaben

Im Jahr 2001 wurde das Wohnungsunter‑
nehmen (seinerzeit GEWOBA) erstmalig 
mit einer stadtentwicklungspolitischen 
Aufgabe außerhalb des eigenen Kernbe‑
reichs Wohnen beauftragt. Im Rahmen 
des Haushaltssicherungskonzeptes der 
Stadt Potsdam wurden Grundstücke in 
der Speicherstadt erworben (PRO POTS‑
DAM 2009, S. 14), die Umnutzung der ehe‑
maligen Gewerbeflächen erfolgt auf wirt‑
schaftliches Risiko des Unternehmens.

Die Stadt Potsdam verfügte zu Beginn der 
2000er Jahre neben der GEWOBA über ver‑
schiedene weitere im Bereich Bauen und 
Wohnen aktive Unternehmen (Sanierungs- 
sowie Entwicklungsträger, Betreiber aus‑

PRO POTSDAM
Facility Management

GmbH (PPFM)
100% 

Luftschiffhafen 
Potsdam

GmbH (LSH) 100%

Terraingesellschaft
Neubabelsberg AG i.L.

(TNB)
94,88% 

POLO Beteiligungs-
Gesellschaft mbH

(POLO) 100%

GEWOBA Wohnungs-
verwaltunggesellschaft

Potsdam mbH
(GWVP) 100%

PRO POTSDAM GmbH

Biosphäre Potsdam
GmbH 100%

Betriebs- und Veranstal-
tungs-Gesellschaft in 
der Landeshauptstadt 

Potsdam mbH 
(BVG) 100%

 Sanierungsträger
Potsdam GmbH

(STP) 80%

Entwicklungsträger
Bornstedter 
Feld GmbH

(ETBF) 90,1% 

Baugesellschaft
Bornstedter Feld mbH

(BGF) 100% 

Abbildung 10 
Unternehmensverbund PRO POTSDAM

Datengrundlage: Angaben des Wohnungsunternehmen
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net ist. Seit Gründung des Konzerns PRO 
POTSDAM GmbH finden wegen des ent‑
standenen verstärkten Abstimmungsbe‑
darfs kontinuierlich Treffen von Vertretern 
der mittleren Führungsebene der Bereiche 
Beteiligungsmanagement, Soziales und 
Planen statt.

Zu Beginn der 2000er Jahre war die GE‑
WOBA vor dem Hintergrund wachsender 
Leerstände sowie umfangreicher Investi‑
tionen (Bestandmaßnahmen und Neubau) 
in einer wirtschaftlich schwierigen Lage 
und wies hohe Verluste auf. 2000 wurde 
das Ziel formuliert, bis 2011 Gewinne zu 
erzielen (Die Wohnungswirtschaft 2010, S. 
15). Dieses Ziel galt für die PRO POTSDAM 
GmbH weiter fort. 

Im neuen Gesellschaftsvertrag für die PRO 
POTSDAM GmbH wurden wohnungspo‑
litische Ziele, die im Gesellschaftsvertrag 
der früheren GEWOBA enthalten waren 
(z. B. Erhaltung und Modernisierung des 
Wohnungsbestands und bedarfsgerech‑
te Erweiterung), nicht explizit benannt; 
der Gesellschaftszweck beschränkt sich 
auf die allgemeine Beschreibung des Ge‑
schäftszwecks „Erwerb, das Halten und 
das Bewirtschaften von Immobilien und 
Halten von Beteiligungen“ (siehe Landes‑
hauptstadt Potsdam 2005, Anlage 2, Lan‑
deshauptstadt Potsdam 2006).

Aufgrund der Erweiterung des Spektrums 
der Aufgaben der PRO POTSDAM GmbH 
bzw. des Wohnungsunternehmens (insbe‑
sondere stadtentwicklungspolitische Pro‑
jekte) sowie der Anspannung des Woh‑
nungsmarktes, der mit steigenden Mieten, 
einer Verknappung von Wohnungen für 
Einkommensschwache sowie Segrega
tionstendenzen zu Lasten unsanierter Plat‑
tenbaugebiete verbunden war, wuchsen 
zunehmend die an das Unternehmen ge‑
stellten Anforderungen. Die von der Kom‑
munalpolitik sowie von verschiedenen 
Teilen der Stadtverwaltung geäußerten un‑
terschiedlichen Erwartungen an das Un‑
ternehmen führten zu Zielkonflikten. Als 
deutlich wurde, dass PRO POTSDAM 
GmbH bereits im Jahr 2009 Überschüsse 
erzielen würde, entstand eine kommunal‑
politische Debatte um die Prioritäten und 
den Einsatz der Gewinne (Haushaltskon‑
solidierung, Investitionen in Neubau und 
Bestand, stadtentwicklungspolitische Pro‑
jekte, Mietverzichte etc.). Um miteinander 
konkurrierende Ziele abzustimmen, wur‑
de 2008 eine interne Klausurtagung mit 
dem Oberbürgermeister, dem Finanzde‑

Potsdam GmbH). Mit der Übertragung 
des städtischen Regiebetriebs Sportareal 
Luftschiffhafen in die Tochtergesellschaft 
Luftschiffhafen Potsdam GmbH im Jahr 
2008 erfolgte die bisher letzte Aufgaben‑
erweiterung des Unternehmensverbundes. 
Eine Übersicht über den Unternehmens‑
verbund gibt Abbildung 10.

Mit der Gründung des Unternehmensver‑
bundes wurde die Grundlage für die Bün‑
delung von Ressourcen insbesondere im 
technischen Bereich geschaffen (Verbes‑
serung der Auslastung durch Wahrneh‑
mung verwandter Aufgaben der Tochter‑
gesellschaften), die zum umfangreichen 
Abbau von Personal beitrug. Zugleich wur‑
de durch die Zusammenführung verschie‑
dener Aufgabenfelder die Austarierung 
verschiedener Ziele eine noch anspruchs‑
vollere Aufgabe als in der Vergangenheit.

Steuerung des Wohnungsunternehmens

Wichtigste Steuerungsgremien der PRO 
POTSDAM GmbH sind der Aufsichtsrat 
und die Gesellschafterversammlung. Im 
Aufsichtsrat sind der Oberbürgermeister 
(Vorsitz), drei von der Stadt ausgewählte 
Experten (Recht, Finanzwesen und Woh‑
nungswirtschaft) sowie fünf Stadtverord‑
nete vertreten. Die Vertretung der Stadt in 
der Gesellschafterversammlung hat der 
Oberbürgermeister dem Finanzdezernen‑
ten übertragen. Die Dezernten für Soziales 
sowie für Planen und Bauen sind nur mit‑
telbar über die Abstimmungen in der all‑
gemeinen Dezernentenrunde in die lau‑
fende Steuerung einbezogen. Zentrales 
Steuerungsinstrument von Aufsichtsrat 
und Gesellschafterversammlung ist der 
Wirtschaftsplan, der bei der PRO POTS‑
DAM GmbH neben dem Jahresplan eine 
Zehnjahresplanung zu Investitionszielen 
enthält. Bis zur Entwicklung strategischer 
Ziele in den Jahren 2009 und 2010 (siehe 
im Folgenden) war prägend, dass das Woh‑
nungsunternehmen bei der Erarbeitung 
des Vorschlags des Wirtschaftsplans die 
im städtischen Interesse liegenden Maß‑
nahmen antizipierte.

Die laufende Steuerung des Unterneh‑
mens und das Controlling der betriebs‑
wirtschaftlichen Kennziffern sowie die 
Prüfung der Wirtschaftspläne obliegt in 
der Stadtverwaltung dem Bereich Beteili‑
gungsmanagement, der dem Geschäftsbe‑
reich Zentrale Steuerung und Service und 
damit dem Finanzdezernenten zugeord‑
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(2009 2  Mio.  €), die Erhöhung der Neu‑
bauziele für diesen Zeitraum von 500 auf 
1  000 Wohnungen, die energetische Sa‑
nierung aller noch unsanierten Wohnun‑
gen bis 2025 sowie die Vergrößerung der 
Zahl der städtischen Belegungsrechte über 
ein differenziertes Modell (Näheres siehe 
im Folgenden). Im Ergebnis der integrier‑
ten Zielfestlegung hat die Stadt den woh‑
nungspolitischen Zielen Vorrang vor dem 
Ziel der Haushaltsentlastung gegeben.

Schritte zur betriebswirtschaftlichen  
Optimierung

Zur Verbesserung der wirtschaftlichen 
Lage wurden von der GEWOBA entspre‑
chend den Vorgaben der Stadt ab 2001 di‑
verse Schritte unternommen, um die Ef‑
fizienz zu erhöhen und die Ertragslage zu 
verbessern, darunter insbesondere41

•	 Reorganisation der EDV/Einführung ei‑
nes neuen IT-Systems als Steuerungs‑
grundlage (2001),

•	 Einführung einer integrierten Betriebs‑
kostenabrechnung (2002) und eines mit 
dem neuen EDV-System verknüpften te‑
lefonischen Kundenservice (2003),

•	 automatisierte, internetgestützte Hand‑
werkerbeauftragung und -abrechnung 
von Kleinstreparaturen (2004),

•	 Einführung eines neuen Bestell- und 
Abrechnungssystems für Instandhal‑
tung (2005),

•	 Einführung einer elektronischen Miet‑
vertragsakte (2009),

•	 kontinuierliche Optimierung der Miet‑
rückstandsbearbeitung (Berichtswesen 

zernenten, dem Controller sowie drei Füh‑
rungskräften von PRO POTSDAM durchge‑
führt, deren Ergebnisse die Grundlage des 
Wirtschaftsplans 2009 waren (u. a. Neubau 
von 500 Wohnungen in zehn Jahren). An‑
fang 2009 wurde der Oberbürgermeister 
vom Rat beauftragt zu prüfen, welchen Bei‑
trag das kommunale Wohnungsunterneh‑
men zum Erhalt preiswerter Wohnungs‑
bestände leisten kann (Landeshauptstadt 
Potsdam 2009a). Im Rahmen des Ende 
2009 erstellten Stadtentwicklungskonzepts 
Wohnen wurde die handlungsfeldübergrei‑
fende Rolle und das konkurrierende Aufga‑
benspektrum von PRO POTSDAM verdeut‑
licht (Abbildung 11). Die konkreten Ziele in 
den einzelnen Aufgabenfeldern sollten ge‑
mäß Stadtentwicklungskonzept in einem 
Gesamtkonzept für die PRO POTSDAM 
GmbH bestimmt werden, bei dem auch die 
jeweiligen finanziellen Auswirkungen auf 
das Unternehmen berücksichtigt werden 
sollten (Landeshauptstadt Potsdam 2009b, 
S. 201 ff.)

2010 wurde ein Wirtschaftsprüfungsun‑
ternehmen mit der Durchführung eines 

„Balanced-Scorecard-Verfahrens“ für die 
PRO POTSDAM GmbH beauftragt. Zum ei‑
nen wurden die Anforderungen der Stadt 
und ihrer Verwaltungsbereiche anhand 
von Interviews sowie Workshops erfasst. 
Zum anderen wurden die wirtschaftli‑
chen Kennziffern und Potenziale des Un‑
ternehmens dezidiert untersucht. Anhand 
eines Rechenmodells wurden quantitati‑
ve Wechselwirkungen von Veränderungen 
bei der Mietenentwicklung, der Neubau- 
oder Modernisierungstätigkeit, der Ge‑
winnabführung etc. aufgezeigt. Im Rah‑
men eines Abschlussworkshops mit dem 
Oberbürgermeister sowie den drei Dezer‑
nenten für Finanzen, Bauen und Soziales 
wurden die Prioritäten der Stadt zunächst 
informell festgelegt und im Rahmen des 
20-jährigen Jubiläums des Wohnungsun‑
ternehmens vorgestellt.40 Wesentliche Tei‑
le der Ziele wurden im Wirtschaftsplan 
2011 festgeschrieben (Beschluss Novem‑
ber 2010), wobei hierbei insbesondere die 
Zehnjahresplanung angepasst wurde. Im 
Mai 2011 wurde zwischen Stadt und Un‑
ternehmen ein Kooperationsvertrag zur 
Wohnungsbelegung und einkommensbe‑
zogenen Mietpreisbegrenzung geschlos‑
sen (siehe im Folgenden).

Wichtigste Festlegungen gemäß der „Ba‑
lanced Scorecard“ sind ein Verzicht auf 
Ausschüttung der Überschüsse bis 2019 

Versorgung mit
preisgünstigem

Wohnraum 

Beitrag/
Entlastung

kommunaler
Haushalt 

Investitionen
Wohnungs-

neubau

Investitionen
stadtentwick-

lungspolitische
Projekte

Investitionen
Bestands-

modernisierung

Abbildung 11 
Aufgaben der PRO POTSDAM

Quelle: Landeshauptstadt Potsdam 2009b, S. 202

(40)
Immobilien Zeitung vom 
16.09.2010: Strategische Neu-
ausrichtung bei PRO POTS-
DAM.

(41)
Zusammenstellung aufgrund 
von PRO POTSDAM GmbH 
(2009), Die Wohnungswirt-
schaft (2010), S. 14 f. sowie der 
Expertengespräche
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nen die Vermieter der Kommune für ein 
festgelegtes jährliches Kontingent frei wer‑
dender Wohnungen aus ihrem gesamten 
Wohnungsbestand Benennungsrechte ein‑
räumen.

In Potsdam sind 2009 10  967 Wohnungen 
(13 % des Potsdamer Wohnungsbestands) 
aufgrund des Förderrechts gebunden. Nur 
bei einem kleinen Teil dieser Wohnungen 
hat die Stadt Einfluss auf die Belegung bei 
Neuvermietung. Über förderrechtlich be‑
gründete Benennungsrechte verfügt die 
Stadt nur bei 726 Wohnungen und über 
Besetzungsrechte bei 173 Wohnungen. 
Bei der großen Mehrheit der Wohnungen 
(10  068) bestehen solche Rechte nicht, die‑
se Wohnungen sind entweder ausschließ‑
lich mietpreisgebunden (8  364)42 oder die 
Belegungsbindung beschränkt sich auf 
die Erfordernis der Vorlage eines Wohnbe‑
rechtigungsscheins (1  704).

Die meisten der förderrechtlich gebunde‑
nen Wohnungen entfallen auf das kom‑
munale Unternehmen PRO POTSDAM 
GmbH (5  893 Wohnungen bzw. 53,7 %). Bei 
432 Wohnungen des kommunalen Unter‑
nehmens hat die Stadt Benennungsrechte 
und bei 166 Wohnungen Besetzungsrech‑
te, die Benennungs- und Besetzungsrech‑
te der Stadt konzentrieren sich also beim 
kommunalen Unternehmen (Tabelle 27).

Zusätzlich zu den wenigen aus der Förde‑
rung von Investitionen resultierenden Be‑
nennungs- und Besetzungsrechten hat die 
Stadt Potsdam aufgrund von Wohnraum‑
versorgungsverträgen das Recht, pro Jahr 
bei 440 frei werdenden Wohnungen Mie‑
ter zu benennen. 300 Wohnungen pro Jahr 
entfallen auf die PRO POTSDAM und 140 
Wohnungen pro Jahr auf drei Genossen‑
schaften. Die vier Unternehmen hatten 
Altschuldenhilfe in Anspruch genommen 
und mussten daher 2002 aufgrund des 
brandenburgischen Belegungsbindungs‑
gesetzes mit der Stadt Wohnraumversor‑
gungsverträge abschließen, die bis 2013 
gültig sind. Mit dem kommunalen Unter‑
nehmen (seinerzeit GEWOBA) wurde als 
erstes ein Vertrag ausgehandelt, der Mus‑
tercharakter für die anderen Verträge hat‑
te.

Die auf die Quoten der Verträge anzurech‑
nenden Wohnungen können aus dem Ge‑
samtbestand des Unternehmens (ohne 
die förderrechtlich Benennungs-/Beset‑
zungsrechten unterliegenden Wohnun‑
gen) stammen. Vereinbart wurde, dass 

sowie Neuordnung der Verantwortlich‑
keiten),

•	 Austritt aus dem Arbeitgeberverband 
und Ausstieg aus der Tarifbindung 
(2004),

•	 sozialplanbegleiteter Abbau von mehr 
als einem Drittel der Arbeitsplätze, der 
vor allem durch den Fortfall von Aufga‑
ben und die Stilllegung von Betriebstei‑
len möglich wurde (Fremdverwaltung, 
Rechtsabteilung, Mietbuchhaltung) so‑
wie durch Outsourcing nicht regelmä‑
ßig anfallender Tätigkeiten, v. a. ingeni‑
eurtechnische Leistungen (siehe auch 
unten Synergien des Unternehmensver‑
bundes).

Die mit diesen Maßnahmen verbunde‑
ne wirtschaftliche Konsolidierung des 
Unternehmens (bei gleichzeitiger Wahr‑
nehmung wohnungs- und stadtentwick‑
lungspolitischer Verantwortung) wurde 
im Rahmen des Zukunftspreises 2010 von 
der Fachzeitschrift „Die Wohnungswirt‑
schaft“ in der Kategorie nachhaltige Pro‑
jekte in ökonomischer Hinsicht prämiert 
(Die Wohnungswirtschaft 2010, S. 14 f.).

Soziale Wohnungsversorgung

Bezüglich der gebundenen Bestände in 
Potsdam ist zu unterscheiden zwischen 
der Bindung von Wohnungen aufgrund 
der Förderung von Modernisierungs- und 
Neubaumaßnahmen, bei der konkrete 
Objekte bzw. bestimmte Wohnungen be‑
legungsgebunden sind (förderrechtliche 
Bindungen), und Bindungen aufgrund von 
Wohnraumversorgungsverträgen, bei de‑

2009

Stadt Potsdam  
gesamt

PRO POTSDAM

Anzahl Anzahl Anteil an Stadt  
gesamt

Förderrechtliche Bindungen (objektbezogen)  

förderrechtliche Bindungen gesamt 10  967 5  893 53,7 %

davon mit

	 Mietpreisbindung und Benennungs- 
	 recht 726 432 59,5 %

	 Mietpreisbindung und Besetzungs- 
	 recht 173 166 96,0 %

	 nur Mietpreisbindung und Bindung 	
	 an WBS/Einkommensgrenzen oder 	
	 nur Mietpreisbindung

10  068 5  295 52,6 %

Bindungen auf Basis von Wohnraumversorgungsverträgen

Anzahl der frei werdenden Wohnungen 
pro Jahr mit Benennungsrecht 440 300 68,2 %

Tabelle 27 
Gebundene Wohnungen in Potsdam und gebundene Wohnungen  
der PRO POTSDAM GmbH

Datengrundlage: Landeshauptstadt Potsdam (Bereich Wohnen)

(42)
Zum 01.09.2003 wurden vom 
Land Brandenburg alle Woh-
nungen des Dritten Förde-
rungsweges und ein Großteil 
der mit Mod./Inst.-Mitteln ge-
förderten Wohnungen von den 
Belegungsbindungen freige-
stellt.
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Die Neuvermietungsmiete für nicht preis‑
gebundene Wohnungen mit modernem 
zeitgemäßen Standard liegt oberhalb der 
aktuellen Angemessenheitsgrenze für die 
Kosten der Unterkunft nach SGB II von 
5,50  €  pro  m2. Im nicht preisgebunde‑
nen Bestand von PRO POTSDAM, wo im 
Durchschnitt für unsanierte Wohnungen 
mit 4,11  € pro m2, für teilmodernisierte 
5,38  € pro m2 und für Wohnungen mit zeit‑
gemäßem Standard 5,95  € pro m2 zu ent‑
richten ist, liegt der Großteil der Mieten 
aber unterhalb der Angemessenheitsgren‑
ze.

Nicht nur die Mieten im nicht preisgebun‑
denen Bestand, sondern auch die Mieten 
im preisgebundenen Bestand kollidieren 
zum Teil mit der Angemessenheitsgrenze. 
Ende 2008 lagen 20 % der preisgebundenen 
Wohnungen über der Angemessenheits‑
grenze von 5,50  € pro m2 (siehe Landes‑
hauptstadt Potsdam 2009b, S. 80).

Die Anzahl der Haushalte, denen in 
Potsdam ein Wohnungsberechtigungs‑
schein (WBS) erteilt wurde, ist rückläu‑
fig (1  833 Ausstellungen 2009 gegenüber 
2  126 2005). Die Zahl der wohnberechtig‑
ten Haushalte, die gemäß der Kriterien der 
Stadt eine soziale Dringlichkeit aufwei‑
sen und die damit zugleich von der städti‑
schen Wohnungsvermittlung unterstütz‑
te Wohnungssuchende sind (Ausübung 
der Benennungsrechte), ist jedoch unge‑
fähr gleich groß geblieben (1  500 bis 1  600 
Haushalte), sodass der Anteil mit Dring‑
lichkeit Suchender zunimmt. Die gegentei‑
lige Entwicklung von WBS mit und ohne 
Dringlichkeit kann sowohl auf Entwick‑
lungen auf der Nachfrage- als auch der An‑
gebotsseite zurückgeführt werden. Durch 
den starken Rückgang von belegungsge‑
bundenen Wohnungen wird vielfach kein 
WBS mehr benötigt (Freistellungen des 
Landes 2003). Weiterhin hat sich in Pots‑
dam die Beschäftigtensituation verbessert 
und die Zahlungsfähigkeit der Mieter ist 
so gestiegen; da aber nicht alle Haushal‑
te gleichermaßen davon profitierten, blieb 
ein Kern von Haushalten mit Versorgungs‑
bedarf konstant.

Die Zahl der Wohnungssuchenden, die 
über einen Wohnberechtigungsschein mit 
Dringlichkeit verfügen und ihren Woh‑
nungsbedarf realisieren können, ist rück‑
läufig (620 Haushalte 2009 gegenüber 1  153 
2006), d. h. die Stadt kann in immer ge‑
ringerem Umfang dringlich Wohnungs‑
suchende vermitteln. Dementsprechend 

für die Erfüllung der Versorgungsverträge 
nur Wohnungen auf die Kontingente an‑
gerechnet werden, deren Mieten die An‑
gemessenheitsgrenzen für die Kosten der 
Unterkunft für Sozialhilfeempfänger bzw. 
SGB II-Leistungsbezieher einhalten. Die 
betroffenen Wohnungen sind damit aber 
keiner Mietpreisbindung unterworfen.

Zu Fragen der sozialen Wohnungsver‑
sorgung besteht zwischen der Stadt und 
dem kommunalen Wohnungsunterneh‑
men ein regelmäßiger Kontakt. Auf Basis 
von Grundsatzabstimmungen der Füh‑
rungsebene (Amtsleitung/Geschäftsfüh‑
rung) arbeiten die zuständigen Mitarbei‑
ter der städtischen Wohnungsvermittlung 
und des Vermietungsmanagements des 
kommunalen Unternehmens kontinuier‑
lich zusammen. Lösungen für praktische 
Problemfälle der Wohnungsversorgung 
werden in regelmäßigen Treffen oder auf 
kurzem Wege abgestimmt. Nachdem mit 
der zunehmenden Marktanspannung die 
Gruppe der Haushalte wuchs, die wegen 
Schulden oder des persönlichen Verhal‑
tens einen sehr schwierigen Zugang zum 
Wohnungsmarkt hatte bzw. von Obdach‑
losigkeit bedroht war, wurde in 2009 ein 
verbindliches Kontingent für solche Pro‑
blemfälle vereinbart. PRO POTSDAM hat 
gegenüber der kommunalen Wohnungs‑
vermittlung zugesagt, monatlich zwei 
Haushalte mit einer besonderen Problem‑
lage unabhängig von anderen Verpflich‑
tungen im Bestand als Mieter zu über‑
nehmen.43 PRO POTSDAM ist damit in 
Potsdam das einzige verbindlich und re‑
gelmäßig bei besonderen Problemlagen 
kooperierende Unternehmen.

Für die Mieten im ungebundenen Be‑
stand verfolgt das Unternehmen aufgrund 
der Vorgaben zur Wirtschaftlichkeit (Ge‑
winnerzielung) und in Abstimmung mit 
der Stadt (Zielworkshop 2008) eine Orien‑
tierung am Marktniveau. Dies beinhaltet, 
dass in geeigneten Lagen Neuvermietun‑
gen ggf. oberhalb der Mietspiegelmittel‑
werte erfolgen. So liegt die typische Net‑
tokaltmiete für Neuvermietungen bei 
Wohnungen mit modernem, zeitgemä‑
ßen Standard 2009 bei 6,21  € pro m2, wäh‑
rend die im Mietspiegel ausgewiesenen 
Mittelwerte für voll ausgestattete und 
sanierte Wohnungen ohne ENEV-Stan‑
dard baualters- und größenabhängig zwi‑
schen 4,81 und 6,79  € pro m2 und mit ENEV 
2002-Standard zwischen 5,20 und 7,08  € 
pro m2 liegen.

(43)
Hierfür wird zwischen der Stadt 
und dem Unternehmen einzel-
fallbezogen ein Ansatz für die 
Schaffung einer dauerhaften 
Mietfähigkeit der betreffenden 
Haushalte (Betreuung, Schul-
denabbau etc.) abgestimmt.
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sollten, melden seit 2009 PRO POTSDAM 
und die beteiligten Genossenschaften der 
Stadt frei werdende Wohnungen und er‑
halten von dieser einen Dreiervorschlag 
zur Auswahl des Mieters. Nach diesen Ver‑
änderungen stieg die Zahl der auf die Kon‑
tingente angerechneten Neuvermietungen 
auf 326 Wohnungen. Die Quote der Erfül‑
lung der Kontingente, die von 59 % 2005 
auf 30 % 2008 gefallen war, stieg 2009 auf 
74 %. Die Erfüllungsquote des kommuna‑
len Unternehmens lag bis 2007 spürbar 
über der der Genossenschaften, während 
2008/2009 ähnliche Quoten erreicht wer‑
den (Tabelle 29).

Insgesamt erhielt die Stadt Potsdam in den 
letzten Jahren durch ihr Wohnungsunter‑
nehmen eine merkliche Unterstützung bei 
der Wohnungsversorgung von Zielgrup‑
pen (insbesondere von Problemhaushal‑
ten). Allerdings erwies sich die von PRO 
POTSDAM unter Wirtschaftlichkeitsge‑
sichtspunkten verfolgte Neuvermietung 
zu Marktmieten als Problem bei der insge‑
samt schwieriger werdenden Versorgung 
von Einkommensschwachen mit Wohn‑
raum. Für die Zukunft sieht sich die Stadt 
mit der Gefahr einer weiteren Problemver‑
schärfung durch eine zurückgehende Zahl 
von Bindungen konfrontiert (Fortfall von 
förderrechtlichen Bindungen, Auslaufen 
der Versorgungsverträge 2013).

In dieser Situation wurden innerhalb der 
Stadtverwaltung Zielkonflikte zwischen 
der vom Sozialdezernat angestrebten aus‑
reichenden Versorgung mit preisgünstigen 
Wohnungen und den vom Finanzdezernat 
angestrebten Beiträgen des kommunalen 
Unternehmens zum Haushalt ersichtlich. 
Im Jahr 2010 wurden im Zuge des oben be‑
schriebenen Prozesses die Prioritäten neu 
bestimmt, die die Stadt mit der PRO POTS‑
DAM GmbH verfolgt. Teil der neu definier‑
ten Ziele ist die Vergrößerung der Zahl der 
städtischen Bennennungsrechte. Für die 
Erreichung dieses Ziel wurde u. a. ein Mo‑
dell für flexible Bindungen entwickelt. Das 
Modell sieht vor, dass PRO POTSDAM in 
Abstimmung mit der Stadt in allen Wohn‑
gebieten/Beständen neu zu vermietende 
Wohnungen für die Versorgung von Ziel‑
gruppen zur Verfügung stellt. Die Mie‑
ten dieser Wohnungen sollen, so lange 
bei den Mietern Bedürftigkeit besteht, auf 
die Höhe der Angemessenheitsgrenze für 
die Kosten der Unterkunft (zur Zeit 5,50  € 
pro m2) gesenkt werden. Für den Test des 
Modells wird ein Fonds von zunächst 

ist die Zahl der zum Jahresende offenen 
Wohnberechtigungsscheine mit Dring‑
lichkeit (unter Berücksichtigung von abge‑
laufenen WBS und WBS-Verzichten nach 
anderweitiger Bedarfsdeckung) anhaltend 
hoch (Tabelle 28).

Nähere Informationen liegen über die 
Ausübung der Benennungsrechte gemäß 
den Wohnraumversorgungsverträgen vor. 
Bis 2008 war die Zahl der Neuvermietun‑
gen, die auf die vertraglichen Kontingente 
(440 für alle Verträge, davon 300 bei PRO 
POTSDAM) angerechnet wurden, rück‑
läufig (von 258 Wohnungen 2005 auf 132 
Wohnungen 2008). Die wichtigste Ursache 
hierfür war, dass immer weniger Wohnun‑
gen zur Neuvermietung anstanden, deren 
Mieten unterhalb der Angemessenheits‑
grenze für die Kosten der Unterkunft la‑
gen. 2009 wurde die Angemessenheits‑
grenze von 4,60  € pro m2 auf 5,50  € pro 
m2 angehoben. Zugleich wurde das Be‑
legungsverfahren verändert. Wurden in 
der Vergangenheit den Unternehmen von 
der Stadt Haushalte benannt, die mit frei 
werdenden Wohnungen versorgt werden 

2005 2006 2007 2008 2009

ausgestellte Wohnberechtigungsscheine 
(WBS) insgesamt, darunter 2  126 1  893 1  916 1  802 1  833

WBS mit Dringlichkeit/bei  
Wohnungsvermittlung gemeldete 		
Wohnungssuchende

1  614 1  531 1  586 1  454 1  540

mit kommunaler Unterstützung realisierte 
WBS (kommunale Vermittlungen) k. A. 1  153 787 679 620

Anteil an den gemeldeten 		
Wohnungssuchenden k. A. 75 % 50 % 47 % 40 %

zum Jahresende offene WBS mit 
Dringlichkeit/weiter Wohnungssuchende 1  114 991 948 908 1  038

  2004 2005 2006 2007 2008 2009

Anzahl Wohnungen

Vermieter mit Wohnraumversor
gungsverträgen insgesamt, darunter 285 258 195 179 132 326

	 PRO POTSDAM/GEWOBA 245 203 157 132 86 215

	 weitere Vermieter  
	 (3 Genossenschaften) 40 55 38 47 46 111

in  % des Jahreskontingents*

Vermieter mit Wohnraumversor
gungsverträgen insgesamt, darunter 65 % 59 % 44 % 41 % 30 % 74 %

	 PRO POTSDAM/GEWOBA 82 % 68 % 52 % 44 % 29 % 72 %

	 weitere Vermieter  
	 (3 Genossenschaften) 29 % 39 % 27 % 34 % 33 % 79 %

*   440 Wohnungen pro Jahr insgesamt, davon 300 durch PRO POTSDAM/GEWOBA

Tabelle 28 
Wohnungssuchende und Vermittlungen in Potsdam

Tabelle 29 
Erfüllungsstand der Wohnraumversorgungsverträge 2005 bis 2009

Datengrundlage: Landeshauptstadt Potsdam (Bereich Wohnen), Landeshauptstadt Potsdam 
(2009d), S. 81 f., Landeshauptstadt Potsdam (2010b), S. 13 f.

Datengrundlage: Landeshauptstadt Potsdam (2009d), S. 30;  
Landeshauptstadt Potsdam (2010) S. 28
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rischen Innenstadt als auch bei der zur 
Nachfragedeckung wichtigen Erweite‑
rung des Wohnungsangebots im Ent‑
wicklungsgebiet „Bornstedter Feld“.

•	 In zwei stadtentwicklungspolitisch als 
wichtig angesehenen Gebieten ist der 
Konzern als Projektentwickler auf eige‑
nes wirtschaftliches Risiko tätig. Bereits 
ab 2001 wurden wie dargestellt Grund‑
stücke in der Speicherstadt erworben. 
Im ehemals gewerblich-industriell ge‑
nutzten Quartier sollen vorrangig Wis‑
senschaft und Dienstleitungen (Büros) 
und zum Teil auch Wohnungen entste‑
hen. Die Entwicklung ist 2010 noch nicht 
abgeschlossen. Der Flächenerwerb ver‑
ursacht laut Unternehmen eine hohe Li‑
quiditäts- und Kapitalbindung und Ri‑
siken bestehen u. a. hinsichtlich des 
Planungsrechts und hinreichender För‑
dermittel für die Beräumung der alt‑
gewerblichen Flächen (PRO POTSDAM 
2009, S. 14). Im Bereich des Sportare‑
als Luftschiffhafen sind der Ausbau und 
die Erneuerung von Sportinfrastruktu‑
ren vorgesehen. Zwar wird das Vorhaben 
überwiegend mit Fördermitteln errich‑
tet, Maßnahmen binden aber Eigenkapi‑
tal.

•	 In der Rolle als Wohnungsunterneh‑
men bzw. als Vermieterin ist die PRO 
POTSDAM GmbH insbesondere Koope‑
rantin für die Quartiersentwicklung in 
den Plattenbaugebieten Schlaatz sowie 
Stern-Drewitz. In diesen Gebieten, die 
Programmgebiete der „Sozialen Stadt“ 
sind, werden – auch in Abstimmung mit 
anderen kooperierenden Unternehmen  – 
gezielte Vermietungsaktionen zur sozia
len Stabilisierung durchgeführt (z. B. 
Werbung bei Studenten).

•	 Im Stadtteil Drewitz, in dem die PRO 
POTSDAM GmbH einer der beiden gro‑
ßen Vermieter ist, wurde auf Initiative 
und unter Federführung des Unterneh‑
mens ein Konzept für das Quartier ent‑
wickelt, bei dem über korrespondieren‑
de Bestandsmaßnahmen der Vermieter 
sowie die Umfeldgestaltung und Ver‑
kehrsmaßnahmen durch die Stadt 
eine Qualität erreicht wird, die der zu‑
nehmenden Konzentration von sozial 
schwachen Haushalten entgegengewirkt. 
Bei dem im Bundes-Wettbewerb „Ener‑
getische Sanierung von Großwohnsied‑
lungen“ (2009) mit dem Silberpreis prä‑
mierten Konzept lag ein Schwerpunkt 
auf der Identifizierung von Ansätzen, 

250  000  € aus Überschüssen des Unter‑
nehmens gebildet.

Das neue Modell wurde in einem Koope‑
rationsvertrag von Stadt und Wohnungs‑
unternehmen im Mai 2011 vereinbart. Er 
soll Vorbildfunktion für Kooperationen 
mit den Genossenschaften haben, bei de‑
nen ebenfalls Bindungen und die Versor‑
gungsverträge auslaufen.

Bereits Ende 2010 wurden neue Vermie‑
tungsansätze realisiert, die zielgruppen‑
genaue Entlastungen vorsehen: Familien-
Bonus mit einem Mietverzicht von 50  € 
pro Kind/Monat für zwei Jahre, Wohnflä‑
chenbonus bzw. Vermietung unter Miet‑
spiegel für Wechsler in kleinere Wohnun‑
gen sowie Kombi-Paket Mietwohnung/
ÖPNV-Jahresticket im Stadtteil Drewitz.

Wohnungsneubau

Die Bautätigkeit in Potsdam lag Ende der 
2000er Jahre deutlich unterhalb des Neu‑
baubedarfs (Landeshauptstadt Potsdam 
2009b, S. 164). Der Wirtschaftsplan von 
PRO POTSDAM für das Jahr 2009 sah be‑
reits den Neubau von 500 Wohnungen in 
den nächsten zehn Jahren vor, was etwa 
einem Zwanzigstel des bis dahin beste‑
henden Neubaubedarfs von rund 9  500 
Wohnungen entsprach. In der kommunal‑
politischen Diskussion wurde zunehmend 
eine höhere Bauaktivität des kommuna‑
len Unternehmens gefordert. Das Woh‑
nungsunternehmen hatte mit Blick auf 
die Diversifizierung seines Angebots zwar 
großes Interesse an umfangreicheren Bau‑
maßnahmen, sah aber aufgrund der für 
die Zukunft zunächst geplanten Ausschüt‑
tungen keine Möglichkeit zum Aufbrin‑
gen des erforderlichen Eigenkapitals. Als 
die Stadt schließlich 2010 für die nächsten 
zehn Jahre auf Ausschüttungen verzichte‑
te, war eine der zugleich erfolgten Maßga‑
ben, das Neubauvolumen auf 1  000 Woh‑
nungen zu verdoppeln.

Stadt- und Quartiersentwicklung,  
energetische Sanierung

Der Konzern PRO POTSDAM GmbH trägt 
auf verschiedenen Wegen zur Stadt- und 
Quartiersentwicklung bei, wobei zwi‑
schen dem Handeln als originäres Woh‑
nungsunternehmen und zusätzlich über‑
tragenen Aufgaben zu unterscheiden ist:

•	 In der Rolle als Sanierungs- und Ent‑
wicklungsträger agiert PRO POTSDAM 
sowohl bei der Entwicklung der histo‑
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Für den Verkauf wurden insbesondere Be‑
stände ausgewählt, bei denen der erziel‑
bare Kaufpreis sich in Relation zum Sa‑
nierungsaufwand und den erzielbaren 
Mieten günstig darstellte (Pro Potsdam 
GmbH 2007, S. 3). Durch den Verkauf der 
Bestände ist es aufgrund der Bewirtschaf‑
tungs- und Verwertungsstrategie des neu‑
en Eigentümers, die durch eine sukzessive 
Aufwertung einzelner Gebäude sowie eine 
Vermietung innerhalb des ortsüblichen 
Rahmens gekennzeichnet ist, zu keinen 
Problemen für die Quartiersentwicklung 
gekommen. Für die von der Stadt ange‑
strebte energetische Quartiersentwick‑
lung in einem durch zahlreiche unsani‑
erte Bestände geprägten Gebiet muss der 
Käufer – wie andere Eigentümer in dem 
Gebiet – erst noch gewonnen werden. Wei‑
terhin reduzierte sich durch die Verkäufe, 
die zu Zeitpunkten mit eher entspannter 
Wohnungsmarktlage erfolgten, der beson‑
ders preisgünstige kommunale Bestand.

Aufgrund der veränderten Marktlage sind 
weitere Paketverkäufe nicht mehr geplant. 
Nach wie vor wird von der PRO POTSDAM 
GmbH aber der Verkauf einzelner Wohn‑
gebäude zur Portfoliobereinigung ver‑
folgt. Verkauft werden sollen etwa 50 bis 
150 Wohnungen pro Jahr, typischerweise 
Objekte, die dem Unternehmen im Resti‑
tutionsverfahren zugesprochen wurden 
und die in der Regel einen sehr hohen Sa‑
nierungsaufwand aufweisen, sowie Woh‑
nungen in Gebäuden, in denen ande‑
re Wohnungen bereits früher im Rahmen 
der Altschuldenhilfeverpflichtungen pri‑
vatisiert wurden. Darüber hinaus werden 
Einzelobjekte bei wirtschaftlich sehr at‑
traktiven Angeboten von Kaufinteressen‑
ten veräußert, um Mittel für die Weiterent‑
wicklung des Kernwohnungsbestands des 
Unternehmens zu gewinnen.

Beitrag zum Haushalt und wirtschaftliche 
Situation des Unternehmens

Seit 1996 wird der Potsdamer Haushalt 
gemeinsam mit einem Haushaltssiche‑
rungskonzept beschlossen. Die Bünde‑
lung städtischer Unternehmen, z. B. durch 
Schaffung der PRO POTSDAM GmbH, war 
Bestandteil früherer Haushaltssicherungs‑
konzepte. Die Optimierung der Ertragsla‑
ge der Beteiligungen ist ein generelles Ziel 
des aktuellen Haushaltssicherungskon‑
zepts (Landeshauptstadt Potsdam 2010a, 
Haushaltssicherungskonzept S. 5, 8). Ei‑
nen regelmäßigen Beitrag zum Haushalt 

bei denen nach energetischer Erneue‑
rung weiterhin die Mietobergrenzen für 
SGB II-Leistungsbezieher eingehalten 
werden (Vermeidung der Verdrängung). 
Mit der Umsetzung von Maßnahmen 
des Konzepts für die Gartenstadt Dre‑
witz wurde 2010 begonnen.

•	 Neben der energetischen Sanierung der 
eigenen Bestände wirkt das Unterneh‑
men auch auf anderen Wegen an dem 
2007 von der Stadtverordnetenversamm‑
lung beschlossenen Ziel mit, den CO

2
-

Ausstoß von 2005 bis 2020 um 20 % zu re‑
duzieren. Das Unternehmen hat aktiv 
den Abschluss einer Kooperationsverein‑
barung der Stadt mit den Wohnungsun‑
ternehmen des Potsdamer Arbeitskreises 

„Stadtspuren“ zur Erreichung der Klima‑
schutzziele sowie die Erstellung des ener‑
getische Kriterien berücksichtigenden 
Mietspiegels 2010 unterstützt. Weiterhin 
wirbt PRO POTSDAM GmbH bei Mietern 
und Mitarbeitern für energiesparendes 
Verhalten (u. a. Vergleichswerte Betriebs‑
kostenabrechnung, Verbraucherinfor‑
mationen, Energiesparbegleiter, Anreiz 
zur ÖPNV-Nutzung). Die entsprechen‑
den Maßnahmen haben nach Einschät‑
zung der Koordinierungsstelle Klima‑
schutz Vorbildcharakter und könnten in 
anderen Bereichen zum Einsatz kommen 
(siehe Landeshauptstadt Potsdam 2009c, 
S.  45).

Verkauf von Wohnungen

Der Wohnungsbestand der PRO POTS‑
DAM GmbH bzw. der GEWOBA reduzier‑
te sich von 20  837 Wohnungen Ende 2000 
auf 17  151 Wohnungen 2009. Die Bestands‑
reduzierungen sind zum größeren Teil auf 
Verkäufe und zum kleineren Teil auf Res‑
titutionsentscheidungen zugunsten von 
Alteigentümern zurückzuführen. Verkäufe 
erfolgten sowohl in Form des Verkaufs von 
Wohngebäuden im Paket als auch in Form 
des Verkaufs einzelner Gebäude.

Im Paket wurden in den Jahren 2001 und 
2006 jeweils knapp 800 Wohnungen an ei‑
nen privaten, überregional aktiven deut‑
schen Bestandshalter verkauft. Die Be‑
stände waren überwiegend (2001) bzw. 
ausschließlich (2006) unsanierte Platten‑
baubestände, die sich auf verschiedene 
Quartiere der Stadt verteilen. Die Verkaufs‑
entscheidung erfolgte zur wirtschaftlichen 
Konsolidierung und zur Refinanzierung 
des Kaufs städtischer Grundstücke in der 
ersten Hälfte der 2000er Jahre.
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der Stadtverwaltung auf gewisse Kritik. So 
formulierte z. B. der für die soziale Woh‑
nungsversorgung zuständige Fachbereich 
Bedenken gegen die vom Unternehmen 
zur Erzielung von Überschüssen prakti‑
zierte Vermietung zu Marktmieten. So‑
wohl die Stadt als auch das Unternehmen 
sahen Bedarf für eine Neujustierung der 
städtischen Ziele. Im Ergebnis eines mehr‑
stufigen Prozesses wurde die Rolle der 
PRO POTSDAM GmbH für die Wohnungs‑
versorgung und die Quartiersentwick‑
lung zu Lasten von möglichen Gewinnaus‑
schüttungen gestärkt.

über Ausschüttungen hat das kommuna‑
le Wohnungsunternehmen in den letzten 
Jahren nicht geleistet, und auch bis 2019 
werden die geplanten Überschüsse wie 
dargestellt nicht ausgeschüttet, sondern 
für die Erfüllung der dem Unternehmen 
gesetzten wohnungspolitischen Ziele ein‑
gesetzt. Punktuell hat das Unternehmen 
zur Konsolidierung des Haushalts beige‑
tragen, so in der ersten Hälfte der 2000er 
Jahre durch den bereits dargestellten Kauf 
von städtischen Grundstücken (auch für 
Nicht-Wohnnutzungen). Weiterhin wurde 
der Haushalt der Stadt Potsdam dadurch 
entlastet, dass weitere Grundstückskäufe 
für stadtentwicklungspolitische Maßnah‑
men übernommen wurden (Projekt Spei‑
cherstadt).

Bis 2008 war das Jahresergebnis der PRO 
POTSDAM GmbH bzw. der Vorläuferin GE‑
WOBA regelmäßig negativ; insbesondere 
umfangreiche Investitionen in den 1990er 
Jahren sowie wachsende Leerstände um 
die Jahrtausendwende belasteten die 
Wirtschaftlichkeit. Es bestand jedoch kein 
Zuschussbedarf für die Stadt. Nach den 
umfangreichen betriebsinternen Optimie‑
rungen und durch die verbesserte Einnah‑
mesituation in Zusammenhang mit der 
Anspannung des Wohnungsmarkts (Re‑
duzierung von Leerständen, Mieterhö‑
hungen) konnten 2009 Überschüsse erzielt 
werden. Auch für die nächsten Jahre sind 
Überschüsse geplant.

Beurteilung der Rolle des Wohnungs
unternehmens durch die Stadt

Die Landeshauptstadt Potsdam sieht PRO 
POTSDAM als wichtiges Instrument für 
die Bewältigung der kommunalen Aufga‑
ben an. Die Bedeutung des kommunalen 
Wohnungsunternehmens ist in der Pots‑
damer Kommunalpolitik unstrittig. Die 
Anspannung des Potsdamer Wohnungs‑
markts, die für die Stadt mit großen Her‑
ausforderungen verbunden ist, und die 
Zusammenführung mit weiteren, auf dem 
Feld der Stadtentwicklung tätigen kom‑
munalen Unternehmen haben dazu ge‑
führt, dass die Rolle von PRO POTSAM 
weiter gewachsen ist.

Die Stadt verfolgt mit ihrem Wohnungsun‑
ternehmen eine Fülle von wohnungspoli‑
tischen, stadtentwicklungspolitischen und 
finanziellen Zielen. In den letzten Jahren 
gerieten diese Ziele zum Teil in Konflikt 
miteinander, und das innerhalb der Zie‑
le agierende Unternehmen stieß bei Teilen 

4.7	 Velbert

Die nordrhein-westfälische Stadt Velbert 
verfügte Ende der 1990er Jahre sowohl 
über das kommunale Unternehmen Woh‑
nungsbaugesellschaft Velbert mbH (Wo‑
bau) als auch über Wohnungsbestände in 
unmittelbarem kommunalem Eigentum 
in beträchtlicher Größenordnung. Seit‑
dem ist es zu grundlegenden Umstruktu‑
rierungen der kommunalen Bestände ge‑
kommen. Im Jahr 2000 verkaufte die Stadt 
2  153 Wohnungen aus dem kommunalen 
Eigentum an das kommunale Wohnungs‑
unternehmen und führte die Einnahmen 
dem Kommunalhaushalt zu. Zur Finan‑
zierung des Kaufpreises nahm das Unter‑
nehmen Kredite auf. Die Bestände wurden 
bereits zuvor durch die Wobau verwaltet 
und waren zum Zeitpunkt des Besitzüber‑
gangs zum Teil durch einen Instandhal‑
tungsstau gekennzeichnet.

Über die Zukunft des kommunalen Woh‑
nungsunternehmens wurde im Jahr 2006 
eine kommunalpolitische Diskussion ge‑
führt, bei der auch der vollständige oder 
teilweise Verkauf des Unternehmens zur 
Debatte stand. Im Ergebnis der Diskus‑

Name Wohnungsbaugesellschaft Velbert mbH (Wobau)

Art kommunale Beteiligung überwiegend indirekt

Anteilseigner Beteiligungsverwaltungsgesellschaft der Stadt Velbert 
mbH (94,9 %), Stadt Velbert (5,1 %)

Wohnungsbestand 2000 4  408

Wohnungsbestand 2009 4  147

Anteil am Gesamtwohnungsbestand 
der Kommune 2009 9,6 %

Baualtersstruktur (Anteil am 
Wohnungsbestand des  
Unternehmens)

bis 1948	 4 %
1949 bis 1969	 71 %
1970 bis 1989	 18 %
ab 1990	 7 %

Tabelle 30 
Grundinformationen zum kommunalen Wohnungsunternehmen in Velbert

Datengrundlage: Angaben von Stadt und Wohnungsunternehmen
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sion entschied sich die Stadt für eine Re‑
strukturierung, die die weitgehende Über‑
führung der Wobau von einer direkten in 
eine indirekte Beteiligung der Stadt, eine 
strategische Neuausrichtung des Unter‑
nehmens und den Verkauf einzelner Woh‑
nungspakete beinhaltete.

Das Wohnungsunternehmen verfügte 
2009 über 4  147 Wohnungen. Im Jahr 2010 
ging der Bestand durch Verkäufe an Priva‑
te auf 3  198 Wohnungen zurück. Der Anteil 
der Wobau an allen Velberter Wohnungen 
sank damit von 9,6 % auf 7,4 %.

Im Jahr 2011 wurden die noch im unmit‑
telbaren kommunalen Eigentum verblie‑
benen 195 Wohnungen in das Eigentum 
der Wobau Velbert überführt. Damit lie‑
gen nunmehr die gesamten kommunalen 
Wohnungsbestände beim Wohnungsun‑
ternehmen.

Kommunalpolitische Debatte und  
Restrukturierung des kommunalen  
Wohnungsunternehmens

Bereits seit Mitte der 2000 Jahre wurde in 
Velbert eine Diskussion vorrangig auf Ver‑
waltungsebene über eine erforderliche 
Neuausrichtung des kommunalen Woh‑
nungsunternehmens geführt, die auch 
bei den großen politischen Fraktionen 
im Stadtrat Unterstützung fand. Im Jahr 
2006 wurden von der Velberter Verwal‑
tungsspitze Konzepte über eine Restruk‑
turierung, einen Teilverkauf oder den To‑
talverkauf des Wohnungsunternehmens 
diskutiert und dem Stadtrat zur Entschei‑
dung vorgelegt. Als Ursache für die Ver‑
kaufsdiskussion der Stadt Velbert waren 
insbesondere drei Einflussfaktoren rele‑
vant:

•	 Aufgrund der schwierigen Haushalts‑
lage war die Kommune bestrebt, durch 
mögliche Verkaufserlöse einen Beitrag 
zur Haushaltskonsolidierung zu leisten.

•	 Seit dem Jahr 2007 wies das Wohnungs‑
unternehmen Verluste aus. Ein er‑
heblicher Sanierungs- und Moderni‑
sierungsbedarf insbesondere in den 
Teilbeständen aus den 1960er und 
1970er Jahren wurde festgestellt.

•	 Als Folge des wirtschaftlichen Struk‑
turwandels und der demographischen 
Entwicklung (siehe ausführlicher Kapi‑
tel 3) ergaben sich in Velbert zunehmen‑
de Leerstandsrisiken für die Bestände 
des kommunalen Wohnungsunterneh‑
mens. Gleichzeitig wurden erste Verän‑

derungen bezüglich der Wohnbedarfe 
der Mieter festgestellt, die einen Umbau 
bzw. eine Neuausrichtung des Immobi‑
lienbestands erforderlich erscheinen lie‑
ßen.

Der Stadtrat der Stadt Velbert entschied im 
Juni 2006, den Teilverkauf des Wohnungs‑
unternehmens weiter zu verfolgen (Der 
Neue Kämmerer 2007, S. 15), da die Re‑
strukturierung der Wobau ein spezielles, 
zum damaligen Zeitpunkt im Unterneh‑
men nicht vorhandenes Know-how und 
einen zusätzlichen wirtschaftlichen Mit‑
teleinsatz der Stadt erforderlich gemacht 
hätte, für den angesichts eines hohen 
kommunalen Schuldenstands kein Spiel‑
raum gesehen wurde.

Vor dem Hintergrund dieser Stadtratent‑
scheidung wurde in Velbert im März 2007 
ein Bürgerbegehren mit dem Ziel initi‑
iert, die Wobau vollständig im Eigentum 
der Kommune und ihrer Beteiligungsge‑
sellschaft zu halten. Das Bürgerbegeh‑
ren fand die notwendige Unterstützung 
bei den Bürgerinnen und Bürgern, der an‑
schließende Bürgerentscheid scheiterte je‑
doch am Quorum, sodass der Widerstand 
gegen den geplanten Teilverkauf an ei‑
nen privaten Investor an Nachdruck ver‑
lor. Dennoch nahm der Stadtrat die von 
den Privatisierungsgegnern vorgetragenen 
Argumente dadurch auf, dass er entschied, 
bei der Veräußerung der Wobau möglichst 
ein genossenschaftliches Modell zu entwi‑
ckeln. Da die Umsetzung eines genossen‑
schaftlichen Modells kurzfristig jedoch 
nicht realisierbar war, wurde von der Stadt 
Velbert letztlich der Verkauf der direkten 
kommunalen Beteiligung bis auf einen 
Anteil von 5,1 % an die Beteiligungsgesell‑
schaft mbH der Stadt Velbert beschlos‑
sen sowie die Restrukturierung der Wobau 
eingeleitet. Durch den Erlös aus dem An‑
teilsverkauf konnte der Haushalt der Stadt 
Velbert unmittelbar entlastet werden und 
das Ziel der Haushaltskonsolidierung rea‑
lisiert werden.

Aktuelle strategische Ausrichtung der 
Stadt bezogen auf das kommunale Woh-
nungsunternehmen/die kommunalen 
Wohnungsbestände

Im Zuge der Veräußerung eines Großteils 
der Wobau-Anteile an die Beteiligungs‑
gesellschaft mbH der Stadt Velbert wurde 
eine Strategie für die Neuausrichtung des 
Wohnungsunternehmens auf Vorschlag 
der Verwaltung durch den Rat der Stadt 
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beschlossen. Im Rahmen dieser Neuaus‑
richtung wurden folgende Ziele formuliert:

•	 Die Eigenkapitalquote des Unterneh‑
mens deutlich stärken,

•	 die Fremdverschuldung reduzieren,

•	 den Wohnungsbestand an das geänder‑
te Nachfrageverhalten am Markt anpas‑
sen,

•	 den Bestand modernisieren.

Die Wobau erfüllt aus Sicht der Stadt wei‑
terhin wichtige Aufgaben bei der sozialen 
Wohnungsversorgung in Velbert sowie bei 
der Stadt- und Quartiersentwicklung. Ins‑
besondere für die Quartiersentwicklung 
und die Realisierung großer Stadtum‑
bauprojekte setzt die Stadt auf ihr kom‑
munales Unternehmen. Für die Umset‑
zung der entsprechenden Projekte ist der 
sowohl bei der Kommune als auch beim 
Wohnungsunternehmen spürbarer Hand‑
lungsdruck von Bedeutung.

Trotz der spürbaren Entspannung des 
Wohnungsmarkts in Velbert vor dem Hin‑
tergrund des Bevölkerungsrückgangs hat 
die Wobau weiterhin eine große Bedeu‑
tung für die soziale Wohnungsversorgung 
in Velbert. Sowohl bei der Versorgung brei‑
ter Schichten der Bevölkerung mit bezahl‑
barem Wohnraum als auch bei der Versor‑
gung von Personen mit Wohnraum, die 
keinen Marktzugang finden, kommt dem 
Wohnungsunternehmen aus kommunaler 
Sicht eine besonders wichtige Funktion zu.

Gleichzeitig soll sich das Wohnungsange‑
bot in Velbert in den kommenden Jahren 
stärker an einer zunehmend differenzier‑
ten Nachfrage orientieren. Auch in diesem 
Zusammenhang sollen die Bestände der 
Wohnbau nachfragegerecht instandge‑
setzt und modernisiert werden und in ge‑
ringerem Umfang auch Neubauvorhaben 
realisiert werden.

Eine wichtige Weichenstellung im Rah‑
men der Restrukturierung der Gesell‑
schaft wurde im Jahr 2008 mit der Neu‑
besetzung der Geschäftsführung des 
Wohnungsunternehmens vorgenommen. 
Gemeinsam mit der neuen Geschäftsfüh‑
rung der Wobau wird die für das kommu‑
nale Wohnungsunternehmen beschlosse‑
ne Strategie derzeit umgesetzt.

Im Rahmen einer Portfolioanalyse wur‑
den die Vermietbarkeit und die Sanie‑
rungs- und Modernisierungserfordernisse 
in den einzelnen Teilbeständen des Un‑

ternehmens ermittelt. Auf Basis der Ana‑
lyse wurde vom Wohnungsunternehmen 
ein Handlungskonzept entwickelt, das den 
Rückbau von Beständen vorsieht, bei de‑
nen eine Sanierung aufgrund der Kosten‑
struktur unwirtschaftlich erscheint. Auf 
den frei werdenden Flächen sollen Woh‑
nungsangebote insbesondere für Familien 
mit Kindern in Ein- und Zweifamilienhäu‑
sern im Rahmen eines Bauträgermodells 
entwickelt werden.

Blockverkäufe als Teil der Strategie für die 
kommunalen Wohnungsbestände

Zur Verbesserung der wirtschaftlichen Si‑
tuation des Unternehmens beinhaltet 
die von der Stadt Velbert verfolgte Strate‑
gie auch Blockverkäufe in relevanter Grö‑
ßenordnung. 2010 wurden 716 Wohnun‑
gen en bloc sowie kleinere Teilbestände 
in einem Umfang von ca. 200 Wohnun‑
gen an private Investoren veräußert. Das 
Wohnungspaket wurde an eine auslän‑
dische Investorengruppe veräußert, die 
derzeit über einen Wohnungsbestand von 
ca. 2  700 Wohneinheiten insbesondere in 
Nordhrein-Westfalen, aber auch an an‑
deren Standorten im Bundesgebiet ver‑
fügt. Die Initiative für diese Veräußerung 
ging von der Geschäftsführung des Woh‑
nungsunternehmens aus. Im Vorfeld der 
Veräußerung wurden von den kommuna‑
len Vertretern im Aufsichtsrat die Mög‑
lichkeiten zur Wahrung der Mieterinter‑
essen gegenüber dem neuen Eigentümer 
kritisch hinterfragt. Die Gewinne aus den 
Wohnungsverkäufen fließen direkt in das 
Unternehmen und dienen dazu, langfris‑
tige Verbindlichkeiten abzubauen, die be‑
triebswirtschaftlichen Kennziffern des 
Unternehmens zu verbessern und den fi‑
nanziellen Spielraum für Bestandsinvesti‑
tionen und Neubauvorhaben zu erhöhen. 
Zudem soll weiterhin in die Sanierung und 
Modernisierung des Wohnungsbestands 
investiert werden. Für das Jahr 2011 ist die 
weitere Veräußerung eines Wohnungspa‑
kets an einen Investor vorgesehen, vor‑
nehmlich um den wirtschaftlichen Hand‑
lungsspielraum des Unternehmens zu 
vergrößern.

Steuerung des Wohnungsunternehmens

Die Beteiligungsverwaltungsgesellschaft 
Velbert mbH, die über 94,9 % der Antei‑
le an der Wobau verfügt, ist ein 100 %iges 
Tochterunternehmen der Stadt Velbert 
und fungiert als Holdinggesellschaft für 
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verschiedene Unternehmensbeteiligun‑
gen der Stadt. Mit der Auslagerung von 
Aufgaben auf eine privatrechtliche Betei‑
ligungsverwaltungsgesellschaft hat die 
Stadt Velbert eine besondere Form der Be‑
teiligungsverwaltung gewählt. Die Betei‑
ligungsgesellschaft verfügt über keine ei‑
genen Mitarbeiter, sondern nimmt im 
Rahmen eines Mandats für die Verwal‑
tung und das Controlling Leistungen der 
Mitarbeiter der Stadtwerke Velbert in An‑
spruch, die das größte kommunale Beteili‑
gungsunternehmen ist.

In der Stadtverwaltung findet ein Cont‑
rolling monetärer Kennziffern der Beteili‑
gungsunternehmen durch den Fachdienst 
Beteiligungsmanagement im Geschäfts‑
bereich des Kämmerers statt. Ebenfalls in 
die Beteiligungsverwaltung und die Steu‑
erung des Wohnungsunternehmens in‑
tensiv eingebunden ist der Bürgermeister. 
Er ist Geschäftsführer der Beteiligungs‑
verwaltungsgesellschaft mbH und als de‑
ren Vertreter Mitglied des Aufsichtsrats 
der Wobau, wo er den Vorsitz führt. Dem 
Aufsichtsrat gehören darüber hinaus sie‑
ben Stadtratsmitglieder und sieben sach‑
kundige Bürger an. Der Kämmerer vertritt 
die Stadt Velbert in der Gesellschafterver‑
sammlung des Wohnungsunternehmens. 
Er ist in dieser Funktion an das Votum des 
Stadtrats gebunden.

Soziale Wohnungsversorgung

In Velbert waren im Jahr 2009 3  905 Woh‑
nungen Sozialwohnungen bzw. wiesen 
aufgrund von Förderung Mietpreis- und 
Belegungsbindungen auf. Im Jahr 2000 
lag die Zahl der gebundenen Wohnun‑

gen noch bei 7  474 (2005: 5  647), die för‑
derrechtlichen Bindungen sind also in den 
2000er Jahren um fast die Hälfte zurück‑
gegangen. Für 863 der 2009 förderrecht‑
lich gebundenen Wohnungen verfügt die 
Stadt über ein Besetzungsrecht.

1  482 (38 %) der durch Förderung gebun‑
denen Wohnungen entfallen auf die Wo‑
bau Velbert, wobei nur sehr wenige dieser 
Wohnungen mit einem förderrechtlich be‑
gründeten Besetzungsrecht versehen sind. 
Die Wobau hat jedoch im Jahr 2009 in ei‑
nem Kooperationsvertrag der Stadt für ih‑
ren gesamten Bestand von 4  147 Wohnun‑
gen ein Besetzungsrecht eingeräumt, also 
sowohl auf die 1  482 förderrechtlich ge‑
bundenen als auch auf die 2  267 nicht ge‑
bundenen Wohnungen. Nach den im Jahr 
2010 von der Wobau vorgenommenen Ver‑
käufen betreffen die Regelungen des Ver‑
trags noch 3  198 Wohnungen. Der Ver‑
trag hat dazu geführt, dass die Stadt heute 
trotz des Rückgangs bei den Sozialwoh‑
nungen mehr Besetzungsrechte als in der 
Vergangenheit hat (Tabelle 31).

Der Abschluss des Kooperationsvertrags 
war den Recherchen zufolge nicht auf den 
konkreten Bedarf der Stadt bei der Versor‑
gung von Wohnungssuchenden zurückzu‑
führen, sondern vor allem eine Gegenleis‑
tung für die Beteiligung der Stadt an der 
wirtschaftlichen Stabilisierung des Unter‑
nehmens (Einräumung einer Kommunal‑
bürgschaft zur Sicherung der Darlehens‑
verbindlichkeiten der Wobau). Die Stadt 
erhält durch den Vertrag die Möglichkeit, 
die Besetzungsrechte entsprechend des 
jeweiligen Bedarfs flexibel für die Woh‑
nungsversorgung anzuwenden. Beset‑

Stadt Velbert gesamt Wohnbau Velbert GmbH

Anzahl Anzahl Anteil an Stadt  
gesamt

2005 2009 2005 2009 2005 2009

Bindungen auf Grund von Förderung

mietpreis- und belegungsgebundene 
Wohnungen insgesamt 5  647 3  905 2  253 1  482 39,9 % 38,0 %

	 darunter mit Besetzungsrecht k . A.   863 k . A. 23 k . A. 2,7 %

Bindungen auf Grund von Kooperationsvertrag mit Wohnbau Velbert 2009

mit Besetzungsrecht – 4  147 – 4  147 – 100,0 %

Bindungen insgesamt*

belegungsgebundene Wohnungen 5  647 6  570 2  253 4  147 39,9 % 63,1 %

	 darunter mit Besetzungsrecht k . A.   5  010 k . A.   4  147 k . A.   82,8 %

* 	Die Regelungen des Kooperationsvertrags mit der Wohnbau Velbert beziehen sich sowohl auf die durch Förderung 		
	 gebundenen als auch auf die nicht gebundenen Bestände des Unternehmens.   Die Gesamtzahl der Bindungen 2009 ist 	
	 daher geringer als die Summe der Bindungen in den beiden Kategorien . 

Tabelle 31 
Gebundene Wohnungen in Velbert und gebundene Wohnungen der Wohnbau Velbert GmbH

Datengrundlage: Stadt Velbert, Wohnungsbaugesellschaft Velbert



77Ergebnisse der zehn Fallstudien

zungsrechte werden den Recherchen zu‑
folge von der Stadt nicht durch restriktive 
Vorgabe ausgewählter Haushalte, sondern 
unter Berücksichtigung der Vermieterinte‑
ressen ausgeübt.

Der Kooperationsvertrag trifft keine Re‑
gelungen zur Miethöhe. Für die soziale 
Wohnungsversorgung stellt dies aber in‑
soweit nur ein geringes Problem dar, als 
die Mieten der Wobau mit einer durch‑
schnittlichen Nettokaltmiete von 4,40  € 
pro m2 eher niedrig sind. Zum Vergleich: 
Die Spannenwerte des Mietspiegels Vel‑
bert vom 01.01.2011 liegen für Wohnun‑
gen mit Bad und WC (ohne besondere Aus‑
stattung) in mittleren Wohnlagen bei den 
für die Wobau typischen Baualtersklassen 
(Zeitraum 1948 bis 1989) zwischen 4,09  € 
pro m2 und 7,62  € pro m2.

Neue Bindungen sind in den letzten Jah‑
ren in Velbert in gewissem Maße auch 
durch Förderung entstanden. Im Zeitraum 
2005 bis 2009 betrifft dies 296 Wohnungen 
(davon 268 im Rahmen von Neubau). Die 
entsprechenden Wohnungen gehören aus‑
schließlich privaten Vermietern.

Hinsichtlich der Nachfrage im Rahmen 
der sozialen Wohnungsversorgung zeigt 
sich anhand der Zahl der ausgegebenen 
Wohnberechtigungsscheine (WBS) mit je‑
weils rund 600 in den Jahren 2008 und 
2009 eine rückläufige Tendenz gegenüber 
den Jahren zuvor (überwiegend rund 700 
bis 800 WBS). Allerdings ist die Zahl der 
WBS-Haushalte mit dringlichem Bedarf, 
die zugleich bei der kommunalen Woh‑
nungsvermittlung als Wohnungssuchen‑
de geführt werden, in den Jahren 2008 und 
2009 mit rund 250 höher als in den meis‑
ten Jahren zuvor, was darauf hinweist, 
dass es in Velbert trotz eher entspannter 
Marktlage einen nicht kleiner werdenden 
Kern von Haushalten mit Unterstützungs‑
bedarf gibt (Tabelle 32). 

Die Zahl der von der Stadt Velbert – vor al‑
lem unter Nutzung der Besetzungsrech‑
te – vermittelten Haushalte mit Dringlich‑
keit schwankte in den Jahren 2005 bis 2009 
zwischen 89 und 160, wobei mit Vermitt‑
lungsquoten von 49 % bis 81 % der woh‑
nungssuchenden Haushalte die dringlich 
Wohnungssuchenden in eher hohem Um‑
fang versorgt werden konnten. Die deutli‑
chen Unterschiede bei den Vermittlungen 
sind dabei auf die in einzelnen Jahren un‑
gleichmäßig anfallenden Erstbesetzungs‑
rechte aufgrund von Neubauförderungen 

zurückzuführen. Die in den letzten Jah‑
ren durch Förderung bei privaten Eigen‑
tümern begründeten Bindungen haben 
wesentlich zur Versorgung der dringlich 
Wohnungssuchenden beigetragen. Auf die 
2009 über den Kooperationsvertrag be‑
gründeten Besetzungsrechte für den ge‑
samten Bestand der Wobau greift die Stadt 
den Recherchen zufolge bislang nur in ge‑
ringem Umfang zurück. 

Die Erwartungen der Stadt an ihr Woh‑
nungsunternehmen konzentrierten sich 
in den letzten Jahren insbesondere auf die 
Versorgung von Haushalten mit besonde‑
ren Problemlagen. Im Rahmen der lang‑
jährigen Zusammenarbeit entsprach das 
Unternehmen schon vor Abschluss des Ko‑
operationsvertrags durch einzelfallbezo‑
gene Lösungen diesen Erwartungen und 
nutzte hierfür ggf. auch seinen ungebun‑
denen Bestand.

Stadt- und Quartiersentwicklung

Die Stadt Velbert befindet sich bereits seit 
den 1990er Jahren in einem wirtschaftli‑
chen Strukturwandel, der in einigen Teilen 
des Stadtgebiets mit einer Konzentration 
städtebaulicher und sozialer Missstände 
besonders in Erscheinung tritt. Die Wirt‑
schaftsstruktur war bis in die 1990er Jahre 
durch das verarbeitende Gewerbe und hier 
insbesondere durch Gießereibetriebe ge‑
prägt, die ihre Produktion in Velbert nach 
und nach eingestellt haben. Diese Ent‑
wicklung hat sich besonders negativ auf 
den Arbeitsmarkt in Velbert ausgewirkt, 
und darüber hinaus verzeichnet die Stadt 
seit dem Jahr 2001 eine rückläufige Be‑
völkerungsentwicklung. In Velbert ha‑
ben sich vor dem Hintergrund dieser viel‑
schichtigen wirtschaftlichen und sozialen 
Problemlagen in einigen Stadtteilen sozia‑
le Segregationsprozesse insbesondere von 
Haushalten, die sich auf dem freien Woh‑

  2005 2006 2007 2008 2009

ausgestellte Wohnberechtigungsscheine 
(WBS) insgesamt, darunter 613 874 709 619 603

	 WBS mit Dringlichkeit/bei Wohnungs- 
	 vermittlung gemeldete Wohnungs- 
	 suchende

162 197 191 245 256

von der Kommune vermittelte Haushalte 
(unter Nutzung der Besetzungsrechte) 89 160 104 121 145

Anteil an den gemeldeten Wohnungs-
suchenden 55 % 81 % 54 % 49 % 57 %

Tabelle 32 
Wohnungssuchende und Vermittlungen der Stadt Velbert

Datengrundlage: Stadt Velbert
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in Hochhausbeständen bewertet, in de‑
nen sich eine Zunahme baulicher und so‑
zialer Problemlagen abzeichnete und die 
einen besonderen Modernisierungsbedarf 
aufwiesen. In den vergangenen Jahren ist 
es zu Sanierungs- und Modernisierungs‑
maßnahmen in den Beständen der Wo‑
bau in Birth gekommen. Eine Wohnanla‑
ge der Wobau mit 160 Wohnungen wurde 
in Birth im Jahr 2009 als Teil eines Paket‑
verkaufs an eine private Investorengruppe 
veräußert.

Im Wohnungsmarktbericht der Stadt Vel‑
bert (Stadt Velbert 2008) wird für das Jahr 
2008 auf gesamtstädtischer Ebene eine 
Leerstandsquote von 6,4 % ausgewiesen. 
Für den Stadtteil Birth wird für diesen 
Zeitpunkt ein Wohnungsleerstand ermit‑
telt, der in etwa dem gesamtstädtischen 
Leerstandsniveau entspricht. Die genann‑
ten Leerstandsquoten weisen darauf hin, 
dass es mit Hilfe der eingeleiteten Maß‑
nahmen gelungen ist, den Stadtteil zu sta‑
bilisieren und ein Zurückfallen hinter das 
gesamtstädtische Niveau zu verhindern.

Im Jahr 2004 wurde das besonders von 
Wohnungsleerständen betroffene Stadtge‑
biet Nordstadt durch das Land Nordrhein-
Westfalen in das Programm „Stadtumbau 
West“ aufgenommen. Im Rahmen einer 
Bestandsaufnahme und eines städtebau‑
lichen Entwicklungskonzepts ist ein kon‑
kreter Maßnahmenkatalog für den „Stadt‑
umbau-Velbert Nord“ entwickelt worden 
(Stadt Velbert 2007), der auch Wohnungs‑
bestände der Wobau Velbert einbezieht.

Im Jahr 2007 wurde das Stadtumbaugebiet 
Velbert Nordstadt auf Grundlage des städ‑
tebaulichen Entwicklungskonzepts durch 
einen Ratsbeschluss förmlich festgelegt. 
Das Stadtumbaugebiet Nordstadt liegt in 
Velbert-Mitte und grenzt unmittelbar an 
die Innenstadt an. Der Anteil von Perso‑
nen mit Migrationshintergrund liegt in‑
nerhalb des Stadtentwicklungsgebiets mit 
ca. 25 % deutlich über dem gesamtstäd‑
tischen Mittel von ca. 11,5 %. Im Rahmen 
der Erarbeitung des städtebaulichen Ent‑
wicklungskonzepts hat sich herausgestellt, 
dass sich innerhalb eines weitgehend in‑
takten innenstadtnahen Wohngebiets im 
Norden des Stadtumbaugebiets zwei pro‑
blematische Strukturen (Nordpark und 
Talstraße) entwickelt haben, die sich auf‑
grund ihrer gravierenden strukturellen 
und städtebaulichen Probleme negativ auf 
das Image der gesamten Nordstadt aus‑
wirken. Insbesondere die Konzentration 

nungsmarkt nur schwer mit Wohnraum 
versorgen können, eingestellt und zu ei‑
ner Zunahme von Wohnungsleerständen 
in einigen Wohnlagen in Velbert geführt. 
Von Wohnungsleerständen in einzelnen 
Wohnlagen war in den vergangenen Jah‑
ren auch die Wobau Velbert betroffen.

Als Reaktion auf diese Entwicklung wur‑
de im Jahr 2001 durch den Haupt- und Fi‑
nanzausschuss der Stadt Velbert der Be‑
schluss gefasst, eine Aufnahme der 
Stadtteile Birth und Losenburg in das Lan‑
desprogramm „Soziale Stadt“ zu beantra‑
gen. Insbesondere die Konzentration von 
einkommensschwächeren Bevölkerungs‑
gruppen, die wachsende Zahl von Sozial‑
hilfeempfängern und eine zunehmende 
Arbeitslosigkeit führten zu einer stärke‑
ren Problemwahrnehmung innerhalb des 
Wohngebiets, aber auch bei den Akteuren 
der Stadtverwaltung.

Zudem trat in Birth und Losenburg ein 
baulicher Erneuerungsbedarf der in den 
1960er Jahren überwiegend in Zeilenbau‑
weise (Losenburg) und in den 1970er Jah‑
ren in Form der Großwohnsiedlungsbaus 
(Birth) errichteten Geschosswohnungsbe‑
stände auf. In einem Integrierten Hand‑
lungskonzept Birth/Losenburg, das im 
Jahr 2003 beim Land Nordrhein-Westfa‑
len eingereicht wurde, wurden mit Hil‑
fe eines präventiven Handlungsansatzes 
ökonomische, soziale und bauliche Hand‑
lungsfelder zur Stabilisierung und zu einer 
langfristigen Stärkung der beiden Stadttei‑
le als Wohnorte vorgestellt (Stadt Velbert 
2003). Im Jahr 2005 wurden die Stadtteile 
Birth und Losenburg auf Grundlage die‑
ses Handlungskonzepts durch das Land in 
das Programm „Soziale Stadt“ aufgenom‑
men. Als wichtiger Kooperationspartner 
der Stadt war das kommunale Wohnungs‑
unternehmen sowohl in die Erarbeitung 
des Konzepts einbezogen als auch im Rah‑
men der Durchführung eigener Bestands‑
maßnahmen an der Umsetzung vorge‑
schlagener Maßnahmen beteiligt. In Birth, 
das insgesamt einen Mietwohnungsbe‑
stand von ca. 2  900 Geschosswohnungen 
umfasst, von denen ca. 1  600 Wohnungen 
öffentlich gefördert wurden, ist die Wo‑
bau mit 1  434 Mietwohnungen der größ‑
te Wohnungseigentümer. Die Bestände 
waren Anfang der 2000er Jahre durch ei‑
nen latenten Modernisierungsbedarf ge‑
kennzeichnet. Als besonders problema‑
tisch wurden von der Wobau in diesem 
Zusammenhang ca. 350 Wohneinheiten 
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Maßnahme vor dem Hintergrund rein be‑
triebswirtschaftlicher Kriterien vermutlich 
nicht realisiert worden wäre.

An der Zusammenarbeit zwischen Kom‑
mune und der Wobau im Rahmen der För‑
derprogramme „Soziale Stadt“ und „Stadt‑
umbau West“ wird deutlich, dass sich 
soziale Entmischungstendenzen, städ‑
tebauliche Problemlagen und Moderni‑
sierungsbedarfe vor der Einleitung von 
Gegenstrategien insbesondere in den Be‑
ständen des kommunalen Wohnungsun‑
ternehmens konzentriert haben. Durch 
eine koordinierte Zusammenarbeit zwi‑
schen der Kommune, der Wobau und den 
anderen Akteuren vor Ort ist es im Rah‑
men der Projekte in den vergangenen Jah‑
ren gelungen, in den betroffenen Quar‑
tieren die erforderlichen Maßnahmen 
einzuleiten und damit zu einer Stabili‑
sierung beizutragen. Durch die Koopera
tionsbereitschaft der Wobau als kommu‑
nales Unternehmen war eine unmittelbare 
Abstimmung zwischen den Planungen der 
Stadt und der Wohnungsgesellschaft mög‑
lich, die sich positiv auf die Umsetzung der 
Maßnahmen ausgewirkt hat.

Beitrag zum Haushalt und wirtschaftliche 
Situation des Unternehmens

Der Kauf von gut 2  100 Wohnungen aus 
unmittelbarem kommunalem Eigen‑
tum durch das kommunale Wohnungs‑
unternehmen führte zu einer Entlastung 
des Kommunalhaushalts. Für das Unter‑
nehmen war der Verkauf mit Kreditauf‑
nahmen und Einschränkungen des wirt‑
schaftlichen Spielraums verbunden.

In der Folgezeit entwickelte sich die Situ‑
ation des Unternehmens ungünstig. In 
den Jahren 2007 bis 2009 fiel das Jahres‑
ergebnis negativ aus, auch zum Zeitpunkt 
der Erhebungen befand sich das Unter‑
nehmen weiterhin noch einer angespann‑
ten wirtschaftlichen Lage. Die Verluste der 
vergangenen Jahre sind zum Teil durch 
Zinsgeschäfte in Fremdwährungen ver‑
ursacht worden, durch die umfangreiche 
Rückstellungen im Unternehmen gebil‑
det werden mussten. Dadurch konnte das 
Ziel der Kommune, den Eigenkapitalanteil 
des Unternehmens nachhaltig zu verbes‑
sern, 2009 nicht erreicht werden. Die um‑
fangreichen Bestandsverkäufe des Jahres 
2010 und 2011 werden sich jedoch positiv 
auf die Entwicklung des Jahresergebnisses 
auswirken.

von Wohnungsleerständen in den Wobau-
Beständen „Am Nordpark“ stellt nach Ein‑
schätzung des Stadtentwicklungskonzepts 
ein besonderes städtebauliches Problem 
für Velbert dar.

Die Wobau wurde in die Konzeption des 
städtebaulichen Entwicklungskonzepts 
einbezogen und ist ein besonders wichti‑
ger Partner der Kommune bei der Umset‑
zung vorgeschlagener Maßnahmen. Das 
Wohnungsunternehmen war Eigentüme‑
rin von vier Hochhäusern mit insgesamt 
252 Wohneinheiten im öffentlich geförder‑
ten Wohnungsbau im Zentrum des Wohn‑
gebiets Am Nordpark, von denen eines be‑
reits seit 2006 komplett leer stand. Bei den 
anderen drei Hochhäusern waren ebenfalls 
hohe Leerstandsquoten feststellbar und es 
zeichneten sich Segregationstendenzen in 
Bezug auf die Mieter der Bestände ab, die 
dem Wohngebiet das Stigma eines sozia‑
len Brennpunktes verliehen. Auf Grundla‑
ge dieser Entwicklung erstellte die Wobau 
auf Anregung der Kommune ein Konzept 
für den sukzessiven Rückbau aller vier 
Hochhäuser. Auf Initiative der Stadt wur‑
de gemeinsam mit den Bewohnern, dem 
Stadtteilmanagement sowie der Wobau 
ein sozialverträgliches Umzugsmanage‑
ment etabliert. Im November 2007 begann 
der Abriss des ersten Wohnhochhauses. In 
den Jahren 2009 und 2010 wurde jeweils ein 
weiteres Gebäude abgerissen.

Mit dem Abriss der Problemhochhäuser 
verfolgt die Stadt das Ziel, die städtebau‑
lichen Defizite im Quartier langfristig zu 
lösen und das Negativimage der Wohn‑
sieldung aufzuheben. Durch die Zwi‑
schennutzung als öffentlicher Spielplatz/
öffentliche Grünfläche und die geplan‑
te Neubebauung mit nachfragegerech‑
ten Bau- und Wohnformen soll die Fläche 
nach dem vollständigen Abriss dem Woh‑
nungsmarkt wieder zugeführt werden. 
Die geplante Neubebauung soll dazu bei‑
tragen, das Wohngebiet in Velbert wieder 
als attraktiven Wohnstandort mit einem 
nachfragegerechten Wohnungsangebot zu 
etablieren. 

Für die Planung und Realisierung der 
Rückbaumaßnahme war die Koopera
tionsbereitschaft des kommunalen Woh
nungsunternehmens mit der für den Stadt‑
umbau zuständigen Fachverwaltung eine 
ausschlaggebende Voraussetzung. Die 
mit dem Rückbau verbundenen Abschrei‑
bungen belasten das Wohnungsunterneh‑
men erheblich, sodass eine Umsetzung der 
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4.8	 Bautzen

Die Stadt Bautzen ist alleinige Eigentüme‑
rin der 1990 gegründeten Bautzener Woh‑
nungsbaugesellschaft mbH (BWB). Auch 
wenn sich ihr Bestand zwischen 2000 und 
2009 durch Rückbau und Verkäufe um 21 % 
verringerte, ist die BWB weiterhin größte 
Wohnungsanbieterin der Stadt. 2009 stell‑
te sie mit rund 3  900 Wohnungen 17 % al‑
ler Wohnungen in Bautzen. Der Bestand 
der BWB ist stark durch Plattenbauten der 
1970er und 1980er Jahre geprägt, Altbau‑
wohnungen haben einen Anteil von rund 
einem Fünftel.

Bei der BWB ist faktisch der gesamte kom‑
munale Wohnungsbestand gebündelt. Le‑
diglich drei Wohnungen stehen in unmit‑
telbarem kommunalem Eigentum.

Strategische Ausrichtung der Kommune 
bezogen auf ihr kommunales Wohnungs-
unternehmen

Die Stadt Bautzen steht angesichts um‑
fangreicher Wohnungsleerstände und gro‑
ßer Unterschiede der Qualität der Quartie‑
re (Art der Bestände, Sanierungsstand etc.) 
vor der Herausforderung, in einem grund‑
legenden Stadtumbau die Überangebo‑
te abzubauen und zugleich Wohnungs‑
bestände und -quartiere aufzuwerten. 
Nach dem städtischen Leitbild „Stadt zum 
Wohlfühlen“ soll dabei die stadträumliche 
Isolierung von Bevölkerungsgruppen ver‑
mieden werden (Stadtverwaltung Bautzen 
2005, S. 5). Für die entsprechenden Auf‑
gaben der Stadt- und Quartiersentwick‑
lung hat die BWB für die Stadt eine sehr 
große strategische Funktion: Im Rahmen 
des Stadtumbaus ist sie beim Rückbau 
ein zentraler Akteur (u.  a. Vorreiter Abriss) 
und übernimmt bei der Aufwertung in der 
Innenstadt eine Problemlöserrolle. Zur so‑
zial ausgeglichenen Stadtentwicklung soll 
auch die Investitionspolitik des kommu‑
nalen Wohnungsunternehmens beitra‑
gen, die auf sukzessive Modernisierungs‑
maßnahmen zur Anpassung des Bestands 
(altengerecht, energetisch) beschränkt ist 
(kein Neubau). In allen Quartieren – auch 
den großen Plattenbaugebieten – soll an‑
gemessener und bezahlbarer Wohnraum 
sichergestellt werden. 

Auch im Bereich der sozialen Wohnungs‑
versorgung wird dem kommunalen Woh‑
nungsunternehmen von der Stadt eine 
wichtige Funktion beigemessen. Neben 
der stadtweiten Versorgung mit preiswer‑

Durch die Veräußerung der kommunalen 
Beteiligung an der Wobau an die Beteili‑
gungsverwaltungsgesellschaft der Stadt 
Velbert mbH konnte dem Kommunalhaus‑
halt im Jahr 2009 ein hoher Beitrag zur 
Konsolidierung zugeführt werden. Die Fi‑
nanzierung des Kaufpreises durch die Be‑
teiligungsverwaltungsgesellschaft der 
Stadt Velbert wird zukünftig aus der Ge‑
schäftstätigkeit des kommunalen Woh‑
nungsunternehmens erwirtschaftet und 
damit den wirtschaftlichen Handlungs‑
spielraum des Wohnungsunternehmens 
reduzieren.

Beurteilung der Rolle des Wohnungsun-
ternehmens durch die Stadt

In den vergangenen Jahren wurden gegen‑
über dem Wohnungsunternehmen Ziele 
zur Restrukturierung der Geschäftstätig‑
keit durch die Stadtverwaltung in Velbert 
formuliert. Die durch das Wohnungsun‑
ternehmen eingeleiteten Maßnahmen 
werden von der Stadtverwaltung positiv 
im Hinblick auf die wirtschaftliche Ge‑
sundung des Unternehmens bewertet. 
Gleichzeitig ist die Kommunalpolitik auf 
die Bedenken der Bevölkerung gegen eine 
Privatisierung des Wohnungsunterneh‑
mens eingegangen und hat die Lösung ei‑
ner indirekten Beteiligung gewählt. Durch 
diese Lösung hat die Stadt weiterhin einen 
erheblichen Einfluss auf die Ausrichtung 
der Geschäftspolitik des Unternehmens. 
Durch die Beteiligung an Projekten der 
Sozialen Stadt, des Stadtumbaus und der 
Quartiersentwicklung ist das Wohnungs‑
unternehmen unmittelbar in kommunale 
Handlungsansätze der Stadtentwicklung 
eingebunden. Trotz der eingeleiteten Re‑
strukturierungsmaßnahmen ist das kom‑
munale Wohnungsunternehmen weiter‑
hin ein wichtiger Partner für die soziale 
Wohnungsversorgung in Velbert. 

Name Bautzener Wohnungsgesellschaft mbH (BWB)

Art kommunale Beteiligung direkt

Anteilseigner Stadt Bautzen (100 %)

Wohnungsbestand 2000 4  915

Wohnungsbestand 2009 3  892

Anteil am Gesamtwohnungsbestand 
der Kommune 2009 17,3 %

Baualtersstruktur (Anteil am 
Wohnungsbestand des  
Unternehmens

bis 1948	 21 %
1949 bis 1969	 13 %
1970 bis 1989	 61 %
ab 1990	 4 %

Tabelle 33 
Grundinformationen zum kommunalen Wohnungsunternehmen in Bautzen

Datengrundlage: Angaben von Stadt und Wohnungsunternehmen
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nehmen werden im Wirtschaftsplan fest‑
gelegt, der vom Unternehmen entwickelt 
und von der Stadt angenommen wird. 
Hierbei werden die generellen Ziele der 
Stadt (insbesondere aus dem Leitbild und 
dem Integrierten Stadtentwicklungskon‑
zept), die Ergebnisse der laufenden Ab‑
stimmungen mit der Stadt sowie das in‑
terne Strategiepapier zur längerfristigen 
Investitionsplanung, das das Unterneh‑
men mit mehrjährigen Abständen fortent‑
wickelt (zuletzt im Jahr 2009 mit Hand‑
lungsempfehlungen für 2010 bis 2020), 
zugrunde gelegt. 

Die BWB berichtet gegenüber der Kämme‑
rei quartalsweise insbesondere zu finan‑
ziellen Kennziffern, zu Investitionen und 
zur Vermietungssituation. Den Recher‑
chen zufolge erfolgten aufgrund der Be‑
richterstattung in den letzten Jahren kei‑
ne Steuerungsmaßnahmen der Stadt. Dies 
erklärt sich zum einen daraus, dass die 
Abweichungen von den Zielen der Wirt‑
schaftspläne eher gering waren. Zum an‑
deren hat die Stadtverwaltung für das 
Controlling nur wenige Kapazitäten. Prä‑
gend für Bautzen ist nicht die Steuerung 
über formelle Instrumente, sondern über 
die fallbezogene Abstimmung zwischen 
dem Unternehmen und der Stadtverwal‑
tung. In der gering ausdifferenzierten 
Verwaltung werden die für die jeweili‑
gen Fragestellungen relevanten Bereiche 
bzw. Mitarbeiter nach Bedarf eingebun‑
den. Schwerpunkt der Abstimmungen wa‑
ren in den letzten Jahren der Stadtumbau 
und die Quartiersentwicklung. Strategi‑
sche Fragen der sozialen Wohnungsver‑
sorgung sowie mögliche Beiträge der BWB 
zum Haushalt waren kaum Abstimmungs‑
gegenstand, da hier die langjährige Pra‑
xis unstrittig war bzw. ist (Näheres zu den 
einzelnen Themenfeldern im Folgenden).

Soziale Wohnungsversorgung

In Bautzen unterlagen 2009 insgesamt 
rund 600 Wohnungen (3 % des Wohnungs‑
bestands) einer Belegungs- und Mietpreis‑
bindung, von denen 106 bzw. 18 % auf das 
kommunale Unternehmen entfallen. Die 
Belegungsbindungen beschränken sich 
auf die Einhaltung der Einkommensgren‑
zen bzw. den Nachweis der Wohnberechti‑
gung; über Benennungs- oder Besetzungs‑
rechte verfügt die Stadt nicht (Tabelle 34). 

Die Belegungsbindungen sind wegen der 
entspannten Marktlage und der geringen 

tem Wohnraum bei angemessener Quali‑
tät ist dies vor allem in der Gewährleistung 
der Versorgung von besonderen Problem‑
haushalten begründet, die auch bei ent‑
spannter Wohnungsmarktlage Zugangs‑
probleme am Wohnungsmarkt haben.

Insbesondere aufgrund der stadtentwick‑
lungspolitischen Bedeutung soll das Woh‑
nungsunternehmen und das Gros der Be‑
stände dauerhaft gehalten werden. Hierzu 
dürften auch negative Erfahrungen nach 
dem Verkauf von rund 1  950 Wohnungen 
im Rahmen der Privatisierungsverpflich‑
tungen der Altschuldenhilfe beigetragen 
haben. Teil der Strategie sind allerdings 
Verkäufe einzelner Gebäude im Rahmen 
der Portfoliobereinigung.

Seitens der Stadt wird in besonderem 
Maße Wert darauf gelegt, dass die Er‑
füllung von Aufgaben der Stadt- und 
Quartiersentwicklung nicht zu einer 
wirtschaftlichen Überforderung des Un‑
ternehmens führt. Sofern Überschüsse er‑
wirtschaftet werden, bleiben sie zur Stär‑
kung des Eigenkapitals im Unternehmen 
und werden nicht ausgeschüttet.

Steuerung des Wohnungsunternehmens

Die Steuerung des Wohnungsunterneh‑
mens erfolgt vor allem über den Ober‑
bürgermeister, der die Stadt in der Ge‑
sellschafterversammlung vertritt und 
Vorsitzender des Aufsichtsrats ist. Weiter‑
hin sind sieben Mitglieder des Stadtrats 
sowie ein Sachverständiger im Aufsichts‑
rat vertreten. Während dem mehrmals im 
Jahr tagenden Aufsichtsrat durch die Dis‑
kussion von Maßnahmen eine Abstim‑
mungs- und Koordinierungsfunktion zwi‑
schen Unternehmen und Stadt zukommt, 
beschränkt sich die Rolle der Gesellschaf‑
terversammlung im Wesentlichen auf die 
Feststellung des Jahresabschlusses und 
die Aufsichtsratsentlastung. Die Abstim‑
mung zwischen Unternehmen und Stadt 
erfolgt im Rahmen informeller bzw. prob‑
lem- bzw. aufgabenbezogener Treffen von 
Oberbürgermeister und Geschäftsfüh‑
rung.

Dem Oberbürgermeister wird für die Steu‑
erung des Wohnungsunternehmens zum 
einem von seinem für die Stadtentwick‑
lung zuständigen persönlichen Referenten 
sowie zum anderen von der für die Betei‑
ligungsverwaltung zuständigen Kämme‑
rei (Finanzdezernat) zugearbeitet. Die 
wesentlichen Jahresziele für das Unter‑
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die der wichtigste Partner ist, sowie mit 
drei Genossenschaften zusammen. Zwi‑
schen der Stadt und der BWB wurde 1992 
in einer protokollierten Besprechung ver‑
einbart, dass die BWB Problemfälle über‑
nimmt. Die zuständigen Mitarbeiter der 
Stadt und des kommunalen Wohnungs‑
unternehmens treffen sich monatlich, um 
Lösungen für aktuelle Problemfälle zu fin‑
den und mögliche Notlagen bei BWB-Mie‑
tern (drohende Verschuldung etc.) durch 
andere Unterstützungen (z. B. Beratungen) 
zu vermeiden. Schätzungen der Stadt zu‑
folge entfallen im Durchschnitt der letzten 
Jahre etwa zwei Fünftel der Vermittlungen 
von Fällen in dringlichen Lagen auf das 
kommunale Wohnungsunternehmen (Ta‑
belle 35).

Aufgrund der Kooperationsbereitschaft 
des kommunalen Unternehmens und der 
drei Genossenschaften bestehen für die 
Stadt Bautzen auch ohne Benennungs‑
rechte keine besonderen Probleme bei der 
sozialen Wohnungsversorgung. Die Hilfe 
bei der Wohnungsversorgung benötigen‑
den Haushalte können alle innerhalb eini‑
ger Wochen vermittelt werden, und es gibt 
auch kaum noch Wohnungslose in Baut‑
zen (ein gemeldeter Wohnungsloser 2009 
gegenüber 19 im Jahr 2000; Stadt Bautzen 
2010c, S. 9).

Für die Wohnungsversorgung Einkom‑
mensschwacher sowie das von der Stadt 
angestrebte Ziel des bezahlbaren Wohn‑
raums ist die Mietpreisgestaltung durch 
das kommunale Unternehmen von Inte‑
resse. Die BWB vermietet ihre Wohnun‑
gen generell zu den am Markt erzielba‑
ren Mieten, d. h. eine gezielte Dämpfung 
des Mietenniveaus erfolgt nicht. Dies stellt 
für die Stadt und die soziale Wohnungs‑
versorgung aber wegen des wie darge‑
stellt allgemein niedrigen Mietenniveaus 
kein Problem dar. Auch die laufend fortge‑
setzte Modernisierung von BWB-Bestän‑
den führt den Expertengesprächen zufolge 
nicht zu problematischen Verknappungen 
an bezahlbarem Wohnraum, da das Un‑
ternehmen aufgrund der Marktlage die 
Kosten der Modernisierung nicht in der 
vollen rechtlich zulässigen Höhe auf die 
Mieten umgelegt hat. Die typische Netto‑
kaltmiete für bestehende Mietverhältnisse 
beträgt 2009 nach Angaben des Unterneh‑
mens für Wohnungen mit zeitgemäßem 
Standard 5,10  € pro m2 und liegt damit auf 
dem Niveau der Mieten gemäß Bautzener 
Mietspiegel 2010, bei denen sich die Mittel‑

Nachfrage nach gebundenen Wohnun‑
gen (z. B. lediglich 16 Wohnberechtigungs‑
scheine 2009) von eher geringer Bedeu‑
tung für die soziale Versorgung. Um die 
Vermietung belegungsgebundener Woh‑
nungen zu verbessern, werden diese teil‑
weise freigestellt (Stadt Bautzen 2010c, S. 
5). Auch die förderrechtlichen Mietpreis‑
bindungen haben eine geringe Relevanz 
für die Versorgung Einkommensschwa‑
cher mit Wohnraum, da die zulässige 
Miethöhe (im Beispiel der BWB-Wohnun‑
gen) höher als die am Markt bei ungebun‑
denen Wohnungen erzielbare Miete ist 
und daher die förderrechtlich zulässige 
Miete nicht ausgeschöpft wird. 

Angesichts der für Wohnungssuchende 
im Allgemeinen sehr günstigen Markt‑
lage konzentriert sich die Stadt bei der 
Wohnungsvermittlung auf die besonde‑
ren Problemfälle, also auf Wohnungslo‑
se, von Wohnungslosigkeit Bedrohte und 
Menschen in sozialen Notsituationen. Pro 
Jahr können sich 25 bis 35 Haushalte aus 
dieser Gruppe nicht ohne Unterstützung 
der Stadt mit angemessenem und dauer‑
haft gesichertem Wohnraum versorgen. 
Das Amt für Bildung und Soziales (Woh‑
nungsnothilfe) arbeitet für die Versor‑
gung dieser Fälle vor allem mit der BWB, 

Stadt Bautzen 
gesamt

BWB

Anzahl Anzahl Anteil an Stadt  
gesamt

2005 2009 2005 2009 2005 2009

mietpreis- und belegungs-
gebundene Wohnungen 
insgesamt

1  080 600 408 106 37,8 % 17,7 %

	 davon mit

	 Benennungs- oder 		
	 Besetzungsrecht 0 0 0 0 – –

	 Bindung nur an WBS/	
	 Einkommensgrenzen 1  080 600 408 106 37,8 % 17,7 %

  2005 2006 2007 2008 2009

ausgegebene 
Wohnberechtigungsscheine 76 40 35 17 16

bei kommunaler Wohnungsnotfallhilfe 
als hilfesuchend registrierte und 
vermittelte Haushalte mit besonderen 
Problemlagen (Schätzwerte)

ca. 35 ca. 30 ca. 25 ca. 25 ca. 30

darunter an kommunales 
Unternehmen BWB (Schätzwerte) ca. 15 ca. 12 ca. 10 ca. 10 ca. 10

Tabelle 34 
Gebundene Wohnungen in Bautzen und gebundene Wohnungen der BWB

Tabelle 35 
Registrierte Nachfrage und kommunale Vermittlung in Bautzen 2005 bis 2009

Datengrundlage: Stadt Bautzen (Amt für Bildung und Soziales)

Datengrundlage: Stadt Bautzen (Amt für Bildung und Soziales); Stadt Bautzen (2010c), Anlage
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Wohnungen (2005) auf ein Zehntel (2009) 
und damit auf den gesamtstädtischen 
Durchschnitt senken.

Im Stadtumbaugebiet Gesundbrunnen 
verfügte die BWB zu Beginn des Stadtum‑
baus über rund 1  000 der 5  000 Wohnun‑
gen, die alle im nördlichen Bereich des 
Gebiets lagen. 1995 hatte das Unterneh‑
men im Rahmen der Privatisierungsver‑
pflichtungen der Altschuldenhilfe rund 
2  350 Wohnungen im südlichen Bereich an 
zwei Eigentümer veräußert. Infolge wirt‑
schaftlicher Probleme der AUBIS-Gruppe, 
die mit 1  950 Wohnungen das größere der 
Pakete gekauft hatte, wurden begonnene 
Modernisierungsmaßnahmen abgebro‑
chen, im Gebiet konzentrierten sich Leer‑
stand und Problemmieter. Erst nach der 
Übernahme durch eine Genossenschaft 
2004 stand für die Stadt in großen Teilen 
des südlichen Bereichs ein verlässlicher 
Partner für den Stadtumbau zur Verfü‑
gung. Im nördlichen Bereich verfolgte die 
BWB die von der Stadt anvisierte Misch‑
strategie aus Abriss und Aufwertung: Im 
nordöstlichen Randbereich wurden Be‑
stände abgerissen, dort bestehen weite‑
re potenzielle Rückbaubestände. In den 
verbleibenden Beständen werden Gebäu‑
de und Umfeld aufgewertet, wobei die Ge‑
staltung aus Sicht der Stadt mustergültig 
ist und für andere Eigentümer von Platten‑
bauten als Vorbild dienen sollte.

Die historische Altstadt ist Schwerpunkt 
der Städtebauförderung in Bautzen (seit 
1992 Sanierungsgebiet). In dem Identität 
stiftenden Gebiet ist die BWB Eigentüme‑
rin kleinteilig verteilter Bestände sowie ei‑
niger Blöcke. Zur Aufwertung des Gebiets 
hat sie zum einen über eine den Sanie‑
rungszielen entsprechende Aufwertung 
der eigenen Bestände sowie zum anderen 
wie dargestellt über den Abriss eines städ‑
tebaulich nicht integrierten Plattenbaus 
beigetragen. Darüber hinaus wirkte sie als 
Problemlöserin in zwei für die Stadt wich‑
tigen Einzelfällen, indem sie schwer ver‑
marktbare Grundstücke kaufte und selbst 
entwickelte.

Bestandsverkäufe

Der Rückgang der Bestände der BWB von 
2000 bis 2009 um rund 1  000 Wohnungen 
geht zum einen auf Abrisse (ca. 450 Woh‑
nungen) sowie zum anderen auf Verkäufe 
von ca. 550 Wohnungen zurück. Die BWB 
verkaufte in den letzten zehn Jahren im 

werte für gut ausgestattete Wohnungen je 
nach Lage, Baualter und Größe zwischen 
4,13 und 5,43  € pro m2 bewegen (ohne Neu‑
bauten nach 1990).

Stadt- und Quartiersentwicklung

Die Stadt Bautzen verfolgt in Orientie‑
rung am Städtebaulichen Entwicklungs‑
konzept (SEKo) von 2009 und zuvor dem 
Integriertem Stadtentwicklungskonzept 
von 2002 den Stadtumbau. Die Anpassung 
von Wohnungsbestand und Quartieren 
durch Umbau, Rückbau und Abriss sowie 
die Verbesserung und Aufwertung vor‑
handener Bebauungen sind zentrale Ziele 
für den Bereich Wohnen. Das Plattenbau‑
gebiet Gesundbrunnen ist dabei sowohl 
Aufwertungs- als auch Rückbaugebiet und 
die Innenstadt Aufwertungsgebiet (Stadt 
Bautzen 2009, S. 9 und 19 f.).

Für die Erstellung der Konzepte stellte 
die BWB Grundlagendaten bereit und be‑
teiligte sich an den Diskussionsveran‑
staltungen und Begleitgremien. Die un‑
ter starker Einbindung des Unternehmens 
entwickelten Ziele und Stadtumbauansät‑
ze der Stadt werden vom Wohnungsunter‑
nehmen in seinem Wirkungsbereich um‑
gesetzt.

Beim Thema Rückbau kam der BWB eine 
„Eisbrecherfunktion“ zu, indem sie 1999 
als erstes Unternehmen in Bautzen einen 
Plattenbaublock in der Innenstadt mit 170 
Wohnungen abriss, wobei mit diesem Ab‑
riss auch das Ziel der städtebaulichen Auf‑
wertung der Altstadt verfolgt wurde. In 
der ersten Hälfte der 2000er Jahre riss das 
Unternehmen weitere Bestände im Rah‑
men der Rückbauförderungen des Landes 
(2002) und des Bundes (ab 2003) ab, wo‑
bei in dieser Zeit das Unternehmen nur 
das am zweitstärksten rückbauende Un‑
ternehmen war. Seit 2006 entfällt das Gros 
der aus Stadtumbaumitteln geförderten 
Abrisse auf das kommunale Unterneh‑
men, wobei das Unternehmen für Abrisse 
keine Altschuldenhilfeentlastungen erhält 
(keine Erfüllung der Kriterien). Insgesamt 
wurden von 1999 bis 2010 in Bautzen 1  223 
Wohnungen im Rahmen des Stadtum‑
baus abgerissen (ohne Ordnungsmaßnah‑
men in Sanierungsgebieten), von denen 
die Mehrzahl (54 %) auf die BWB und die 
weiteren Abrisse auf zwei Genossenschaf‑
ten entfallen.44 Durch die Abrisse konnte 
die BWB die eigene Leerstandsquote von 
zwischenzeitlich rund einem Fünftel der 

(44)
Darstellung aufgrund der Rück-
baustatistik der Stadt Bautzen 
(Stand: 26.06.2010).
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eine finanzielle Unterstützung durch die 
Stadt. Seit 2006 werden Überschüsse er‑
wirtschaftet. Insgesamt werden die wirt‑
schaftliche Situation und die Stabilität des 
Unternehmens von der Stadt aufgrund ei‑
ner guten Eigenkapitalausstattung positiv 
bewertet, und der hohe Eigenkapitalanteil 
wird als Sicherung für Krisenzeiten ange‑
sehen (siehe Stadt Bautzen 2010b, S. 72).

Die vergleichsweise gute wirtschaftliche 
Lage der BWB ist nach den Expertenge‑
sprächen neben dem allgemeinen Mark‑
tumfeld (sinkende Zinsen bei Prolonga‑
tionen) auf ein Bündel von Maßnahmen 
zurückzuführen. Der Leerstandsproble‑
matik wurde frühzeitig durch Abrisse bzw. 
Leerstandsmanagement (Konzentration 
auf potenzielle Abrissbestände) begeg‑
net, Effizienzsteigerungen wurden durch 
EDV-Einsatz erreicht, das Personal wur‑
de entsprechend der rückläufigen Woh‑
nungszahlen und Effizienzsteigerungen 
reduziert, und die Mieten wurden im Rah‑
men des auf dem Bautzener Wohnungs‑
markt Möglichen erhöht.

Beurteilung der Rolle des Wohnungs
unternehmens durch die Stadt

Insgesamt ist die Stadt Bautzen den Re‑
cherchen zufolge mit ihrem Wohnungsun‑
ternehmen ausgesprochen zufrieden. Vom 
Rat und von der Verwaltungsspitze wurde 
die BWB in der Vergangenheit kaum kriti‑
siert, eine Trennung der Stadt vom Unter‑
nehmen wurde nicht erwogen. Die Zufrie‑
denheit der Stadt ist dabei auf das Wirken 
des Unternehmens innerhalb der eher ge‑
nerellen wohnungs- und stadtentwick‑
lungspolitischen Ziele und Vorgaben der 
Stadt zurückzuführen. Ein eventueller Ab‑
stimmungsbedarf zu konkreten Ansät‑
zen erfolgt ggf. „auf kurzem Wege“ zwi‑
schen der Stadt und den Führungskräften 
des Unternehmens. Dabei wird in Baut‑
zen ein eher konsensuales Vorgehen ver‑
folgt, bei dem die jeweiligen Interessen be‑
rücksichtigt werden (z. B. Vermeidung der 
wirtschaftlichen Überforderung des Un‑
ternehmens für städtische Ziele, zugleich 
Selbstverpflichtung des Unternehmens 
für Beiträge zur Wohnungs- und Stadtent‑
wicklungspolitik im Rahmen des Mögli‑
chen). Dieser zur (beiderseitigen) Zufrie‑
denheit beitragende Ansatz dürfte auch 
der in Bautzen langjährigen Konstanz bei 
den relevanten Leitungskräften geschul‑
det sein.

Rahmen der Portfoliobereinigung kon‑
tinuierlich Einzelhäuser, so z. B. 2008 14 
Häuser mit 97 Wohnungen und 2009 neun 
Häuser mit 54 Wohnungen (Bautzener 
Wohnungsbaugesellschaft mbH 2009, S. 5, 
Bautzener Wohnungsbaugesellschaft mbH 
2010, S. 5). Kennzeichnend ist der Verkauf 
von eher kleinen Objekten in solitärer Lage 
(Streubesitz, eingemeindete Ortsteile etc.), 
die typischerweise Sanierungsbedarf auf‑
weisen. Der Verkauf erfolgt in der Regel an 
private Investoren. Auch künftig sind wei‑
tere Verkäufe im Rahmen der Portfoliobe‑
reinigung geplant, wobei der Umfang mit 
ca. zehn Wohnungen pro Jahr spürbar un‑
ter dem der letzten Jahre liegen soll, da die 
BWB nur noch relativ wenige entsprechen‑
de Objekte besitzt.

Beitrag zum Haushalt und wirtschaftliche 
Situation des Unternehmens

Die Haushaltslage der Stadt Bautzen ist 
vergleichsweise gut. Die Stadt hat im Ver‑
gleich der Fallstudienstädte die gerings‑
ten fundierten Schulden pro Einwohner, 
2008/2009 konnten sogar Rücklagen für 
den investiven Bereich gebildet werden 
(Stadt Bautzen 2010a, S. 14).45 Vom Woh‑
nungsunternehmen wurden und werden 
keine Ausschüttungen oder sonstigen Bei‑
träge zum kommunalen Haushalt erwar‑
tet. In der Stadt und der Kommunalpolitik 
besteht weitgehend Konsens, dass ange‑
sichts der wohnungs- und insbesondere 
stadtentwicklungspolitischen Aufgaben 
erwirtschaftete Überschüsse zur Stärkung 
der Kapitalkraft und der Investitionsfä‑
higkeit im Unternehmen verbleiben sol‑
len. Lediglich eine kleine Ratsfraktion hat 
im Rahmen der Vorstellung des Jahresab‑
schlusses 2008 Gewinnabführungen an 
den Haushalt gefordert,46 ohne dass es zu 
einer formellen Abstimmung dazu kam.

Das Wohnungsunternehmen BWB hat sich 
im Unternehmensleitbild zum Ziel ge‑
setzt, eine sichere und sozial verantwort‑
bare Wohnraumversorgung sicherzustel‑
len sowie über den wohnungspolitischen 
Auftrag den sozialen Frieden zu wahren, 
ohne dabei die Ertragskraft aus dem Auge 
zu verlieren (Bautzener Wohnungsbau‑
gesellschaft, o. J., S. 1). In der ersten Hälf‑
te der 2000er Jahre wies das Wohnungsun‑
ternehmen ein negatives wirtschaftliches 
Ergebnis auf. Dies ist vor allem auf hohe 
Sonderabschreibungen gemäß Förderge‑
bietsgesetz zurückzuführen. Aus den ne‑
gativen Ergebnissen folgte kein Bedarf für 

(45)
Ein Grund für die relativ gute 
Haushaltslage sind vergleichs-
weise hohe Gewerbesteuer-
einnahmen bzw. eine regiona-
le Konzentration der Betriebe 
in der Stadt Bautzen. So weist 
Bautzen im Vergleich der Fall-
städte nach München die 
zweithöchste Zahl von sozi-
alversicherungspflichtig Be-
schäftigten (Arbeitsort) pro 
1  000 Einwohner auf. 

(46)
Siehe Bautzener Bote vom 
14.11.2009: Das Wohnen als 
wichtigste kommunale Da-
seinsvorsorge sichert den sozi-
alen Frieden. 
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in Bezug auf die Bestandsentwicklung ver‑
einbarten Zielsetzungen.

Restrukturierung und Neupositionierung 
des Wohnungsunternehmens

Mit der Ernennung eines neuen ersten 
Geschäftsführers im Januar 2003 durch 
den Aufsichtsrat der kommunalen Woh‑
nungsgesellschaft begann ein Restruktu‑
rierungsprozess innerhalb des Unterneh‑
mens. Als Zeichen dieser Neuausrichtung 
firmiert die Gemeinnützige Wohnungs‑
baugesellschaft Mühlheim am Main mbH 
seit dem Jahr 2003 als Wohnbau Mühl‑
heim am Main GmbH. Im gleichen Jahr 
wurde ein Investitionsprogramm durch 
den Aufsichtsrat des Wohnungsunterneh‑
mens beschlossen, das die Sanierung und 
Modernisierung von ca. 1  000 Bestands‑
wohnungen mit einem Volumen von ca. 30 
Mio.  € bis zum Jahr 2014 vorsieht (Wohn‑
bau Mühlheim am Main GmbH 2003). Das 
Investitionsprogramm erfolgt vor dem 
Hintergrund eines in früheren Jahren auf‑
gebauten Instandhaltungsstaus. In den 
vergangenen Jahren sind die verabschie‑
deten Maßnahmen planmäßig umgesetzt 
und Teilbestände in größerem Umfang 
saniert worden. Die eingeleiteten Sanie‑
rungsmaßnahmen sind nicht auf die Woh‑
nungsbestände beschränkt, sondern be‑
ziehen auch das Umfeld der Wohnanlagen 
durch die Neugestaltung von Außenanla‑
gen oder Spielplätzen mit ein, womit ein 
deutlicher Aufwertungseffekt für die Ent‑
wicklung der Quartiere verbunden ist. Im 
Jahr 2005 fand zudem eine Ausgliede‑
rung der Immoservice Mühlheim GmbH 
als 100 %iges Tochterunternehmen statt, 
das seit diesem Zeitpunkt das technische 
Gebäudemanagement für die Wohnbau 
Mühlheim am Main GmbH übernimmt.

Diese Anpassung der Unternehmensstra‑
tegie erfolgte vor dem Hintergrund einer 

4.9	 Mühlheim am Main

Die Wohnbau Mühlheim am Main GmbH 
(WBM) ist ein 100 %iges Tochterunter‑
nehmen der Stadt Mühlheim am Main 
und mit einer Bilanzsumme von ca. 47,2 
Mio.  € neben der Stadtwerke Mühlheim 
am Main GmbH mit einer Bilanzsumme 
von 25,9 Mio.  € eines der beiden großen 
kommunalen Beteiligungsunternehmen 
in Mühlheim am Main. Das Unterneh‑
men bewirtschaftete im Jahr 2009 1  605 
Verwaltungseinheiten, davon 1  256 Miet‑
wohnungen im eigenen Bestand. Mühl‑
heim am Main verfügt neben der Beteili‑
gung am Wohnungsunternehmen über 30 
Wohnungen in unmittelbarem kommuna‑
lem Eigentum.

Strategische Ausrichtung der Stadt  
bezogen auf das kommunale Wohnungs-
unternehmen/die kommunalen  
Wohnungsbestände

In Verbindung mit einem politischen 
Machtwechsel kam es zu Beginn der 
2000er Jahre zu einer Veränderung der 
strategischen Ausrichtung der Kommune 
in Bezug auf ihr kommunales Wohnungs‑
unternehmen. Wurden die Wohnungsbe‑
stände in den Jahren zuvor überwiegend 
als Instrument gesehen, günstigen Wohn‑
raum in Mühleim anbieten zu können, tra‑
ten nunmehr das Management sowie eine 
umfassende Modernisierungsstrategie der 
Bestände in das Hauptaugenmerk der po‑
litischen Akteure. Seither sind umfassen‑
de Bestandsinvestitionen zur Modernisie‑
rung der Bestände in Mühlheim getätigt 
worden, deren Kosten vor dem Hinter‑
grund der weiterhin geforderten sozialen 
Bewirtschaftung nur teilweise an die Mie‑
ter weitergegeben worden sind.

Weiterhin ist die Versorgung sowohl brei‑
ter Bevölkerungsschichten als auch von 
Personen mit Zugangsschwierigkeiten auf 
dem Wohnungsmarkt eine zentrale Aufga‑
be des Wohnungsunternehmens aus Sicht 
der Kommune. Seinen Niederschlag findet 
dies insbesondere in der im Vergleich zu 
anderen Kommunen des Rhein-Main-Ge‑
bietes moderaten Mietenpolitik des Unter‑
nehmens.

Zugunsten der bis ins Jahr 2014 geplan‑
ten Bestandsmaßnahmen verzichtet die 
Kommune auf Ausschüttungen ihres Un‑
ternehmens und ermöglicht dadurch eine 
kontinuierliche Umsetzung der zwischen 
Kommune und Wohnungsunternehmen 

Name Wohnbau Mühlheim am Main GmbH

Art kommunale Beteiligung direkt

Anteilseigner Stadt Mühlheim am Main (100 %)

Wohnungsbestand 2000 1  251

Wohnungsbestand 2009 1  256

Anteil am Gesamtwohnungsbestand 
der Kommune 2009 10,0 %

Baualtersstruktur (Anteil am 
Wohnungsbestand des  
Unternehmens)

bis 1948	 0 %
1949 bis 1969	 66 %
1970 bis 1989	 21 %
ab 1990	 13 %

Tabelle 36 
Grundinformationen zum kommunalen Wohnungsunternehmen in  
Mühlheim am Main

Datengrundlage: Angaben von Stadt und Wohnungsunternehmen
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Mühlheim am Main GmbH bereitgestellt. 
Die mit kommunalen Vertretern besetz‑
ten Gremien des Wohnungsunternehmens 
sind bei ihren Entscheidungen vor allem 
auf die Informationen der Geschäftsfüh‑
rung des Wohnungsunternehmens an‑
gewiesen. Grundsatzentscheidungen in 
Bezug auf die Geschäftstätigkeit des Un‑
ternehmens werden in enger Abstimmung 
zwischen dem hauptamtlichen Geschäfts‑
führer des Wohnungsunternehmens, dem 
ersten Stadtrat in seiner Doppelfunktion 
als Geschäftsführer und Vertreter des Ma‑
gistrats und dem Bürgermeister als Auf‑
sichtsratsvorsitzendem vorbereitet und als 
Entscheidungsvorlagen des Wohnungsun‑
ternehmens dem Aufsichtsrat zur Abstim‑
mung vorgelegt.

Der kommunale Einfluss auf die Steue‑
rung des Wohnungsunternehmens wird 
einerseits durch die Besetzung des Auf‑
sichtsrats und der Gesellschafterver‑
sammlung mit Vertretern des Rates bzw. 
Magistrats der Stadt sichergestellt. Ande‑
rerseits wird durch die Beteiligung des 
ersten Stadtverordneten innerhalb der 
Geschäftsführung des Wohnungsunter‑
nehmens ein unmittelbarer Einfluss eines 
Kommunalvertreters auf die Geschäftspo‑
litik des Wohnungsunternehmens ermög‑
licht.

Soziale Wohnungsversorgung

2009 sind in Mühlheim am Main 557 Woh‑
nungen (4 % des Wohnungsbestands) 
mietpreis- und belegungsgebunden, wo‑
bei der gebundene Bestand gegenüber 
dem Jahr 2000 (833 Wohnungen) um ein 
Drittel zurückgegangen ist. Bei keiner ge‑
bundenen Wohnung besitzt die Stadt im 
Fall der Neuvermietung ein Benennungs- 
oder Besetzungsrecht. Der gesamte ge‑
bundene Wohnungsbestand in Mühlheim 
am Main gehört dem kommunalen Woh‑
nungsunternehmen (Tabelle 37).

Die 557 gebundenen Wohnungen bilden 
44 % des Gesamtbestands der Wohnbau 
Mühlheim ab. Dieser hohe Anteil ist da‑
bei nicht auf in den 2000er Jahren einge‑
gangene neue Bindungen zurückzuführen. 
Denn bei den in den letzten Jahren getä‑
tigten Investitionen (insbesondere Moder‑
nisierungen) wurden keine mit Bindungen 
verbundenen Wohnungsbaufördermittel 
in Anspruch genommen und auch zukünf‑
tig ist dies vor dem Hintergrund der von 
der Stadt verfolgten weniger starken Aus‑

sich abzeichnenden Segmentierung des 
Wohnungsmarkts, die eine stärkere Be‑
rücksichtigung der Nachfrageseite bei der 
Bewirtschaftung der Wohnungsbestände 
erfordert. Die Stadt Mühlheim am Main 
möchte sich mit der Neuausrichtung der 
kommunalen Wohnungsgesellschaft als 

„familienfreundlicher Wohnort im Osten 
der Rhein-Main Region“ positionieren. Mit 
Hilfe der eingeleiteten Modernisierungs‑
maßnahmen sollen Wohnungsangebo‑
te für breitere Schichten der Bevölkerung 

– insbesondere Familien mit Kindern  – ge‑
schaffen werden und ein Imagewandel 
des Wohnungsunternehmens vollzogen 
werden, weg von der Bereitstellung von 
Wohnraum für Sozialmieter hin zu einem 
modernen Wohnungsanbieter für unter‑
schiedliche Bevölkerungsgruppen (Stadt 
Mühlheim am Main 2009a).

Steuerung des Wohnungsunternehmens

Für die Steuerung des kommunalen Woh‑
nungsunternehmens hat die Stadt Mühl‑
heim am Main eine ungewöhnliche Lö‑
sung gefunden: Der Erste Stadtrat der 
Stadt ist zugleich zweiter Geschäftsfüh‑
rer der Wohnbau Mühlheim am Main 
GmbH. Der Erste Stadtrat ist neben dem 
Bürgermeister das einzige hauptamtli‑
che Mitglied des elfköpfigen Magistrats 
der Stadt Mühlheim. Der Erste Stadtrat 
ist in seiner Funktion als Kämmerer auch 
für den Haushalt der Stadt Mühlheim am 
Main verantwortlich. Die Doppelfunktion 
des ersten Stadtrats als Mitglied der Ge‑
schäftsführung des kommunalen Woh‑
nungsunternehmens wurde mit dem 
Wechsel der Verwaltungsspitze mit den 
Gemeindewahlen im Jahr 2001 geschaffen 
und dient dazu, einen unmittelbaren In‑
formationsaustausch zwischen der politi‑
schen Ebene und der Unternehmensfüh‑
rung sicherzustellen.

Die Verwaltung der Beteiligung an der 
Wohnbau Mühlheim am Main GmbH ist 
dem Zuständigkeitsbereich des Bürger‑
meisters zugeordnet. Ein eigenständiger 
Verwaltungsbereich, der das Beteiligungs‑
management des Wohnungsunterneh‑
mens für die Kommune durchführt, ist in 
Mühlheim am Main aufgrund der gerin‑
gen Größe der Stadt und ihrer Verwaltung 
nicht ausgebildet. Die im Beteiligungsbe‑
richt der Stadt Mühlheim am Main jähr‑
lich zur Lage des Beteiligungsunterneh‑
mens veröffentlichten Informationen 
werden unmittelbar durch die Wohnbau 
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ortsübliche Vergleichsmiete in Mühlheim 
am Main vor. Nach Einschätzung des 
Wohnungsunternehmens und der Kom‑
mune wird das angestrebte Preisniveau im 
Rahmen der Mietenpolitik des Wohnungs‑
unternehmens in Mühlheim am Main ins‑
gesamt erreicht. Auch wenn es im Zuge der 
Modernisierung in Teilbeständen zu er‑
heblichen Mietsteigerungen kommt, lie‑
gen diese Mieten nach Auskunft des Woh‑
nungsunternehmens deutlich unter dem 
Niveau von Wohnungen mit vergleichba‑
rer Ausstattung in den Nachbarstädten 
Hanau, Offenbach, Maintal oder Frank‑
furt.

Insgesamt hat für die soziale Wohnungs‑
versorgung in Mühlheim am Main das 
kommunale Unternehmen als alleiniger 
Anbieter gebundener Wohnungen sowie 
als ein bei angespannter Wohnungsmarkt‑
situation auf maximal erzielbare Mie‑
ten verzichtender Anbieter eine wichtige 
Funktion. Dass die Stadt einen vergleichs‑
weise geringen Einfluss auf die Neuver‑
mietung und damit die Versorgung aus‑
gewählter Zielgruppen hat, stellt für sie 
kein Problem dar, da das Unternehmen 
im Rahmen seiner Vermietungspolitik die 
kommunalen Interessen berücksichtigt 
und auch Problemfälle ggf. gemeinsam 
mit dem Unternehmen gelöst werden kön‑
nen.

richtung des kommunalen Unternehmens 
auf Sozialmieter nicht vorgesehen.

Hinsichtlich der Versorgung von Woh‑
nungssuchenden mit Wohnraum be‑
schränkt sich die Aufgabe der Stadt auf 
die Ausstellung von Wohnberechtigungs‑
scheinen. 2009 erhielten 201 Personen bzw. 
Haushalte einen Wohnberechtigungs‑
schein, und damit etwa gleich viele wie 
Mitte der 2000er Jahre (2005: 180 Wohnbe‑
rechtigungsscheine; siehe Tabelle 38).

Eine Wohnungsvermittlung erfolgt vor 
dem Hintergrund fehlender Benennungs- 
und Besetzungsrechte nicht, wohnungssu‑
chende Haushalte mit Wohnberechtigung 
werden an das kommunale Wohnungsun‑
ternehmen verwiesen. Benennungs- oder 
Besetzungsrechte sind aus Sicht der Stadt 
auch nicht erforderlich, da das kommuna‑
le Unternehmen als einziger Anbieter ge‑
bundener Wohnungen soziale Kriterien 
bei der Vermietung berücksichtigt. Dabei 
gelingt es auch, bei der Sozialverwaltung 
auflaufende soziale Härtefälle durch un‑
bürokratische Abstimmungen in den Be‑
ständen des kommunalen Unternehmens 
mit Wohnraum zu versorgen, wobei hierzu 
keine Statistik geführt wird. Mit der allein 
in der Hand des Unternehmens liegenden 
Belegungspolitik der gebundenen Bestän‑
de wird auch angestrebt, den in Teilgebie‑
ten zu beobachtenden Entmischungsten‑
denzen (Konzentration von Haushalten 
mit Migrationshintergrund) entgegenzu‑
wirken. 

Im nicht preisgebundenen Wohnungs‑
bestand fordert die Kommune vor dem 
Hintergrund eines angespannten Woh‑
nungsmarkts in der Rhein-Main-Region 
von ihrem Wohnungsunternehmen eine 
moderate Mietenpolitik und damit ei‑
nen leichteren Zugang von weniger ein‑
kommensstarken Bevölkerungsgrup‑
pen zu Wohnraum. Die Kommune hat 
sich mit dem Wohnungsunternehmen 
auf eine Vermietungspolitik verständigt, 
bei der das Mietniveau etwa 15 % unter 
der Marktmiete für einen vergleichbaren 
Wohnungsstandard angesiedelt ist. Das 
Wohnungsunternehmen weist für den Ge‑
samtbestand des Unternehmens im Jahr 
2009 eine Durchschnittsmiete von 4,92  € 
pro m2 Wohnfläche aus; auch im unge‑
bundenen Bestand liegen nach Angaben 
des Unternehmens die Mieten auf diesem 
Niveau. Da für den Landkreis Offenbach 
kein qualifizierter Mietspiegel erstellt 
wird, liegt kein aktueller Wert für eine 

Stadt Mühlheim  
gesamt

Wohnbau Mühlheim

Anzahl Anzahl Anteil an Stadt  
gesamt

2005 2009 2005 2009 2005 2009

mietpreis- und belegungs
gebundene Wohnungen 
insgesamt

637 557 637 557 100,0 % 100,0 %

davon mit        

	 Benennungs- oder 		
	 Besetzungsrecht 0 0 0 0 – –

	 Bindung nur an WBS/	
	 Einkommensgrenzen 637 557 637 557 100,0 % 100,0 %

2005 2009

ausgegebene Wohnberechtigungsscheine 180 201

bei Wohnungsvermittlung gemeldete 
Wohnungssuchende keine Vermittlung

Tabelle 37 
Gebundene Wohnungen in Mühlheim am Main und gebundene Wohnungen der 
Wohnbau Mühlheim

Tabelle 38 
Nachfrage der sozialen Wohnungsversorgung in Mühlheim am Main

Datengrundlage: Stadt Mühlheim am Main (Fachbereich Jugend und Soziales),  
Wohnbau Mühlheim am Main GmbH

Datengrundlage: Stadt Mühlheim am Main (Fachbereich Jugend und Soziales)
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Finanzierung des Investitionsprogramms 
ausgewiesen wurden. Mit Hilfe der gebil‑
deten Gewinnrücklagen konnten die Sa‑
nierungsmaßnahmen in den Jahren 2005 
und 2006 finanziert werden. Im Jahr 2007 
wurde ein leicht positives Ergebnis und im 
Jahr 2008 vor dem Hintergrund einer ge‑
planten Sanierungspause ein über der Pla‑
nung liegendes Unternehmensergebnis 
von mehr als 1,25 Mio.  € erzielt.

In den Jahren 2010 bis 2014 wird die Be‑
standssanierung wie geplant fortgesetzt 
und den Planungen zufolge zu einem ver‑
minderten Unternehmensergebnis führen. 
Mit einer Eigenkapitalquote von 26 % sieht 
sich die Wohnbau Mühlheim in der Lage, 
weiterhin erhebliche Anstrengungen zu 
unternehmen, um mit den bereits durch‑
geführten und zukünftig geplanten Be‑
standsmaßnahmen auch zukünftig wett‑
bewerbsfähig zu sein.

Im Zuge der Restrukturierungsmaßnah‑
men ist ein Wohnungspaket mit einer Grö‑
ße von 24 Wohneinheiten an einen pri‑
vaten Investor veräußert worden. Die 
erforderlichen Modernisierungsaufwen‑
dungen für diese Teilbestände standen 
nach der Analyse des Wohnungsunterneh‑
mens in einem negativen Verhältnis zum 
erzielbaren Ertrag, sodass ein Verkauf an‑
gestrebt wurde. Bei der Veräußerung wur‑
de ein Verkaufserlös unter dem Buchwert 
der Bestände erzielt, sodass das Unterneh‑
mensergebnis im Veräußerungsjahr durch 
Abschreibungen im Zuge des Verkaufs be‑
lastet wurde.

Beurteilung der Rolle des Wohnungs
unternehmens durch die Kommunen

Über die Notwendigkeit der eingeschlage‑
nen Investitionsstrategie besteht zwischen 
der Kommune und dem Wohnungsunter‑
nehmen eine große Übereinstimmung. 
Die Kommune Mühlheim am Main, die in 
den vergangenen Jahren einen Rückgang 
der gewerblich Beschäftigten zu verzeich‑
nen hatte und als einzige Fallstudienkom‑
mune über einen deutlichen Auspendlerü‑
berschuss verfügt, beabsichtigt ihre Rolle 
als Wohnstandort in der Rhein-Main-Re‑
gion weiter zu stärken. In diesem Zusam‑
menhang haben die eingeleiteten Moder‑
nisierungs- und Investitionsmaßnahmen 
in den Beständen des kommunalen Woh‑
nungsunternehmens eine wichtige Be‑
deutung für die Vermittlung eines posi‑
tiven Images des Standorts. Zudem sind 
die beschlossenen Maßnahmen in dem 

Stadt- und Quartiersentwicklung

In den Jahren 2008 und 2009 wurde im Di‑
alog zwischen Bürgern, Politik und Ver‑
waltung ein Stadtleitbild für Mühlheim 
entwickelt, das unter anderem Ziele und 
Maßnahmen für das Aufgabenfeld Woh‑
nen formuliert. Einzelne Maßnahmen wie 
die Entwicklung neuer attraktiver Wohn‑
formen, die weitere Aufwertung von Grün‑
anlagen oder die Schaffung von barri‑
erefreien Wohnungsangeboten sind als 
Handlungsrahmen zu betrachten, der aber 
nicht förmlich durch den Rat der Stadt 
Mühlheim festgelegt wurde. Die Ausein‑
andersetzung mit dem Thema Wohnen 
in Mühlheim spiegelt aber die Bestrebun‑
gen der Kommune wider, die Attraktivi‑
tät Mühlheims als Wohnstandort weiter 
zu erhöhen. Dieses Ziel wird durch das 
kommunale Wohnungsunternehmen mit‑
getragen und durch die eingeleiteten Be‑
standsmaßnahmen unterstützt.

Besonders die in den vergangenen Jahren 
durchgeführten Modernisierungsmaß‑
nahmen im Wohnungsbestand, die auch 
Wohnumfeld verbessernde Maßnahmen 
mit einbeziehen, wirken sich positiv auf 
die Entwicklung der jeweiligen Quartie‑
re aus. Durch die Instandsetzung der ei‑
genen Bestände leistet das kommuna‑
le Wohnungsunternehmen damit einen 
wichtigen Beitrag für die gesamtstädtische 
Entwicklung.

Als Beispiel für ein über die Bewirtschaf‑
tung der eigenen Wohnungsbestände hi‑
nausreichendes Engagement können die 
Bemühungen des Unternehmens bewer‑
tet werden, im dezentral gelegenen Orts‑
teil Markwald einen neuen Betreiber für 
ein Nahversorgungsgeschäft des Einzel‑
handels in einem Bestandsgebäude des 
Unternehmens zu suchen, der die Nahver‑
sorgung der zum großen Teil älteren Be‑
völkerung sicherstellt.

Beitrag zum Haushalt und wirtschaftliche 
Situation des Unternehmens

Mit dem Beschluss zur Durchführung des 
Investitionsprogramms bei der WBM im 
Jahr 2003 verzichtete die Stadt Mühlheim 
am Main auf Ausschüttungen durch das 
Wohnungsunternehmen. Bereits vor dem 
Beschluss über das Investitionsprogramm 
wurden Gewinnrücklagen in einem Volu‑
men von über 10 Mio.  € im Unternehmen 
gebildet, die im Jahresabschluss als Rück‑
stellungen für Bauinstandhaltungen zur 
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wobei von Beginn an die Verschmelzung 
der beiden kreiseigenen Wohnungsun‑
ternehmen zu einer Kreiswohnbaugesell‑
schaft verfolgt wurde. Alternativszenari‑
en wie die Veräußerung der KWG Alfeld an 
einen privaten Investor wurden durch den 
Kreis nicht geprüft und wären bei den am 
Wohnungsunternehmen beteiligten Kom‑
munen mehrheitlich auf Ablehnung ge‑
stoßen. Ziel der Zusammenführung der 
beiden kommunalen Wohnungsunter‑
nehmen unter einem Dach war an erster 
Stelle, eine wirtschaftliche Stärkung der 
Unternehmen durch Hebung von Syner‑
gieeffekten herbeizuführen (Kreiswohn‑
bau Hildesheim 2008). Dabei stellte sich 
die wirtschaftliche Situation der KWG Al‑
feld mit einem Bestand von ca. 1  150 Miet‑
wohnungen vor dem Hintergrund einer 
schwierigen allgemeinwirtschaftlichen 
und demographischen Situation im Alt‑
kreis Alfeld, niedriger Sollmieten, einer 
etwa doppelt so hohen Verschuldung pro 
m² Wohnfläche, eines höheren Leerstands 
und damit verbunden höheren Erlöss‑
chmälerungen als deutlich schlechter dar 
als die der Kreiswohnbau Hildesheim.

Um die Verschmelzung vorzubereiten und 
eine möglichst große Zustimmung der be‑
teiligten Gesellschafter zu erreichen, wur‑
de die Arbeitsgruppe „Kommunale Woh‑
nungswirtschaft“ unter Mitwirkung von 
Verwaltungsvertretern des Kreises, der be‑
teiligten Kommunen und der Wohnungs‑
unternehmen gegründet. Mit Hilfe der Ar‑
beitsgruppe wurde die Durchführung der 
Fusion zwischen den einzelnen Vertrags‑
parteien im Vorfeld abgestimmt und die 
Zustimmung zu einem Verschmelzungs‑
vertrag durch den Kreistag und die Kom‑
munalparlamente der am Unternehmen 
beteiligten Kommunen vorbereitet. Im 

vorgesehenen wirtschaftlichen Rahmen 
durchgeführt worden und haben zu kei‑
nen wirtschaftlichen Belastungen für die 
Kommune geführt. Die Kommune ist so‑
wohl mit der Art der eingeleiteten Re‑
strukturierungsmaßnahmen durch das 
Wohnungsunternehmen als auch mit der 
Umsetzung dieser Maßnahmen in der Ver‑
gangenheit zufrieden.

4.10  Landkreis Hildesheim

Das kommunale Wohnungsunternehmen 
im Landkreis Hildesheim ist die Kreis‑
wohnbau Hildesheim GmbH. Sie verfüg‑
te 2009 über 4  277 Wohnungen, das sind 
3,0 % des Gesamtwohnungsbestands im 
Kreisgebiet. Die Kreiswohnbau wurde 
1949 mit dem Ziel gegründet, breite Bevöl‑
kerungsschichten im Landkreis nach dem 
Krieg möglichst schnell mit Wohnraum zu 
versorgen und die Eingliederung von Ver‑
triebenen zu erleichtern. Das Wohnungs‑
unternehmen befindet sich im Mehrheits‑
besitz des Landkreises Hildesheim, auf 
den 58,42 % des Stammkapitals entfallen. 
Die weiteren Anteilseigner sind 20 kreis‑
angehörige Städte, Gemeinden und Samt‑
gemeinden. Die (kreisangehörige) Stadt 
Hildesheim gehört nicht zum Gesellschaf‑
terkreis, sie verfügt über ein eigenes kom‑
munales Wohnungsunternehmen. Ein Teil 
der Wohnungsbestände der Kreiswohnbau 
befindet sich in der Stadt Hildesheim.

Die heutige Kreiswohnbau Hildesheim 
GmbH entstand 2008 durch Verschmel‑
zung zweier Kreiswohnungsbaugesell‑
schaften. Die Verschmelzung war mit ei‑
ner Restrukturierung des Unternehmens 
und der Entwicklung eines neuen Leit‑
bilds verbunden.

Verschmelzung der Kreiswohnungsbauge-
sellschaften zur Kreisbau Hildesheim und 
Restrukturierung des Unternehmens

Bis zum Jahr 2008 gab es zwei Kreiswohn‑
baugesellschaften, die sich mehrheitlich 
im Besitz des Landkreises Hildesheim be‑
fanden: Die Kreiswohnbau Hildesheim 
GmbH, die ihren Tätigkeitsschwerpunkt 
im Altkreis Hildesheim hatte und die KWG 
Alfeld, die im südlichen Altkreis Alfeld ak‑
tiv war. Dies folgte der bis zur Kreisge‑
bietsreform von 1977 geltenden Kreisglie‑
derung. Von der Verwaltungsspitze des 
Kreises Hildesheim wurde im Jahr 2007 
ein Prozess zur Zusammenführung der 
beiden Wohnungsunternehmen initiiert, 

Name Kreiswohnbau Hildesheim GmbH

Art kommunale Beteiligung direkt

Anteilseigner Landkreis Hildesheim (58,42 %), 20 kreisangehörige Städte, 
Gemeinden und Samtgemeinden (41,58 %)

Wohnungsbestand 2000 3  327

Wohnungsbestand 2009 4  277

Anteil am Gesamt
wohnungsbestand der 
Kommune 2009

3,0 %

Baualtersstruktur (Anteil am 
Wohnungsbestand des  
Unternehmens)

bis 1948	 1 %
1949 bis 1969	 72 %
1970 bis 1989	 15 %
ab 1990	 13 %

Tabelle 39 
Grundinformationen zum kommunalen Wohnungsunternehmen im Landkreis 
Hildesheim

Datengrundlage: Angaben von Kreis und Wohnungsunternehmen
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nen zukünftig eine Vorbildfunktion inner‑
halb des Kreises eingenommen werden 
soll:

•	 Allen Menschen, die im Landkreis Hil‑
desheim wohnen oder wohnen möchten, 
attraktiven, sicheren und bezahlbaren 
Wohnraum bieten, insbesondere jenen, 
die es bei ihrer Suche schwerer haben 
als andere.

•	 Eine nachhaltige Bewirtschaftung der 
Bestände realisieren, um marktgerech‑
ten Wohnraum langfristig zu sichern 
und von Zuschüssen der Gesellschafter 
unabhängig zu bleiben.

•	 Eine hohe Energieeffizienz innerhalb 
des Gebäudebestands realisieren.

An diesen Oberzielen soll das wirtschaft‑
liche Handeln des Unternehmens zukünf‑
tig ausgerichtet sein. Dabei wird deutlich, 
dass das Angebot des Unternehmens sich 
weiterhin an Wohnungssuchenden ori‑
entiert, die bezahlbaren Wohnraum su‑
chen bzw. Schwierigkeiten haben, sich auf 
dem freien Wohnungsmarkt zu versorgen. 
Gleichzeitig sollen nachfragegerechte Be‑
stände insbesondere durch Investitionen 
in einen modernen Ausstattungsstandard 
sowie die Energieeffizienz der Gebäude 
gewährleisten, sodass eine wirtschaftliche 
Bewirtschaftung der Bestände langfristig 
gesichert wird. Das Wohnungsunterneh‑
men antizipiert in seinen Leitlinien Ziele, 
die auch die kommunalen Gesellschafter 
mit ihrer Beteiligung am Wohnungsunter‑
nehmen verfolgen.

Steuerung der Wohnungsunternehmens

Die Eigentümer der Kreiswohnbau sind 
im Aufsichtsrat des Unternehmens durch 
den Landrat, neun Kreistagsmitglieder so‑
wie sieben Bürgermeister vertreten. Da‑
bei handelt es sich um Bürgermeister von 
Gemeinden, in denen das Unternehmen 
über größere Wohnungsbestände verfügt: 
Sarstedt (1  083), Alfeld (531), Bad Salzdet‑
furth (499), Gronau (297), Bockenem (269), 
Diekholzen (141) und Nordstemmen (93). 
In die Gesellschafterversammlung werden 
der Landrat und die Bürgermeister ent‑
sandt.

Innerhalb der Kreisverwaltung ist die Be‑
teiligung unmittelbar dem Zuständig‑
keitsbereich des Landrats und somit der 
Verwaltungsspitze zugeordnet. Die Beteili‑
gungsverwaltung wird operativ durch den 
Fachdienst Finanzen und Beteiligungen 

Rahmen der Verschmelzung hat die KWG 
Alfeld ihr gesamtes Vermögen auf die 
Kreiswohnbau Hildesheim übertragen, 
wobei ihre Gesellschafter im Gegenzug 
Anteile an der Kreiswohnbau Hildesheim 
GmbH erhalten haben, die durch eine Ka‑
pitalerhöhung geschaffen worden sind.

Vor dem Hintergrund der Fusion wurde 
bei der Kreiswohnbau GmbH eine neue 
Organisationsstruktur eingeführt, die 
auch eine planmäßige Personalreduktion 
beinhaltete. Damit sind die wesentlichen 
Restrukturierungsmaßnahmen der beiden 
Unternehmen im Jahr 2010 abgeschlossen 
worden.

Strategische Ausrichtung des Kreises 
bezogen auf seine kommunalen 
Wohnungsunternehmen/-bestände

Trotz der wirtschaftlichen Belastung, die 
mit der Verschmelzung der Kreiswohnbau 
Hildesheim mit der Kreiswohnbau Alfeld 
verbunden war, wurde der Verkauf bzw. 
eine Teilprivatisierung von Wohnungsbe‑
ständen bisher durch die Kommune nicht 
thematisiert. Vielmehr war das strategi‑
sche Ziel der Verschmelzung der beiden 
Wohnungsunternehmen, Synergien bei 
der Bewirtschaftung des Gesamtbestands 
zu erzielen. Die damit verbundenen Re‑
strukturierungskosten wurden vom Land‑
kreis Hildesheim bewusst in Kauf genom‑
men. 

Auch zukünftig erfüllt das Unternehmen 
eine wichtige Funktion für die Kommune 
bei der Versorgung breiter Bevölkerungs‑
schichten mit günstigem Wohnraum. Vor 
dem Hintergrund eines prognostizierten 
Bevölkerungsrückgangs in den nächsten 
Jahren wird die Strategie des Unterneh‑
mens, die Wohnungsbestände durch Mo‑
dernisierungsmaßnahmen an die verän‑
derte Nachfrage anzupassen, durch die 
Kommune mitgetragen. Vor dem Hinter‑
grund dieser Anpassungsstrategie setzt 
die Kommune dem Unternehmen Aus‑
schüttungsziele, die bewusst moderat ge‑
halten sind.

Im Jahr 2010 wurde ein neues Leitbild 
durch das Wohnungsunternehmen etab‑
liert, das Grundsätze des wirtschaftlichen 
Handelns auch vor dem Hintergrund einer 
veränderten Nachfragesituation auf dem 
Wohnungsmarkt festlegt (Kreiswohnbau 
Hildesheim 2010). Mit dem Leitbild werden 
durch das Unternehmen vor allem drei in‑
haltliche Themenbereiche definiert, in de‑
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vor dem Hintergrund der fehlenden Mit‑
wirkungsrechte bei der Neuvermietung). 
Wohnungssuchende bzw. Haushalte mit 
Wohnberechtigung werden an die Unter‑
nehmen mit gebundenen Beständen ver‑
wiesen. 2009 erhielten 372 Haushalte im 
Landkreis Hildesheim einen Wohnberech‑
tigungsschein; diese Haushalte verteil‑
ten sich annähernd entsprechend der Be‑
völkerung auf die beiden Städte und das 
weitere Kreisgebiet (1,2 bzw. 1,4 WBS pro 
1  000 Einwohner; Tabelle 41).

Die Kreiswohnbau Hildesheim hat schon 
aufgrund ihres großen Anteils an den ge‑
bundenen Beständen eine wichtige Funk‑
tion für die soziale Wohnungsversorgung 
im Landkreis Hildesheim. Aufgrund der 
im gesamten Kreisgebiet bestehenden 
Nachfrage Einkommensschwacher kommt 
der – bezogen auf die Bestände – dezent‑
ral aufgestellten Kreiswohnbau ein zusätz‑
liches Gewicht zu. Die sich allein aus den 
Bindungen ergebende Versorgungsfunk
tion wird aber voraussichtlich zurückge‑
hen, da die Kreiswohnbau die Reduzie‑
rung der gebundenen Bestände verfolgt, 
und zwar indem sie Förderkredite vorzei‑
tig abzahlt (frühzeitiger Bindungswegfall 
nach Nachwirkungsfrist) sowie indem sie 
keine neuen Bindungen eingeht. Eine Ab‑
milderung des künftigen Bindungsweg‑
falls im Kreisgebiet – bis 2025 59 % der 
2008 gebundenen Wohnungen (NBank 
2009, S. 68) – durch die Kreiswohnbau ist 
gemäß der Recherchen bisher nicht vorge‑
sehen.

durchgeführt. Der Fachdienst Finanzen 
und Beteiligungen wertet vom Unterneh‑
men erstellte Quartalsberichte für die Ver‑
waltungsspitze aus und gibt Stellungnah‑
men zu Investitionsplanungen ab, die auf 
Vorschlag des Wohnungsunternehmens in 
den Aufsichtsrat eingebracht werden. Vor 
allem die Einhaltung der im Wirtschafts‑
plan vereinbarten kurz- und mittelfristi‑
gen wirtschaftlichen Ziele wird mit Hilfe 
des Fachdiensts für Finanzen und Beteili‑
gungen kontrolliert. Eine Beratungsfunk‑
tion soll auch gegenüber den im Aufsichts‑
rat vertretenen Kreistagsabgeordneten 
wahrgenommen werden, hiervon wird 
aber in der Praxis nur in Ausnahmefäl‑
len Gebrauch gemacht. Insgesamt wird 
die Zusammenarbeit des Landkreises mit 
den Kommunen in Bezug auf die Abstim‑
mung von Interessen und die Steuerung 
des Wohnungsunternehmens von beiden 
Seiten als kooperativ und konsensorien‑
tiert bewertet.

Soziale Wohnungsversorgung

Im Landkreis Hildesheim sind 2  330 Woh‑
nungen bzw. 1,7 % des Wohnungsbestands 
gebunden (Stand 2008). Bei fast allen die‑
sen Wohnungen beschränken sich die Be‑
legungsbindungen auf die Bindung an die 
Einkommensgrenzen bzw. die Vorlage ei‑
nes Wohnberechtigungsscheins. Darüber 
hinausgehende Benennungsrechte exis‑
tieren nur bei einer kleinen Zahl von Woh‑
nungen in der Stadt Hildesheim (Anzahl 
im Rahmen der Untersuchung nicht exakt 
quantifizierbar). Im Eigentum der Kreis‑
wohnbau Hildesheim liegen 1  057 gebun‑
dene Wohnungen bzw. fast die Hälfte des 
gebundenen Bestands im Kreisgebiet (Ta‑
belle 40).47 Vorgaben zur sozialen Woh‑
nungsversorgung bzw. Verpflichtungen 
der Kreiswohnbau (durch Verträge etc.) 
bestehen nicht.

Die Zuständigkeiten für Aufgaben der so‑
zialen Wohnungsversorgung sind im 
Landkreis Hildesheim aufgeteilt zwi‑
schen den beiden größten kreisangehöri‑
gen Städten Hildesheim (36 % der 284  000 
Einwohner des Kreises) und Alfeld (7 % 
der Einwohner) sowie dem Landkreis für 
das weitere Kreisgebiet (57 % der Einwoh‑
ner). Die Städte und der Landkreis stellen 
jeweils Wohnberechtigungsscheine aus 
und überwachen die Einhaltung der Be‑
legungsbindungen in ihrem Zuständig‑
keitsbereich. Eine Wohnungsvermittlung 
erfolgt durch die Kommunen nicht (auch 

Anzahl 
Wohnungen

Anteil

gebundene Wohnungen insgesamt (2008)* 2  330 100,0 %

	 darunter Kreiswohnbau Hildesheim GmbH (2009) 1  057 45,4 %

* 	Bestand fast ausschließlich nur mit Belegungs- und Mietpreisbindung, wenige Wohnungen mit  
	 Benennungsrechten in Stadt Hildesheim (nicht quantifiziert)

Anzahl WBS WBS pro 1  000 Ew.

Landkreis insgesamt, darunter 372 1,31

	 Städte Hildesheim und Alfeld 148 1,20

	 weiteres Kreisgebiet 224 1,39

Tabelle 40 
Gebundener Wohnungsbestand im Landkreis Hildesheim 2008/2009

Tabelle 41 
Wohnberechtigungsscheine (WBS) im Landkreis Hildesheim 2009

Datengrundlage: NBank (2009), S. 68; Kreiswohnbau Hildesheim GmbH

Datengrundlage: Landkreis Hildesheim; Städte Hildesheim und Alfeld; Landesbetrieb für Statistik 
und Kommunikationstechnologie Niedersachsen

(47)
Da auch das Wohnungsun-
ternehmen der Stadt Hildes-
heim über gebundene Bestän-
de verfügt, ist die Gesamtzahl 
aller gebundenen Wohnungen 
in kommunaler Hand im Land-
kreis noch höher.
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mens ein Leerstand von knapp 3 % auf ge‑
plante Bestandsmaßnahmen (Rückbau 
und Modernisierung) zurückzuführen 
ist. Dabei zeigt sich ein deutliches Gefälle 
zwischen dem durch eine stärkere Nach‑
frage und geringeren Leerständen gekenn‑
zeichneten Nordkreis mit den Städten Hil‑
desheim und Sarstedt und dem durch eine 
schwächere Nachfrage und größere Leer‑
stände gekennzeichneten Südkreis mit 
den Städten Alfeld, Bad Salzdetfurth und 
Bockenem. Durch weitere Bestandsinves‑
titionen und den Rückbau bzw. den Ver‑
kauf kleinerer nicht nachfragegerechter 
Bestände sowie stärkere Vermarktungsbe‑
mühungen in den Kundencentern vor Ort 
sollen in den nächsten Jahren die Leer‑
standsquoten insbesondere im Südkreis 
reduziert werden. Darüber hinaus sind vor 
allem große Wohnungen in den ländlich 
geprägten kreisangehörigen Gemeinden 
nur noch schwer vermietbar.

Stadt- und Quartiersentwicklung, energe-
tische Sanierung

Die Zusammenarbeit bei der Umsetzung 
von Maßnahmen der Stadt- und Quar‑
tiersentwicklung findet typischerweise 
direkt zwischen den Vertretern einzelner 
Gemeinden und der Kreiswohnbaugesell‑
schaft statt. Insbesondere in den Gemein‑
den des Landkreises Hildesheim, in denen 
die Kreiswohnbaugesellschaft über größe‑
re Wohnungsbestände verfügt (Sarstedt, 
Alfeld und Bad Salzdetfurth), wird das Un‑
ternehmen als besonders wichtiger und 
verlässlicher Partner bei der Umsetzung 
Wohnumfeld verbessernder Maßnahmen 
betrachtet. Die Zusammenarbeit bei der‑
artigen Maßnahmen wird nicht auf Ba‑
sis definierter Zielvorgaben zwischen 
dem Unternehmen und der Gemeinde re‑
alisiert, sondern mit Hilfe informeller Ab‑
stimmungen zwischen der Gemeindever‑
waltung und der Geschäftsführung des 
Wohnungsunternehmens vereinbart.

Die Kreiswohnbau hat bereits seit Beginn 
der 2000er Jahre im Rahmen von Moderni‑
sierungsmaßnahmen besonderes Augen‑
merk auf die energetische Sanierung ihrer 
Bestände gerichtet. Durch die Dämmung 
von Gebäuen und den Einsatz alternati‑
ver Energieträger wie Solarthermie- und 
Photovoltaikanlagen liegt der Energie‑
verbrauch der Wohnungen ca. 30 % unter 
dem niedersächsischen Durchschnitt. Zu‑
dem betreibt das Unternehmen in Sarstedt 

Die vorzeitige Rückzahlung der Förder‑
kredite wird von den kommunalen Ei‑
gentümern mitgetragen. Gründe sind vor 
allem die entspannte Wohnungsmarktla‑
ge im Kreisgebiet, das allgemein niedri‑
ge Mietenniveau und die moderate Mie‑
tengestaltung der Kreiswohnbau. Nach 
Angaben des Wohnungsunternehmens 
ist im Durchschnitt eine Miete von 4,56  € 
pro m2 zu entrichten. Die Bestandsmie‑
ten liegen auch für nicht preisgebundene 
Wohnungen mit modernem Standard mit 
5,50  € pro m2 auf einem eher niedrigen Ni‑
veau (teilmodernisiert 4,80  € pro m2, nicht 
zeitgemäßer Standard 4,20  € pro m2). Die 
Neuvermietungsmieten der Kreiswohn‑
bau sind im Durchschnitt nicht höher als 
die Bestandsmieten, sodass sich einkom‑
mensschwache Wohnungssuchende auch 
im ungebundenen Bestand mit Wohn‑
raum versorgen können.

Initiativen des Wohnungsunternehmens 
in Bezug auf seine Wohnungsbestände

Die Geschäftstätigkeit der Kreiswohn‑
bau richtet sich vor allem an Haushal‑
te, die preisgünstigen Wohnraum su‑
chen oder sich am Markt nur schwer mit 
Wohnraum versorgen können. Auch in 
diesem Marktsegment sind die Anforde‑
rungen, die von Seiten der Mieter an die 
Ausstattung der Wohnungen gestellt wer‑
den, in den vergangenen Jahren gestie‑
gen. Diese Entwicklung kann an einer 
erhöhten Leerstandsquote nicht marktge‑
rechter Wohnungen im Bestand des Woh‑
nungsunternehmens festgemacht werden. 
Das Wohnungsunternehmen hat daher 
in den vergangenen Jahren kontinuier‑
lich in den Ausstattungsstandard bzw. die 
energetische Sanierung der Bestände in‑
vestiert. In den Jahren 2005 bis 2009 wur‑
den jeweils zwischen 7 und 8 Mio.   € in 
bestandserhaltende und bestandsverbes‑
sernde Maßnahmen investiert, sodass die 
Wohnungsgesellschaft heute über einen 
Wohnungsbestand verfügt, der etwa zur 
Hälfte einem modernen bzw. zeitgemäßen 
Standard entspricht.

Die Integration des Wohnungsbestands 
der KWG Alfeld in das Portfolio der Kreis‑
wohnbaugesellschaft Hildesheim hat die 
Leerstandsquote des Wohnungsunterneh
mens trotz der getätigten Bestandsin‑
vestitionen noch einmal deutlich auf ca. 
8 % (Stand Dezember 2009) erhöht, wobei 
nach Auskunft des Wohnungsunterneh‑
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schaftungskonzept des Unternehmens 
auch nach der Eingliederung weiter ver‑
folgt werden kann. Die Fusion hat zu kei‑
nen finanziellen Belastungen der Gesell‑
schafter geführt.

Beurteilung der Rolle des Wohnungs
unternehmens durch die Kommunen

Sowohl auf Ebene des Landkreises als 
auch auf Ebene der Gemeinden ist eine 
grundsätzliche Zufriedenheit mit dem 
Wirken des kommunalen Wohnungsunter‑
nehmens spürbar. Das Unternehmen wird 
von den beteiligten Kommunen als beson‑
ders verlässlicher Partner bei der sozialen 
Wohnungsversorgung gesehen. Die mit 
der Verschmelzung verfolgten wirtschaft‑
lichen Ziele werden umgesetzt. Gleichzei‑
tig wird das im Rahmen der Verschmel‑
zung entwickelte Unternehmensleitbild, 
auf dessen Grundlage die zukünftige Ent‑
wicklung des Unternehmens ausgerichtet 
wird, von allen kommunalen Anteilseig‑
nern mitgetragen.

ein Biomasse-Großkraftwerk mit dem 400 
Wohnungen mit Wärme versorgt werden.

Beitrag zum Haushalt und wirtschaftliche 
Situation des Unternehmens

Vor der Eingliederung der KWG Alfeld war 
zwischen der Kreiswohnbau Hildesheim 
GmbH und den Gesellschaftern eine jähr‑
liche Ausschüttung von 4 % auf das einge‑
zahlte Stammkapital der Gesellschafter 
vereinbart. Auch in den Jahren 2008 und 
2009, also nach der vollzogenen Einglie‑
derung, wurden Überschüsse in entspre‑
chender Höhe an den Kreis und die kreis‑
angehörigen Kommunen ausgeschüttet.

Die Eingliederung schlug sich bei der 
Kreiswohnbaugesellschaft im Jahr 2008 
in einer verschlechterten Ertragslage und 
einer gesunkenen Eigenmittelquote nie‑
der, jedoch in verkraftbarem Umfang. Das 
Konstanthalten der Sanierungs- und Mo‑
dernisierungsaufwendungen in den ver‑
gangenen Jahren ist als Beleg anzusehen, 
dass das langfristig angelegte Bewirt‑
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In diesem Kapitel wird eine zusammen‑
fassende Querschnittsauswertung der 
Fallstudien vorgenommen. Sie dient dazu, 
Gemeinsamkeiten und übergreifende Er‑
gebnisse ebenso wie Unterschiede heraus‑
zuarbeiten, die zwischen den untersuch‑
ten Kommunen bestehen.

Das Kapitel gliedert sich in sieben Ab‑
schnitte: Zunächst wird die strategische 
Ausrichtung der Kommunen bezogen auf 
ihre Wohnungsunternehmen im Quer‑
schnitt ausgewertet (Abschnitt 5.1). So‑
dann erfolgt die Querauswertung zur 
Steuerung der Wohnungsunternehmen 
und zur Organisation der Zusammenar‑
beit von Kommunen und Unternehmen 
im Querschnitt (Abschnitt 5.2). Die folgen‑
den Abschnitte befassen sich mit der sozi‑
alen Wohnungsversorgung (Abschnitt 5.3), 
den Investitionsstrategien der Unterneh‑
men in Neubau und Bestand (Abschnitt 
5.4) und der Rolle der Unternehmen für 
die Stadt- und Quartiersentwicklung (Ab‑
schnitt 5.5). Weitere Abschnitte behandeln 
den Verkauf von Unternehmensanteilen 
und Wohnungen (Abschnitt 5.6) sowie die 
wirtschaftliche Situation der Unterneh‑
men und deren Beitrag zu den kommuna‑
len Haushalten (Abschnitt 5.7).

Die Fallstudien zu den neun Kommunen 
mit eigenen Wohnungsunternehmen flie‑
ßen in alle Abschnitte der Querschnitts‑
auswertung. Die Fallstudie zu Kiel, das vor 
mehr als zehn Jahren sein Wohnungsun‑
ternehmen an private Investoren verkauft 
hat, wird zum einen im Abschnitt zu den 
Verkäufen kommunaler Wohnungsbestän‑
de berücksichtigt. Zum anderen wird in 
den Abschnitten zur sozialen Wohnungs‑
versorgung und zur Stadt- und Quar‑
tiersentwicklung darauf eingegangen, 
welche Folgen der Kieler Unternehmens‑
verkauf in den entsprechenden kommuna‑
len Handlungsfeldern hatte.

5.1	 Strategische Ausrichtung der 
Kommunen bezogen auf ihre 
kommunalen Wohnungs
unternehmen und -bestände

Die Querschnittsbetrachtung der von den 
Fallkommunen in Bezug auf die kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen und -be‑
stände verfolgten Strategien erfolgt in drei 
Schritten: Zunächst wird auf Strategien im 

5	 Querschnittsbetrachtung der Fallstudien
Bereich der fachlich-inhaltlichen Aufga‑
ben eingegangen, dann auf Strategien im 
wirtschaftlichen Bereich. Schließlich wer‑
den die Strategien im Bereich des Verkaufs 
kommunaler Wohnungsunternehmen und 
Wohnungsbestände behandelt. Einbezo‑
gen werden die neun Fallkommunen, die 
aktuell über Wohnungsunternehmen ver‑
fügen, Kiel bleibt in diesem Abschnitt also 
unberücksichtigt.

Strategische Ausrichtung im Bereich der 
fachlich-inhaltlichen Aufgaben

Alle neun Fallkommunen, die aktuell über 
kommunale Wohnungsunternehmen ver‑
fügen, messen diesen eine sehr große oder 
große Bedeutung für die Erreichung der 
kommunalen Ziele und die Erledigung 
der kommunalen Aufgaben bei. Dies wur‑
de bereits aus den Angaben deutlich, die 
die Kommunen bei der Kommunalbefra‑
gung des IfS gemacht haben (siehe Tabel‑
le 42). Bei der Befragung stellten zudem 
fünf der neun Kommunen für die vergan‑
genen Jahre einen Zuwachs der Bedeutung 
der kommunalen Wohnungsunterneh‑
men fest, und alle neun Unternehmen ga‑
ben an, für die nächsten drei Jahre einen 
(weiteren) Bedeutungszuwachs zu erwar‑
ten. Die vertiefenden Recherchen im Rah‑
men der Fallstudien bestätigen dieses Bild 
und zeigen zugleich, dass in den Fallkom‑
munen ein breiter Konsens über die große 
strategische Bedeutung der kommunalen 
Wohnungsunternehmen besteht.

München verfügte als einzige der Fall‑
kommunen zum Erhebungszeitpunkt über 
umfangreiche Wohnungsbestände in un‑
mittelbarem kommunalem Eigentum, die 
auf dem allgemeinen Wohnungsmarkt 
vermietet werden. Diese Bestände haben 
aus Sicht der Stadt dieselbe strategische 
Funktion wie die Bestände der beiden 
Münchner kommunalen Wohnungsunter‑
nehmen. In den anderen Fallkommunen 
ist die Zahl der Wohnungen in unmittelba‑
rem kommunalem Eigentum sehr gering, 
sodass diese Bestände keine strategische 
Bedeutung für die fachlich-inhaltlichen 
Aufgaben der Kommunen haben.

Im Vordergrund der inhaltlichen Strate‑
gien, die die Kommunen mit ihren Woh‑
nungsunternehmen verfolgen, steht die 
soziale Wohnungsversorgung. Die Fall‑
kommunen zeigen hier dasselbe Bild wie 
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die Gesamtheit der Kommunen mit Woh‑
nungsunternehmen, die mit der Kom‑
munalbefragung erfasst wurden. Mit 
den vertiefenden Recherchen der Fall‑
studien konnte aber herausgearbei‑
tet werden, dass in der Ausprägung der 
Strategien im Handlungsfeld soziale Woh‑
nungsversorgung zwischen den Kommu‑
nen gewisse Unterschiede bestehen, die 
im Wesentlichen aus der jeweiligen Lage 
am Wohnungsmarkt resultieren (siehe 
auch Tabelle 43):

•	 Alle neun Fallkommunen sehen in ih‑
ren kommunalen Wohnungsunterneh‑
men eine sehr wichtige Garantie dafür, 
dass auf den örtlichen Wohnungsmärk‑
ten ein preisgünstiges Angebot für brei‑
te Bevölkerungsschichten zur Verfügung 
steht. Die entsprechende Funktion ist 
sowohl für Kommunen mit angespann‑
tem Wohnungsmarkt (München, Mainz, 
Potsdam, Mühlheim am Main) als auch 
für Kommunen mit entspannten oder 
stark entspannten Wohnungsmärkten 
(Essen, Lübeck, Velbert, Bautzen, Land‑
kreis Hildesheim) von Bedeutung. Sie ist 
zugleich die Basis für alle anderen stra‑
tegischen Funktionen, die die kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen für die 
Kommunen haben.

•	 Dagegen verfolgt nur eine Minderheit 
der Fallkommunen aktive Strategien 
zur Gewinnung von zusätzlichen Be‑
legungsmöglichkeiten, zur Mietpreis‑
begrenzung und zur Angebotsauswei‑
tung im kommunalen Bestand. Hierbei 
handelt es sich um die drei untersuch‑
ten Großstädte mit angespanntem Woh‑
nungsmarkt: Potsdam, Mainz und vor 
allem München. Typische Elemente 
für entsprechende Strategien sind die 
Schaffung von kommunalen Belegungs‑
rechten über die förderrechtlichen Bin‑
dungen hinaus, spezielle Mietobergren‑
zen für die kommunalen Wohnungen 
und ein starkes Engagement der kom‑
munalen Unternehmen im Neubau von 
Mietwohnungen. Die anderen Fallkom‑
munen haben für ihre Wohnungsun‑
ternehmen in diesen Bereichen weitaus 
weniger strategische Festlegungen ge‑
troffen.

•	 In allen neun Fallkommunen ist die Ver‑
sorgung von Haushalten mit besonderen 
Problemen (Obdachlose, von Obdach‑
losigkeit Bedrohte, Haushalte mit Miet‑
schulden, Haushalte mit sozialen Auf‑
fälligkeiten, sonstige Personengruppen 

mit spezifischen Zugangsproblemen) 
eine zentrale strategische Funktion. Aus 
Sicht der Kommunen ist es primär die 
Aufgabe der eigenen Wohnungsunter‑
nehmen, Wohnungen an entsprechen‑
de Wohnungssuchende zu vermieten, 
und zwar auch über bestehende kom‑
munale Belegungsrechte hinaus. Die 
Lage am Wohnungsmarkt und die Größe 
der Kommune haben einen Einfluss da‑
rauf, wie umfangreich die entsprechen‑
den Aufgaben sind. Aber auch in den 
Fallkommunen mit entspanntem Woh‑
nungsmarkt und in den kleinen Fall‑
kommunen ist die entsprechende stra‑
tegische Funktion der kommunalen 
Wohnungsunternehmen von erheblicher 
Bedeutung.

Auch im Handlungsfeld Stadtentwicklung, 
Quartiersentwicklung und energetische 
Sanierung haben die kommunalen Woh‑
nungsunternehmen der Fallkommunen 

Fallkommune

aktuelle 
strategische  
Bedeutung

Entwicklung der  
Bedeutung in den 
letzten fünf Jahren

Entwicklung in 
den nächsten drei 

Jahren

München sehr groß hat sich erhöht wird sich erhöhen

Essen groß nicht verändert wird sich erhöhen

Lübeck sehr groß nicht verändert wird sich erhöhen

Mainz sehr groß nicht verändert wird sich erhöhen

Potsdam sehr groß hat sich erhöht wird sich erhöhen

Velbert sehr groß hat sich erhöht wird sich erhöhen

Bautzen sehr groß nicht verändert wird sich erhöhen

Mühlheim am Main groß hat sich erhöht wird sich erhöhen

Landkreis Hildesheim sehr groß hat sich erhöht wird sich erhöhen

Fallkommune

kommunale  
Unternehmen als  

Garantie für  
preisgünstige 

Angebote für breite 
Schichten

aktive Strategien zur 
Gewinnung für  

Belegungsmöglich­
keiten, Mietpreisbe­

grenzung und 
Angebotsaus­

weitung im 
kommunalen 
Unternehmen

zentrale Funktion des 
Unternehmens bei 
der Unterbringung 

von Wohnungs­
suchenden mit 

besonderen  
Problemen

München l l l

Essen l l

Lübeck l l

Mainz l l l

Potsdam l l l

Velbert l l

Bautzen l l

Mühlheim am Main l l

Landkreis Hildesheim l l

Tabelle 42 
Einschätzung der Fallkommunen zur strategischen Bedeutung ihrer 
Wohnungsunternehmen/-bestände für die kommunalen Ziele und Aufgaben

Tabelle 43 
Strategische Funktion der kommunalen Wohnungsunternehmen/-bestände im 
Handlungsfeld soziale Wohnungsversorgung

Datengrundlage: Befragung Kommunen 2009 durch das IfS

Datengrundlage: Recherchen des IfS
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wichtige strategische Funktionen. Dies 
betrifft in allen neun Fallkommunen 
die Aufgabe der Entwicklung attraktiver 
Stadtquartiere. Da in der Regel wichtige 
Stadtquartiere durch Bestände der kom‑
munalen Unternehmen geprägt sind, ge‑
hen hier Investitionen der Unternehmen 
in die Bestandsverbesserung und kommu‑
nale Quartiersentwicklung Hand in Hand. 

In sieben Fallkommunen – Ausnahme 
sind Mühlheim am Main und der Land‑
kreis Hildesheim – sind die Wohnungs‑
unternehmen für die Förderung von Ge‑
bieten mit besonderen sozialen und 
städtebaulichen Problemen, also für Auf‑
gaben im Kontext der sozialen Stadt, von 
strategischer Bedeutung. In den zwei ost‑
deutschen Städten Bautzen und Potsda‑
m48und in den drei westdeutschen Städ‑
ten mit entspanntem Wohnungsmarkt 
(Essen, Lübeck, Velbert) haben die kom‑
munalen Wohnungsunternehmen wichti‑
ge Funktionen für die kommunalen Stadt‑
umbaustrategien. Dies beinhaltet auch 
den Rückbau von Wohnungen, der aller‑
dings unter den Fallkommunen bislang 
nur in Bautzen quantitativ bedeutend ist. 
Alle Kommunen setzen schließlich dar‑
auf, dass ihre kommunalen Unternehmen 
durch die energetische Sanierung wichti‑
ge Beiträge zur Umsetzung der kommuna‑
len Klimaschutzziele leisten (siehe Tabel‑
le 44).

Strategische Ausrichtung im Bereich des 
Verkaufs von Unternehmensbeteiligungen 
und Wohnungsbeständen

Was Verkaufsstrategien anbelangt, die 
Kommunen für ihre Wohnungsbestände 

verfolgen, ist zwischen dem Verkauf der 
Beteiligungen an den Wohnungsunter‑
nehmen und der Verkauf von Teilen der 
Wohnungsbestände zu unterscheiden. 

Strategien, durch den Verkauf des kommu‑
nalen Wohnungsunternehmens die kom‑
munalen Haushalte zu entlasten, spielten 
in der Vergangenheit in vier Fallkommu‑
nen eine Rolle. Im Ergebnis der jeweiligen 
kommunalen Diskussionen wurden unter‑
schiedliche Verkaufsstrategien realisiert:

•	 vollständiger Verkauf des kommunalen 
Wohnungsunternehmens an einen pri‑
vaten Investor (Kiel),

•	 Verkauf der Minderheitsbeteiligung an 
einem Wohnungsunternehmen an ein 
Landesunternehmen bei unveränderter 
Aufrechterhaltung der Mehrheitsbeteili‑
gung am eigentlichen Wohnungsunter‑
nehmen (Lübeck),

•	 Verkauf der Anteile am Wohnungsun‑
ternehmen an ein anderes kommunales 
Unternehmen, Refinanzierung des Kauf‑
preises durch künftige Überschüsse des 
Wohnungsunternehmens (Essen, Vel‑
bert).

Aktuell ist für keine der untersuchten 
Kommunen der vollständige oder teilweise 
Verkauf des kommunalen Wohnungsun‑
ternehmens eine strategische Option. Die 
Kommunen wollen vielmehr durchweg an 
ihren Wohnungsunternehmen festhalten. 
Auch Verkäufe innerhalb des „Konzerns 
Kommune“ werden zurzeit nicht verfolgt.

Hingegen gehört der Verkauf von Teilbe‑
ständen der kommunalen Wohnungs‑
unternehmen für die Mehrheit der Fall‑

Fallkommune

Entwicklung 
attraktiver 

Stadtquartiere

Stadtumbau 
einschließlich 

Rückbau

Förderung von 
Gebieten mit 
besonderen 
sozialen und 

städtebaulichen 
Problemen

energetische 
Erneuerung zur 

Umsetzung 
kommunaler 

Klimaschutzziele

München l l l

Essen l l l l

Lübeck l l l l

Mainz l l l

Potsdam l l* l l

Velbert l l l l

Bautzen l l l l

Mühlheim am Main l l

Landkreis Hildesheim l l

* außerhalb des Bund-Länder-Programms Stadtumbau Ost

Tabelle 44
Strategische Funktion der kommunalen Wohnungsunternehmen/-bestände im Handlungsfeld Stadtent-
wicklung, Quartiersentwicklung und energetische Sanierung

Datengrundlage: Recherchen des IfS

(48)
Potsdam wird zwar nicht im 
Rahmen des Bund-Länder-
Programms Stadtumbau Ost 
gefördert, dennoch werden 
in der Stadt stadtumbaufähi-
ge Maßnahmen realisiert (ein-
schließlich punktuellem Abriss).
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kommunen zu den aktuell verfolgten 
Strategien. In der Regel beschränken sich 
Verkaufsstrategien auf die Veräußerung 
von Einzelobjekten im Rahmen der Port‑
foliobereinigung (siehe Tabelle 45), denen 
zum Teil der Ankauf von Objekten gegen‑
übersteht, die besser zum Portfolio pas‑
sen. Solche kleineren Veränderungen des 
Wohnungsbestands durch Verkäufe und 
ggf. auch Zukäufe können als normales 
Agieren von Wohnungsunternehmen am 
Markt angesehen werden und dienen auch 
der Anpassung des Wohnungsbestands an 
veränderte Nachfragestrukturen.

Nur in Velbert wird zurzeit der Verkauf von 
Wohnungspaketen an Private als Strate‑
gie verfolgt. Die Velberter Strategie setzt 
darauf, das kommunale Wohnungsun‑
ternehmen durch die Verkaufserlöse in 
die Lage zu versetzen, die in den verblei‑
benden Beständen erforderlichen Investi
tionen durchzuführen. In der Vergangen‑
heit wurde in Potsdam eine vergleichbare 
Strategie verfolgt, inzwischen spielt in den 
Potsdamer Strategien nur noch die Portfo‑
liobereinigung eine Rolle. Einen Sonder‑
fall stellt Mainz dar, wo der Verkauf eines 
größeren Wohnungspakets Teil der Stra‑
tegie zur wirtschaftlichen Gesundung des 
Unternehmens war und der entsprechen‑
de Verkauf Wohnungen auf Wiesbadener 
Stadtgebiet betraf, die an das kommunale 
Unternehmen Wiesbadens veräußert wur‑
den.

Keinerlei Verkaufsstrategien werden ak‑
tuell in München, Mainz und Mühlheim 
am Main verfolgt. München hebt sich von 
den anderen Fallkommunen dadurch ab, 
dass es nicht nur keinerlei Verkaufsstrate‑
gien verfolgt, sondern als strategische Op‑
tion den Ankauf von Beständen durch die 
kommunalen Wohnungsunternehmen 
vorsieht, sofern dies für die Erfüllung der 
kommunalen Ziele sinnvoll und für die 
beiden Unternehmen wirtschaftlich ist.

5.2	 Steuerung und Organisation 
der Zusammenarbeit von 
Kommune und Wohnungs
unternehmen

In diesem Abschnitt wird die Steuerung 
der Wohnungsunternehmen durch die 
Kommunen im Querschnitt betrachtet. 
Dabei werden fünf Themen behandelt:

•	 Verteilung der Zuständigkeiten für die 
Steuerung der Wohnungsunternehmen 
in der Verwaltung,

•	 Vertretung der Kommune in den Unter‑
nehmensorganen (Aufsichtsrat, Gesell‑
schafterversammlung),

•	 Art der Einbringung kommunaler Ziele 
beim Unternehmen,

•	 Einsatz von Controllinginstrumenten,

•	 zusammenfassende Charakterisierung 
und Typisierung der Steuerung der Woh‑
nungsunternehmen in den untersuch‑
ten Fällen.

An dieser Stelle ist darauf zu verweisen, 
dass die Kommunen bei der Steuerung ih‑
rer kommunalen Unternehmen nicht völ‑
lig frei sind. Die Gemeindeordnungen und 
Kommunalverfassungen stellen eine gan‑
ze Reihe von Anforderungen an die Steue‑
rung der kommunalen Beteiligungen (sie‑
he im Überblick Schwarting 2000). Die 
Regelungen folgen dem Ziel, Risiken zu 
minimieren, die den Kommunen aus wirt‑
schaftlicher Tätigkeit erwachsen können, 
und sicherzustellen, dass die Kommunen 
genügend Einfluss auf ihre Unternehmen 
nehmen können. Die Vorschriften der Ge‑
meindeordnungen betreffen insbesonde‑
re die Einrichtung von Aufsichtsräten und 
deren Zusammensetzung, Weisungsrech‑
te des Rats sowie die Erstellung von Wirt‑
schaftsplänen. Im konkreten Zuschnitt der 
Regelungen, auf die im Folgenden noch 
näher eingegangen wird, bestehen von 
Bundesland zu Bundesland gewisse Un‑
terschiede.

Einige der untersuchten Kommunen ha‑
ben kommunale Beteiligungsrichtlinien 

Fallkommune

Verkauf von 
Beteiligungen an 
Wohnungsunter­

nehmen

Verkauf von Beständen der 
Wohnungsunternehmen

größere 
Teilbestände/

Wohnungspakete

Einzelobjekte 
im Rahmen 

Portfoliobereinigung

München

Essen l

Lübeck l

Mainz

Potsdam l

Velbert l l

Bautzen l

Mühlheim am Main

Landkreis Hildesheim l

Tabelle 45 
Aktuelle Strategien im Bereich des Verkaufs von Unternehmensbeteiligungen und 
Wohnungsbeständen

Datengrundlage: Recherchen des IfS
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erarbeitet (so z. B. Essen und Mainz). Die‑
se Richtlinien enthalten Standards für die 
Verwaltung und Steuerung aller kommu‑
nalen Unternehmen und sind damit auch 
für die Steuerung der kommunalen Woh‑
nungsunternehmen von Bedeutung.

Zuständigkeit für die Beteiligungsverwal-
tung und in die Steuerung des Wohnungs-
unternehmen einbezogene Bereiche der 
Kommunalverwaltung

An der Steuerung der kommunalen Woh‑
nungsunternehmen sind in allen unter‑
suchten Fällen mehrere Dezernate/Fach‑
bereiche der Kommunalverwaltungen 
beteiligt. Dabei ist zu unterscheiden zwi‑
schen dem Dezernat, bei dem die Beteili‑
gungsverwaltung angesiedelt ist, also die 
Organisationseinheit, der das Manage‑
ment der Beteiligungen am Wohnungsun‑
ternehmen obliegt, und den weiteren ein‑
bezogenen Dezernaten.

In der Definition des Deutschen Städte‑
tags ist die Beteiligungsverwaltung „die 
Abteilung oder Einheit, die die Verwal‑
tungsleitung und die Entscheidungsträger/

innen in ihrer Steuerungsverantwortung 
unterstützen und eine Überwachung und 
Unterstützung der Beteiligungen unter ein‑
heitlichen fachlichen, wirtschaftlichen und 
organisatorischen Gesichtspunkten sichert“ 
(zitiert nach Schwarting 2004, S.  344). Zen‑
trale Aufgaben der Beteiligungsverwaltung 
(siehe auch Abbildung 12) sind:

•	 die Entwicklung von Zielvorgaben und 
die Vereinbarung von Zielen mit dem 
kommunalen Unternehmen,

•	 das Controlling, d. h. die Beobachtung 
der Tätigkeit des Unternehmens und der 
Erreichung der definierten Ziele sowie 
die Vorbereitung von Steuerungsent‑
scheidungen,

•	 die Verwaltung der Beteiligung im en‑
geren Sinne einschließlich der Über‑
prüfung der Einhaltung der kommunal‑
rechtlichen Bestimmungen,

•	 die Mandatsbetreuung, d. h. die Unter‑
stützung der von der Kommune in die 
Organe des Unternehmens entsand‑
ten Vertreter bei der Wahrnehmung der 
kommunalen Interessen.

Beteiligungssteuerung Beteiligungsverwaltung

• Sammlung und Dokumentation sämtlicher 
 Gesellschafts-, Handels- und steuerrechtlicher 
 Unterlagen

• Kontrolle der Einhaltung von kommunal-
 rechtlichen Bestimmungen durch die 
 Beteiligungsgesellschaften

• Bearbeitung und Beantwortung von Anfragen 
 des Stadtrats oder Bezirksausschüssen 

Mandatsbetreuung Beteiligungscontrolling

• Betreuung, Unterstützung und Beratung der Vertreter
 der Gemeinde in den Organen der Unternehmen 

•  Vorbereitung/Fertigung von Zuarbeiten zu
 Gesellschafterversammlungen, Aufsichtsrats-,
 Werkausschuss- und Kuratoriumssitzungen

• Vorbereitung von Organbeschlüssen

• Untersztützung und Beratung städtischer Vertreter
 in den Gremeien der Unternehmen

• Durchführung von Informationsveranstaltungen

• Kontrolle der Einhaltung der vereinbarten Ziele mit 
 den Beteiligungsunternehmen  

•  Analyse von Zielabweichungen und Entwicklung 
 von Strategien zur Gegensteuerung 

• Auswertung von Protokollen, Berichten und
 Wirtschaftsplänen

• Stellungnahmen zu Ergebnissen örtlicher und
 überörtlicher Analysen

• Regelmäßige Berichterstattung in Form von
 Beteiligungsberichten und Quartalsberichten

Aufgaben des Beteiligungsmanagements

Abbildung 12
Aufgaben des Beteiligungsmanagements

Quelle: IfS auf Basis einer Darstellung des Beteiligungsmanagements in Potsdam  
(www.potsdam.de/cms/beitrag/10011578/66476)



99Querschnittsbetrachtung der Fallstudien

Hinsichtlich der Art der Ansiedlung der 
Beteiligungsverwaltung für die kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen lassen 
sich die untersuchten Kommunen in zwei 
Gruppen unterteilen:

•	 Unter den Fallkommunen dominiert die 
zentrale Organisationsform der Beteili‑
gungsverwaltung. Verwaltungswissen‑
schaftlich wird dann von einer zentra‑
len Beteiligungsverwaltung gesprochen 
(siehe Schwarting 2004), wenn alle kom‑
munalen Beteiligungen in derselben Or‑
ganisationseinheit verwaltet werden, 
die bei der Verwaltungsspitze (Ober‑
bürgermeister, Bürgermeister, Landrat) 
oder beim Finanzdezernenten/Käm‑
merer angesiedelt ist. Dies ist in sechs 
der neun untersuchten Kommunen mit 
Wohnungsunternehmen der Fall, dar‑
unter alle mittleren und kleineren Städ‑
te und der Landkreis (siehe Tabelle 46).

•	 In drei Großstädten wurde eine Kom‑
bination aus dezentraler und zentraler 
Beteiligungsverwaltung realisiert. Die 
Beteiligungsverwaltung für die Woh‑
nungsunternehmen ist dort bei einem 
fachlich zuständigen Dezernat ange‑
siedelt, in München und Essen beim 
Planungsdezernat und in Mainz beim 
dort für das Wohnungswesen zustän‑
digen Sozialdezernat. Die dezentra‑
le Beteiligungsverwaltung wird in al‑
len drei Städten durch eine zentrale 
Beteiligungsverwaltung bzw. ein zen‑
trales Beteiligungscontrolling unter‑
stützt. In München wird dem weit‑
gehend eigenständigen dezentralen 
Beteiligungsmanagement im Planungs‑
referat durch das zentrale Controlling 

der Stadtkämmererei ein Rahmen vor‑
gegeben (insbesondere hinsichtlich der 
einzusetzenden wirtschaftlichen Leis‑
tungskennziffern). Größer fällt die Rolle 
der zentralen Einheiten in den anderen 
beiden Städten aus. In Essen findet die 
Beteiligungsverwaltung im Planungsde‑
zernat unter direkter Einbeziehung des 
Beteiligungsmanagements aus dem Ge‑
schäftsbereich des Kämmerers statt. In 
Mainz hat der Sozialdezernent, der frü‑
her Finanz- und Beteiligungsdezernent 
war, die Zuständigkeit für die Verwal‑
tung der Beteiligung an der Wohnbau 
Mainz in sein neues Dezernat mitge‑
bracht. Dort erfolgt das Beteiligungsma‑
nagement unter enger Einbeziehung der 
zentralen Beteiligungsverwaltung beim 
Finanzdezernenten.

In der Mehrzahl der Kommunen beste‑
hen innerhalb der zuständigen Dezernate 
und Fachbereiche spezielle Organisations‑
einheiten für die Beteiligungsverwaltung. 
Bei den beiden kleinsten Fallkommunen 
(Bautzen und Mühlheim am Main) und 
bei zwei Kommunen mit dezentraler Or‑
ganisationsvariante (Essen und Mainz) 
sind die entsprechenden Aufgaben im Be‑
reich des Dezernenten bzw. des Bürger‑
meisters angesiedelt (siehe Tabelle 47). In 
Velbert werden weite Teile der praktischen 
Arbeit der Beteiligungsverwaltung von der 
Beteiligungsverwaltungsgesellschaft und 
dort mit von den Stadtwerken abgestell‑
tem Personal erbracht. Die Beteiligungs‑
verwaltungsgesellschaft hat vor einigen 
Jahren den Großteil der Anteile am Woh‑
nungsunternehmen von der Stadt Velbert 
erworben.

Kommune

Verwaltungsleitung Finanzdezernat/ 
Kämmerer

Dezernat für  
Planen/Bauen/ 

Stadtentwicklung

Sozialdezernat,  
sonstiges Dezernat

München l l u l

Essen l l u l

Lübeck u l l

Mainz l l l u

Potsdam l u l l

Velbert l u l

Bautzen l u l l

Mühlheim am Main u l l

Kreis Hildesheim u

u	 Ansiedlung der Beteiligungsverwaltung für das Wohnungsunternehmen innerhalb der Kommunalverwaltung
l	 weitere in die Steuerung einbezogene Fachbereiche/Dezernate

Tabelle 46
Ansiedlung der Beteiligungsverwaltung und weitere in die Steuerung des Wohnungsunternehmen einbe-
zogene Verwaltungsbereiche

Datengrundlage: Recherchen des IfS
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Die Steuerung der kommunalen Woh‑
nungsunternehmen ist nicht allein An‑
gelegenheit der Beteiligungsverwaltung 
und des Fachbereichs/Dezernats, bei dem 
diese angesiedelt ist. Vielmehr sind wei‑
tere Fachbereiche und Dezernate mit 
Steuerungsaufgaben in Bezug auf das 
Wohnungsunternehmen befasst. So sind 
die Verwaltungsleitung (Oberbürgermeis‑
ter, Bürgermeister) und das Finanzdezer‑
nat in aller Regel auch in denjenigen Kom‑
munen in die Steuerung einbezogen, in 
denen sie nicht selbst für die Beteiligungs‑
verwaltung zuständig sind (siehe Tabelle 
46). Wichtige Akteure der Steuerung sind 
zudem in allen Städten die Planungs- und 
Baudezernate sowie in den Städten, in de‑
nen sie für Aufgaben der Wohnungsversor‑
gung zuständig sind, die Sozialdezernate. 
Die Definition der wohnungs- und stadt‑
entwicklungspolitischen Ziele, die mit den 
Beteiligungen an den kommunalen Un‑
ternehmen verfolgt werden, und die Zu‑
sammenarbeit zwischen Kommune und 
Unternehmen zur Erfüllung dieser Zie‑
le obliegt in den Kommunen in aller Regel 
den in den Planungs- und Baudezernaten 
sowie den Sozialdezernaten zuständigen 
Facheinheiten und nicht dem Beteili‑
gungsmanagement.

Vertretung der kommunalen Interessen in 
den Unternehmensorganen

Für die Vertretung der kommunalen Inte‑
ressen sind die Unternehmensorgane von 
großer Bedeutung, also zum einen die Ge‑
sellschafterversammlung (bzw. beim Es‑
sener Wohnungsunternehmen, das die 
Rechtsform der Aktiengesellschaft hat, die 
Hauptversammlung) und zum anderen 
der Aufsichtsrat. Zwar ist die Einrichtung 
eines Aufsichtsrats für GmbHs nicht ge‑
sellschaftsrechtlich vorgeschrieben, und 
viele Wohnungsunternehmen erreichen 
auch nicht die Zahl von Beschäftigten, 
die nach den Regelungen des Mitbestim‑
mungsrechts einen Aufsichtsrat erforder‑
lich macht. Die Gemeindeordnungen und 
Kommunalverfassungen sehen für kom‑
munale Unternehmen aber implizit oder 
explizit einen Aufsichtsrat oder ein ent‑
sprechendes Kontrollgremium vor. Weite‑
re Regelungen sehen vor, dass die Gemein‑
den in den Aufsichtsräten angemessen 
vertreten sein sollen, ein Teil der Gemein‑
deordnungen enthält konkrete Bestim‑
mungen, durch wen die Vertretung der 
Kommunen in Gesellschafterversamm‑
lung und Aufsichtsrat erfolgt.

Eine besondere Form der Wahrneh‑
mung kommunaler Interessen beim Woh‑
nungsunternehmen hat die Stadt Mühl‑
heim am Main gewählt. Hier ist die Stadt 
nicht nur in Gesellschafterversammlung 
und Aufsichtsrat vertreten, sondern ein 
hauptamtliches Magistratsmitglied, der 
Erste Stadtrat, ist zugleich einer der bei‑
den Geschäftsführer des Wohnungsunter
nehmens.

Über die Gesellschafterversammlung 
nehmen die Kommunen unmittelbar Ein‑
fluss auf Grundsatzentscheidungen der 
Geschäftspolitik ihres Unternehmens. Be‑
schlussfassungen der Gesellschafterver‑
sammlung bzw. der Hauptversammlung 
beziehen sich typischerweise auf die Ver‑
wendung des Bilanzgewinns, die Ent‑
lastung der Geschäftsführung und des 
Aufsichtsrates, den Erwerb und die Ver‑
äußerung von Unternehmen und Betei‑
ligungen, die Gründung und Auflösung 
von Tochtergesellschaften sowie Änderun‑
gen der Rechtsform. In Nordrhein-West‑
falen und Rheinland-Pfalz verabschiedet 
die Gesellschafterversammlung aufgrund 
einer Vorgabe der Gemeindeordnun‑
gen auch den Wirtschaftsplan des Beteili‑
gungsunternehmens. 

Kommune
zuständige  

Organisationseinheit
Organisationsmodell der  
Beteiligungsverwaltung

München Bereich Beteiligungsmanagement im 
Planungsreferat

Kombination dezentral und zentral, 
zentrale Komponente relativ schwach 

Essen Geschäftsbereichsvorstand des 
Geschäftsbereichs Planen

Kombination dezentral und zentral

Lübeck Bereich Beteiligungscontrolling im 
Fachbereich des Bürgermeisters

zentral

Mainz Beigeordneter des Dezernats für 
Soziales, Kinder, Jugend, Schulen und 
Gesundheit

Kombination dezentral und zentral

Potsdam Beteiligungsmanagement im 
Geschäftsbereich Zentrale Steuerung 
und Service (Kämmerer)

zentral

Velbert Fachdienste Beteiligungsmanagement 
und Controlling in der Fachabteilung 
Finanzdienste weitgehend ausgelagert 
auf Beteiligungsverwaltungsgesell
schaft der Stadt Velbert mbH 

zentral (ausgelagert)

Bautzen Stadtkämmerei im Dezernat für 
Wirtschaft, Finanzen, Bildung und 
Soziales

zentral

Mühlheim am 
Main

Bürgermeister zentral

Kreis  
Hildesheim

Fachdienst Finanzen und Beteiligun
gen im Dezernat für Innere Dienste 
und Service 

zentral

Tabelle 47
Für die Verwaltung der Beteiligung am kommunalen Wohnungsunternehmen 
zuständige Verwaltungseinheit (Stand: August 2010)

Datengrundlage: Recherchen des IfS
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In der in der Regel einmal jährlich tagen‑
den Gesellschafterversammlung sind die 
Fallkommunen zumeist durch den Ober‑
bürgermeister bzw. Landrat oder durch 
den Kämmerer vertreten (siehe Tabelle 48). 
Für die Mehrzahl der Fallstudienkommu‑
nen (München, Essen, Lübeck, Mainz, Vel‑
bert, Bautzen und Landkreis Hildesheim) 
folgt aus den Gemeindeordnungen, dass 
die Vertreter der Kommune in der Gesell‑
schafterversammlung unmittelbar an Be‑
schlüsse der Kommunalparlamente ge‑
bunden sind.

Das für die laufende Steuerungstätig‑
keit der Kommune bedeutendere Organ 
der Gesellschaft ist der Aufsichtsrat. Der 
Aufsichtsrat tagt im Gegensatz zur Ge‑
sellschafterversammlung auch unter‑
jährig und befasst sich mit inhaltlichen 
Entscheidungen im Zusammenhang mit 
der Wahrnehmung der Geschäftstätigkeit 
durch die Geschäftsführung. So bedür‑
fen beispielsweise Investitionsentschei‑
dungen des Wohnungsunternehmens ab 
einer festgelegten Investitionssumme der 
Zustimmung des Aufsichtsrats. Eine wich‑
tige Aufgabe des Aufsichtsrats ist die Ver‑
abschiedung des jährlichen Wirtschafts‑
plans, der die Investitionsplanung und 
die Finanzplanung des Wohnungsun‑
ternehmens für das jeweils folgende Ge‑
schäftsjahr sowie eine mittelfristige Fi‑
nanzplanung beinhaltet und damit eine 
entscheidende Grundlage für die Zusam‑
menarbeit zwischen Wohnungsunterneh‑
men und Kommune darstellt. Der Auf‑
sichtsrat überprüft die Geschäftstätigkeit 
der Wohnungsgesellschaft und die Ein‑
haltung von Zielen. Ihm kommt dabei 
die Aufgabe zu, sowohl die Interessen der 
Kommune gegenüber ihrem Wohnungs‑
unternehmen als auch die wirtschaftliche 
Stabilität des Unternehmens im Rahmen 
seiner Entscheidungen zu berücksichtigen.

Bei den meisten der in die Untersuchung 
einbezogenen kommunalen Unterneh‑
men ist die Kommune im Aufsichtsrat so‑
wohl durch die Verwaltung als auch den 
Rat vertreten. In drei Fällen (Potsdam, Vel‑
bert und Bautzen) haben die Kommunen 
zudem Sachverständige in den Aufsichts‑
rat berufen. Der Aufsichtsrat des Lübecker 
Unternehmens setzt sich allein aus Mit‑
gliedern des Rats bzw. der Bürgerschaft 
zusammen (siehe Tabelle 50).

Die größte Gruppe der Aufsichtsratsmit‑
glieder bilden in allen Fallstudienkommu‑
nen die Vertreter des Rats, was den Ein‑

fluss der Kommunalparlamente auf die 
Geschäftstätigkeit des Wohnungsunter‑
nehmens unterstreicht. Dieser Einfluss 
kommt auch darin zum Ausdruck, dass 
kommunale Aufsichtsratsvertreter in der 
Regel entsprechend den Regelungen der 
Gemeindeordnungen an Weisungen des 
Rats gebunden sind.

Die Verwaltungsseite ist in den Aufsichts‑
räten in der Mehrheit der Fälle durch den 
Oberbürgermeister, Bürgermeister oder 
Landrat vertreten, der in diesen Fällen 
auch den Vorsitz innehat. Dies kann als 
Ausdruck für die hohe Bedeutung gelten, 
die die Kommunen ihren Wohnungsunter‑
nehmen beimessen.

Die kommunalen Aufsichtsratsmitglieder 
werden bei der Wahrnehmung ihrer Auf‑
gaben durch das Beteiligungsmanage‑
ment unterstützt. Im Rahmen der Exper‑
tengespräche wurde von den kommunalen 
Verwaltungen wie von den Unternehmen 
darauf hingewiesen, dass die grundsätz‑
lichen Zielrichtungen der Unternehmen‑
stätigkeit häufig bereits im Vorfeld von 
Aufsichtsratsentscheidungen im Rahmen 
informeller Gespräche zwischen der Ver‑
waltungsspitze bzw. den beteiligten Fach‑
verwaltungen und dem Wohnungsunter‑
nehmen festgelegt werden.

Tabelle 48
Übersicht der in die Gesellschafterversammlung bzw. Hauptversammlung der 
kommunalen Wohnungsunternehmen entsandten Kommunalvertreter (Stand: 
August 2010)

Datengrundlage: Recherchen des IfS

Untersuchungskommune 
bzw. kommunales 
Wohnungsunternehmen

Kommunaler Vertreter

München – GWG Oberbürgermeister

München – GEWOFAG Oberbürgermeister

Essen ---*

Lübeck Vertreter Beteiligungscontrolling (gemeinsam mit Bausenator) 
Vertreter Fachbereich Wirtschaft, Hafen und Liegenschaften 
für die ebenfalls am Unternehmen beteiligte Stiftung „Lübecker 
Wohnstifte“

Mainz Oberbürgermeister

Potsdam Finanzdezernent

Velbert Bürgermeister (als Vertreter der Beteiligungsgesellschaft der Stadt 
Velbert GmbH)
Stadtkämmerer als Vertreter der Stadt Velbert**

Bautzen Oberbürgermeister

Mühlheim am Main Magistrat der Stadt

Kreis Hildesheim Landrat
Bürgermeister der am Unternehmen beteiligten kreisangehörigen 
Kommunen

* 	 Essen ist an der Allbau AG ausschließlich indirekt über die Essener Versorgungs- und  
	 Verkehrsgesellschaft mbH (EVV) beteiligt. In der Hauptversammlung der Allbau ist ein  
	 Geschäftsführer der EVV vertreten.
** 	Die Mehrheit der Beteiligung am Wohnungsunternehmen liegt bei der Beteiligungsgesellschaft  
	 der Stadt Velbert, die sich vollständig im Eigentum der Stadt befindet, die Minderheit der  
	 Beteiligung hält die Stadt direkt.
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In den praktischen Möglichkeiten, auf die 
kommunalen Wohnungsunternehmen 
Einfluss zu nehmen, ergaben die Fallstu‑
dien zwischen Kommunen mit direkter 
Beteiligung an Wohnungsunternehmen 
und Kommunen mit indirekter Beteili‑
gung keine wirklichen Unterschiede. Dass 
Essen und Velbert die Anteile an ihren 
Wohnungsunternehmen vollständig oder 
überwiegend an andere städtische Ge‑
sellschaften verkauft haben, hat die Steu‑
erungsmöglichkeiten nicht verändert. In 
beiden Unternehmen sind im wichtigs‑
ten Organ, dem Aufsichtsrat, nach wie vor 
Stadtverwaltung und Rat vertreten. Auf 
die vielfältigen Kontakte von Verwaltung 
und Wohnungsunternehmen hatte die 
Umstrukturierung in eine indirekte Betei‑
ligung keinen Einfluss.

Art der Einbringung kommunaler Ziele 
beim Unternehmen

Die Ziele, die die Kommunen mit ihren 
Wohnungsunternehmen verfolgen, sind 
in einer Vielzahl von Dokumenten nieder‑
gelegt: in Gesellschaftsverträgen, Ratsbe‑
schlüssen, städtischen Konzepten, Ziel‑
vereinbarungen und Verträgen mit den 
Untenehmen, Wirtschaftsplänen etc. In 
keiner Fallkommune existiert ein zentra‑
les Dokument, das alle für Wohnungsun‑
ternehmen relevanten Ziele zusammen‑
führt. Kennzeichnend ist vielmehr, dass 
in unterschiedlichen Dokumenten zu ver‑

schiedenen Zeitpunkten und in unter‑
schiedlichen Diskussionskontexten je‑
weils Teilziele formuliert und diese dann 
auf verschiedenen formellen und infor‑
mellen Wegen beim kommunalen Woh‑
nungsunternehmen eingebracht werden. 
Die Unternehmen und ihre Geschäftslei‑
tungen sind häufig in die Formulierung 
der Ziele einbezogen.

Tabelle 50 gibt eine Übersicht über die 
Dokumente, in denen Ziele für die kom‑
munalen Wohnungsunternehmen in den 
Fallkommunen formuliert werden. Alle 
Kommunen haben entsprechend den An‑
forderungen der Gemeindeordnungen in 
die Gesellschaftsverträge bzw. Satzungen 
ihrer Wohnungsunternehmen Regelun‑
gen zum Zweck des Unternehmens aufge‑
nommen. Dabei handelt es sich allerdings 
um sehr allgemein gehaltene Zwecke, die 
sich in der Regel an den Formulierungen 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes orien‑
tieren (z. B. „Bereitstellung von Wohnraum 
für breite Bevölkerungskreise zu tragba‑
ren Mietkonditionen“) und insofern kaum 
Grundlage für die konkrete Steuerung der 
Unternehmen sein können.

Die Räte der Kommunen haben wie dar‑
gestellt schon aufgrund ihrer starken Ver‑
tretung in den Aufsichtsräten und der 
kommunalrechtlich verankerten Wei‑
sungsrechte große Bedeutung für die Steu‑
erung der Wohnungsunternehmen. In die‑
sem Zusammenhang befassen sich die 

Kommune

Vertreter der Kommune und sonstige Mitglieder des Aufsichtsrats (Anzahl der Vertreter)

Verwaltung Mitglieder des Stadtrats/ 
Kreistags

Sonstige

München – GWG Oberbürgermeister (Vorsitz)
Stadtbaurätin
Kommunalreferentin

6 Stadtratsmitglieder 3 Arbeitnehmervertreter

München – 
GEWOFAG

Oberbürgermeister (Vorsitz)
Stadtkämmerer
Stadtbaurätin

5 Stadtratsmitglieder 4 Arbeitnehmervertreter

Essen Geschäftsbereichsvorstand Planen 
(Planungsdezernent)

6 Stadtratsmitglieder, darunter Vorsitz Stadtwerke Essen AG
Essener Verkehrs AG
Sparkasse Essen
National Bank AG
5 Arbeitnehmervertreter

Lübeck – 7 Bürgerschaftsmitglieder, darunter Vorsitz –

Mainz Sozialdezernent (Vorsitz)
beratend: Finanzdezernent, Baudezernentin

7 Stadtratsmitglieder Rio Energieeffizienz GmbH & Co. KG
beratend: Stadtwerke Mainz AG, Betriebsrat

Potsdam Oberbürgermeister (Vorsitz) 5 Stadtratsmitglieder 3 Experten (Jurist, Vertreter Bankwesen und 
Wohnungswirtschaft)

Velbert Bürgermeister (Vorsitz) 7 Stadtratsmitglieder 7 Sachkundige Bürger

Bautzen Oberbürgermeister (Vorsitz) 7 Stadtratsmitglieder 1 Sachverständiger

Mühlheim am Main Bürgermeister (Vorsitz) Stadtratsmitglieder (8) –

Kreis Hildesheim Landrat (Vorsitz)
7 Bürgermeister kreisangehöriger 
Kommunen

Kreistagsmitglieder (9) –

Tabelle 49
Zusammensetzung des Aufsichtsrats der kommunalen Wohnungsunternehmen (Stand: Dezember 2009)

Datengrundlage: Recherchen des IfS
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Räte der Fallkommunen immer wieder 
mit den Wohnungsunternehmen. Grund‑
legende Ratsbeschlüsse zu den inhaltlich-
fachlichen Zielen der Wohnungsunter‑
nehmen existieren aber nur in einzelnen 
Fallkommunen. Hier ist in erster Linie 
München zu nennen, wo der Rat u. a. Be‑
schlüsse zum Mietenkonzept für die nicht 
preisgebundenen kommunalen Bestän‑
de sowie zum Einsatz von Überschüssen 
der Unternehmen für ein zusätzliches In‑
vestitionsprogramm für die Jahre 2008 bis 
2019 getroffen hat. Auch in Mühlheim am 
Main wurde zum Investitionsprogramm 
des dortigen Wohnungsunternehmens ein 
Ratbeschluss gefasst.

Andere Fallkommunen haben in ver‑
gleichbarer Situation auf Ratsbeschlüsse 
verzichtet. Der in Potsdam in den Jahren 
2009 und 2010 zur Definition von Zielen 
für das kommunale Wohnungsunterneh‑
men innerhalb der Verwaltung realisierte 
Prozess ging zwar u. a. auf einen Beschluss 
des Stadtrats zurück, die Ergebnisse (ver‑
stärkte Neubau- und Bestandsinvestitio‑
nen und mehr Belegungsmöglichkeiten 
für die Stadt im Gegenzug zum Verzicht 
auf Gewinnausschüttungen) wurden aber 
nicht im Rat beschlossen, sondern dem 
Wohnungsunternehmen durch die Ver‑
waltung übermittelt und von diesem in 
seinen Wirtschaftsplan aufgenommen.

In fast allen Fallkommunen ergeben sich 
Ziele für die kommunalen Wohnungsun‑
ternehmen aus kommunalen Wohnungs‑
marktkonzepten, Stadtentwicklungskon‑
zepten und Stadtumbaukonzepten. In die 
Erstellung solcher Konzepte sind die kom‑

munalen Wohnungsunternehmen einge‑
bunden, kommunale Ziele zur Wohnungs‑
politik und zur Quartiersentwicklung 
werden mit den kommunalen Wohnungs‑
unternehmern erörtert und abgestimmt. 
Auch wenn die Konzepte in der Regel kei‑
ne konkreten Aussagen zu den Beiträgen 
treffen, die die Unternehmen bei der Um‑
setzung der formulierten Ziele leisten sol‑
len, werden mit ihnen doch wichtige Rah‑
menbedingungen und Vorgaben gesetzt, 
die die Unternehmen bei ihren eigenen In‑
vestitionsplanungen und sonstigen Pla‑
nungen berücksichtigen.

Eine besonders enge programmatische 
Verbindung von kommunaler Stadtent‑
wicklungsplanung und Unternehmenszie‑
len ist in Essen zu beobachten. In seiner 

„Unternehmensstrategie 2015“ erklärt das 
Unternehmen, den kommunalen „Stadt‑
entwicklungsprozess 2015+“ in vollem 
Umfang zu übernehmen und eine we‑
sentliche Rolle für quartiersbezogene Ent‑
wicklungsprojekte spielen zu wollen (All‑
bau AG 2009b). Das Unternehmen verfolgt 
im Rahmen des gesamtstädtischen Stadt‑
umbau- und Stadtentwicklungsprozesses 
den Umbau des Bestandsportfolios und 
die Entwicklung eines nachhaltigen Kern‑
bestands. Die Unternehmensstrategie ent‑
hält quantitative und qualitative zu Be‑
standsinvestitionen, Neubau, Rückbau 
und Portfoliobereinigungen.

Eines der Kernelemente der Modernisie‑
rung der kommunalen Verwaltungen, die 
sich in den letzten zwanzig Jahren voll‑
zogen hat, ist das Steuern über Zielverein‑
barungen. Der Logik dieses Modells wür‑

Kommune

Gesellschafts­
vertrag/Satzung

Beschlüsse 
des Rates zu 
inhaltlichen 
Zielen der 

kommunalen 
Wohnungsunter­

nehmen

Städtische  
Konzepte

Zielverein­
barung/ 
Verträge 
zwischen 

Kommune und 
Unternehmen 
zu einzelnen 
Handlungs­

feldern

Wirtschaftsplan 
des 

Unternehmens

München l l l l l

Essen l l l

Lübeck l l l

Mainz l l l l

Potsdam l l l l

Velbert l l l l

Bautzen l l l

Mühlheim am Main l l l

Kreis Hildesheim l l

Tabelle 50
Dokumente, in denen Ziele und Vorgaben für die kommunalen Wohnungsunternehmen formuliert sind

Datengrundlage: Recherchen des IfS
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de es entsprechen, nicht nur innerhalb der 
Verwaltung über die Vereinbarung von in‑
haltlich-fachlichen und finanziellen Zie‑
len zu steuern, sondern Zielvereinbarun‑
gen auch zwischen der Kommune und 
ihrem Unternehmen zu schließen. Kom‑
munale Beteiligungsrichtlinien sehen sol‑
che Zielvereinbarungen regelmäßig vor, so 
auch die Beteiligungsrichtlinie der Fall‑
stadt Mainz. In der Praxis existieren in 
keiner der Fallkommunen bislang umfas‑
sende Zielvereinbarungen mit den Woh‑
nungsunternehmen, die die fachlich-in‑
haltlichen Ziele und die finanziellen Ziele 
in Gänze abdecken. Eingeleitet wurde die 
Erarbeitung solcher Zielvereinbarungen 
für die kommunalen Unternehmen in Lü‑
beck und damit auch für das Wohnungs‑
unternehmen Trave.

Ein Teil der Kommunen hat aber mit ih‑
ren Kommunen Zielvereinbarungen und 
Verträge zu einzelnen Aufgabenfeldern 
geschlossen. Dies betrifft in erster Linie 
Verträge, in denen die Wohnungsunter‑
nehmen ihren kommunalen Eigentümern 
Belegungsmöglichkeiten im ungebunde‑
nen Bestand verschaffen. Entsprechen‑
de Verträge wurden in München, Mainz, 
Potsdam und Velbert geschlossen (sie‑
he zum Vergleich der Inhalte dieser Ver‑
träge Abschnitt 4.2). In München werden 
darüber hinaus mit den Geschäftsfüh‑
rerinnen und Geschäftsführern der 
Wohnungsunternehmen jährliche Ziel‑
vereinbarungen geschlossen, die sich u. a. 
auf die Investitionstätigkeit beziehen und 
deren Erfüllung mit Prämienregelungen 
verbunden ist. Insgesamt zeigen die Fall‑
studien, dass Verträge und Zielvereinba‑
rungen der Kommunen mit ihren Woh‑
nungsunternehmen in den letzten Jahren 
an Bedeutung gewonnen haben.

Die Ziele mit dem höchsten Konkretisie‑
rungsgrad werden in den Wirtschafts‑
plänen der Unternehmen formuliert. Der 
Wirtschaftsplan ist ursprünglich ein Ins‑
trument zur Steuerung von Eigenbetrie‑
ben, fast alle Gemeindeordnungen sehen 
ihn aber auch für privatrechtliche Un‑
ternehmen der Kommunen vor. Der vom 
Wohnungsunternehmen jährlich erstell‑
te Wirtschaftsplan enthält Aussagen über 
die Ertragsentwicklung des Unterneh‑
mens unter Berücksichtigung abgestimm‑
ter Bewirtschaftungs- und Investitionszie‑
le. In den Wirtschaftsplänen ist zudem 
eine mittelfristige Ergebnisprognose (drei 
bis fünf Jahre) enthalten, die es den Kom‑

munen ermöglicht, einen Ausblick auf die 
zukünftige Geschäftsentwicklung un‑
ter abgestimmten Prämissen zu erhalten. 
In Potsdam erstreckt sich die zum Wirt‑
schaftsplan gehörende Investitionspla‑
nung auf einen Zeithorizont von zehn Jah‑
ren. Die Wirtschaftspläne werden von den 
Aufsichtsräten bzw. (in Rheinland-Pfalz 
und Nordrhein-Westfalen) von den Ge‑
sellschafterversammlungen beschlos‑
sen. In allen Fallstudienkommunen wird 
der Wirtschaftsplan bereits im Vorfeld der 
Beschlussfassung durch Arbeitsgesprä‑
che zwischen dem Beteiligungsmanage‑
ment bzw. den in die Steuerung eingebun‑
denen Verwaltungsbereichen und dem 
Wohnungsunternehmen abgestimmt. Die 
Mehrzahl der Kommunen nimmt damit 
im Rahmen einer Abstimmung unmit‑
telbar auf die Geschäftspolitik des Woh‑
nungsunternehmens Einfluss. Über die 
Wirtschaftspläne werden vor allem Fest‑
legungen zu den Investitionen (Art und 
Höhe) sowie zu dem angestrebten Unter‑
nehmensergebnis und zu den möglichen 
Ausschüttungen getroffen.

Einsatz von Controllinginstrumenten

Die Beobachtung der Tätigkeit der kom‑
munalen Unternehmen und die Überprü‑
fung der Einhaltung der festgesetzten Zie‑
le stellen wie dargestellt eine Kernaufgabe 
der Beteiligungsverwaltung dar. Besonde‑
re Bedeutung kommt dabei der in den Ge‑
meindeordnungen vorgeschriebenen jähr‑
lichen Erstellung der Beteiligungsberichte 
zu. In den Beteiligungsberichten wird über 
die Erfüllung des öffentlichen Zwecks des 
Unternehmens, die Besetzung der Orga‑
ne, die Entwicklung der Geschäftstätigkeit, 
wirtschaftliche Kennzahlen, eine Erfolgs‑
planung sowie die zukünftige Entwick‑
lung des Jahresergebnisses informiert. Der 
Beteiligungsbericht stellt damit ein wich‑
tiges Instrument zur Darstellung der Er‑
gebnisentwicklung der kommunalen 
Wohnungsunternehmen und zur Abschät‑
zung der Auswirkungen auf die Kommu‑
nalhaushalte für den Stadtrat dar. Beteili‑
gungsberichte dienen auch dazu, bereits 
im Vorfeld auf zukünftige Chancen und 
Risiken hinzuweisen, die den Kommunen 
aufgrund ihrer Beteiligung am Unterneh‑
men entstehen können.

In der Mehrzahl der Kommunen findet da‑
rüber hinaus ein Beteiligungscontrolling 
auf Basis einer unterjährigen Berichter‑
stattung statt, mit dessen Hilfe die Über‑
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einstimmung oder Abweichung wesentli‑
cher betriebswirtschaftlicher Kennziffern 
des Wohnungsunternehmens mit den im 
Wirtschaftsplan vereinbarten Zielsetzun‑
gen verglichen wird. Eine vierteljährli‑
che Berichterstattung findet in dieser Hin‑
sicht in München, Essen, Lübeck, Mainz, 
Potsdam und Velbert statt. In den meis‑
ten Fallstudienkommunen werden die Be‑
richte durch das Wohnungsunternehmen 
erstellt, das auch Abweichungen von den 
wirtschaftlichen Zielen begründet. Teil‑
weise führen die Beteiligungsverwaltun‑
gen der Kommunen aber mit den von den 
Unternehmen gelieferten Daten selbst Be‑
rechnungen durch und ermitteln so Kenn‑
zahlen. Beispielhaft kann hier die Stadt 
Velbert genannt werden, die bei der Ana‑
lyse der kommunalen Beteiligungsunter‑
nehmen unterschiedliche betriebswirt‑
schaftliche Kennziffern heranzieht:

•	 Erfolgskennzahlen (Gewinn vor Steuern, 
Jahresüberschuss, EBIT),

•	 Liquiditätskennzahlen (Cash Ratio),

•	 Rentabilitätskennzahlen (Eigenkapital‑
rentabilität, Umsatzrendite),

•	 Kennzahlen der Kapitalstruktur (Eigen‑
kapitalquote und Fremdkapitalquote).

Die Entwicklung der Kennziffern und 
mögliche Abweichungen von Zielwerten 
werden durch das Beteiligungsmanage‑
ment ermittelt und im Rahmen einer vier‑
teljährlichen Berichterstattung dargestellt. 
Adressaten der Berichterstattung sind die 
Kommunalvertreter im Aufsichtsrat sowie 
die an der Steuerung beteiligten Verwal‑
tungsbereiche.

Die von den Fallkommunen eingesetz‑
ten Controllinginstrumente konzentrie‑
ren sich sehr stark auf die wirtschaftli‑
che Seite der Unternehmenstätigkeit und 
auf finanzielle Kennzahlen. Ein Control‑
ling zur Erledigung wohnungs- und stadt‑
entwicklungspolitischer Aufgaben und 
die Verwendung inhaltlicher Kennzah‑
len finden nur in einem kleineren Teil der 
Fallkommunen und dort außerhalb der 
Beteiligungsverwaltung statt, so bei der 
Kontrolle der von den Kommunen aus dem 
ungebundenen Wohnraum für die Bele‑
gung durch die Kommune zur Verfügung 
gestellten Kontingente. Die insgesamt ge‑
ringe Bedeutung des inhaltlich-fachlichen 
Controllings geht zum einen auf die oben 
dargestellte Art der Festlegung der Unter‑
nehmensziele und zum anderen darauf 
zurück, dass es für ein inhaltlich-fachli‑

ches Controlling von Wohnungsunterneh‑
men bislang weitaus weniger erprobte 
Kennzahlen als für das finanzielle Cont‑
rolling gibt.

Charakterisierung und Typisierung der 
Zusammenarbeit von Kommunen und 
Wohnungsunternehmen

Die durchgeführten Fallstudien zeigen ein 
sehr komplexes und ein sehr differenzier‑
tes Bild der Zusammenarbeit der Kommu‑
nen mit ihren Wohnungsunternehmen. 
Dies betrifft die Definition der kommu‑
nalen Ziele, die Zuständigkeiten für die 
Steuerung der Unternehmen und die for‑
malisierten Einflusswege (Beteiligungs‑
management, Gesellschafterversamm‑
lung, Aufsichtsrat, Wirtschaftsplan). In 
allen Fallkommunen werden aber darüber 
hinaus Ziele und Aufgaben der Unterneh‑
men auf wenig oder nicht formalisierten 
Wegen festlegt. Prägend für die Zusam‑
menarbeit ist eine Fülle von Kontakten 
zwischen Verwaltung und Unternehmen, 
die die verschiedenen relevanten Verwal‑
tungsbereiche und die Leitungsebene wie 
die Arbeitsebene umfasst.

Das Verhältnis der Kommunen zu ihren 
Wohnungsunternehmen ist kein hierar‑
chisches Verhältnis von Überordnung und 
Unterordnung. Vielmehr sind die Unter‑
nehmen häufig bereits an der Zielentwick‑
lung beteiligt bzw. sie entwickeln eigene 
Initiativen, die von den Kommunen auf‑
gegriffen werden. So gehen z. B. Strategi‑
en zur Anpassung des Wohnungsmarkts 
an Nachfragetrends und an Auswirkun‑
gen des demographischen Wandels in der 
Regel auf die Unternehmen und ihre Ge‑
schäftsführungen zurück. Dasselbe gilt 
für betriebswirtschaftliche Optimierun‑
gen im Aufbau und in der Prozessorgani‑
sation der Unternehmen. Insgesamt zei‑
gen die Fallstudien, dass das Verhältnis 
von Kommunen und kommunalen Woh‑
nungsunternehmen durch ein Wechsel‑
spiel von kommunaler Steuerung bzw. 
Einflussnahme und unternehmerischem 
Handeln geprägt ist, wie es ja auch der für 
die kommunalen Wohnungsbestände ge‑
wählten privatrechtlichen Organisations‑
form entspricht.

In der konkreten Ausgestaltung der kom‑
munalen Steuerungsaktivitäten und im 
Zusammenspiel von Kommunen und Un‑
ternehmen bestehen zwischen den unter‑
suchten Fällen erhebliche Unterschiede. 
Zur Einordnung der Fallkommunen kann 
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zwischen zwei idealtypischen Steuerungs‑
ansätzen unterschieden werden:

•	 Der eine idealtypische Steuerungsan‑
satz ist dadurch gekennzeichnet, dass 
von der Kommune in hohem Maße Ziele 
für das Wohnungsunternehmen vorge‑
geben werden. Die Ziele sind konkreti‑
siert bzw. quantifiziert, beim Unterneh‑
men werden sie in formalisierter Form 
(z. B. durch Zielvereinbarungen und Ver‑
träge) eingebracht. Die Zieleinhaltung 
wird durch ein finanzielles und inhalt‑
lich-fachliches Controlling überwacht. 
Eine solche formalisierte vorgebende 
Ziel- und Ergebnissteuerung folgt den 
Grundgedanken des Neuen Steuerungs‑
modells und hat ihren Niederschlag in 
vielen kommunalen Beteiligungsrichtli‑
nien gefunden.

•	 Der andere idealtypische Steuerungs‑
ansatz ist dadurch geprägt, dass sich die 
Kommune darauf beschränkt, dem Un‑
ternehmen einen weiten Rahmen vor‑
zugeben. Die konkreten Ziele und Pläne 
werden in der Regel vom Unternehmen 
entwickelt und dem kommunalen Ei‑
gentümer zur Prüfung und Billigung 
vorgelegt. Absprachen zwischen Kom‑
mune und Wohnungsunternehmen wer‑
den bei diesem Ansatz häufig in nicht 
formalisierter Form getroffen.

Abbildung 13 ordnet die neun Fallkom‑
munen mit kommunalem Wohnungsun‑
ternehmen zwischen den beiden idealty‑
pischen Steuerungsansätzen ein. Dabei 
wird deutlich, dass München von allen 
Untersuchungskommunen deutlich am 
stärksten dem eher vorgebenden und for‑
malisierten Steuerungsansatz entspricht 
(umfangreiche Festlegung von konkre‑
tisierten Zielen für die Wohnungsunter‑
nehmen im Rahmen von Ratsbeschlüssen, 

Zielvereinbarungen etc.). Auch Mainz und 
Potsdam sind eher diesem Typ der Steue‑
rung zuzuordnen. Bautzen und Mühlheim 
am Main, die kleinsten Untersuchungs‑
städte, sind die Fälle, bei denen am stärks‑
ten von einer eher billigenden und wenig 
formalisierten Steuerung gesprochen wer‑
den kann. Auch der Landkreis Hildesheim 
und die Großstädte Essen und Lübeck sind 
eher diesem Typus von Steuerungsansatz 
zuzuordnen.

In den Fallstudienkommunen hat der eher 
vorgebende und formalisierte Ansatz in 
den letzten Jahren an Bedeutung gewon‑
nen. Die Mehrzahl der untersuchten Fäl‑
le legt heute mehr konkrete Ziele für ihre 
Wohnungsunternehmen fest bzw. macht 
mehr Vorgaben. In besonderem Maß be‑
trifft dies Mainz und Potsdam, aber auch 
Velbert (siehe Abbildung 14).

Die Fallstudien zeigen, dass es von ei‑
ner Reihe von Faktoren abhängt, welchen 
Steueransatz Kommunen für ihre Woh‑
nungsunternehmen wählen:

1.	 Größe der Städte – Großstädte greifen 
aufgrund ihres ausdifferenzierten Ver‑
waltungsaufbaus und der Vielzahl der 
Akteure, die vom Handeln der kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen betroffen 
sind, eher zu vorgebenden und forma‑
lisierten Steuerungsansätzen, sie verfü‑
gen auch eher als kleinere Kommunen 
über die personellen Kapazitäten für 
die Erarbeitung von Zielsystemen und 
für ein intensives Controlling. Kleinere 
Kommunen realisierten eher eine weni‑
ger formalisierte Steuerung. Der direkte 
Austausch zwischen der Verwaltungslei‑
tung und Geschäftsführung von Woh‑
nungsunternehmen auch außerhalb von 
Gesellschafterversammlungen und Auf‑

eher billigend 
(konkrete Ziele/Pläne werden überwiegend 
von dem Wohnungsunternehmen entwickelt) 
geringe Formalisierung   

eher vorgebend
(konkrete Ziele werden  überwiegend

von der Kommune gesetzt)
hohe Formalisierung

Mühlheim a. M.

LK Hildesheim

München

Essen

Lübeck

Mainz

PotsdamVelbert

Bautzen

Abbildung 13
Verfolgter Ansatz der Steuerung des Wohnungsunternehmens

Datengrundlage: Recherchen und Einordnung des IfS
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sichtsratssitzungen spielt in kleineren 
Kommunen häufig eine wichtige Rolle.

2.	 Wohnungsmarktlage und Problemdruck – 
Inhaltliche Ziele und Vorgaben der Kom‑
munen für ihre Wohnungsunternehmen 
beziehen sich vor allem auf den Bereich 
der sozialen Wohnungsversorgung. Kom‑
munen mit angespannter Wohnungs‑
marktlage (von den untersuchten Fällen 
vor allem München, Potsdam und Mainz) 
sind in dieser Hinsicht aktiver als Kom‑
munen mit entspanntem Wohnungs‑
markt (wie Essen, Lübeck, Bautzen oder 
der Landkreis Hildesheim).

3.	 Restrukturierungsbedarf beim Unterneh-
men – Geraten Wohnungsunternehmen 
in wirtschaftliche Probleme oder gar 
in eine wirtschaftliche Schieflage, sind 
Steuerungseingriffe der kommunalen Ei‑
gentümer erforderlich, um die notwen‑
dige Restrukturierung einzuleiten. Im 
Rahmen von Restrukturierungsprozes‑
sen gewinnen die Definition von Zielen 
und Vorgaben an die Unternehmen an 
Bedeutung. Mainz, Velbert und Potsdam, 

Mühlheim a. M.

LK Hildesheim

München

Essen

Lübeck

Mainz

PotsdamVelbertBautzen

weniger konkrete Ziele
und Vorgaben

mehr konkrete Ziele
und Vorgaben

geringe Veränderungen   starke Veränderungen

Bautzen

Mühlheim a. M.
München
Gewofag

Mainz

Lübeck

Essen

Velbert

PotsdamLK Hildesheim

München
GWG

Abbildung 14
Veränderung des Umfangs von Zielen und Vorgaben der Kommune für das Wohnungsunternehmen im 
untersuchten Zeitraum

Abbildung 15
Veränderung von Struktur und der Tätigkeitsfelder des Wohnungsunternehmens 
im untersuchten Zeitraum

also die drei Kommunen, deren Unter‑
nehmen am stärksten von Restrukturie‑
rungen (Veränderungen im Tätigkeits‑
feld, Ausgliederungen, Veränderungen 
in der Eigentümerstruktur, Verkauf von 
Wohnungen etc). betroffen sind (siehe im 
Überblick der Fälle Abbildung 15), sind 
zugleich de Fälle, in denen kommunale 
Ziele und Vorgaben für die Wohnungsun‑
ternehmen am stärksten an Bedeutung 
gewonnen haben.

4.	 Verwaltungsstil – Für die Art der Steue‑
rung, die Kommunen in Bezug auf ihre 
Wohnungsunternehmen etabliert haben, 
sind nicht allein Rahmenbedingungen, 
Problemdruck und Handlungsbedarf im 
Rahmen von Restrukturierungen von Be‑
deutung. Vielmehr spielt auch eine Rolle, 
ob Kommunalpolitik und -verwaltung 
in der jeweiligen Stadt generell einem 
an Zielen und Ergebnissen orientierten 
Steuerungsmodell folgen oder eher einen 
traditionelleren, konditionalprogram‑
mierten und anlassbezogenen Verwal‑
tungsstil bevorzugen.

Datengrundlage: Recherchen und Einordnung des IfS

Datengrundlage: Recherchen und Einordnung des IfS
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5.3	 Soziale Wohnungsversorgung 
und Rolle der kommunalen 
Wohnungsbestände

Der folgende Abschnitt betrachtet im Ver‑
gleich der untersuchten Fälle die Zusam‑
menarbeit zwischen den Kommunen und 
ihren Wohnungsunternehmen im Bereich 
der sozialen Wohnungsversorgung. Hier‑
bei wird zunächst kurz auf die Ausgangs‑
lage in den Kommunen und dann auf das 
Ausmaß eingegangen, in dem die Kommu‑
nen auf Sozialwohnungen und andere ge‑
bundene Wohnungen zurückgreifen kön‑
nen. Darauf aufbauend wird der Beitrag 
der kommunalen Wohnungsbestände zur 
sozialen Wohnungsversorgung betrach‑
tet, und zwar im Hinblick auf die Belegung 
und Vermietung und die Miethöhe.49 Ein‑
bezogen werden auch der Fall Kiel und die 
dort nach dem Verkauf des kommunalen 
Wohnungsunternehmens im Hinblick auf 
die soziale Wohnungsversorgung gemach‑
ten Erfahrungen.

Ausgangslage im Bereich der sozialen 
Wohnungsversorgung

In allen untersuchten Fällen betreffen die 
wichtigsten Ziele, die die Kommunen mit 
ihren Wohnungsunternehmen verfolgen, 
die soziale Wohnungsversorgung. Die Un‑
ternehmen sollen wichtige Beiträge leis‑
ten, um breiten Bevölkerungsschichten 

und insbesondere einkommensschwäche‑
ren Haushalten eine angemessene Woh‑
nungsversorgung zu tragbaren Mieten 
zu ermöglichen. Erhebliche Unterschie‑
de bestehen zwischen den Fallkommu‑
nen aber hinsichtlich des Problemdrucks 
und der mit ihm verbundenen Herausfor‑
derungen für die soziale Wohnungsversor‑
gung. In Städten mit angespanntem oder 
stark angespanntem Wohnungsmarkt wie 
München, Mainz und Potsdam steht die 
Kommune im Bereich der sozialen Woh‑
nungsversorgung vor größeren Aufgaben 
als in Kommunen mit entspanntem oder 
stark entspanntem Wohnungsmarkt, in 
denen auch viele einkommensschwache 
Haushalte relativ leicht ohne kommunale 
Unterstützung den passenden Wohnraum 
finden können. Relativ unabhängig vom 
Grad der Anspannung des Wohnungs‑
markts sind die Kommunen und vor allem 
die untersuchten Großstädte mit dem Pro‑
blem der Unterbringung von Wohnungs‑
suchenden mit besonderen Problemen 
(Obdachlose, von Obdachlosigkeit Bedroh‑
te, Haushalte mit Mietschulden, Haushal‑
te mit sozialen Auffälligkeiten etc.) kon‑
frontiert.

Tabelle 51 weist die Zahl der Wohnungs‑
suchenden aus, die im Jahr 2009 von den 
Kommunen registriert und durch Ver‑
mittlungs- und Belegungsaktivitäten der 
Wohnungsämter unterstützt wurden. Ein 

Kommune

aktuelle  
Wohnungs­
marktlage

Haushalte, die als Wohnungssuchende gemeldet sind und von der  
kommunalen Vermittlungs- und Belegungstätigkeit profitieren können

Definition Anzahl 2009*

München stark 
angespannt

weite Definition, Haushalte mit ausgestelltem WBS 10  358

davon mit  
Dringlichkeit:

5  341

Essen entspannt weite Definition, Haushalte mit ausgestelltem WBS und weitere 
Wohnungssuchende

2  892

Kiel entspannt weite Definition, Haushalte mit Vermittlungswunsch  
(in der Regel mit WBS)

1  026

Lübeck entspannt enge Definition, nur Lübecker Haushalte ohne ausreichende 
Versorgung

784

Mainz angespannt sehr enge Definition, nur besondere Fälle wie Obdachlose, von 
Obdachlosigkeit Bedrohte, SGB II-Bezieher mit nicht angemessenen 
Unterkunftskosten

138

Potsdam angespannt eher enge Definition, nur WBS mit Dringlichkeit 1  540

Velbert entspannt eher enge Definition, nur WBS mit Dringlichkeit 603

Bautzen stark 
entspannt

sehr enge Definition, nur Fälle der Wohnungsnothilfe (Obdachlose, von 
Obdachlosigkeit Bedrohte, soziale Notlagen)

30

Mühlheim am 
Main

angespannt Stadt ist nicht in der Vermittlung/Belegung von Wohnungen tätig und 
registriert keine Wohnungssuchenden

---

Landkreis 
Hildesheim

entspannt Kreis ist nicht in der Vermittlung/Belegung von Wohnungen tätig und 
registriert keine Wohnungssuchenden

---

*	 für Mainz 2008

Tabelle 51
Wohnungsmarktlage und registrierte Wohnungssuchende in den Fallkommunen

Datengrundlage: Angaben der Fallkommunen; Einordnung der Wohnungsmarktlage durch IfS unter Berücksichtigung von 
Experteninterviews und Recherchen

(49)
Auf Neubau als Strategie zur 
Ausweitung der für die sozia-
le Wohnungsversorgung geeig-
neten Bestände wird im folgen-
den Abschnitt eingegangen.
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quantitativer Vergleich zwischen den 
Kommunen ist mit diesen Zahlen kaum 
möglich, denn die einzelnen Kommunen 
haben den Kreis der Wohnungssuchen‑
den sehr unterschiedlich gefasst, und zwar 
weitgehend unabhängig von der Woh‑
nungsmarktlage. So findet sich unter den 
Städten mit angespannter Wohnungs‑
marktlage sowohl München mit einer 
sehr hohen Zahl registrierter Wohnungs‑
suchenden als auch Mainz mit einer sehr 
niedrigen Zahl. Die rheinland-pfälzische 
Landeshauptstadt registriert nur Woh‑
nungssuchende mit sehr dringendem Be‑
darf.

Mühlheim am Main und der Landkreis 
Hildesheim unterscheiden sich von den 
anderen Fallkommunen dadurch, dass 
sie zwar Wohnberechtigungsscheine aus‑
stellen, nicht aber in der Vermittlung und 
Belegung von Wohnungen tätig sind und 
daher auch keine Wohnungssuchenden re‑
gistrieren.

In den letzten drei bis fünf Jahren ha‑
ben sich in den untersuchten Kommunen 
bei der Zahl der registrierten Wohnungs‑
suchenden wenige Veränderungen erge‑
ben. In der Mehrzahl der Kommunen ist 
die Zahl der Wohnungssuchenden weder 
merklich gesunken noch merklich gestie‑
gen. Eine Ausnahme ist Kiel, wo die Zahl 
der registrierten Wohnungssuchenden von 
2005 bis 2007 zunächst anstieg, dann aber 

zurückging und 2009 den bislang niedrigs‑
ten Wert erreichte.

Gebundener Mietwohnungsbestand

Für die soziale Wohnungsversorgung in 
den Kommunen spielt der gebundene 
Wohnungsbestand eine besondere Rol‑
le, also die Mietwohnungen, die als So‑
zialwohnungen oder aufgrund sonstiger 
Bestands- und Neubauförderung miet‑
preis- und belegungsgebunden sind. In 
München und Mainz enthält der gebunde‑
ne Bestand in begrenzter Zahl auch Woh‑
nungen, bei denen die Bindungen von den 
Kommunen angekauft wurden.

Was den Umfang des gebundenen Be‑
stands anbelangt, bestehen zwischen 
den zehn Kommunen große Unterschie‑
de. Die größte quantitative Bedeutung hat 
der gebundene Bestand in Velbert, wo auf 
ihn 9,0 % aller Wohnungen entfallen, ge‑
folgt von Lübeck, Essen und Kiel (mit An‑
teilen zwischen 8,3 % und 7,5 %). Geringer 
fällt der Anteil des gebundenen Bestands 
in München und Mainz aus (jeweils 5,8 %), 
also zwei Städten mit angespanntem Woh‑
nungsmarkt. Aus historischen Gründen 
haben die ostdeutschen Fallkommunen 
nur einen niedrigen Anteil gebundener Be‑
stände (Potsdam 3,2 %, Bautzen 2,7 %; sie‑
he Tabelle 52).

Alle Fallkommunen sind von einem star‑
ken Rückgang des gebundenen Wohn‑

Kommune

Wohnungs­
bestand  

insgesamt

Sozialmietwohnungen und  
andere aufgrund von Förderung 

gebundene Wohnungen*

gebundene Wohnungen mit 
kommunalem Benennungs- oder 
Besetzungsrecht aufgrund von 

Förderung

Anzahl Anzahl Anteil am 
Wohnungs­

bestand

Anzahl Anteil am 
Wohnungs­

bestand

München 746  912 43  300 5,8 % 42  800 5,7 %

Essen 318  712 23  904 7,5 % 913 0,3 %

Kiel 131  371 9  800 7,5 % 6  700 5,1 %

Lübeck 114  387 9  517 8,3 % 4  860 4,2 %

Mainz 102  068 5  965 5,8 % 537 0,5 %

Potsdam 81  782 2  603 3,2 % 899 1,1 %

Velbert 43  184 3  905 9,0 % 863 2,0 %

Bautzen 22  447 600 2,7 % 0 0,0 %

Mühlheim am 
Main 12  600 557 4,4 % k . A.** k . A.**

Landkreis  
Hildesheim 140  471 2  330 1,7 % 0 0,0 %

*	 mietpreis- und belegungsgebundene Wohnungen
**	 keine Quantifizierung möglich, nur Einzelwohnungen mit Benennungsrecht

Tabelle 52
Gesamtwohnungsbestand und durch Förderung gebundener Mietwohnungsbestand in den  
Fallkommunen 2009

Datengrundlage: Angaben der Kommunen, Destatis
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raums betroffen. So sank die Zahl der ge‑
bundenen Wohnungen zwischen 2005 und 
2009 z. B. in München um 16 %, in Essen 
um 33 %, in Lübeck um 15 % und in Kiel 
um 34 %.

Was die Art der durch Förderung begrün‑
deten Belegungsrechte anbelangt, ist zwi‑
schen Wohnungen mit allgemeiner Bele‑
gungsbindung, bei denen der Vermieter 
bei der Mietauswahl lediglich an die Ver‑
mietung an Haushalte innerhalb von 
Einkommensgrenzen bzw. mit Wohn‑
berechtigungsschein gebunden ist, und 
Wohnungen zu unterscheiden, bei de‑
nen darüber hinaus ein kommunales Be‑
nennungsrecht (in der Regel Vorschlag 
von drei Wohnungssuchenden durch die 
Kommune) oder Besetzungsrecht (Vorga‑
be eines Wohnungssuchenden durch die 
Kommune) besteht. Benennungs- und Be‑
setzungsrechte eröffnen den Kommunen 
direktere Möglichkeiten zur Versorgung 
von registrierten Wohnungssuchen als all‑
gemeine Belegungsbindungen. 

Die zehn Fallstudienkommunen können 
in sehr unterschiedlichem Maße auf Be‑
nennungs- und Besetzungsrechte zurück‑
greifen: München nimmt innerhalb der 
Fallkommunen insofern eine Sonderrol‑
le ein, als durch kommunale Mitförderung 
annähernd alle gebundenen Wohnungen 
kommunalen Benennungsrechten unter‑
liegen. Die Stadt hat im Vergleich der Fall‑
kommunen zwar nicht den höchsten An‑
teil an gebundenem Wohnraum, wohl aber 
den höchsten Anteil an Wohnungen mit 
kommunalen Benennungsrechten (5,7 % 
aller Münchener Wohnungen). Ebenfalls 
große quantitative Bedeutung haben kom‑
munale Benennungsrechte in Kiel und Lü‑
beck (5,1 % bzw. 4,2 % aller Wohnungen), 
auch hier gehen sie auf kommunale Mit‑
förderung zurück.

Über sehr wenige Benennungs- und Beset‑
zungsrechte verfügen hingegen die Groß‑
städte Mainz und Essen (0,5 % bzw. 0,3 % 
des Wohnungsbestands). Über die Aus‑
übung der Rechte können hier also nur 
wenige Wohnungssuchende versorgt wer‑
den. Bautzen, Mühlheim am Main und der 
Landkreis Hildesheim verfügen über keine 
bzw. nur einzelne Benennungs- oder Be‑
setzungsrechte.

Beitrag der kommunalen Bestände zur 
sozialen Wohnungsversorgung

Welchen Beitrag die kommunalen Woh‑
nungsbestände zur sozialen Wohnungs‑
versorgung im Allgemeinen und zur 
Unterbringung der bei den Kommunen ge‑
meldeten Wohnungssuchenden im Beson‑
deren erbringen können, hängt zunächst 
von der Größe ihres Wohnungsbestands 
und ihrem Marktanteil ab. Im Vergleich 
der Fallkommunen haben die kommuna‑
len Bestände in den ostdeutschen Städ‑
ten Potsdam und Bautzen mit 21,0 % bzw. 
17,3 % des gesamten Wohnungsbestands 
die größte Bedeutung. In den westdeut‑
schen Fallkommunen fallen die Markt‑
anteile der kommunalen Wohnungsun‑
ternehmen sehr unterschiedlich aus. Am 
höchsten sind sie in Mainz (10,5 %), Mühl‑
heim am Main (10,0 %) und Velbert (9,6 %). 
Niedriger liegen die Marktanteile in Mün‑
chen (7,5 %) und Lübeck (7,2 %). Verglichen 
mit den anderen untersuchten Städten 
sehr niedrig ist der Anteil des kommuna‑
len Unternehmens am gesamten Woh‑
nungsbestand in Essen (5,5 %, siehe Tabel‑
le 53).

Weitaus größer als der Anteil am Gesamt‑
bestand ist der Anteil der kommunalen 
Wohnungsunternehmen an den durch 
Förderung mietpreis- und belegungsge‑
bundenen Wohnungen, dies gilt für alle 
untersuchten westdeutschen Kommunen. 
Besonders groß ist der Anteil in Mühl‑
heim am Main, wo dem kommunalen Un‑
ternehmen alle gebundenen Wohnungen 
gehören, Mainz (Anteil des kommunalen 
Wohnungsunternehmens am gebundenen 
Bestand bei 69,6 %), München (46,7 %) und 
im Landkreis Hildesheim (45,4 %). 

Eine teilweise noch höhere Konzentra
tion bei den kommunalen Wohnungsun‑
ternehmen zeigt sich dann, wenn nur der 
Teil der gebundenen Wohnungen betrach‑
tet wird, bei dem die Kommunen aufgrund 
von Förderung Benennungs- oder Beset‑
zungsrechte haben. In Essen, Mainz und 
Potsdam gehören zwischen 99,1 % und 
66,5 % der Wohnungen mit Benennungs- 
oder Besetzungsrecht den kommunalen 
Unternehmen. Dabei handelt es sich um 
drei Städte, die absolut betrachtet eher 
wenige solche Rechte besitzen. Ein Aus‑
nahmefall unter den Fallkommunen stellt 
Velbert dar, das beim eigenen Wohnungs‑
unternehmen nur über sehr wenige durch 
Förderung begründete Benennungs- und 
Besetzungsrechte verfügt. Besetzungs‑
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rechte in Velbert gehen vor allem auf die 
Neubauförderung der letzten Jahre zurück, 
an dem sich das kommunale Wohnungs‑
unternehmen wenig beteiligt hat. Seit 
2009 verfügt die Stadt jedoch aufgrund ei‑
nes Vertrags über Besetzungsrechte für 
alle Wohnungen seines Wohnungsunter‑
nehmens (siehe im Folgenden).

In Kiel ist der Bestand des an private In‑
vestoren verkauften ehemaligen kom‑
munalen Wohnungsunternehmens noch 
immer in hohem Maß durch Sozialwoh‑
nungen geprägt, auch wenn inzwischen 
eine erhebliche Zahl von Wohnungen aus 
den Bindungen gefallen ist. Auf das Un‑
ternehmen entfällt ein hoher Anteil von 
42,9 % des gebundenen Wohnungsbe‑
stands in Kiel.

Die Möglichkeiten der Kommunen, die 
Bestände ihrer Wohnungsunternehmen 
für die Versorgung der gemeldeten Woh‑
nungssuchenden zu nutzen, beschrän‑
ken sich nicht auf die Ausübung der durch 
Förderung begründeten Benennungs- und 
Besetzungsrechte. Ein Teil der Fallkom‑
munen verfügt auf Basis von Verträgen 
oder von Selbstverpflichtungen der Unter‑
nehmen über weitere Belegungsmöglich‑
keiten, die sich in einigen Fällen auf die 
gebundenen, aber nicht mit förderrechtli‑
chen Benennungs- oder Besetzungsrech‑
ten versehenen Bestand, in anderen auch 
auf den ungebundenen Bestand bezie‑

hen (siehe die Übersicht in Tabelle 54). Sol‑
che zusätzlichen Belegungsrechte und Be‑
legungsmöglichkeiten stehen vor allem 
München, Potsdam und Mainz, also den 
Städten mit angespanntem oder sehr an‑
gespanntem Wohnungsmarkt, zur Verfü‑
gung:

•	 In München haben die kommunalen 
Wohnungsunternehmen der Stadt ver‑
traglich für ein Viertel der frei werden‑
den ungebundenen Wohnungen ein 
Benennungs- oder Besetzungsrecht ein‑
geräumt. Für weitere 60 % wurde die 
Vergabe an städtische Bedienstete ver‑
einbart, von denen es vielen angesichts 
der hohen Miete schwer fällt, eine ange‑
messene Wohnung zu finden. Dieselben 
vertraglichen Bindungen gelten auch für 
die Wohnungen in unmittelbarem kom‑
munalem Eigentum der Landeshaupt‑
stadt München, sofern sie am allgemei‑
nen Wohnungsmarkt vermietet werden. 
In der Praxis wurden im Durchschnitt 
der Jahre 2005 bis 2009 gut 500 unge‑
bundene Wohnungen im Rahmen der 
vertraglich vereinbarten Benennungs- 
und Besetzungsrechte vermietet (33 % 
der Neuvermietungen im ungebunde‑
nen Bestand) und gut 600 Wohnungen 
an städtische Bedienstete.

•	 Das kommunale Wohnungsunterneh
men in Potsdam hat sich einem Wohn
raumversorgungsvertrag verpflichtet, 

Kommune

Wohnungsbestand der 
Unternehmen insgesamt

Sozialmietwohnungen und 
andere aufgrund  

von Förderung gebundene 
Wohnungen*

gebundene Wohnungen mit 
kommunalem  

Benennungs- oder  
Besetzungsrecht  

aufgrund von Förderung

Anzahl Anteil an 
Kommune

Anzahl Anteil an 
Kommune

Anzahl Anteil an 
Kommune

München** 56  383 7,5 % 20  200 46,7 % 20  000 46,7 %

Essen 17  621 5,5 % 3  386 14,2 % 790 86,5 %

Kiel – ehemals 
kommunales Wohnungs
unternehmen

9  300 7,1 % 4  200 42,9 % 2  600 38,8 %

Lübeck 8  290 7,2 % 2  417 25,4 % 1  741 35,8 %

Mainz 10  700 10,5 % 4  152 69,6 % 532 99,1 %

Potsdam 17  151 21,0 % k . A.   --- 598 66,5 %

Velbert 4  147 9,6 % 1  482 38,0 % 23 2,7 %

Bautzen 3  892 17,3 % 106 17,7 % 0 ---

Mühlheim am Main 1  256 10,0 % 557 100,0 % 0 ---

Landkreis Hildesheim*** 4  277 3,0 % 1  057 45,4 % 0 ---

* 	 mietpreis- und belegungsgebundene Wohnungen
** 	 In München einschließlich ca  . 3  900 Wohnungen in unmittelbarem kommunalem Eigentum, die überwiegend von den  
	 beiden kommunalen Wohnungsunternehmen verwaltet werden.  
*** 	ohne Bestände des kommunalen Unternehmens der Stadt Hildesheim, das nicht Gegenstand der Untersuchung war

Tabelle 53
Anteil der kommunalen Wohnungsunternehmen/Wohnungsbestände am Gesamtwohnungsbestand und 
am durch Förderung gebundenen Mietwohnungsbestand

Datengrundlage: Angaben der Wohnungsunternehmen und der Kommunalverwaltungen der Fallkommunen
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der Stadt pro Jahr 300 frei werdende 
Wohnungen zur Benennung von 
Wohnungssuchenden zur Verfügung zu 
stellen. Die Verpflichtung, einen solchen 
Vertrag abzuschließen, ergab sich nach 
dem Brandenburgischen Belegungsbin‑
dungsvertrag im Gegenzug zur Inan‑
spruchnahme von Altschuldenentlas‑
tung durch das Unternehmen. In der 
Praxis konnte die Stadt 2009 im Rahmen 
des Vertrags 215 Wohnungen belegen. 
Darüber hinaus hat sich das kommunale 
Unternehmen gegenüber der Stadt ver‑
pflichtet, pro Jahr 24 Wohnungssuchen‑
de mit besonderen Versorgungsproble‑
men unterzubringen. 

•	 In Mainz beschränken sich die vertrag‑
lich vereinbarten Belegungsmöglichkei‑
ten auf die Wohnungssuchenden mit be‑
sonderen Versorgungsproblemen. Das 
kommunale Unternehmen ist gegenüber 
der Stadt die Verpflichtung eingegangen, 
jährlich 36 Haushalte aus dieser Gruppe 
unterzubringen.

•	 Den Vertrag zu kommunalen Belegungs‑
rechten, der prinzipiell am weitesten 
reicht, hat die Stadt Velbert mit ihrem 
Wohnungsunternehmen geschlossen. 
Der Vertrag verschafft der Stadt Beset‑
zungsrechte für den gesamten Bestand 
des Wohnungsunternehmens. Er ist al‑
lerdings als allgemeine Gegenleistung 

für das finanzielle Engagement der Stadt 
bei der Restrukturierung des Unter‑
nehmens (Bürgschaft) anzusehen und 
geht nicht auf aktuellen wohnungspo‑
litischen Handlungsbedarf zurück. Die 
entsprechenden Rechte wurden in der 
Praxis bislang nicht angewandt.

Betrachtet man die förderrechtlichen Be‑
nennungs- und Besetzungsrechte und die 
vertraglichen Belegungsrechte gemeinsam, 
so wird deutlich, dass die untersuchten 
Kommunen ganz unterschiedlich formel‑
le Einflussmöglichkeiten auf die Vermie‑
tung der Wohnungsbestände ihrer kom‑
munalen Unternehmen haben. So findet 
sich in der Gruppe der Städte mit ange‑
spannten Wohnungsmärkten auf der einen 
Seite München, das über die kommunale 
Mitförderung und durch die Belegrechts‑
verträge die Vermietung eines großen 
Teils der gebundenen wie ungebundenen 
Wohnungen seiner Wohnungsunterneh‑
men beeinflusst, und auf der anderen Seite 
Mainz, das nur eine geringe Zahl von för‑
derrechtlichen und vertraglichen Benen‑
nungs- und Besetzungsrechten besitzt und 
diese für Wohnungssuchende mit beson‑
ders gravierenden Vermittlungsproblemen 
einsetzt. Dabei sind die unterschiedlichen 
Bedingungen in den beiden Städten zu be‑
rücksichtigen. So ist in Mainz der Markt‑
anteil der kommunalen Bestände merk‑

Fallkommune Art und Umfang der zusätzlichen Belegungsrechte

München Quoten für jährliche Neuvermietungen im ungebundenen Bestand nach  
Belegrechtsverträgen von 1990:
–	 10 % kommunales Besetzungsrecht,
–	 15 % kommunales Benennungsrecht,
–	 60 % Vergabe an städtische Bedienstete.

Essen langjährige Praxis des kommunalen Unternehmens wie weiterer Vermieter:
–	 Unternehmen melden auch die frei werdenden gebundenen Wohnungen, für die kein  
	 förderrechtliches Benennungs- oder Besetzungsrecht besteht, an die Kommune (aber keine  
	 Begründung von Benennungs- oder Besetzungsrechten)

Kiel – ehemals 
kommunales 
Wohnungsunter
nehmen

Die Selbstverpflichtung des Unternehmens aus den 1980er Jahren, alle gebundenen Wohnungen 
an die Stadt zur Benennung von Wohnungssuchenden zu melden, wird auch nach dem Kauf durch 
private Investoren eingehalten. Die Aufrechterhaltung der Selbstverpflichtung war nicht Teil der im 
Kaufvertrag vereinbarten Bindungen.

Mainz seit 2006 nach Kooperationsvertrag:
–	 Versorgung von 36 Wohnungssuchenden mit besonderen Problemen pro Jahr aus dem  
	 gesamten Bestand

Potsdam nach Wohnraumversorgungsvertrag von 2002, der nach dem Brandenburgischen 
Belegungsbildungsgesetz im Gegenzug zur Altschuldenentlastung abzuschließen war:
–	 kommunale Benennungsrechte für pro Jahr 300 zur Neuvermietung anstehende Wohnungen  
	 aus dem gesamten Bestand, Miete maximal entsprechend der Angemessenheitsgrenze für die  
	 Kosten der Unterkunft
	 (Vergleichbare Verträge wurden mit drei Genossenschaften geschlossen.)

zudem Verpflichtung von 2009:
–	 Versorgung von 24 Wohnungssuchenden mit besonderen sozialen Problemen

Velbert seit 2009 nach Vertrag: 
–	 Besetzungsrechte der Stadt für den gesamten Wohnungsbestand des Unternehmens

Datengrundlage: Angaben der Kommunen

Tabelle 54
Städte mit kommunalen Belegungsrechten im Bestand der kommunalen Wohnungsunternehmen, die 
über die durch Förderung begründeten Benennungs- und Besetzungsrechte hinausgehen
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lich höher als in München, und ein etwas 
höherer Anteil der kommunalen Woh‑
nungen ist förderrechtlich gebunden. Zu‑
gleich ist die Marktanspannung in Mainz 
niedriger und anders als in München kein 
langjähriges Phänomen. Die Chancen für 
Wohnungssuchende, die zwar niedrige 
Einkommen haben, aber keine besonderen 
Probleme aufweisen, ohne Beteiligung des 
Wohnungsamts eine Wohnung zu finden, 
sind damit in Mainz deutlich größer als in 
München.

Auch in der Gruppe der Städte mit ent‑
spanntem Wohnungsmarkt zeigen sich er‑
hebliche Unterschiede. In dieser Gruppe 
sind sowohl Städte mit großen bzw. relativ 
großen formellen Einflussmöglichkeiten 
(Velbert, Lübeck) als auch Städte mit nur 
geringen oder keinen formellen Einfluss‑
möglichkeiten (Essen, Bautzen, Mühlheim 
am Main) vertreten.

Für die Bewertung des Beitrags der kom‑
munalen Unternehmen zur sozialen Woh‑
nungsversorgung ist neben den formel‑
len Einflussmöglichkeiten auch die Praxis 
der Zusammenarbeit zwischen Kommu‑
ne und Unternehmen bei der Belegung 
und Vermietung von Wohnungen zu be‑
rücksichtigen. Die Zusammenarbeit von 
Kommunen und kommunalen Wohnungs‑
unternehmen stellt sich nach den Re‑
cherchen in den Fallkommunen bei den 
kommunalen Wohnungsunternehmen 
merklich anders dar als die Zusammenar‑
beit von Kommunen und anderen Vermie‑
tern. In allen Fallkommunen werden die 
kommunalen Wohnungsunternehmen als 
der wichtigste Partner bei der Versorgung 
der registrierten Wohnungssuchenden ge‑
sehen. Der Beitrag der Unternehmen zur 
sozialen Wohnungsversorgung wurde in 
den durchgeführten Experteninterviews 
fast durchweg positiv beurteilt, grundle‑
gende Konflikte zwischen Kommunen und 
Unternehmen um die Belegung und Ver‑
mietung der Wohnungen wurden in den 
Fallstudien nicht identifiziert.

Besonders positiv wird von den kommu‑
nalen Vertretern die Zusammenarbeit mit 
den kommunalen Unternehmen im Be‑
reich der Unterbringung von Wohnungs‑
suchenden mit besonderen Problemen 
(Obdachlose, von Obdachlosigkeit Bedroh‑
te, Haushalte mit Mietschulden, Haushal‑
te mit sozialen Auffälligkeiten etc.) be‑
wertet. Geht es um die Versorgung dieser 
Haushalte, sind die kommunalen Unter‑
nehmen der wichtigste, in einigen Kom‑

munen auch der einzige Partner der 
Wohnungsämter, und zwar weitgehend 
unabhängig von der Existenz von Benen‑
nungs- und Besetzungsrechten. Fehlen‑
de förmliche Belegungsrechte der Kom‑
munen können also zumindest teilweise 
durch nicht formalisierte Formen der Ko‑
operation kompensiert werden.

Im Rahmen der Fallstudien wurde der Ver‑
such gemacht exakt zu quantifizieren, wie 
viele der von den Kommunen registrier‑
ten und betreuten Wohnungssuchenden 
in den kommunalen Beständen eine Woh‑
nung finden. Allerdings zeigte sich, dass 
keine der Fallkommunen über eine ent‑
sprechend differenzierte und aufwändi‑
ge Wohnungssuchenden- und Wohnungs‑
vermittlungsstatistik verfügt. Quantitative 
Angaben dazu, wie viele der registrierten 
Wohnungssuchenden von den kommuna‑
len Unternehmen versorgt werden, sind in 
der Regel nur für den Teilbereich der ver‑
traglich vereinbarten Benennungs- und 
Besetzungsrechte möglich. Auch bei den 
in die Untersuchung einbezogenen Woh‑
nungsunternehmen existieren keine Sta‑
tistiken dazu, welche Neuvermietungen 
auf bei der Stadt registrierte Wohnungssu‑
chende entfallen.

Auch wenn keine exakte Quantifizie‑
rung möglich ist, machen die Fallstudien 
doch die große Bedeutung der kommuna‑
len Wohnungsunternehmen für die sozi‑
ale Wohnungsversorgung deutlich. Diese 
große Bedeutung folgt aus einer Reihe von 
Faktoren, die allerdings in den einzelnen 
Fallkommunen zum Teil unterschiedliche 
Bedeutung haben:

•	 dem hohem Marktanteil der kommuna‑
len Unternehmen am gebundenen Woh‑
nungsbestand und vor allem an den 
Wohnungen mit Benennungs- und Be‑
setzungsrechten in vielen Kommunen,

•	 die in einem Teil der Kommunen verein‑
barten zusätzlichen kommunalen Bele‑
gungsrechte,

•	 der von den kommunalen Akteuren her‑
vorgehobenen sehr engen Zusammen‑
arbeit bei der Wohnungsbelegung und 
bei der Unterbringung von Problem‑
gruppen, die die kommunalen Woh‑
nungsunternehmen nach Angaben aller 
Fallkommunen von den anderen Woh‑
nungsanbietern stark unterscheidet.

Was die Auswirkungen des Verkaufs des 
kommunalen Wohnungsunternehmens 
in Kiel für die soziale Wohnungsversor‑
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gung anbelangt, zeigt sich ein differen‑
ziertes Bild. Auf der einen Seite hält sich 
das Unternehmen auch nach dem Verkauf 
an eine Selbstverpflichtung aus den 1980er 
Jahren und meldet alle gebundenen Woh‑
nungen an die Stadt zur Benennung von 
Wohnungssuchenden. Quantitativ be‑
trachtet haben sich die Belegungsmöglich‑
keiten des Kieler Wohnungsamts durch 
den Verkauf also nicht geändert. Auf der 
anderen Seite ist die Bereitschaft des Un‑
ternehmens deutlich zurückgegangen, an 
Wohnungssuchende mit besonderen Prob‑
lemen zu vermieten. Der Aufwand für das 
städtische Wohnungsamt, solche Haus‑
halte unterzubringen, ist nach dem Ver‑
kauf gestiegen. Die Unterbringung erfolgt 
heute vor allem im Bestand kleinerer Ver‑
mieter, mit denen die Stadt von Fall zu Fall 
zusammenarbeitet, mit denen aber keine 
Kooperationsstrukturen entstanden sind, 
wie sie früher mit dem kommunalen Woh‑
nungsunternehmen bestanden.

Mietpreisgestaltung im kommunalen 
Bestand

Mietpreisgestaltung und Mietpreisni‑
veau in den kommunalen Beständen un‑
terscheiden sich zwischen Kommunen 
mit entspanntem und Kommunen mit an‑
gespanntem Wohnungsmarkt in erheb‑
lichem Maße. In den untersuchten Kom‑
munen mit entspanntem Wohnungsmarkt 
(Essen, Lübeck, Velbert, Bautzen, Land‑
kreis Hildesheim) ist das Mietpreisniveau 
relativ niedrig. Die kommunalen Bestände 
ordnen sich mit Mieten im mittleren oder 
unteren Bereich des Ortsüblichen ein, die 
Grenzen der Angemessenheit für die Kos‑
ten der Unterkunft nach SGB II halten sie 
in aller Regel ein. Die Unterschiede zwi‑
schen Bestandsmieten und Neuvertrags‑
mieten im kommunalen Bestand sind 
häufig eher gering, schon weil der Markt 
häufig keine höheren Neuvertragsmieten 
hergibt. Der entspannte Wohnungsmarkt 
dürfte auch der entscheidende Grund da‑
für sein, dass es in Kiel in den ehemals 
kommunalen Wohnungsbeständen zu kei‑
nem wesentlichen Mietanstieg kam, son‑
dern die Mieten im Durchschnitt vorüber‑
gehend sogar leicht sanken.

Anders sieht es in den vier untersuchten 
Städten mit angespanntem Wohnungs‑
markt aus (München, Mainz, Potsdam, 
Mühlheim am Main). Hier kann das am 
Markt erzielbare Mietniveau mit Zielen 
der sozialen Wohnungsversorgung kolli‑

dieren. In diesen Städten wurden Ober‑
grenzen für die Mieten im kommunalen 
Bestand festlegt bzw. befinden sich in Vor‑
bereitung, wobei sehr unterschiedliche 
Konstruktionen gewählt wurden:

•	 In Mainz wurden die Bestandsmie‑
ten und die Neuvermietungsmieten des 
kommunalen Wohnungsunternehmens 
per Aufsichtsratsbeschluss auf dieselben 
Werte begrenzt (Mietspiegelmittelwert, 
bei Wohnungen mit guter Ausstattung 
Spannenobergrenze). Unterhalb dieser 
Grenzen wurden in jüngster Zeit bei vie‑
len Wohnungen Mietanhebungen vorge‑
nommen, um so einen Beitrag zur Besei‑
tigung der wirtschaftlichen Schieflage 
des Unternehmens zu leisten.

•	 In Mühlheim am Main haben sich Kom‑
mune und Wohnungsunternehmen auf 
ein Mietniveau im kommunalen Be‑
stand von 15 % unterhalb der Marktmie‑
te verständigt.

•	 München hat 1998 im nicht preisge‑
bundenen kommunalen Bestand ein‑
kommensabhängige Mietobergrenzen 
eingeführt. Zurzeit haben Haushalte, 
deren Einkommen die Grenzen nach §  9 
Wohnraumförderungsgesetz um nicht 
mehr als 30 % übersteigen, maximal 
6,75  € pro m2 zu zahlen, für jedes Kind 
wird die Obergrenze um 0,50  € pro m2 

gesenkt.

•	 In Potsdam sind die Mieten der kommu‑
nalen Bestände aufgrund des sich an‑
spannenden Wohnungsmarkts und der 
Vermietungspraxis des Unternehmens 
in den letzten Jahren relativ stark ge‑
stiegen. Für die Stadt war dies vor allem 
deshalb ein Problem, weil die Neuver‑
mietungsmieten die Angemessenheits‑
grenze für die Kosten der Unterkunft 
nach SGB II zunehmend überschritten. 
Durch Anhebung der Angemessenheits‑
grenze im Jahr 2009 wurde das Problem 
zwar reduziert, aber nicht völlig besei‑
tigt. 2011 vereinbarten Stadt und Unter‑
nehmen ein neues Modell zu erproben, 
bei dem die Mieten bei bedürftigen Mie‑
tern auf die Angemessenheitsgrenze für 
die Kosten der Unterkunft (5,50  € pro 
m2) begrenzt und hierfür ein Fonds aus 
Überschüssen des Unternehmens ge‑
schaffen wird.
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5.4	 Investitionsstrategien der 
kommunalen Wohnungs- 
unternehmen in Neubau und 
Bestand

In diesem Abschnitt werden die von den 
kommunalen Wohnungsunternehmen der 
Fallkommunen getätigten Investitionen, 
die Investitionsplanungen sowie die bei 
Neubau und Bestand gesetzten Schwer‑
punkte betrachtet.

Die Investitionsplanungen der Unter‑
nehmen werden mit den Kommunen ab‑
gestimmt. Dies erfolgt in allen Fallkom‑
munen im Rahmen von Erarbeitung und 
Beschluss des jährlichen Wirtschaftsplans. 
In einem Teil der Fälle (z. B. München, 
Potsdam, Mühlheim am Main) haben sich 
Unternehmen und Kommune im Vorfeld 
des Wirtschaftsplans auf ein langjähriges 
Investitionsprogramm verständigt. Insge‑
samt kommen damit in den Investitions
planungen der Unternehmen auch die 
Strategien der Kommunen zum Ausdruck.

Neubauinvestitionen

Was den Umfang der Neubauinvestitionen 
der letzten Jahre anbelangt, können die in 
die Untersuchungen einbezogenen kom‑
munalen Wohnungsunternehmen in drei 
Gruppen gegliedert werden:

•	 Die Unternehmen in München und in 
Mainz haben stark überdurchschnitt‑
lich in den Neubau investiert. Bezo‑
gen auf die Wohnfläche des eigenen Be‑
stands lagen die Neubauinvestitionen 
der drei Unternehmen der beiden Städ‑
te im Durchschnitt der Jahre 2005 bis 
2009 bei knapp 36  € pro m2 bzw. gut 22  € 
pro m2. Dies liegt viermal bzw. zweiein‑
halbmal so hoch wie durchschnittlichen 
Neubauinvestitionen aller GdW-Unter-
nehmen der alten Bundesländer (ca. 9  € 
pro m2).

•	 Weitaus geringer waren die Neubauin‑
vestitionen der Unternehmen in Essen, 
Mühlheim am Main, in Potsdam und im 
Landkreis Hildesheim sowie Lübeck (für 
Lübeck liegen keine konkreten Angaben 
zur Investitionshöhe vor).

•	 Die Unternehmen in Velbert und Baut‑
zen waren 2005 bis 2009 nicht im Neu‑
bau engagiert (siehe Abbildung 16).

Die Neubaustrategien in den beiden Städ‑
ten mit hohen Investitionen unterschie‑
den sich in den letzten Jahren erheblich. 
Ganz im Vordergrund der Neubauaktivitä‑
ten der beiden Münchener Unternehmen 
stand, den Bestand an gebundenen preis‑
günstigen Wohnungen auszuweiten. Die 
Unternehmen haben zwischen 2005 und 
2009 ca. 1  800 eigene Mietwohnungen er‑
richtet. Damit wurden gut 10 % der 17  488 

Abbildung 16
Neubauinvestitionen der kommunalen Wohnungsunternehmen im Durchschnitt der Jahre 2005 bis 2009 
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Datengrundlage: Angaben der Wohnungsunternehmen, Geschäftsberichte, elektronisches Unternehmensregister
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in München im selben Zeitraum in neu er‑
richteten Wohngebäuden fertig gestellten 
Wohnungen von den kommunalen Unter‑
nehmen errichtet. Bei den entsprechen‑
den Wohnungen handelte es sich ganz 
überwiegend um gebundene Wohnungen. 
München fördert mit einem eigenen Pro‑
gramm den Wohnungsneubau, teils in Er‑
gänzung zur Landesförderung, teils aber 
auch als Vollförderung für besondere Ziel‑
gruppen. Die kommunalen Gesellschaften 
sind die wichtigsten Partner für das Mün‑
chener Programm. Ihr künftiges Neubau‑
volumen soll sich mindestens auf dem Ni‑
veau der vergangenen Jahre bewegen.

Von den gut 400 Wohnungen, die die 
Wohnbau Mainz 2005 bis 2009 errichte‑
te, entfiel dagegen nur die knappe Hälf‑
te auf gebundene Wohnungen. Zugleich 
war das Unternehmen als Bauträger tä‑
tig und errichtete gut 300 für den Verkauf 
bestimmte Wohnungen. Im selben Zeit‑
raum wurden in ganz Mainz 2  277 Woh‑
nungen in neu errichteten Wohngebäuden 
fertig gestellt. Der Anteil des kommunalen 
Unternehmens lag damit bei knapp 20 %. 
Das Unternehmen engagierte sich zudem 
auch im Nichtwohnungsbau. Als Reaktion 
auf die existenzbedrohende wirtschaft‑
liche Schieflage, in die das Unternehmen 
geraten ist, wurden die gesamten Neu‑
bauinvestitionen ab 2009 stark herunter‑
gefahren. Dies betrifft weniger den Woh‑
nungsneubau im eigenen Bestand, wo für 
die nächsten Jahre Neubauzahlen vorge‑
sehen sind, die sich ungefähr auf dem bis‑
herigen Niveau bewegen (siehe Tabelle 55). 
Reduziert werden sollen in Mainz vor al‑
lem die sonstigen Neubauaktivitäten des 
Unternehmens. Ein stärkerer Wohnungs‑
neubau wäre aus Sicht der Stadt zwar 
prinzipiell wünschenswert, ist angesichts 

der wirtschaftlichen Probleme aber nicht 
realisierbar.

In Potsdam wurde vom kommunalen 
Wohnungsunternehmen 2005 bis 2009 nur 
ein geringes Neubauvolumen realisiert. 
Dabei handelte es sich ausschließlich um 
ungebundene Wohnungen, ein Landes‑
förderprogramm für den Mietwohnungs‑
neubau existierte in den letzten Jahren in 
Brandenburg nicht. Für die nächsten Jahre 
wurde im Zuge der städtischen Diskussion 
um Ziele und Aufgaben des kommuna‑
len Wohnungsunternehmens eine deutli‑
che Ausweitung des Neubaus in die Wege 
geleitet. PRO POTSDAM soll im Zeitraum 
2010 bis 2019 1  000 Wohnungen errichten 
und so auf den angespannten Wohnungs‑
markt in Potsdam reagieren.

Anders als in Städten mit angespanntem 
Wohnungsmarkt wie München oder Pots‑
dam ist der Neubau der kommunalen Un‑
ternehmen in Städten mit entspanntem 
Wohnungsmarkt nicht auf eine allgemeine 
Angebotserweiterung ausgerichtet. So will 
z. B. die Essener Allbau AG 2009 bis 2019 
700 Wohnungen neu errichten, im glei‑
chen Zeitraum aber ca. 1  000 Wohnungen 
rückbauen. Im Vordergrund des Neubaus 
steht hier eine Verjüngung und größere 
Marktfähigkeit des Wohnungsbestands.

Bestandsinvestitionen

Die untersuchten Kommunen und ihre 
Wohnungsunternehmen haben in den 
letzten Jahren erhebliche Ressourcen ein‑
gesetzt, um die kommunalen Wohnungs‑
bestände durch Investitionen marktge‑
recht zu halten und an die sich veränderte 
Nachfrage anzupassen. Betrachtet man 
die von den Unternehmen im Durch‑
schnitt der Jahre 2005 bis 2009 getätigten 

Kommune
2005 bis 2009 für den eigenen Bestand  

fertig gestellte Wohnungen
Neubauplanungen für den  

eigenen Bestand

München 1  798 Wohnungen, davon der ganz überwiegende 
Teil durch Förderung gebunden

Neubauvolumen 2010 bis 2014 mindestens auf 
dem Niveau der vorangegangenen fünf Jahre

Essen 90 Wohnungen im Zeitraum 2007 bis 2009 700 Wohnungen bis 2018

Lübeck 120 altengerechte Wohnungen, zum Teil gebunden Fortführung auf dem bisherigen Niveau

Mainz 428 Wohnungen, davon 200 durch Förderung 
gebunden

700 altengerechte Wohnungen im Zeitraum von 
zehn Jahren

Potsdam 94 Wohnungen, alle ungebunden 1  000 Wohnungen im Zeitraum 2010 bis 2019

Velbert --- Einzelobjekte (altengerechte Wohnungen)

Mühlheim am 
Main

knapp 20 gebundene Wohnungen Einzelobjekte

Landkreis 
Hildesheim

Einzelobjekte Ausweitung möglich (Planungen für Neuprojekt im 
Bereich altengerechte Wohnungen) 

Datengrundlage: Angaben der Unternehmen, Geschäftsberichte, elektronisches Unternehmensregister

Tabelle 55
Realisierter und geplanter Neubau der kommunalen Wohnungsunternehmen im eigenen Bestand
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Bestandsinvestitionen und vergleicht sie 
mit den Investitionen aller GdW-Unter-
nehmen aus den alten Bundesländern (Be‑
standsinvestitionen von 22,97  € pro m2 ei‑
gene Wohnfläche und Jahr), so zeigt sich 
bei sieben der kommunalen Unterneh‑
men aus den Fallstudien ein überdurch‑
schnittliches Investitionsniveau (siehe Ab‑
bildung 17). Drei Unternehmen (Allbau 
Essen, GWG München und Kreiswoh‑
nungsbau Hildesheim) weisen mit Inves‑
titionen von über 30  € pro m2 stark über‑
durchschnittliche Werte auf. Auch die 
beiden ostdeutschen Wohnungsunterneh‑
men in Potsdam und Bautzen liegen über 
dem Durchschnittswert für die westdeut‑
schen GdW-Unternehmen, gemessen am 
Durchschnittswert für die ostdeutschen 
GdW-Unternehmen (15,15  € pro m2 eige‑
ne Wohnfläche im Durchschnitt der Jah‑
re 2005 bis 2009) investierten diese Unter‑
nehmen stark überdurchschnittlich.

Die GEWOFAG München und die Woh‑
nungsbaugesellschaft Velbert realisierten 
in den letzten Jahren Investitionen in eher 
unterdurchschnittlicher Höhe. Bei der GE‑
WOFAG ist zu berücksichtigen, dass das 
Unternehmen den größeren Teil seiner in‑
vestiven Mittel in den letzten Jahren im 
Neubau eingesetzt hat und sich hierdurch 
vom zweiten Münchner kommunalen 
Wohnungsunternehmen, der GWG, unter‑

scheidet. Betrachtet man Neubau und Be‑
stand zusammen, so wird deutlich, dass 
beide Unternehmen in den letzten Jahren 
auf hohem Niveau investiert haben. In Vel‑
bert sind die unterdurchschnittlichen Be‑
standsinvestitionen im Zusammenhang 
mit den wirtschaftlichen Problemen des 
Unternehmens und den eingeschränkten 
Finanzierungsmöglichkeiten zu sehen, die 
auch darauf zurückgehen, dass das Unter‑
nehmen für den Kauf der Wohnungsbe‑
stände aus dem unmittelbaren Eigentum 
der Stadt im Jahr 2000 Kredite in erhebli‑
cher Größenordnung aufnehmen musste.

Was die zukünftige Entwicklung des Be‑
standsinvestitionen anbelangt, zeichnen 
sich große Unterschiede zwischen den Un‑
ternehmen ab: Die Münchner Wohnungs‑
unternehmen, die Wohnbau Mühlheim 
am Main und vor allem die Wohnungs‑
baugesellschaft Velbert werden nach den 
vorliegenden Planungen die Investitio‑
nen in den Bestand ausweiten. Besonders 
starke Ausweitungen sind bei der Woh‑
nungsbaugesellschaft Velbert geplant, also 
bei dem Unternehmen, das in den letz‑
ten Jahren Investitionen in eher geringer 
Höhe getätigt hat. Das Unternehmen re‑
agiert damit auf den großen Investitions‑
bedarf, der sich in den Beständen aufge‑
baut hat und teilweise noch auf die Zeit 
zurückgeht, als ein Teil der Bestände sich 

Abbildung 17
Bestandsinvestitionen der kommunalen Wohnungsunternehmen im Durchschnitt  
der Jahre 2005 bis 2009 
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Datengrundlage: Angaben der Wohnungsunternehmen, Geschäftsberichte, elektronisches Unternehmensregister
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in unmittelbarem Eigentum der Stadt be‑
fand. Die Forcierung der Investitionstätig‑
keit und die Anpassung des Wohnungsbe‑
stands an die sich verändernde Nachfrage 
ist ein zentraler Teil der veränderten Be‑
wirtschaftungsstrategien und des Re‑
strukturierungsprozesses, in dem sich das 
Velberter Unternehmen befindet. Die wirt‑
schaftlichen Möglichkeiten für mehr In‑
vestitionen wurden zum Teil durch die 
Veräußerung von Wohnungspaketen an 
Private geschaffen. Obwohl sich der Woh‑
nungsbestand im Zuge dieser Verkäu‑
fe und von Rückbau um ca. ein Viertel re‑
duziert hat, plant das Unternehmen, die 
absolute Höhe der Bestandsinvestitionen 
deutlich auszuweiten.

Bei anderen in die Untersuchung einbe‑
zogenen Wohnungsunternehmen ist in 
den nächsten Jahren mit einem Rück‑
gang der Bestandsinvestitionen zu rech‑
nen. Bei PRO POTSDAM und der Kreis‑
wohnungsbau Hildesheim handelt es sich 
dabei um eine Verlagerung von Investitio‑
nen auf den Neubau, der ausgeweitet wird. 
Bei der Wohnbau Mainz werden hingegen 
im Zuge der Bewältigung der Unterneh‑
menskrise nicht nur die Neubau-, sondern 
auch die Bestandsinvestitionen reduziert.

Die mit den Investitionen verfolgten Stra‑
tegien zur Entwicklung des kommunalen 
Bestands und der Zuschnitt der konkre‑
ten Maßnahmen zeichnen sich durch eine 
große Vielfalt aus. Dennoch lassen sich 
den Fallstudien übergreifende Aussagen 
zu den Schwerpunkten der Bestandsent‑
wicklung im Bestand der kommunalen 
Wohnungsunternehmen entnehmen:

•	 Bei allen Unternehmen waren Bestand‑
sinvestitionen in den letzten Jahren in 
sehr hohem Maße mit der energetischen 
Sanierung und der Steigerung der Ener‑
gieeffizienz verbunden. Nach den Pla‑
nungen wird dieser Teil der Modernisie‑

rungsinvestitionen zukünftig noch an 
Bedeutung gewinnen. Die kommuna‑
len Unternehmen setzen dabei nicht al‑
lein auf Wärmedämmung sowie Inves‑
titionen in Heiz- und Regelungstechnik, 
sondern auch auf die Energieproduktion 
(Solarthermie, Photovoltaik, Einsatz 
von Biomasse zur Wärmeproduktion 
etc.). Zudem ergänzen die Unterneh‑
men zum Teil Investitionen in Gebäude 
und Anlagen durch weiche Maßnahmen 
der Beeinflussung des Energienutzungs‑
verhaltens ihrer Mieter. Umfassen‑
de Strategieansätze der energetischen 
Sanierung finden sich sowohl bei den 
Wohnungsunternehmen der Großstädte 
(z. B. München, Essen oder Potsdam) als 
auch bei kleinen Wohnungsunterneh‑
men im ländlichen Raum (Kreiswoh‑
nungsbau Hildesheim).

•	 Was das Baualter anbelangt, liegt der 
Schwerpunkt der Bestandsinvestitionen 
bei den nach dem zweiten Weltkrieg er‑
bauten Siedlungen. Bei den westdeut‑
schen Unternehmen sind dies vor allem 
die Siedlungen der 1950er, 1960er und 
1970er Jahre, bei den ostdeutschen die 
Siedlungen der 1970er und 1980er Jah‑
re. Großsiedlungen, über die fast alle 
der untersuchten kommunalen Woh‑
nungsunternehmen verfügen, haben 
dabei auch weiterhin besondere Be‑
deutung, zunehmend treten aber ins‑
besondere bei den Wohnungsunter‑
nehmen in Westdeutschland die in den 
fünfziger und sechziger Jahren in Zei‑
lenbauten errichteten Bestände in den 
Fokus.

•	 Die Investitionen, die die kommunalen 
Unternehmen in die Siedlungsbestände 
tätigen, beschränken sich nicht darauf, 
die Bausubstanz zu erhalten, Gebäu‑
de und Wohnungen energetisch zu sa‑
nieren und für eine zeitgemäße Ausstat‑
tung zu sorgen. Vielen der kommunalen 
Wohnungsunternehmen geht es darü‑
ber hinaus darum, das Wohnungsange‑
bot in den einzelnen Siedlungen an die 
Nachfragetrends anzupassen, auszudif‑
ferenzieren und einseitigen Belegungs‑
strukturen entgegenzuwirken. Dabei 
werden vor allem zwei Zielgruppen in 
den Blick genommen: Zum einen zielen 
grundlegende Investitionsmaßnahmen 
häufig darauf, die Bestände für Famili‑
en attraktiver zu machen. Zum anderen 
setzen die Unternehmen auf Maßnah‑
men, die die Bestände altengerecht ma‑

Wohnungsunternehmen Entwicklung der Investitionen

GEWOFAG Anstieg

GWG München Anstieg

Wohnbau Mainz deutlicher Rückgang

PRO POTSDAM Rückgang bei gleichzeitigem Anstieg der Neubau
investitionen

Wohnungsbaugesellschaft Velbert deutlicher Anstieg

BWB Bautzen gleich bleibend

Wohnbau Mühlheim am Main Anstieg

Kreiswohnungsbau Hildesheim gewisser Rückgang, sofern Neubau verstärkt wird

Datengrundlage: Angaben der Unternehmen

Tabelle 56
Entwicklung der für 2010 bis 2014 geplanten Bestandsinvestitionen im Vergleich 
zu den 2004 bis 2009 realisierten Investitionen
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chen bzw. Qualitäten für ältere Mieter 
schaffen. Im Zuge der Angebotsdifferen‑
zierung werden zum Teil grundlegen‑
dere Veränderungen im Bestand vorge‑
nommen (Grundrissanpassungen), zum 
Teil erfolgt die Differenzierung durch er‑
gänzenden punktuellen Neubau an den 
Siedlungsstandorten.

Gesamtinvestitionen

Abbildung 18 stellt die Gesamtinvesti
tionen der kommunalen Unternehmen im 
Zeitraum 2005 bis 2009 dar, also die Sum‑
me aus Neubau- und Bestandsinvestitio‑
nen. Vier Unternehmen liegen mit ihren 
Investitionen über dem Vergleichswert, 
den durchschnittlichen Investitionen der 
GdW-Unternehmen der alten Bundeslän‑
der (knapp 32  € pro m2 eigene Wohnflä‑
che und Jahr). Dies sind die Allbau Essen, 
die beiden Münchner Unternehmen und 
die Wohnbau Mainz. Bei den Münchner 
Unternehmen sind die hohen Investitio‑
nen in Zusammenhang mit der günstigen 
Einnahmesituation der Unternehmen (re‑
lativ hohe Mieteinnahmen aufgrund des 
angespannten Wohnungsmarkts) sowie 
den von Land und Kommune eingesetzten 
Fördermitteln zu sehen. In gewissem Maß 
treffen diese Faktoren auch auf das Main‑
zer Unternehmen hinzu, hier ist jedoch 
davon auszugehen, dass das hohe Investi‑
tionsvolumen der Vergangenheit die wirt‑

schaftlichen Möglichkeiten des Unterneh‑
mens zum Teil überschritten und so zur 
schweren Schieflage der Wohnbau Mainz 
beitragen hat.

Die Wohnungsunternehmen in Mühl‑
heim am Main, im Landkreis Hildesheim, 
in Potsdam und in Bautzen liegen mit ih‑
ren Gesamtinvestitionen der letzten Jah‑
re nahe am Durchschnitt der GdW-Un‑
ternehmen der alten Länder. Mit Abstand 
am niedrigsten und stark unter dem GdW-
Durchschnitt waren die Investitionen in 
Velbert.

5.5	 Stadt- und Quartiers- 
entwicklung und Rolle der  
kommunalen Wohnungs
unternehmen

Dieser Abschnitt befasst sich im Quer‑
schnitt der Fallstudien mit der Stadt- und 
Quartiersentwicklung. Neben der sozialen 
Wohnungsversorgung ist die Stadt- und 
Quartiersentwicklung das zweite große 
Handlungsfeld, in dem die kommunalen 
Wohnungsunternehmen Beiträgen zur Er‑
reichung der städtischen Ziele erbringen.

Tabelle 57 stellt die in den Fallstudien 
identifizierten Beiträge der kommunalen 
Wohnungsunternehmen zur Stadt- und 
Quartiersentwicklung unterschieden nach 
Aufgabenfeldern dar. In fünf der zehn Fall‑

Abbildung 18
Gesamtinvestitionen der kommunalen Wohnungsunternehmen im Durchschnitt der Jahre 2005 bis 2009 
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Datengrundlage: Angaben der Wohnungsunternehmen, Geschäftsberichte, elektronisches Unternehmensregister



120 Strategien der Kommunen für ihre kommunalen Wohnungsbestände     Forschungen Heft 151

kommunen waren bzw. sind die kommu‑
nalen Unternehmen wichtige Akteure bei 
der Erneuerung der innerstädtischen Alt‑
bauquartiere. Ihre Leistungen beschrän‑
ken sich dabei nicht nur auf Investitionen 
in ihre eigenen Gebäude. Vielmehr wer‑
den die kommunalen Unternehmen auch 
jenseits ihrer angestammten Wohnungs‑
bestände tätig, sei es als Sanierungsträger 
(München, Lübeck, Potsdam), sei es als In‑
vestoren, die innerstädtische Objekte von 
besondere Bedeutung übernehmen und 
modernisieren (Mainz, Bautzen). Durch 
ihre Beiträge zu Entwicklung der Innen‑
städte haben die kommunalen Wohnungs‑
unternehmen in den betroffenen Kommu‑
nen häufig hohes Ansehen gewonnen.

Alle in die Untersuchung einbezogenen 
kommunalen Wohnungsunternehmen aus 
Großstädten sind in der Entwicklung neu‑
er Stadtquartiere engagiert, wobei es sich 
in aller Regel um brach gefallene oder un‑
ter Wert genutzte Gelände handelte, die 
einer neuen Nutzung zugeführt wurden. 
Dies betrifft z. B. diverse neue Wohnge‑
biete in München (wie die Entwicklung 
der Alten Messe Theresienhöhe), die Ent‑
wicklung eines neuen Wohnquartiers auf 
einem ehemaligen Kasernengelände in 
Mainz (Martin-Luther-King-Park) oder die 
Entwicklung der Speicherstadt in Potsdam 
zu einem neuen Standort für Arbeiten und 
Wohnen.

Über die Gesamtheit der Fallstudien 
betrachtet werden stadtentwicklungspoli
tische Beiträge der kommunalen Woh
nungsunternehmen am häufigsten in 

Quartieren erbracht, die durch Siedlungen 
der 60er, 70er und 80er Jahre geprägt sind. 
Häufig handelt es sich hierbei um Groß‑
siedlungen. In diesen Siedlungen konzen‑
trieren sich die Wohnungsbestände der 
Unternehmen, sie sind Schwerpunkt ihrer 
Bestandsinvestitionen. Städtebaulich wei‑
sen die Siedlungen nicht selten noch deut‑
liche Defizite auf, viele Siedlungen stehen 
aufgrund der Nachfrageentwicklung unter 
Anpassungsdruck und in einem Teil von 
ihnen konzentrieren sich soziale Proble‑
me. Für die Städte sind diese Gebiete auch 
unter dem Gesichtspunkt der sozialen 
Wohnungsversorgung sehr wichtig (hohe 
Anteile an gebundenen Wohnungen). Für 
die Entwicklung der Siedlungen kommt es 
auf die enge Zusammenarbeit von Woh‑
nungsunternehmen (Investitionen in den 
Bestand und in das Wohnumfeld) und 
Kommunen (Investitionen in den öffent‑
lichen Raum, in die Infrastruktur, soziale 
Maßnahmen) an.

Insbesondere in den Fallstudien, die in die 
Förderkulisse der Bund-Länder-Program‑
me „Stadtumbau Ost“ und „Stadtumbau 
West“ fallen, ist auch der Rückbau Gegen‑
stand der Zusammenarbeit von Kommu‑
nen und Wohnungsunternehmen. Eher als 
andere Eigentümer sind kommunale Un‑
ternehmen nach den Erfahrungen aus den 
Fallstudien bereit, Rückbauten vorzuneh‑
men, die zwar betriebswirtschaftlich nicht 
unbedingt vorteilhaft, jedoch für die Ent‑
wicklung des entsprechenden Gebiets oder 
aus gesamtstädtischer Perspektive wich‑
tig sind. So waren die kommunalen Unter‑

Kommune

Erneuerung von 
innerstädtischen 
Altbauquartieren

Entwicklung 
neuer  

Stadtquartiere

Weiterent­
wicklung 
von durch 

Wohnsiedlungen 
geprägten  
Quartieren

Stadtumbau Entwicklung 
von Quartieren 
im Rahmen der 
„Sozialen Stadt“

München l l l l

Essen l l l l

Kiel (ehemals 
kommunales 
Unternehmen)

l l l

Lübeck l l l l l

Mainz l l l l

Potsdam l l l l

Velbert l l l

Bautzen l l l l

Mühlheim am Main l

Kreis  
Hildesheim

l

Tabelle 57
Beiträge der kommunalen Wohnungsunternehmen zu den Aufgaben der Stadt- und  
Quartiersentwicklung

Datengrundlage: Recherchen des IfS
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nehmen in allen drei untersuchten west‑
deutschen Stadtumbaustädten (Essen, 
Lübeck, Velbert) im Rückbau tätig, in der 
ostdeutschen Stadtumbaustadt Bautzen 
hat das kommunale Wohnungsunterneh‑
men mehr als ein Zehntel seiner Wohnun‑
gen rückgebaut.

Bis auf die Kleinstadt Mühlheim am Main 
sind alle untersuchten Fallstädte in das 
Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“ 
einbezogen. Bei den betroffenen Beständen 
handelt sich in vielen Fällen um Großsied‑
lungen. Die kommunalen Unternehmen 
dieser Städte haben jeweils Beiträge zur 

„Sozialen Stadt“ erbracht. Sie sind wichtige 
Eigentümer in einem oder mehreren Pro‑
grammgebieten. Die Unternehmen enga‑
gieren sich zum einen mit Investitionen in 
die Gebäude und in das Wohnumfeld. Zum 
anderen unterstützen sie in von Fallkom‑
mune zu Fallkommune unterschiedlichem 
Ausmaß die soziale Entwicklung der Gebie‑
te, so z. B. durch Räume für das Quartiers‑
management und für Bürgergruppen, den 
Einsatz eigener Sozialarbeiter oder die fi‑
nanzielle Unterstützung von sozialen Ein‑
richtungen und Projekten.

Insgesamt haben die Kommune in ihren 
kommunalen Wohnungsunternehmen 
für Aufgaben der Stadt- und Quartiersent‑
wicklung einen besonders engen Koopera‑
tionspartner:

•	 Die kommunalen Unternehmen beteili‑
gen sich in der Regel aktiv an den rele‑
vanten Strategiediskussionen und Pla‑
nungsprozessen (z. B. Erarbeitung von 
Integrierten Stadtentwicklungskonzep‑
ten, Gebietskonzepten, Wohnraumver‑
sorgungskonzepten). Die Unternehmen 
identifizieren sich häufig besonders 
stark mit den kommunalen Zielen, und 
sie bringen eigene Initiativen zur Stadt- 
und Gebietsentwicklung ein. 

•	 Die Unternehmen sind auch häufig 
nicht nur in der Phase der Konzeptent‑
wicklung, sondern auch in der Phase 
der Umsetzungsmaßnahmen aktiv an 
Abstimmungsgremien beteiligt (z. B. im 
Rahmen des Quartiersmanagements in 
Gebieten der „Sozialen Stadt“).

•	 Die für die Gebietsentwicklung wichtige 
Abstimmung von öffentlichen und pri‑
vaten Investitionen ist mit kommunalen 
Wohnungsunternehmen einfacher als 
mit anderen Eigentümern.

•	 Die kommunalen Unternehmen sind 
eher als andere Eigentümergruppen be‑

reit, sich auch jenseits der eigenen Im‑
mobilien zu engagieren.

Bei der Interpretation der Befunde aus den 
Fallstudien ist zu berücksichtigen, dass 
die enge Zusammenarbeit mit der Kom‑
mune auch für die kommunalen Woh‑
nungsunternehmen vorteilhaft ist. Die 
Unternehmen profitieren zum Teil direkt 
von den Stadtentwicklungsmaßnahmen, 
indem sie für die ihre Investitionen Mit‑
tel der Städtebauförderung oder der Woh‑
nungsbauförderung erhalten. Zudem kön‑
nen kommunale Maßnahmen im Bereich 
des öffentlichen Raums und der Infra‑
struktur zugleich die Marktchancen der in 
den entsprechenden Quartieren gelegenen 
Bestände der kommunalen Wohnungsun‑
ternehmen erhöhen.

Insbesondere im Bereich der Stadt- und 
Quartiersentwicklung arbeiten die kom‑
munalen Wohnungsunternehmen mit an‑
deren Wohnungsunternehmen zusammen, 
so z. B. mit Genossenschaften oder indus‑
trieverbundenen Wohnungsunternehmen. 
In einigen Fallstudien erfolgt die Zusam‑
menarbeit in festeren Kooperationsstruk‑
turen, so in Potsdam (Arbeitskreis Stadt‑
spuren), Essen (Arbeitsgemeinschaft der 
Essener Wohnungsunternehmen) oder 
in Lübeck (Bezirks-Arbeitsgemeinschaft 
schleswig-holsteinischer Wohnungsunter‑
nehmen Süd-Ost).

Im Rahmen der Fallstudie zu Kiel wurde 
untersucht, wie sich der Verkauf des kom‑
munalen Wohnungsunternehmens im 
Jahr 1999 auf Bewältigung der stadt- und 
quartiersentwicklungspolitischen Aufga‑
ben der Kommune ausgewirkt hat. Wich‑
tige Teile des Wohnungsbestands der KWG 
liegen in Gebieten des Programms „So‑
ziale Stadt“, das Interesse der Kommu‑
ne war daher darauf gerichtet, die aktive 
Programmbeteiligung des Unternehmens 
auch nach dem Eigentümerwechsel zu si‑
chern. Hierzu wurde in den Vertrag neben 
Investitionsverpflichtungen die Verpflich‑
tung des Unternehmens aufgenommen, 
soziale Projekte finanziell zu unterstützen. 
Die privatisierte KWG hat die Finanzie‑
rung der sozialen Projekte auch nach Aus‑
laufen der vertraglichen Verpflichtungen 
im Jahr 2004 fortgesetzt. Auch ansonsten 
kam es durch den Eigentümerwechsel zu 
keinem Bruch in der Entwicklung der „So‑
ziale Stadt“-Gebiete. An der Erarbeitung 
von städtischen Planungen und Konzep‑
ten (z. B. Wohnungsmarktkonzept) betei‑
ligt sich das Unternehmen auch heute ak‑
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tiv. Dies heißt aber nicht, dass der Verkauf 
der KWG für die Stadt- und Quartiersent‑
wicklung ohne Folgen blieb. So wurden 
nach Auslaufen der Investitionsverpflich‑
tungen im Jahr 2004 vom Unternehmen 
keine größeren Investitionen zur Aufwer‑
tung und energetischen Sanierung der 
Bestände mehr getätigt. Zudem steht die 
KWG anders als zu Zeiten der kommuna‑
len Eigentümerschaft nicht mehr als Part‑
ner für besondere Projekte im Bereich der 
Stadtentwicklung und des Klimaschutzes 
zur Verfügung.

5.6	 Verkauf von Beteiligungen  
an kommunalen Wohnungs-
unternehmen und von  
Wohnungsbeständen

Der folgende Abschnitt befasst sich in ver‑
gleichender Betrachtung mit den in den 
Fallkommunen vorgenommenen Ver‑
käufen kommunaler Wohnungsbestände 
und den mit ihnen gemachten Erfahrun‑
gen. Hierbei wird zunächst auf den Ver‑
kauf von Unternehmensanteilen durch die 
Kommunen und dann auf den Verkauf von 
Wohnungen durch die kommunalen Woh‑
nungsunternehmen eingegangen. Schließ‑
lich wird der Verkauf von Wohnungen aus 
unmittelbarem kommunalem Eigentum 
an die Wohnungsunternehmen behandelt.

Verkauf von Unternehmensbeteiligungen

Vier der untersuchten Kommunen ha‑
ben in den letzten Jahren Anteile an Woh‑
nungsunternehmen verkauft. In Kiel und 
Lübeck gingen die die Beteiligungen an 
private Investoren über, in Essen und Vel‑
bert wurden die Anteile an den kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen an andere 
städtische Unternehmen verkauft, direkte 
Beteiligungen also in indirekte Beteiligun‑
gen umgewandelt. Tragendes Motiv für 

den Verkauf war bei allen vier Städten die 
durch den erzielten Kaufpreis mögliche 
Reduzierung der kommunalen Schulden. 
Die entsprechenden Kommunen wiesen 
bzw. weisen hohe Pro-Kopf-Verschuldun‑
gen aus.

Mit Kiel wurde bewusst eine Stadt für 
die Fallstudien ausgewählt, die sich voll‑
ständig und zu einem frühen Zeitpunkt 
von ihrem kommunalen Wohnungsun‑
ternehmen getrennt hat. Die kommuna‑
len Akteure beurteilen die Ergebnisse des 
Verkaufs an private Investoren und die 
seitdem gemachten Erfahrungen weitest‑
gehend positiv. Der Verkaufserlös ermög‑
lichte eine starke Reduzierung der kom‑
munalen Verschuldung. Die von einer 
breiten kommunalpolitischen Mehrheit 
gehegten Erwartungen, die kommunalen 
wohnungs- und stadtpolitischen Aufga‑
ben auch ohne eigenes Wohnungsunter‑
nehmen bewältigen zu können, haben sich 
weitestgehend erfüllt. Daran hat auch der 
wiederholte Wechsel der Eigentümer des 
Unternehmens nichts Wesentliches geän‑
dert. Die privatisierte KWG ist nach wie 
vor der für die soziale Wohnungsversor‑
gung wichtigste Anbieter, und an der Zu‑
sammenarbeit zwischen Unternehmen 
und Stadt hat sich kaum etwas geändert, 
sieht man von der oben bereits erwähn‑
ten gesunkenen Bereitschaft des Unter‑
nehmens ab, Wohnungssuchende aus dem 
engeren Kreis der Problemhaushalte un‑
terzubringen. Die entsprechenden Haus‑
halte konnten jedoch von der Stadt durch 
Kooperation mit anderen Vermietern ver‑
sorgt werden. Auch an der Stadt- und 
Quartiersentwicklung wirkt das Unter‑
nehmen weiterhin mit. Für neue kosten‑
trächtige „Leuchtturmprojekte“ in Stadt‑
entwicklung und Klimaschutz steht das 
Unternehmen zwar nicht mehr zur Verfü‑
gung, das war von der Kommune zum Ver‑

Kommune Charakterisierung des Verkaufs

					     Verkauf an Private

Kiel Verkauf von 100 % der Anteile an der Kieler Wohnungsbaugesellschaft mbH (KWG) an private Investoren 
im Jahr 1999 mit damals 10  100 Wohnungen, seitdem wiederholter Eigentümerwechsel

Lübeck Verkauf der Minderheitsbeteiligung (37,5 %) an der Heimstätten-Gesellschaft mbH im Jahr 2001 mit 3  100 
Wohnungen zunächst an die Landesentwicklungsgesellschaft (LEG), nach weiteren Verkäufen befindet 
sich das Unternehmen heute in der Hand von privaten Investoren

							       Verkauf innerhalb des „Konzern Stadt“

Essen Verkauf der städtischen Anteile an der Allbau AG an die Essener Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft 
mbH (81,8 %) und an die Sparkasse (15,0 %) im Jahr 1999

Velbert Verkauf von 94,4 % der Anteile an der Wohnungsbaugesellschaft Velbert mbH an die 
Beteiligungsgesellschaft Velbert mbH im Jahr 2007

Tabelle 58
Übersicht über den Verkauf von Unternehmensbeteiligungen in den untersuchten Kommunen

Datengrundlage: Angaben der Fallkommunen
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kaufszeitpunkt aber auch nicht erwartet 
worden. Insgesamt ergab sich für die Stadt 
Kiel keine Notwendigkeit, nach Verkauf 
des eigenen Wohnungsunternehmens 
neue Strategien und Instrumente für die 
Erreichung ihrer wohnungs- und stadtent‑
wicklungspolitischen Ziele zu entwickeln.

Die aus Sicht der kommunalen Akteure 
positiven Erfahrungen mit dem Verkauf 
der KWG können neben den relativ weit‑
reichenden vertraglichen Bindungen – als 
wichtiger Bestandteil erwies sich u. a. die 
Verpflichtung zur Aufrechterhaltung des 
Unternehmenssitzes in Kiel – auch auf 
günstige Rahmenbedingungen zurückge‑
führt werden. Der Kieler Wohnungsmarkt 
war in den letzten Jahren durchweg ent‑
spannt. Zugleich war und ist ein erhebli‑
cher Anteil der KWG-Bestände gebunden. 
Unerwünschte Entwicklungen wie eine 
starke Anhebung der Mieten oder eine 
einseitige Mieterauswahl zu Lasten Ein‑
kommensschwacher wären daher nicht 
möglich und für das Unternehmen auch 
nicht wirtschaftlich sinnvoll gewesen. Um 
wirklich beurteilen zu können, wie sich 
die Zusammenarbeit von Stadt und Unter‑
nehmen nach dem Auslaufen der letzten 
vertraglichen Bindungen im Jahr 2009 ent‑
wickelt, ist es zwar noch zu früh, bislang 
haben sich aber im Verhalten der KWG 
keine Änderungen ergeben.

Eine weitaus geringere Reichweite als der 
Kieler Verkauf hatte der Lübecker Ver‑
kaufsfall. Die Veräußerung der Anteile 
an der Heimstätten-Gesellschaft im Jahr 
2001 betraf eine Minderheitsbeteiligung. 
Da die Zusammenarbeit zwischen Stadt 
und Heimstätten-Gesell-schaft nicht be‑
sonders eng war – ganz im Gegensatz zur 
Zusammenarbeit mit dem eigentlichen 
kommunalen Wohnungsunternehmen 
Trave  – hatte der Anteilsverkauf kaum Aus‑
wirkungen auf die Erledigung der woh‑
nungs- und stadtentwicklungspolitischen 
Aufgaben. Kurzfristig wurde in Lübeck aus 
finanziellen Gründen auch der Verkauf der 
Trave diskutiert, 2007 entschied die Bür‑
gerschaft jedoch mit großer Mehrheit, die 
Beteiligung (92,5 %) im vollem Umfang 
aufrechtzuerhalten, weil sich das Unter‑
nehmen aus ihrer Sicht als sehr wichtiges 
und leistungsfähiges Instrument des kom‑
munalen Handelns erwiesen hatte.

Planungen, ihr Wohnungsunternehmen 
an Private zu verkaufen, hatten zunächst 
auch Essen und Velbert verfolgt. In beiden 
Städten stießen die Verkäufe auf Bürger‑

proteste. Bürgerbegehren wurden initiiert, 
die jedoch nicht erfolgreich waren. Den‑
noch entschied man sich in beiden Städ‑
ten im Laufe der kommunalen Debatte 
statt für den Anteilsverkauf an Private für 
die Umwandlung der direkten Beteiligung 
in eine indirekte Beteiligung und erziel‑
te durch den Verkauf der Anteile an zwi‑
schengeschaltete kommunale Unterneh‑
men Entlastungseffekte für den Haushalt. 
Für die Wahrnehmung der fachlich-in‑
haltlichen Aufgaben hatten diese Verkäufe 
innerhalb des „Konzerns Kommune“ kei‑
ne Konsequenzen.

Verkauf von Beständen der kommunalen 
Wohnungsunternehmen

Tabelle 59 stellt die Wohnungsverkäufe 
dar, die die in die Untersuchungen einbe‑
zogenen Wohnungsunternehmen in den 
letzten Jahren getätigt haben und die sie 
in den nächsten Jahren planen. Bis auf das 
Unternehmen in Mülheim am Main ha‑
ben alle Unternehmen im Zeitraum 2005 
bis 2010 Wohnungen aus dem eigenen Be‑
stand verkauft. Im Vordergrund steht der 
Verkauf von ganzen Häusern, Blöcken oder 
Wohnungspaketen, die Einzelprivatisie‑
rung von Wohnungen spielt eine unterge‑
ordnete Rolle.

Hinsichtlich Art und Umfang der Verkäu‑
fe kann zwischen zwei Gruppen von Un‑
ternehmen unterschieden werden: In der 
ersten Gruppe, zu der die Unternehmen 
in München, Lübeck, Bautzen, im Land‑
kreis Hildesheim und in Essen gehören, 
haben die Verkäufe ein insgesamt geringes 
Ausmaß. Sie bewegen sich zwischen 0,1 % 
und 6,0 % des Wohnungsbestands dieser 
Unternehmen im Jahr 2005 und sind als 
Portfoliobereinigung anzusehen, die zum 
typischen Geschäft von Wohnungsunter‑
nehmen gehört. Die größten Verkaufsak‑
tivitäten in dieser Gruppe haben die BWB 
Bautzen und die Kreiswohnungsbau Hil‑
desheim entfaltet. Das Bautzener Unter‑
nehmen hatte in seinen Beständen eine 
größere Zahl von Einzelobjekten in soli‑
tärer Randlage (z. B. in eingemeindeten 
Gebieten) mit meist hohem Investitions‑
bedarf, von denen es sich in den letzten 
Jahren weitgehend getrennt hat. Die 
Kreiswohnungsbau Hildesheim verkauft 
nach der Verschmelzung mit einem zwei‑
ten Wohnungsunternehmen des Kreises 
schrittweise kleinere nicht mehr nachfra‑
gegerechte Bestände vorwiegend im nach‑
frageschwachen Süden des Kreisgebiets.
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teil der Verkäufe erfolgte 2005 und 2006 
und betraf unsanierte Wohnungen. 
Von den Käufern (private Wohnungs‑
unternehmen und Investoren) wurde 
vor allem die zügige Sanierung der be‑
treffenden Wohnungen erwartet, die 
entsprechenden Erwartungen wurden 
aus Sicht der Stadt erfüllt.

In den nächsten Jahren ist in den Fallkom‑
munen mit einem Rückgang des Verkaufs 
an kommunalen Wohnungen zu rechnen 
(siehe Tabelle 60). Was die zukünftige Ent‑
wicklung der Volumina kommunaler Ver‑
käufe anbelangt, ergeben die Fallstudien 
also dasselbe Bild wie die im Rahmen des 
Forschungsprojekts durchgeführte Kom‑
munalbefragung.

Die umfangreichsten Wohnungsverkäufe 
sind in Essen geplant. Bis 2018 will sich die 
Allbau nach ihrer Unternehmensstrategie 
von 1  200 Wohnungen (knapp 7 % des der‑
zeitigen Bestands) trennen. Betroffen sind 
in erster Linie Kleinwohnungen und/oder 
vor 1960 erbaute Wohnungen, die vom Un‑
ternehmen als „Risikosegment“ eingestuft 
werden (Allbau AG 2009b). Gegenüber den 
letzten Jahren bedeuten die Planungen in 
Essen eine begrenzte Vergrößerung des 
Verkaufsvolumens, der aber auf der ande‑
ren Seite auch gewisse Ankäufe von Be‑
ständen gegenüberstehen sollen. In Vel‑
bert ist für 2011 der Verkauf eines weiteren 
Wohnungspakets an Private geplant.

Weitaus größer fielen die Verkaufsakti‑
vitäten der letzten Jahre in den Fallstäd‑
ten Mainz, Velbert und Potsdam aus. Die 
Verkäufe waren hier jeweils Teil der Maß‑
nahmepakete zur Verbesserung der wirt‑
schaftlichen Situation der Unternehmen:

•	 Die Wohnbau Mainz hat in den letzten 
Jahren ca. 3  100 Wohnungen verkauft, 
das sind 23 % des Wohnungsbestands 
von 2005. 2  800 Wohnungen entfielen 
auf den Verkauf von in Wiesbaden gele‑
genen Wohnungen an das Wiesbadener 
kommunale Wohnungsunternehmen, 
der im Zuge der Rettung des Unterneh‑
mens aus einer existenzbedrohenden 
wirtschaftlichen Schieflage realisiert 
wurde.

•	 Auch für die Restrukturierung und Sa‑
nierung des Wohnungsunternehmens 
in Velbert spielten Verkäufe eine wich‑
tige Rolle. Das Unternehmen hat 1  100 
Wohnungen bzw. ein Viertel seines Woh‑
nungsbestands verkauft, davon den 
Großteil im Jahr 2010. Die Verkäufe er‑
folgten an private Investoren und be‑
trafen vor allem Bestände mit hohem 
Investitionsbedarf und überdurch‑
schnittlichen Leerständen. Mit den Ver‑
kaufserlösen sollten die Voraussetzun‑
gen für die umfangreichen Investitionen 
verbessert werden, die in den verbliebe‑
nen eigenen Beständen des Unterneh‑
mens erforderlich sind.

•	 PRO POTSDAM hat sich von ca. jeder 
zehnten Wohnung getrennt. Der Groß‑

Unternehmen

Häuser/Blöcke Eigentums­
wohnungen/

Einzelprivatisie­
rung

gesamt

Anzahl  
Wohnungen

Anzahl  
Wohnungen

Anzahl  
Wohnungen

Anteil am  
Bestand 2005

GEWOFAG und GWG München 25 14 39 0,1 %

Essen** k. A. k. A. 456 2,5 %

Trave Lübeck 22 0 22 0,2 %

Wohnbau Mainz 2  917 182 3  099 23,4 %

PRO POTSDAM 1  762 88 1  850 10,0 %

Wohnungsbaugesellschaft Velbert 1  109 10 1  119 25,8 %

BWB Bautzen 288 0 288 6,0 %

Wohnbau Mühlheim am Main 0 0 0 0,0 %

Kreiswohnungsbau Hildesheim 146 0 146 3,3 %

* 	 Angaben für 2010 zum Teil geschätzt
** 	Angaben für 2007 bis 2009, die Verkäufe beziehen sich ganz überwiegend auf Häuser und Blöcke, Einzelprivatisierung  
	 von untergeordneter Bedeutung.

Tabelle 59
In den Jahren 2005 bis 2010 durchgeführte Verkäufe von Wohnungen aus dem eigenen Bestand der 
kommunalen Wohnungsunternehmen (ohne Bauträgergeschäft)*

Datengrundlage: Angaben der kommunalen Wohnungsunternehmen
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der Teil der verbliebenen kommunalen 
Wohnungen, der am allgemeinen Woh‑
nungsmarkt vermietet wird (ca. 3  800 
Wohnungen), an die beiden kommuna‑
len Wohnungsunternehmen verkauft 
oder in Erbpacht überlassen wird. Ein 
Teil der entsprechenden Wohnungen 
wird auch heute schon von den beiden 
Gesellschaften verwaltet. Motiv der ins 
Auge gefassten Veränderungen ist die 
Entlastung der Stadtverwaltung von ihr 
eher fremden Tätigkeiten und die Nut‑
zungen von Synergie- und Professiona‑
lisierungseffekten bei den Wohnungsun‑
ternehmen.

5.7	 Wirtschaftliche Situation der 
kommunalen Wohnungs
unternehmen und Beitrag zu 
den kommunalen Haushalten

In diesem Abschnitt wird zunächst zu‑
sammenfassend auf die wirtschaftliche 
Situation der in die Untersuchung einbe‑
zogenen kommunalen Wohnungsunter‑
nehmen eingegangen. Darauf aufbauend 
wird der Beitrag der Unternehmen für die 
kommunalen Haushalte behandelt, wobei 
im Vordergrund die von den Unternehmen 
vorgenommenen Ausschüttungen stehen.

Wirtschaftliche Situation der  
Unternehmen

Für alle untersuchten Kommunen ist es 
sehr wichtig, dass ihre kommunalen Woh‑
nungsunternehmen gesund und leistungs‑

Verkauf von Wohnungen aus unmittel-
barem kommunalem Eigentum an die 
kommunalen Wohnungsunternehmen

Ein allgemeiner Trend der letzten Jahr‑
zehnte ist, dass die Kommunen bestrebt 
sind, die Wohnungsbestände, die sie in 
unmittelbarem kommunalem Eigen‑
tum halten, an ihre kommunalen Woh‑
nungsunternehmen zu verkaufen oder in 
sonstiger Weise zu übertragen. Dies gilt 
jedenfalls für die Bestände, die quantita‑
tiv bedeutend sind, und am allgemeinen 
Wohnungsmarkt vermietet werden, also 
nicht besonderen Nutzern (Dienstwoh‑
nungen) vorbehalten sind oder für beson‑
dere Zwecke (z. B. Sicherung von Planun‑
gen) erworben wurden.

In zwei der untersuchten Kommunen wur‑
den entsprechende Verkäufe durchgeführt:

•	 Velbert verkaufte im Jahr 2000 ca. 2  150 
kommunale Wohnungen an sein Woh‑
nungsunternehmen, das die Wohnungen 
schon zuvor verwaltet hatte. Die verblie‑
benen ca. 200 kommunalen Wohnungen 
wurden im Jahr 2011 an das Wohnungs‑
unternehmen übertragen. Der Verkauf 
des Jahres 2000 zielte darauf, den kom‑
munalen Haushalt zu entlasten.

•	 München hat bereits in den 1970er Jah‑
ren umfangreiche Wohnungsbestän‑
de aus unmittelbarem kommunalem 
Eigentum an seine Wohnungsunter‑
nehmen übertragen. Als Teil einer vom 
Stadtrat beschlossenen Neuorganisa
tion des Münchner Facility Manage‑
ments zeichnet sich nunmehr ab, dass 

Unternehmen

Häuser/ 
Blöcke

Eigentumswohnungen/ 
Einzelprivatisierung

gesamt

Anzahl  
Wohnungen

Anzahl  
Wohnungen

Anzahl  
Wohnungen

GEWOFAG und GWG München 1 28 29

Essen* k. A. k. A. 1  200

Trave Lübeck 5 0 5

Wohnbau Mainz** 135 90 225

PRO POTSDAM 196 40 236

Wohnungsbaugesellschaft Velbert Verkauf eines Wohnungspakets 2011 geplant

BWB Bautzen 40 0 40

Wohnbau Mühlheim am Main 0 0 0

Kreiswohnungsbau Hildesheim 280 20 300

* 	 Die Angaben zu Essen beziehen sich auf den Zeitraum bis 2018, geplant sind ganz überwiegend Verkäufe von Häusern  
	 und Blöcken
** 	Die Angaben zu Mainz beziehen sich auf den Zeitraum 2011 und 2012

Tabelle 60
Für die Jahre 2011 bis 2014 geplante Verkäufe von Wohnungen aus dem eigenen Bestand der kommu-
nalen Wohnungsunternehmen (ohne Bauträgergeschäft)*

Datengrundlage: Angaben der kommunalen Wohnungsunternehmen
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Die Fallstudien zeigen, dass sich eine Rei‑
he von Faktoren in den letzten Jahren 
positiv auf die wirtschaftliche Situation 
der kommunalen Wohnungsunterneh‑
men ausgewirkt hat. Anzuführen sind vor 
allem die Rahmenbedingungen. Alle Un‑
ternehmen profitierten von der langfristig 
betrachteten günstigen Zinsentwicklung, 
einzelne darüber hinaus von der Entwick‑
lung des Wohnungsmarkts, d. h. von stei‑
genden Mieten und sinkenden Leerstän‑
den (vor allem Potsdam).

Zum anderen haben die Unternehmen 
in den letzten Jahren ihre betriebswirt‑
schaftliche Effizienz gesteigert, wobei die 
Initiative für die entsprechenden Strate‑
gien in der Regel von den Geschäftsleitun‑
gen der Unternehmen ausging. Maßnah‑
men der Effizienzsteigerung sind auch Teil 
der Strategien, die in Mainz und Velbert 
realisiert werden, um die wirtschaftlichen 
Probleme der Wohnungsunternehmen zu 
beseitigen. In solchen Fällen der Krisenbe‑
seitigung ist die Kommune stärker in be‑
triebswirtschaftliche Maßnahmen ihrer 
Unternehmen involviert, als es unter nor‑
malen Umständen der Fall ist. Im Rahmen 
von realistischen Effizienzsteigerungen 
wurden zum Teil deutliche Reduzierungen 
des Personalbestands der Wohnungsun‑
ternehmen vorgenommen.

Typische Schritte zur Steigerung der Effi
zienz sind:

•	 Auslagerung von Servicetätigkeiten (z. B. 
technisches Gebäudemanagement); hier‑
zu wurde vor allem bei großen Unterneh‑
men wie der GEWOFAG in München, der 
Wohnbau im Mainz oder PRO POTSDAM 
gegriffen, aber auch bei der relativ klei‑
nen Wohnbau Mühlheim am Main;

•	 sonstige Optimierungen im Unterneh‑
mensaufbau und in den Abläufen (z. B. 
stärker projekt- und prozessorientierte 
Arbeitsweise bei der Allbau Essen), Bud‑
getierung, Stärkung der Ressourcen‑
verantwortung der verschiedenen Lei‑
tungsebenen (z. B. Wohnbau Mainz), 
besseres Kostencontrolling, optimierte 
Mietrückstandsbearbeitung (z. B. PRO 
POTSDAM);

•	 Weiterentwicklung des IT-Einsatzes wie 
DV-gestützter elektronischer Kunden‑
service, internetgestützte Handwerker‑
beauftragung und -abrechnung, elektro‑
nische Mieterakte (z. B. PRO POTSDAM).

fähig sind. Nur leistungsfähige Unterneh‑
men sind in der Lage, die von Kommunen 
gesetzten wohnungs- und stadtentwick‑
lungspolitischen Aufgaben zu erfüllen, 
flexibel auf neue Herausforderungen zu 
reagieren und darüber hinaus ggf. regel‑
mäßig einen Beitrag für den Haushalt zu 
erwirtschaften, den ein Teil der Kommu‑
nen erwartet.

Die große Mehrzahl der zehn kommuna‑
len Wohnungsunternehmen, die im Rah‑
men der Fallstudien untersucht wurden, 
ist in diesem Sinne als leistungsfähige Un‑
ternehmen einzuschätzen. So verzeich‑
neten die beiden Münchener Wohnungs‑
unternehmen sowie die Unternehmen in 
Essen, in Lübeck und im Landkreis Hildes‑
heim in den Jahren 2005 bis 2009 durchweg 
Überschüsse. Bei den beiden ostdeutschen 
Unternehmen hat sich die wirtschaftliche 
Situation im Verlauf der 2000er Jahre deut‑
lich verbessert. Die Bautzener Wohnungs‑
baugesellschaft erzielt seit 2006 Überschüs‑
se mit steigender Tendenz. Das Potsdamer 
Wohnungsunternehmen PRO POTSDAM, 
das in der Vergangenheit mit erheblichen 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu kämp‑
fen hatte, wies im Jahr 2009 erstmals wie‑
der Überschüsse aus, auch für die nächsten 
Jahre wird dort eine positive Eigenmittel‑
rentabilität erwartet.

Das kommunale Wohnungsunterneh‑
men in Mühlheim am Main beendete ei‑
nen Teil der letzten Geschäftsjahre mit 
Fehlbeträgen. Das Unternehmen befindet 
sich zurzeit in einem langjährigen Inves‑
titionsprogramm zur Anpassung des Woh‑
nungsbestands an die Nachfragetrends 
und zur Steigerung der Attraktivität der 
Stadt als Wohnstandort. Die hohen Inves‑
titionen wirkten sich negativ auf das Ge‑
schäftsergebnis der letzten Jahre aus.

Das kommunale Unternehmen in Velbert 
und vor allem das kommunale Unterneh‑
men in Mainz befanden sich im Untersu‑
chungszeitraum in großen wirtschaftli‑
chen Schwierigkeiten. Die Unternehmen 
verzeichneten in den letzten Jahren erheb‑
liche Fehlbeträge. In Mainz war das Eigen‑
kapital des Unternehmens im Jahr 2008 
aufgezehrt. Das Unternehmen war in sei‑
ner Existenz bedroht und konnte nur ge‑
rettet werden, indem sich die Stadt finan‑
ziell stark engagierte.
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Datengrundlage: Angaben der Kommunen, elektronisches Unternehmensregister

mals wieder erzielten Überschüsse für 
eine Ausschüttung zu nutzen. Am Ende ei‑
nes mehrstufigen Diskussions- und Ent‑
scheidungsprozesses gab die Stadt dann 
jedoch den inhaltlich-fachlichen Zie‑
len den Vorrang und verzichtete nicht nur 
2009, sondern bis zum Jahr 2019 auf Ge‑
winnausschüttungen. Im Gegenzug soll 
das Unternehmen aktuelle und zukünf‑
tige Überschüsse für von der Stadt vor‑
gegebene Zwecke einsetzen (verstärkter 
Neubau, energetische Sanierung, Mietsen‑
kung bei von der Kommune belegten Woh‑
nungen). Ein ähnlicher Diskussions- und 
Entscheidungsprozess ist in München zu 
verzeichnen: Hier hatte die Stadt zunächst 
eine Anhebung der maximalen Ausschüt‑
tung von 4 % auf 6 % des Stammkapitals 
in die Wege geleitet, die ab dem Jahr 2007 
greifen sollte. Schließlich verzichtete die 
Stadt dann aber per Stadtratsbeschluss 
für den Zeitraum 2008 bis 2019 auf zusätz‑
liche Ausschüttungen und legte den Ein‑
satz der entsprechenden Mittel für zusätz‑
liche Investitionen fest (Wohnungsneubau, 
energetische Bestandsverbesserung, inno‑
vative und ökologische Wohnbauprojekte, 
Maßnahmen im Bereich Altenwohnen).

Die zweite Gruppe von Wohnungsunter‑
nehmen ohne Ausschüttung bilden die 
beiden Unternehmen in wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten in Velbert und Mainz. In 
diesen beiden Fällen standen Ausschüttun‑
gen aufgrund negativer Unternehmenser‑
gebnisse nicht auf der Tagesordnung, die 
Kommunen mussten sich vielmehr finan‑
ziell für ihre Unternehmen engagieren. Bei‑
de Städte gewährten den Unternehmen 

Beitrag zu den kommunalen Haushalten

Von den untersuchten neun Fallkommu‑
nen mit kommunalen Wohnungsunter‑
nehmen haben vier in den Jahren 2007 bis 
2009 Gewinnausschüttungen von ihren 
kommunalen Wohnungsunternehmen er‑
halten (siehe Tabelle 61). In der Mehrzahl 
dieser Fälle orientierten sich die Ausschüt‑
tungen an festen Anteilen des gezeich‑
neten Kapitals, dies betrifft den Land‑
kreis Hildesheim (4 % des Stammkapitals), 
München (maximal 4 %) und Lübeck (seit 
2007 6 %, zuvor 4 %). Absolut betrachtet 
fallen die Ausschüttungen in diesen drei 
Fällen eher begrenzt aus.

Einen Sonderfall stellt Essen dar. Die All‑
bau AG hat insbesondere in den Jahren 
2008 und 2009 sehr hohe Dividenden an 
ihre Aktionäre gezahlt. Insgesamt hat die 
Essener Versorgungs- und Verkehrsgesell‑
schaft mbH (EVV), über die die Stadt Essen 
indirekt am Wohnungsunternehmen betei‑
ligt ist, von der Allbau in den Jahren 2007 
bis 2009 fast 35 Mio.  € Dividende erhal‑
ten. Dieser hohe Betrag ist im Zusammen‑
hang damit zu sehen, dass die EVV die Zin‑
sen und seit 2010 auch die Tilgung für die 
Fremdmittel aufbringen muss, die sie auf‑
genommen hat, um im Jahr 1999 die Aktien 
der Allbau von der Stadt zu kaufen. Die EVV 
umfasst neben der Allbau und anderen Ge‑
winn erzielenden kommunalen Unterneh‑
men auch „Verlustbringer“ (insbesonde‑
re die städtische Verkehrsgesellschaft). Der 
Konzern hat in den letzten Jahren jeweils 
Gewinne in der Größenordnung von 20,0 
Mio.  € an die Stadt Essen ausgeschüttet.

Die fünf Kommunen ohne Gewinnaus‑
schüttung des kommunalen Wohnungs‑
unternehmens lassen sich in zwei Grup‑
pen unterteilen: Der ersten Gruppe sind 
Bautzen, Mühlheim am Main und Pots‑
dam zuzurechnen. Die Wohnungsunter‑
nehmen dieser Städte erzielten zumindest 
in einem Teil der betrachteten Jahre Über‑
schüsse, die kommunalen Gesellschaf‑
ter verzichten aber auf eine Ausschüttung, 
damit die Unternehmen mehr Ressourcen 
für die Bewältigung der anstehenden Auf‑
gaben zur Verfügung haben. In Bautzen 
wird auf diese Weise vor allem das Engage‑
ment des Unternehmens im Stadtumbau, 
in Mühlheim am Main das langjährige In‑
vestitionsprogramm zur Anpassung des 
Wohnungsbestands unterstützt.

In Potsdam beabsichtigte die Stadt zu‑
nächst, die vom Unternehmen 2009 erst‑

Kommune 2007 2008 2009

München 1  000  000 2  000  000 900  000

Essen* 2  535  180 15  538  200 16  764  900

Lübeck 362  000 457  000 471  000

Mainz 0 0 0

Potsdam 0 0 0

Velbert 0 0 0

Bautzen 0 0 0

Mühlheim am Main 0 0 0

Landkreis Hildesheim** 240  000 268  000 268  000

* 	 Dargestellt ist der Anteil der Ausschüttungen der Allbau AG, der auf die Essener Verkehrs-  
	 und Versorgungsgesellschaft mbH entfällt, über die die Stadt am Wohnungsunternehmen 
	 beteiligt ist.
** Dargestellt sind die Ausschüttungen des Wohnungsunternehmens an den Landkreis und die  
	 am Unternehmen ebenfalls beteiligten kreisangehörigen Kommunen.

Tabelle 61
Einnahmen der Kommunen aus Ausschüttungen ihrer Wohnungsunternehmen 
2007 bis 2009 (in €)
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Mainzer Wohnungsunternehmens zum 
städtischen Haushalt ist auf absehbare Zeit 
nicht zu erwarten. In Velbert sehen die Pla‑
nungen des Unternehmens in den Jahren 
2010 bis 2014 ein positives wirtschaftliches 
Ergebnis vor. Lassen sich diese Planungen 
realisieren, erwartet die Stadt Gewinnaus‑
schüttungen.

Bürgschaften, Mainz musste seinem Woh‑
nungsunternehmen zudem zusätzliches Ei‑
genkapital in Höhe von 87 Mio.  € zur Ver‑
fügung stellen und ein Darlehen gewähren. 
Im Ergebnis erhöhte sich die Verschuldung 
der Stadt Mainz. Das Mainzer Unterneh‑
men wird zwar 2010 einen Überschuss er‑
wirtschaften, ein finanzieller Beitrag des 
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Das Kapitel Zusammenfassung und Fazit 
beruht auf den gesamten Erkenntnissen, 
die mit dem Forschungsprojekt „Strategi‑
en der Kommunen für ihre kommunalen 
Wohnungsbestände“ gewonnen werden. 
Es bezieht also neben den in diesem Heft 
vorgestellten Ergebnissen der Fallstudi‑
en in zehn Kommunen auch die Ergebnis‑
se der schriftlichen Befragung der Städte 
und Gemeinden ab 5  000 Einwohner und 
der Landkreise ein, die bereits 2010 veröf‑
fentlicht wurden (BMVBS 2010a). Aufgabe 
der Kommunalbefragung war es, umfas‑
sende quantitative Informationen zu den 
kommunalen Wohnungsbeständen zu er‑
heben. Die Fallstudien zielten darauf, tie‑
fer gehende Erkenntnisse zu den Strategi‑
en der Kommunen im Umgang mit ihren 
Wohnungsbeständen und zur Zusammen‑
arbeit von Kommunen und kommunalen 
Wohnungsunternehmen zu gewinnen. Da‑
bei wurden insbesondere die Steuerung 
der Wohnungsunternehmen durch die 
Kommunen, die Beiträge der kommunalen 
Bestände zur sozialen Wohnungsversor‑
gung und zur Stadtentwicklung, die Inves‑
titionsstrategien im kommunalen Bestand 
und die mit dem Verkauf von Wohnungs‑
unternehmen und Wohnungsbeständen 
gemachten Erfahrungen in den Blick ge‑
nommen.

Für das Verständnis der Ergebnisse der 
Fallstudien ist die eingesetzte Strategie der 
Fallauswahl von großer Bedeutung. Als 
Fälle wurden überwiegend größere Städte 
ausgewählt. Neben einigen Fällen, die als 
eher durchschnittlich gelten können, wur‑
den bewusst relativ viele Fälle einbezo‑
gen, die in den letzten Jahren von größe‑
ren Veränderungen betroffen waren und 
daher besonderen Erkenntnisgewinn ver‑
sprachen. Diese Veränderungen betrafen 
den Verkauf von Unternehmensbeteili‑
gungen und Wohnungsbeständen, grund‑
legende Umstrukturierungen von kom‑
munalen Wohnungsunternehmen und die 
Sanierung von Unternehmen nach wirt‑
schaftlichen Schieflagen. Mit Kiel wurde 
eine Kommune untersucht, die ihr Woh‑
nungsunternehmen 1999 an private Inves‑
toren verkauft hat und seitdem abgesehen 
von einer kleinen Zahl von Wohnungen in 
unmittelbarem kommunalem Eigentum 
über keine kommunalen Wohnungsbe‑
stände mehr verfügt.

6	 Zusammenfassung und Fazit
Verbreitung und quantitative Bedeutung 
kommunaler Wohnungsbestände

Die schriftliche Kommunalbefragung 
zeigte die große Verbreitung kommunaler 
Wohnungsbestände. 81 % der 1  400 Kom‑
munen, die sich an der Befragung beteilig‑
ten, verfügten zum Befragungszeitpunkt 
über kommunale Bestände. Die kommu‑
nalen Bestände konzentrieren sich bei 
kommunalen Wohnungsunternehmen. 
34 % der befragten Unternehmen sind an 
Wohnungsunternehmen beteiligt, auf die 
96 % der insgesamt mit der Befragung er‑
mittelten 1,958 Mio. Wohnungen im kom‑
munalen Bestand entfallen.

Sehr viele Kommunen sind unmittelba‑
re Eigentümer von Wohnungsbestän‑
den (72 % der befragten Kommunen). Al‑
lerdings machen die entsprechenden 
Bestände nur 4 % der mit der Kommunal‑
befragung ermittelten kommunalen Woh‑
nungen aus. Die Fallstudien zeigen, dass 
es sich in den meisten Kommunen um Ein‑
zelobjekte handelt, die keine wohnungs‑
politische Bedeutung haben. Kommunen, 
die größere Bestände in unmittelbarem 
kommunalem Eigentum haben oder hat‑
ten – von den Fallkommunen betrifft dies 
München und Velbert – übertragen die‑
se aus Effizienzgründen zunehmend auf 
ihre kommunalen Wohnungsunterneh‑
men, die häufig die entsprechenden Woh‑
nungen auch schon zuvor verwaltet haben. 
Die Übertragung von Wohnungen auf die 
kommunalen Unternehmen ist zum Teil 
aufgrund von eher schlechtem baulichen 
Zustand, erheblichem Investitionsbedarf 
und Schwierigkeiten bei der Bemessung 
des Kaufpreises ein langwieriger Prozess.

Von den Kommunen verfolgte Strategien

Sowohl die schriftliche Befragung als auch 
die Fallstudien zeigen, dass Kommunen, 
die in größerem Umfang über Beteiligun‑
gen an kommunalen Wohnungsunterneh‑
men verfügen, deren Bedeutung für die 
kommunalen Aufgaben in aller Regel als 
sehr groß oder groß einschätzen. Für die 
Zukunft rechnen viele der schriftlich be‑
fragten Kommunen mit einem Bedeu‑
tungszuwachs ihrer kommunalen Woh‑
nungsunternehmen und -bestände. Alle in 
den Fallstudien untersuchten Kommunen 
mit kommunalen Wohnungsunternehmen 
erwarten einen solchen Zuwachs.
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im Rat zunächst ein Unternehmensver‑
kauf an Private ins Auge gefasst war, dann 
aber auch aufgrund von Protesten aus der 
Bürgerschaft das Wohnungsunterneh‑
men jeweils an eine andere städtische Ge‑
sellschaft (Stadtwerke, kommunale Beteili‑
gungsgesellschaft) verkauft wurde.

Die Forschungsergebnisse machen zu‑
gleich deutlich, dass kommunale Strategi‑
en des Verkaufs von Wohnungsunterneh‑
men und -beständen in der Vergangenheit 
zwar eine größere Bedeutung hatten als 
heute, aber auch damals nur eine Min‑
derheit der Kommunen betrafen. In den 
meisten Kommunen war auch in der Ver‑
gangenheit die Privatisierung der kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen keine stra‑
tegische Option.

Vom Verkauf von Wohnungsunternehmen 
und größeren Wohnungspaketen zu unter‑
scheiden ist der Verkauf einzelner Objekte. 
Eine entsprechende Portfoliobereinigung 
wird von vielen kommunalen Wohnungs‑
unternehmen betrieben. Entsprechen‑
de Verkäufe sind – wie auch Zukäufe von 
passenden Einzelobjekten – Bestandteil 
des unternehmerischen Handelns der Ge‑
schäftsführungen der Unternehmen.

Die große strategische Bedeutung, die die 
Kommunen ihren Wohnungsbeständen 
beimessen, geht vor allem auf das Hand‑
lungsfeld der sozialen Wohnungsversor‑
gung zurück, d. h. auf die Funktion bei der 
Wohnungsversorgung breiter Schichten 
und sozialer Zielgruppen. Befragung und 
Fallstudien zeigen, dass dies im Grundsatz 
unabhängig von der Lage am Wohnungs‑
markt gilt. Die Wohnungsmarktlage be‑
einflusst allerdings die Ausprägungen der 
Strategien, die die Kommunen in diesem 
Handlungsfeld verfolgen:

•	 Alle neun betroffenen Fallkommunen 
sehen in ihren Wohnungsunternehmen 
eine Garantie dafür, dass auf dem ört‑
lichen Wohnungsmarkt ein preisgüns‑
tiges Angebot für breite Bevölkerungs‑
schichten zur Verfügung steht.

•	 Kommunen mit angespanntem Markt 
verfolgen aktive Strategien zur Gewin‑
nung von zusätzlichen Belegungsmög‑
lichkeiten, zur Mietpreisbegrenzung 
und zur Angebotsausweitung im kom‑
munalen Bestand (München, Potsdam, 
Mainz). Die anderen untersuchten Kom‑
munen haben in diesen Bereichen weit‑
aus weniger strategische Festlegungen 
getroffen.

Angesichts der großen Bedeutung für die 
kommunalen Aufgaben will die große 
Mehrheit der Kommunen an ihren Unter‑
nehmensbeteiligungen und Wohnungen 
festhalten. Bei der schriftlichen Befra‑
gung gaben 86 % der Kommunen mit nen‑
nenswerten Wohnungsbeständen als Stra‑
tegie ein dauerhaftes Festhalten an ihren 
kommunalen Beständen an. Auf diese 
Kommunen entfallen 97 % der ermittelten 
kommunalen Wohnungsbestände.

Die Fallstudien verstärken dieses Bild: Alle 
neun Kommunen mit kommunalen Woh‑
nungsunternehmen wollen die entspre‑
chenden Beteiligungen auch in Zukunft 
aufrechterhalten, und der Verkauf von grö‑
ßeren Wohnungsbeständen wird nur in 
der Stadt Velbert verfolgt, dort im Zusam‑
menhang mit der Strategie, die wirtschaft‑
lichen Voraussetzungen für die dringend 
notwendigen Investitionen in die verblei‑
benden kommunalen Bestände zu schaf‑
fen. Die Fallstudien machen deutlich, dass 
es in den Kommunen einen breiten politi‑
schen Konsens über den Erhalt der Woh‑
nungsunternehmen gibt. Dies gilt auch 
für Kommunen mit entspanntem Woh‑
nungsmarkt (z. B. Bautzen, Landkreis Hil‑
desheim), Städte mit schwieriger Finanz‑
lage (z. B. Lübeck) und Städte, die durch 
die wirtschaftliche Schieflage ihres Woh‑
nungsunternehmens finanziell stark in 
Anspruch genommen wurden (Mainz).

Kommunale Strategien, die darauf setzen, 
durch den Verkauf von Wohnungsunter‑
nehmen oder größeren Wohnungspaketen 
schnelle Entlastungen für die kommuna‑
len Haushalte zu erlangen, haben seit Mit‑
te der 2000er Jahre merklich an Bedeutung 
verloren. Auch die durch die weltweite Fi‑
nanz- und Wirtschaftskrise entstandenen 
erneuten Rückschläge für die kommuna‑
len Finanzen haben nicht zu mehr Ver‑
kaufsplanungen geführt.

Für diese Entwicklung sind nur im Einzel‑
fall negative Erfahrungen mit Verkäufen re‑
levant, wie sie in der Fallkommune Bautzen 
mit der Privatisierung im Rahmen der Alt‑
schuldenhilfe gemacht wurden. Von grö‑
ßerer Bedeutung dürften die Diskussionen 
sein, die in den letzten zehn Jahren lokal 
und überlokal zur Bedeutung der kommu‑
nalen Wohnungsbestände für die kommu‑
nale Daseinsvorsorge geführt werden. In‑
teressant sind in diesem Zusammenhang 
die Fallkommunen Essen und Velbert, in 
denen Ende der 1990er Jahre bzw. Mitte 
der 2000er Jahre mit breiter Unterstützung 
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besserung der wirtschaftlichen Ertrags‑
lage der Unternehmen. Dies erfolgt pri‑
mär aus zwei Motiven: Zum einen sollen 
die wirtschaftlichen Voraussetzungen da‑
für gestärkt werden, dass die kommunalen 
Unternehmen die wohnungs- und stadt‑
entwicklungspolitischen Aufgaben dauer‑
haft erfüllen können. Zum anderen geht 
es den Kommunen darum zu verhindern, 
dass die Unternehmen in wirtschaftliche 
Probleme geraten, die finanziell auf die 
Kommune durchschlagen können. Risi‑
kofaktoren für die wirtschaftliche Situa‑
tion der kommunalen Unternehmen sind 
vor allem Bevölkerungsrückgang, Woh‑
nungsüberangebote und die sich ausdif‑
ferenzierende Wohnungsnachfrage, die in 
kommunalen Siedlungen auf ein oft recht 
homogenes Angebot trifft. An der Fall‑
kommune Mainz wird deutlich, dass auch 
unter günstigen Marktbedingungen eine 
zu starke Beanspruchung des Unterneh‑
mens für kommunale Zwecke gepaart mit 
Managementdefiziten im Unternehmen 
und Steuerungsschwächen auf Seiten der 
Kommune zur Gefährdung des Unterneh‑
mens und zur Belastung des Kommunal‑
haushalts führen kann.

Steuerung der kommunalen  
Wohnungsunternehmen

Bei der Ausgestaltung der Steuerung von 
kommunalen Unternehmen sind die Kom‑
munen an die Regelungen der Gemeinde‑
ordnungen gebunden, mit denen Risiken 
aus der wirtschaftlichen Betätigung der 
Kommunen minimiert und der Einfluss 
der Kommunen auf ihre Unternehmen si‑
chergestellt werden soll. Diese Regelungen, 
die sich von Bundesland zu Bundesland in 
gewissem Maße unterscheiden, betreffen 
vor allem die Unternehmensorgane. Sie 
beinhalten die Einrichtung von Aufsichts‑
räten oder anderen Aufsichtsgremien und 
deren Besetzung und sehen zum Teil ein 
Weisungsrecht des Rats für die kommuna‑
len Vertreter in den Unternehmensorga‑
nen vor.

Schriftliche Befragung und Fallstudi‑
en zeigen, dass die Verwaltung der Betei‑
ligung an den kommunalen Wohnungs‑
unternehmen in der Regel zentral bei 
der Verwaltungsspitze (Oberbürgermeis‑
ter, Bürgermeister, Landrat) oder beim Fi‑
nanzdezernenten/Kämmerer angesiedelt 
ist. Die Ansiedlung der entsprechenden 
Zuständigkeiten bei einem fachlich zu‑
ständigen Dezernat (Bau, Soziales etc.) 

•	 In allen Kommunen ist die Versorgung 
von Wohnungssuchenden mit beson‑
deren Problemen (Obdachlose, von Ob‑
dachlosigkeit Bedrohte, Haushalte mit 
Mietschulden, Haushalte mit sozialen 
Auffälligkeiten, sonstige Personengrup‑
pen mit spezifischen Zugangsproble‑
men) aus Sicht von Kommunalpolitik 
und -verwaltung primäre Aufgabe des 
eigenen Wohnungsunternehmens. Der 
Umfang der entsprechenden Aufgaben 
wird von der Lage am Wohnungsmarkt 
bestimmt, aber auch in Kommunen mit 
entspanntem Wohnungsmarkt ist die 
entsprechende strategische Funktion 
der kommunalen Wohnungsunterneh‑
men wichtig.

Funktionen der kommunalen Wohnungs‑
unternehmen im Bereich der Stadtent‑
wicklung haben in den letzten Jahren an 
Bedeutung gewonnen, und zwar insbeson‑
dere in Großstädten und in Städten, die 
mit grundlegenden Stadtumbauaufgaben 
konfrontiert sind. Ebenfalls aus kommu‑
naler Sicht angestiegen ist die Bedeutung 
der kommunalen Bestände für die Aufga‑
ben im Bereich der Steigerung der Energie‑
effizienz und des Klimaschutzes.

Innerhalb der Strategien, die die Kommu‑
nen mit ihren Wohnungsunternehmen 
und -beständen verfolgen, hat die Erzie‑
lung von Einnahmen für die kommuna‑
len Haushalte weitaus geringere Bedeu‑
tung als die Bewältigung der kommunalen 
wohnungs- und stadtentwicklungspoliti‑
schen Aufgaben. So erwartet die Mehrheit 
der untersuchten Fallkommunen von ih‑
ren Unternehmen keine Ausschüttungen 
bzw. Ausschüttungen in einer recht be‑
grenzten Höhe. In einigen Fallkommunen 
(München, Potsdam) wurden zwischen‑
zeitlich verfolgte deutliche Anhebungen 
der Ausschüttungen nach kommunaler 
Diskussion schließlich fallengelassen und 
im Gegenzug die Unternehmensinvesti
tionen in Neubau und Bestand erhöht. 
Eine Ausnahme bilden die Fallkommu‑
nen, die die Beteiligung am Wohnungs‑
unternehmen an andere kommunale Un‑
ternehmen verkauft haben. Hier setzen 
die Kommunen auf die Ausschüttungen 
in erheblicher Größenordnung, um die 
beim zwischengeschalteten Unternehmen 
durch den Ankauf entstandenen Kapital‑
kosten abzudecken.

Auch wenn die Erzielung von Einnahmen 
für sie nicht im Vordergrund steht, setzen 
doch sehr viele Kommunen auf die Ver‑
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Die in den Fallkommunen ermittelte Pra‑
xis unterscheidet sich von dieser idealty‑
pischen Art der Steuerung ziemlich stark. 
Die Definition kommunaler Ziele, die Ziel‑
vereinbarung mit den Unternehmen und 
das Controlling haben zwar in den letzten 
Jahren an Bedeutung gewonnen, die ent‑
sprechenden Entwicklungen gehen aber 
eher langsam voran.

So existiert in keiner der Fallstudienkom‑
munen ein zentrales Dokument, in dem 
alle für das Wohnungsunternehmen re‑
levanten Ziele definiert sind. Die Ziele, 
die die Kommunen mit ihren Wohnungs‑
unternehmen verfolgen, sind vielmehr 
in einer Vielzahl von Dokumenten nie‑
dergelegt: in Gesellschaftsverträgen, Rats‑
beschlüssen, städtischen Konzepten, 
Verträgen mit den Unternehmen, Wirt‑
schaftsplänen etc. 

In keiner Fallkommune wurden umfas‑
sende Zielvereinbarungen vorgefunden, 
die die fachlich-inhaltlichen Ziele und fi‑
nanziellen Ziele festlegen, auf die die Tä‑
tigkeit der Wohnungsunternehmen ausge‑
richtet sein soll. Praxis sind bei einem Teil 
der Fallkommunen vielmehr Zielvereinba‑
rungen und Verträge zwischen Stadt und 
Unternehmen, die sich auf einzelne Hand‑
lungsfelder (z. B. zu Belegungsmöglichkei‑
ten im ungebundenen Wohnungsbestand) 
beziehen.

Die Ziele mit dem höchsten Konkretisie‑
rungsgrad werden in den Wirtschafts‑
plänen der Unternehmen formuliert. 
Wirtschaftspläne sind in den Gemeinde‑
ordnungen für kommunale Unternehmen 
vorgesehen, sie werden von den Aufsichts‑
räten bzw. Gesellschafterversammlun‑
gen beschlossen. Über die Wirtschafts‑
pläne werden vor allem Festlegungen zu 
den Investitionen (Art und Höhe) sowie 
zum angestrebten Unternehmensergeb‑
nis und zu den möglichen Ausschüttungen 
getroffen. In allen Fallstudienkommunen 
wird der Wirtschaftsplan bereits im Vor‑
feld der Beschlussfassung durch Arbeits‑
gespräche zwischen der Kommune und 
dem Wohnungsunternehmen abgestimmt. 
Die Mehrzahl der Kommunen nimmt da‑
mit im Rahmen einer Abstimmung unmit‑
telbar auf die Geschäftspolitik des Woh‑
nungsunternehmens Einfluss.

Das Verhältnis der Kommunen zu ihren 
Wohnungsunternehmen ist kein hierarchi‑
sches Verhältnis von Überordnung und Un‑
terordnung. Vielmehr sind die Unterneh‑

findet sich am ehesten in Großstädten, wo‑
bei in diesen Fällen häufig eine Unterstüt‑
zung durch die beim Finanzdezernenten 
angesiedelte zentrale Beteiligungsverwal‑
tung erfolgt (so in den Fallkommunen 
München, Essen und Mainz). Unabhän‑
gig davon, wo die Beteiligungsverwaltung 
angesiedelt ist, sind in allen Fallkommen 
die Bau- und Planungsdezernate und (so‑
fern mit Aufgaben der sozialen Wohnungs‑
versorgung betraut) die Sozialdezernate in 
die fachlich-inhaltliche Steuerung einbe‑
zogen.

Entsprechend den Anforderungen der Ge‑
meindeordnungen wurden in allen durch 
die Fallstudien abgedeckten kommunalen 
Wohnungsunternehmen Aufsichtsräte ein‑
gerichtet. Die größte Gruppe der Aufsichts‑
ratsmitglieder stellen jeweils die Räte bzw. 
Kommunalparlamente. Die Verwaltung ist 
in der Regel mit dem Oberbürgermeister, 
Bürgermeister oder Landrat vertreten.

Die Fallstudien machen deutlich, dass Be‑
teiligungsverwaltungen und Aufsichtsräte 
zwar von großer Bedeutung sind, zugleich 
aber nur einen Teil der Zusammenarbeit 
von Kommunen und Unternehmen be‑
treffen. In der Praxis erfolgt die Zusam‑
menarbeit in einer Vielzahl von Kontakten 
und Kooperationen, die die verschiede‑
nen relevanten Verwaltungsbereiche und 
die Leitungsebene wie die Arbeitsebene 
umfasst. Dies betrifft insbesondere die 
Zusammenarbeit bei der Erfüllung der 
konkreten wohnungs- und stadtentwick‑
lungspolitischen Aufgaben.

Folgt man den Prinzipien einer zielori‑
entierten Steuerung, wie sie dem Neuen 
Steuerungsmodell zugrunde liegt und wie 
sie zum Teil Eingang in die Beteiligungs‑
richtlinien von Kommunen gefunden 
hat, müsste sich die Steuerung von Woh‑
nungsunternehmen durch ihre kommu‑
nalen Eigentümer idealtypisch wie folgt 
vollziehen: (1) Die Kommune definiert die 
fachlich-inhaltlichen und finanziellen Zie‑
le, die mit Wohnungsunternehmen und 
Wohnungsbeständen verfolgt werden, (2) 
auf dieser Basis werden mit dem Unter‑
nehmen Zielvereinbarungen geschlossen, 
in denen die Ziele konkretisiert und mit 
dem Ressourceneinsatz verbunden wer‑
den, (3) in Unternehmen und Kommu‑
ne wird die Zielereichung mit finanziellen 
und materiellen Indikatoren überwacht, 
(4) bei Zielabweichungen werden Steue‑
rungsentscheidungen getroffen.
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formalisierte Steuerung, bei der der direk‑
te Austausch zwischen der Verwaltungslei‑
tung und der Geschäftsführung von Woh‑
nungsunternehmen häufig eine wichtige 
Rolle spielt.

Weitere Faktoren, die einen vorgebenden 
und formalisierten Steuerungsansatz be‑
günstigen, sind:

•	 ein angespannter Wohnungsmarkt,

•	 gravierende wirtschaftliche Probleme 
des Wohnungsunternehmens, auf die 
die Kommune reagieren muss,

•	 ein insgesamt an Zielen und Ergebnis‑
sen orientierter Verwaltungsstil.

Schlussfolgerungen dazu, wie Kom‑
munen die Steuerung ihrer Wohnungs‑
unternehmen und -bestände effektiv 
ausgestalten können, lassen sich aus For‑
schungsergebnissen nicht einfach ziehen. 
Zu unterschiedlich sind die in den ein‑
zelnen Kommunen etablierten Organisa‑
tionsstrukturen und Steuerungsmecha‑
nismen, und zu stark sind diese mit den 
jeweils spezifischen Kontexten verbunden. 
Prinzipiell zeigen die Fallstudien, dass 
eine Steuerung der Wohnungsunterneh‑
men nicht nur mit detaillierten Vorgaben 
und formalisierten Steuerungsinstrumen‑
ten effektiv möglich ist, sondern gerade 
in kleineren Gemeinden auch mit Steu‑
erungsformen, die jenseits der Entschei‑
dungs- und Mitwirkungsrechte von Ge‑
sellschafterversammlung und Aufsichtsrat 
wenig formalisiert sind und z. B. auf den 
direkten Kontakt zwischen Verwaltungs‑
leitung und Unternehmensleitung setzen. 

Zwei Schlussfolgerungen erscheinen je‑
doch möglich:

•	 Die Definition konkreter und möglichst 
operationalisierter Ziele, die mit den 
kommunalen Wohnungsbeständen er‑
reicht werden sollen, Zielvereinbarun‑
gen mit den Unternehmen (auch solche, 
die auf bestimmte Bereiche beschränkt 
bleiben) und ein finanzielles und fach‑
lich-inhaltliches Controlling sind zwar 
kein Garant für eine effektive Steuerung, 
sie können diese aber deutlich erleich‑
tern. Dies gilt insbesondere dort, wo sie 
gut in die kommunalen Planungen und 
Entscheidungsprozesse eingebunden 
sind. Konkrete Ziele und ein fachlich-in‑
haltliches Controlling schaffen zudem 
Transparenz über die Beiträge der kom‑
munalen Wohnungsbestände zur Da‑
seinsvorsorge.

men häufig bereits an der Zielentwicklung 
beteiligt bzw. sie entwickeln eigene Initi‑
ativen, die von den Kommunen aufgegrif‑
fen werden. Ob eine Kommune direkt an 
ihrem Wohnungsunternehmen beteiligt ist 
oder indirekt über ein anderes städtisches 
Unternehmen, spielt für die Art der Zusam‑
menarbeit und die praktischen Einfluss‑
möglichkeiten der Kommune nach den Er‑
gebnissen der Fallstudien keine Rolle.

Die Beobachtung der Tätigkeit der kom‑
munalen Unternehmen und die Über‑
prüfung der Einhaltung der festgesetzten 
Ziele stellen eine Kernaufgabe der Beteili‑
gungsverwaltung dar. In der Mehrzahl der 
Kommunen findet über die Erstellung des 
jährlichen Beteiligungsberichts hinaus 
ein Beteiligungscontrolling auf Basis ei‑
ner unterjährigen Berichterstattung statt, 
mit dessen Hilfe die Übereinstimmung 
oder Abweichung wesentlicher betriebs‑
wirtschaftlicher Kennziffern des Woh‑
nungsunternehmens mit den im Wirt‑
schaftsplan vereinbarten Zielsetzungen 
verglichen wird. Die eingesetzten Control‑
linginstrumente konzentrieren sich sehr 
stark auf die wirtschaftliche Seite der Un‑
ternehmenstätigkeit und auf finanzielle 
Kennzahlen. Ein Controlling zur Erledi‑
gung wohnungs- und stadtentwicklungs‑
politischer Aufgaben und die Verwen‑
dung inhaltlicher Kennzahlen finden nur 
in einem kleineren Teil der Fallkommunen 
und dort außerhalb der Beteiligungsver‑
waltung statt, so z. B. bei der Kontrolle von 
zur Belegung von Wohnungen getroffenen 
Vereinbarungen.

Jenseits der dargestellten allgemeinen 
Trends unterscheidet sich die konkrete 
Ausgestaltung der Steuerung der kommu‑
nalen Wohnungsunternehmen von Kom‑
mune zu Kommune in erheblichem Maße. 
In den Fallstudien wurde herausgearbei‑
tet, dass die von den Kommunen verfolg‑
ten Steuerungsansätze von einer Reihe 
von Faktoren beeinflusst werden. Ein be‑
sonders wichtiger Faktor ist die Größe der 
Kommune. Großstädte greifen aufgrund 
ihres ausdifferenzierten Verwaltungsauf‑
baus, der Vielzahl der Akteure und ihrer 
relativ guten personellen Kapazitäten eher 
zu vorgebenden und formalisierten Steue‑
rungsansätzen. Bei diesen Steuerungsan‑
sätzen werden häufiger konkretisierte bzw. 
quantifizierte Ziele bei den Wohnungsun‑
ternehmen in formalisierter Form (Verein‑
barungen, Verträge) eingebracht. Kleinere 
Kommunen realisierten eher eine weniger 
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en entfallen zwischen 14 % und 100 % 
der förderrechtlich gebundenen Woh‑
nungen auf die kommunalen Bestän‑
de. Noch stärker fällt die Konzentra
tion bei den Wohnungen aus, bei denen 
die Kommunen aufgrund von Förde‑
rung Benennungs- und Besetzungsrech‑
te haben. Hier liegt der Anteil der kom‑
munalen Wohnungsbestände zwischen 
36 % und 99 %. Wo die kommunale Ver‑
waltung aktiv in die Vergabe geförderter 
Wohnungen einbezogen ist, hat sie also 
besonders häufig mit den kommunalen 
Unternehmen zu tun.

•	 In den ostdeutschen Kommunen spielen 
förderrechtliche Bindungen eine eher 
geringe Rolle, hier fällt aber der Anteil 
der kommunalen Wohnungsunterneh‑
men am gesamten Wohnungsbestand 
sehr hoch aus.

•	 Einige Städte, vor allem die drei Groß‑
städte mit angespanntem Wohnungs‑
markt, besitzen auf vertraglicher Ba‑
sis Belegungsrechte im ungebundenen 
Bestand ihrer Wohnungsunterneh‑
men. Auf Basis dieser Verträge erhalten 
die Kommunen Belegungsrechte für ei‑
nen Teil der jährlich von den Unterneh‑
men neu zu vermietenden Wohnungen 
oder es wurden Zielzahlen von Woh‑
nungssuchenden mit besonderen Pro‑
blemen vereinbart, die jährlich von den 
Unternehmen nach Benennung durch 
die Kommune versorgt werden sollen. 
Was die Zahl der betroffenen Wohnun‑
gen anbelangt, fallen die vertraglichen 
Rechte sehr unterschiedlich aus (beson‑
ders umfangreich in München, eher ge‑
ring und auf enge Zielgruppen fokussiert 
in Mainz).

•	 Die kommunalen Unternehmen der 
Fallstudien sind eher als viele ande‑
re Eigentümergruppen bereit, im Rah‑
men der Förderung von Neubau- und 
Bestandsinvestitionen neue Mietpreis- 
und Belegungsbindungen einzugehen.

•	 Neben den dargestellten formellen Ein‑
flussmöglichkeiten ist die Praxis der Zu‑
sammenarbeit zwischen Kommune und 
Unternehmen im Bereich der sozialen 
Wohnungsversorgung von großer Be‑
deutung. Diese stellt sich bei den kom‑
munalen Wohnungsunternehmen nach 
den Experteninterviews, die im Rah‑
men der Fallstudien mit den kommu‑
nalen Akteuren geführt wurden, merk‑
lich anders dar als die Zusammenarbeit 
von Kommunen und anderen Vermie‑

•	 Die verschiedenen Ziele, die Kommu‑
nen mit ihren Wohnungsunternehmen 
und -beständen verfolgen (Versorgung 
mit preisgünstigem Wohnraum, Inves‑
titionen in Neubau und Bestand, Bei‑
trag zu stadtentwicklungspolitischen 
Maßnahmen und Projekten, ggf. Ge‑
winnausschüttungen an die kommu‑
nalen Haushalte) lassen sich angesichts 
begrenzter wirtschaftlicher Möglichkei‑
ten der Wohnungsunternehmen nicht 
alle in maximalem Maße umsetzen. Um 
eine Zielüberfrachtung und wirtschaft‑
liche Überforderung der Unternehmen 
zu verhindern, die letztlich auch für die 
Kommune negativ sind, haben sich in 
den Fallstudien systematische Diskus
sionen über die mittel- und langfristigen 
Ziele der Wohnungsunternehmen und 
die mit ihnen verbundene Ressourcen‑
verwendung bewährt, in die die relevan‑
ten kommunalen Fachbereiche auf Lei‑
tungsebene einbezogen sind und die ggf. 
moderne Managementmethoden einset‑
zen (z. B. Balanced-Score-Card-Verfah‑
ren in Potsdam).

Beitrag der kommunalen Wohnungs-
unternehmen zur sozialen Wohnungs
versorgung

Die mit den Fallstudien ursprünglich be‑
absichtigte exakte Quantifizierung des 
Beitrags der kommunalen Wohnungs‑
unternehmen und -bestände zur sozia‑
len Wohnungsversorgung erwies sich im 
Laufe der Forschungsarbeiten als nicht 
möglich. Die für eine Quantifizierung er‑
forderliche genaue Erfassung der Woh‑
nungssuchenden und ihres Verbleibs er‑
folgt in den untersuchten Kommunen 
nicht oder nur in Ansätzen, sie würde sehr 
aufwändige Erfassungssysteme vorausset‑
zen.

Aus den in den Fallkommunen vorhan‑
denen quantitativen Informationen und 
den erhobenen qualitativen Einsätzungen 
der kommunalen Akteure lässt sich den‑
noch ableiten, dass die kommunalen Woh‑
nungsbestände insgesamt große Beiträge 
zur sozialen Wohnungsversorgung erbrin‑
gen. Hierfür ist eine Reihe von Faktoren 
ausschlaggebend:

•	 In den alten Bundesländern konzent‑
rieren sich bei den kommunalen Unter‑
nehmen Sozialwohnungen und andere 
Bestände, die aufgrund von Förderung 
mietpreis- und belegungsgebunden 
sind. In den westdeutschen Fallstudi‑



135Zusammenfassung und Fazit

die Mieten im kommunalen Bestand fest‑
gelegt oder sie befinden sich in Vorberei‑
tung. Dabei kommen bei einigen kommu‑
nalen Unternehmen allgemeine und bei 
anderen subjektbezogene Obergrenzen 
zum Einsatz, die an Einkommen und Kin‑
derzahl orientiert sind.

Investitionen der kommunalen  
Wohnungsunternehmen

Investitionen sind eine wichtige Voraus‑
setzung dafür, dass die kommunalen 
Wohnungsbestände ihre Aufgaben dauer‑
haft erfüllen können. Die konkrete Inves‑
titionsplanung obliegt den Geschäftsfüh‑
rungen der kommunalen Unternehmen. 
Die Abstimmung mit den Kommunen er‑
folgt im Rahmen der Wirtschaftspläne, in 
einigen Kommunen aber auch im Rah‑
men der Erarbeitung von den Wirtschafts‑
plänen vorgelagerten langjährigen lnvesti
tionsprogrammen.

Schon aufgrund der differierenden Woh‑
nungsmarktlage und des unterschiedli‑
chen Gebäudezustands bestehen bei den 
Investitionsstrategien von Fallstudie zu 
Fallstudie große Unterschiede. Die Unter‑
nehmen aus Kommunen mit entspannten 
Wohnungsmärkten investieren kaum oder 
gar nicht in den Neubau. Die Unterneh‑
men aus Kommunen mit angespanntem 
Wohnungsmarkt haben sich dagegen zum 
Teil sehr stark im Neubau engagiert oder 
werden dies in den nächsten Jahren tun.

Im Bereich der Bestandsinvestitionen ha‑
ben die Wohnungsunternehmen der Fall‑
kommunen in den letzten Jahren er‑
hebliche Ressourcen eingesetzt, um die 
kommunalen Wohnungsbestände markt‑
gerecht zu halten und an die sich verän‑
dernde Nachfrage anzupassen. Bei sie‑
ben der kommunalen Unternehmen aus 
den Fallstudien zeigt sich bei den 2005 bis 
2009 getätigten Bestandsinvestitionen im 
Vergleich zu den Investitionen aller GdW-
Unternehmen aus den alten Bundeslän‑
dern ein überdurchschnittliches Investi‑
tionsniveau. Vier Wohnungsunternehmen 
werden nach den vorliegenden Planungen 
die Investitionen in den Bestand künftig 
ausweiten. Bei drei Wohnungsunterneh‑
men ist in den nächsten Jahren mit einem 
Rückgang der Bestandsinvestitionen zu 
rechnen, in zwei Fällen geht dies auf eine 
Verlagerung von Investitionen in den Neu‑
bau zurück.

tern. In allen Fallkommunen werden die 
kommunalen Wohnungsunternehmen 
als der wichtigste Partner bei der Ver‑
sorgung der registrierten Wohnungssu‑
chenden gesehen. Die Zusammenarbeit 
mit den kommunalen Unternehmen ist 
nach Angaben der kommunalen Akteu‑
re auch in den Kommunen besonders 
eng, in denen der Marktanteil der kom‑
munalen Bestände nicht besonders groß 
ist. Der Beitrag der kommunalen Unter‑
nehmen zur sozialen Wohnungsversor‑
gung wurde von den kommunalen Ak‑
teuren fast durchweg positiv beurteilt, 
insbesondere im Bereich der Unterbrin‑
gung von Wohnungssuchenden mit be‑
sonderen Problemen (Obdachlose, von 
Obdachlosigkeit Bedrohte, Haushalte 
mit Mietschulden, Haushalte mit sozia‑
len Auffälligkeiten etc.).50 Geht es um die 
Versorgung dieser Haushalte, sind die 
kommunalen Unternehmen aus Sicht 
der Kommunen der wichtigste, in eini‑
gen Kommunen auch der einzige Part‑
ner der Wohnungsämter, und zwar weit‑
gehend unabhängig von der Existenz 
von Benennungs- und Besetzungsrech‑
ten. In Städten, in denen die Kommunen 
über nur wenige förmliche Belegungs‑
rechte verfügen, kann dies also zumin‑
dest teilweise durch nicht formalisier‑
te Formen der Kooperation kompensiert 
werden.

Neben der Frage der Belegung und des Zu‑
gangs von Wohnungssuchenden zu den 
Wohnungen spielt für die soziale Woh‑
nungsversorgung die Mietpreisgestal‑
tung in den entsprechenden Beständen 
eine wichtige Rolle. Sechs der untersuch‑
ten Kommunen weisen einen entspannten 
Wohnungsmarkt auf, das Mietpreisniveau 
ist hier relativ niedrig. Die kommunalen 
Bestände ordnen sich mit Mieten im mitt‑
leren oder unteren Bereich des Ortsübli‑
chen ein, die Grenzen der Angemessen‑
heit für die Kosten der Unterkunft nach 
SGB II halten sie in aller Regel ein. Die Un‑
terschiede zwischen Bestandsmieten und 
Neuvertragsmieten im kommunalen Be‑
stand sind eher gering, schon weil der 
Markt häufig keine höheren Neuvertrags‑
mieten hergibt. 

In den vier untersuchten Städten mit an‑
gespanntem Wohnungsmarkt ist die Lage 
anders, da hier das am Markt erzielbare 
Mietniveau mit Zielen der sozialen Woh‑
nungsversorgung kollidieren kann. Daher 
wurden in diesen Städten Obergrenzen für 

(50)
Hier können sich in den letz-
ten Jahrzehnten Veränderun-
gen ergeben haben. Eine Mitte 
der 1980er Jahre durchgeführ-
te Studie zur Zusammenar-
beit von Kommunen und Woh-
nungsunternehmen (Grüner 
u.  a. 1985) zeigte weitaus mehr 
Konflikte in Sachen Wohnungs-
belegung, als sie jetzt mit den 
Fallstudien ermittelt wurden.
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Groß- und Mittelstädten liegen kommuna‑
le bzw. (in Kiel) ehemals kommunale Sied‑
lungsbestände in Fördergebieten der So‑
zialen Stadt, fünf davon sind zudem vom 
Stadtumbau betroffen, sodass sich hier 
auch die Aufgabe des Rückbaus stellt.

In fünf der zehn Fallkommunen waren 
bzw. sind die kommunalen Unternehmen 
wichtige Akteure bei der Erneuerung der 
innerstädtischen Altbauquartiere. Durch 
ihren Beitrag zum Erhalt der historischen 
Innenstädte haben sie in den betroffenen 
Kommunen häufig ein hohes Ansehen er‑
worben. Die Wohnungsunternehmen aus 
Großstädten waren in den letzten Jahren 
in der Entwicklung neuer Stadtquartiere 
engagiert, wobei es sich in aller Regel um 
brach gefallene oder unter Wert genutz‑
te Gelände handelte, die einer neuen Nut‑
zung zugeführt wurden.

Insgesamt haben die Kommunen in ih‑
ren kommunalen Wohnungsunternehmen 
für Aufgaben der Stadt- und Quartiersent‑
wicklung einen besonders engen Koope‑
rationspartner, der sich in der Regel aktiv 
an den relevanten Strategiediskussionen 
und Planungsprozessen beteiligt. Die Un‑
ternehmen identifizieren sich häufig be‑
sonders stark mit den kommunalen Zie‑
len, und sie bringen eigene Initiativen zur 
Stadt- und Gebietsentwicklung ein. Die‑
se aktive Rolle erklärt sich zum Teil aus Ei‑
geninteressen, die die Unternehmen als 
große Eigentümer in den entsprechenden 
Gebieten haben. Die kommunalen Unter‑
nehmen sind aber zugleich eher als andere 
Eigentümergruppen bereit, sich auch jen‑
seits der eigenen Immobilien zu engagie‑
ren und im Stadtumbauprozess Bestände 
abzureißen.

Wirtschaftliche Situation der  
kommunalen Wohnungsunternehmen

Die im Rahmen des Forschungsprojekts 
durchgeführten Sonderauswertungen 
von Daten der GdW-Jahresstatistik zeigen, 
dass sich die wirtschaftliche Situation der 
kommunalen Wohnungsunternehmen in 
den letzten Jahren positiv entwickelt hat. 
Die vertiefenden Analysen, die in den Fall‑
studien durchgeführt wurden, ergaben 
denselben Trend. Die große Mehrzahl der 
zehn untersuchten kommunalen Woh‑
nungsunternehmen ist als wirtschaftlich 
leistungsfähig einzuschätzen. Fünf Unter‑
nehmen verzeichneten in den Jahren 2005 
bis 2009 durchweg Überschüsse. Drei wei‑
tere wiesen zu Beginn dieses Zeitraums 

Bei allen Unternehmen waren Bestandsin‑
vestitionen in den letzten Jahren in sehr 
hohem Maße mit der energetischen Sanie‑
rung und der Steigerung der Energieeffizi‑
enz verbunden. Nach den Planungen wird 
dieser Teil der Modernisierungsinvestitio‑
nen zukünftig noch an Bedeutung gewin‑
nen. Der Schwerpunkt der Bestandsin‑
vestitionen lag bei den nach dem zweiten 
Weltkrieg erbauten Siedlungen. Bei den 
westdeutschen Unternehmen sind dies vor 
allem die Siedlungen der 1950er, 1960er 
und 1970er Jahre, bei den ostdeutschen 
Unternehmen die Siedlungen der 1970er 
und 1980er Jahre. Großsiedlungen haben 
dabei auch weiterhin eine besondere Be‑
deutung. Zunehmend treten aber insbe‑
sondere bei den Wohnungsunternehmen 
in Westdeutschland die in den fünfziger 
und sechziger Jahren in Zeilenbauten er‑
richteten Bestände in den Fokus.

Kommunale Wohnungsunternehmen und 
Kommunen verfolgen mit den Investi
tionen in die Siedlungsbestände auch das 
Ziel, das Wohnungsangebot in den einzel‑
nen Siedlungen an die Nachfragetrends 
anzupassen, auszudifferenzieren und ein‑
seitigen Belegungsstrukturen entgegen‑
zuwirken. Dabei sollen die Bestände vor 
allem für Familien und für ältere Mieter 
attraktiver werden.

Beitrag der kommunalen Wohnungs-
unternehmen zur Stadt- und Quartiers
entwicklung

Neben der sozialen Wohnungsversorgung 
ist die Stadt- und Quartiersentwicklung 
das zweite große Handlungsfeld, in dem 
die kommunalen Wohnungsunternehmen 
Beiträge zur Erreichung der städtischen 
Ziele leisten. Über die Gesamtheit der Fall‑
studien betrachtet werden stadtentwick‑
lungspolitische Beiträge der kommunalen 
Wohnungsunternehmen am häufigsten in 
Quartieren erbracht, die durch Siedlungen 
(häufig Großsiedlungen) der 1960er, 1970er 
und 1980er Jahre geprägt sind und in de‑
nen sich kommunale Wohnungsbestände 
konzentrieren. In vielen Fällen weisen die‑
se Bestände städtebauliche Defizite und 
soziale Probleme auf. Für die Entwicklung 
der Siedlungen kommt es auf die enge Zu‑
sammenarbeit von Wohnungsunterneh‑
men (Investitionen in den Bestand und in 
das Wohnumfeld) und Kommunen (Inves‑
titionen in den öffentlichen Raum, in die 
Infrastruktur, soziale Maßnahmen) an. In 
allen acht in die Fallstudien einbezogenen 
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ternehmen verkauft. Die Verkäufe betra‑
fen 14 % des gesamten mit der Befragung 
erfassten kommunalen Bestands, wobei 
diese Verkaufsquote von relativ wenigen 
großen Verkaufsfällen bestimmt wird. Die 
Mehrheit der Kommunen bezeichnet die 
Erfahrungen, die sie mit den Verkäufen ge‑
macht haben, als positiv.

In die Fallstudien wurden bewusst rela‑
tiv viele Kommunen einbezogen, die in 
den letzten Jahren von Verkäufen betrof‑
fen waren. Vier Fallkommunen verkauf‑
ten Unternehmensbeteiligungen. Die Ver‑
käufe in Essen und Velbert, die innerhalb 
des „Konzerns Kommune“ an andere städ‑
tische Gesellschaften erfolgten, hatten für 
die Wahrnehmung der kommunalen Auf‑
gaben keine Konsequenzen. Dasselbe gilt 
für den Verkauf in Lübeck, der sich auf die 
Minderheitsbeteiligung an einem Woh‑
nungsunternehmen bezog, das für die 
Wohnungs- und Stadtentwicklungspoli‑
tik keine besondere Bedeutung hatte. An 
seinem eigentlichen kommunalen Woh‑
nungsunternehmen, an dem die Stadt die 
große Mehrheit der Anteile hatte, hat Lü‑
beck unverändert festgehalten.

Für die Zwecke des Forschungsprojekts 
war der Verkaufsfall in Kiel besonders auf‑
schlussreich, hat sich die Stadt doch schon 
vor mehr als zehn Jahren vollständig von 
ihrem Wohnungsunternehmen getrennt. 
Die kommunalen Akteure in Kiel beurtei‑
len die Ergebnisse des Verkaufs an private 
Investoren und die seitdem gemachten Er‑
fahrungen weitestgehend positiv. Der Ver‑
kaufserlös ermöglichte eine starke Redu‑
zierung der kommunalen Verschuldung. 
Die zentralen wohnungs- und stadtent‑
wicklungspolitischen Aufgaben waren aus 
kommunaler Sicht im Wesentlichen auch 
ohne eigenes Unternehmen zu erfüllen. 
Negative Konsequenzen hatte der Verkauf 
nur insofern, als das Wohnungsunterneh‑
men nach der Privatisierung nicht mehr 
als Partner für die Unterbringung von 
Haushalten mit besonderen Versorgungs‑
problemen und für Leuchtturmprojekte 
in Stadtentwicklung und Klimaschutz zur 
Verfügung steht.

Die aus städtischer Sicht insgesamt posi‑
tiven Verkaufserfahrungen in Kiel können 
auf eine Reihe von Ursachen zurückge‑
führt werden: Ein hoher Anteil der Woh‑
nungen des Unternehmens ist aufgrund 
von Förderung mietpreis- und belegungs‑
gebunden. Der Wohnungsmarkt in Kiel 
war in den letzten Jahren entspannt und 

zum Teil Defizite auf, befanden sich aber 
zum Zeitpunkt der Erhebungen ebenfalls 
in der Gewinnzone.

Die beiden Wohnungsunternehmen in 
Mainz und Velbert hatten im Untersu‑
chungszeitraum große wirtschaftliche 
Probleme. Besonders betroffen war das 
Mainzer Wohnungsunternehmen, dessen 
Eigenkapital 2008 aufgezehrt war. Das Un‑
ternehmen war in seiner Existenz bedroht 
und konnte nur durch ein starkes finanzi‑
elles Engagement der Stadt gerettet wer‑
den.

Eine Reihe von Faktoren hat sich in 
den letzten Jahren positiv auf die wirt‑
schaftliche Situation der kommuna‑
len Wohnungsunternehmen ausgewirkt. 
Anzuführen sind zum einen die Rahmen‑
bedingungen. Alle Unternehmen profi‑
tierten von der langfristig betrachteten 
günstigen Zinsentwicklung, einzelne da‑
rüber hinaus von der Entwicklung des 
Wohnungsmarkts, d. h. von steigenden 
Mieten und sinkenden Leerständen.

Zum anderen haben die Unternehmen 
in den letzten Jahren ihre betriebswirt‑
schaftliche Effizienz gesteigert, wobei die 
Initiative für die entsprechenden Strategi‑
en in der Regel von den Geschäftsführun‑
gen ausging, zum Teil im Zusammenhang 
mit einem Wechsel an der Unternehmens‑
spitze. Typische Schritte zur Effizienzstei‑
gerung waren nach den Fallstudienergeb‑
nissen:

•	 Auslagerung von Serviceaufgaben in 
Tochterunternehmen,

•	 sonstige Veränderungen im Unterneh‑
mensaufbau und in der Ablauforgani‑
sation (z. B. projektorientierte Arbeits‑
weisen, Budgetierung, Stärkung der 
Ressourcenverantwortung der verschie‑
denen Leitungsebenen),

•	 verbesserter DV-Einsatz,

•	 Portfoliobereinigung durch Verkauf von 
Einzelobjekten, bei Unternehmen in 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten auch 
Verkauf von Wohnungspaketen.

Verkauf von Beteiligungen an  
kommunalen Wohnungsunternehmen-
und Wohnungsbeständen

Gut jede fünfte Kommune, die sich an der 
schriftlichen Befragung beteiligte, hat in 
den letzten zehn Jahren Wohnungspakete 
aus dem allgemeinen Bestand oder Betei‑
ligungen an kommunalen Wohnungsun‑
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Bei fünf Unternehmen hatten die Verkäufe 
ein insgesamt geringes Ausmaß (zwischen 
0,1 % und 6,0 % des Wohnungsbestands 
dieser Unternehmen) und sind als Port‑
foliobereinigungen anzusehen. Weitaus 
größer fielen die Verkaufsaktivitäten der 
letzten Jahre in drei Fallstädten aus (Pots‑
dam, Velbert, Mainz). Die Verkäufe wa‑
ren hier jeweils Teil der Maßnahmepake‑
te zur Verbesserung der wirtschaftlichen 
Situation der Unternehmen und umfass‑
ten zwischen 10 % und 26 % ihres Bestands. 
Potsdam machte mit dem entsprechenden 
Verkauf eines Wohnungspakets gute Er‑
fahrungen, in Velbert ist der Verkauf gera‑
de erst erfolgt. Der Verkauf in Mainz stellt 
insofern einen Sonderfall dar, als hier der 
Verkauf nicht an Private erfolgte, sondern 
Bestände, die auf dem Stadtgebiet von 
Wiesbaden liegen, an das Wiesbadener 
kommunale Unternehmen veräußert wur‑
den.

Gesamteinschätzung und Ausblick

Die Ergebnisse des Forschungsprojekts 
zeigen insgesamt, dass die wohnungs- 
und stadtentwicklungspolitischen Leis‑
tungen der kommunalen Wohnungsunter‑
nehmen für die Kommunen einen hohen 
Stellenwert haben. Zwar sind die Kom‑
munen in der Regel nicht in der Lage, die‑
se Leistungen exakt zu beziffern oder gar 
eine „Stadtrendite“ auf ihre Beteiligung zu 
berechnen.51 Die mit den Fallstudien erho‑
benen quantitativen und qualitativen In‑
formationen sowie die Einschätzungen 
der befragten kommunalen Akteure ma‑
chen jedoch deutlich, dass die kommuna‑
len Wohnungsunternehmen tatsächlich si‑
gnifikante Leistungen für ihre Eigentümer 
erbringen.

Verglichen mit dem Zeitraum zwischen 
Ende der 1990er Jahre und Mitte der 
2000er Jahre haben kommunale Strate‑
gien, durch den Verkauf von Wohnungs‑
beständen einen Beitrag zum Abbau der 
Kommunalverschuldung zu leisten, an Be‑
deutung verloren. Der Verkauf von Unter‑
nehmensbeteiligungen und Wohnungspa‑
keten, der auch in der Vergangenheit nur 
eine Minderheit der Kommunen betraf, 
wird nach den Untersuchungsergebnissen 
in den nächsten Jahren eine nur geringe 
quantitative Bedeutung haben. Lediglich 
im Zusammenhang mit wirtschaftlichen 
Problemen bzw. Schieflagen sind in jüngs‑
ter Zeit in den Fallkommunen größere 
Wohnungspakete verkauft worden, die je‑

bot damit auch einkommensschwachen 
Haushalten relativ gute Versorgungschan‑
cen. Schließlich wurden mit dem Käu‑
fer weitreichende Bindungen vereinbart, 
die sich sowohl auf Mieterschutz, Investi‑
tionsverpflichtungen, Mitwirkung an der 
Sozialen Stadt als auch auf den Erhalt der 
Kieler Wohnungsbaugesellschaft als ei‑
genständiges Unternehmen mit Sitz in 
Kiel und eine kommunale Vertretung im 
Aufsichtsrat bezogen. Die entsprechenden 
vertraglichen Vereinbarungen haben auch 
den Weiterverkauf des Unternehmens an 
andere Privatinvestoren gut überdauert. 
Zu Differenzen und Rechtstreit über die 
getroffenen Vereinbarungen, wie sie zur‑
zeit in Dresden zu beobachten sind, ist es 
in Kiel nicht gekommen.

Die allgemeine Schlussfolgerung, dass 
eine Großstadt mit ihren wohnungs- und 
stadtentwicklungspolitischen Aufgaben 
auch ohne eigenes Wohnungsunterneh‑
men gut zurechtkommen kann, lässt sich 
aus der zu Kiel durchgeführten Fallstudie 
nicht ziehen. Zum einen können die Kieler 
Erfahrungen aufgrund der dargestellten 
Bedingungen (hoher Sozialwohnungsan‑
teil, entspannter Wohnungsmarkt) nicht 
einfach auf andere Kommunen übertra‑
gen werden. Zum anderen ist letztlich 
auch ein Zeitraum von gut zehn Jahren 
noch nicht ausreichend, um abschließend 
beurteilen zu können, welche Auswirkun‑
gen der Verkauf des Wohnungsunterneh‑
mens für die städtischen Aufgaben hat. Da 
die Zahl der gebundenen Wohnungen des 
Unternehmens in den nächsten Jahren 
stark zurückgeht und die Verpflichtungen 
des Investors aus dem Kaufvertrag inzwi‑
schen ausgelaufen sind, könnte das Fehlen 
eines eigenen Wohnungsunternehmens in 
Kiel künftig stärker ins Gewicht fallen. So 
zeigt sich die Stadt zurzeit bestrebt, an‑
gesichts von Anspannungstendenzen auf 
dem Wohnungsmarkt neue Bindungen 
im Rahmen der Wohnungsbauförderung 
des Landes zu begründen. Das ehemalige 
kommunale Unternehmen ist an solchen 
Investitionen aber nicht interessiert, die 
Stadt braucht hier andere Partner.

Bis auf ein Unternehmen haben alle Un‑
ternehmen in den Fallstudienkommu‑
nen im Zeitraum 2005 bis 2010 Wohnun‑
gen aus dem eigenen Bestand verkauft. Im 
Vordergrund steht der Verkauf von gan‑
zen Häusern, Blöcken oder Wohnungspa‑
keten, die Einzelprivatisierung von Woh‑
nungen spielt eine untergeordnete Rolle. 

(51)
Siehe zum Konzept der Stadt-
rendite Schwalbach/Schwerk/
Smuda 2006, BBR 2008.
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bestands besonders starke Konsequenzen, 
sodass sie noch systematischer als bislang 
für Aufgaben der sozialen Wohnungsver‑
sorgung auf ihre eigenen Wohnungsbe‑
stände und auf die verstärkte Zusammen‑
arbeit mit den kommunalen Unternehmen 
setzen werden.

Auf entspannten Wohnungsmärkten ste‑
hen Kommunen und ihre Wohnungsun‑
ternehmen vor anderen Herausforderun‑
gen. Der Neubau hat hier eine geringere 
Bedeutung. Wohnungssuchende können 
leichter auch ohne direkte kommunale 
Unterstützung eine Wohnung finden, so‑
fern es sich nicht um Gruppen mit beson‑
deren Versorgungsproblemen handelt. Die 
Zusammenarbeit der Kommunen und ih‑
rer Unternehmen im Bereich der sozialen 
Wohnungsversorgung konzentriert sich 
hier stärker auf den Kreis der Haushalte 
mit besonderen Versorgungsproblemen. 
Von besonderer Bedeutung sind in die‑
sen Kommunen die Anpassung des kom‑
munalen Wohnungsbestands an die durch 
den demographischen Wandel veränder‑
te Nachfrage und die Differenzierung des 
Wohnungsangebots für ein breiteres Spek‑
trum an Nachfragergruppen. Daher lie‑
gen die den Wohnungsunternehmen von 
den Kommunen übertragenen Aufga‑
benschwerpunkte auf entspannten Woh‑
nungsmärkten verstärkt bei jeweils spe‑
zifisch ausgestalteten Kombinationen aus 
Bestandsinvestitionen, Quartiersentwick‑
lung, punktuellem Neubau zur Angebots‑
differenzierung sowie zum Teil auf Rück‑
bau von nicht mehr marktgerechten oder 
städtebaulich problematischen Beständen.

Maßnahmen zur Steigerung der Ener‑
gieeffizienz waren bereits in den letz‑
ten Jahren zentraler Bestandteil der Be‑
standsinvestitionen der kommunalen 
Wohnungsunternehmen. Zukünftig wird 
es für Kommunen mit angespanntem wie 
für Kommunen mit entspanntem Woh‑
nungsmarkt noch wichtiger werden, dass 
die kommunalen Wohnungsbestände 
möglichst energieeffizient sind und die 
kommunalen Unternehmen aktive Bei‑
träge zur kommunalen Klimaschutz- und 
Energiepolitik erbringen.

doch der Sanierung der Unternehmen und 
nicht der Erzielung von Einnahmen für 
die Kommune dienten.

Im Zentrum der Aufgaben, die kommu‑
nale Wohnungsunternehmen erbringen, 
steht nach wie vor die soziale Wohnungs‑
versorgung. Ihr Stellenwert dürfte in Zu‑
kunft in vielen Kommunen weiter stei‑
gen. Die Zahl der Sozialwohnungen geht 
in den nächsten Jahren noch einmal deut‑
lich zurück. Eine Kompensation durch 
neue Bindungen aufgrund von Neubau- 
und Bestandsförderung wird nur teilwei‑
se möglich sein. Diese Entwicklung hat 
für die Rolle der kommunalen Wohnungs‑
bestände zwei Konsequenzen. Zum ei‑
nen wächst in dem Maße, in dem Bindun‑
gen bei anderen Eigentümern wegfallen, 
die Wichtigkeit der kommunalen Unter‑
nehmen und Bestände für die anstehen‑
den Versorgungsaufgaben. Zum anderen 
sind auch die kommunalen Wohnungsbe‑
stände vom Bindungsfortfall betroffen, die 
kommunalen Unternehmen werden also 
prinzipiell in Mieterauswahl und Miet‑
preisgestaltung freier. Während sich in der 
Vergangenheit kommunale Eigentümer‑
schaft und förderrechtliche Bindungen 
in weiten Teilen der kommunalen Woh‑
nungsbestände überlagerten, stellt sich 
zukünftig für viele Kommunen die Aufga‑
be, eigene Regelungen zur Belegung und 
zur Miethöhe in ihren kommunalen Be‑
ständen zu treffen bzw. entsprechende 
Vereinbarungen mit den Unternehmen zu 
schließen. Eine leistungsfähige fachlich-
inhaltliche Steuerung wird für die Kom‑
munen also wichtiger.

Jenseits der dargestellten allgemeinen 
Trends zeigen die Forschungsergebnisse 
eine große Vielfalt der Strategien der Kom‑
munen. Diese Vielfalt dürfte im Zuge der 
Ausdifferenzierung der Wohnungsmärkte 
weiter zunehmen:

Bei Kommunen mit angespannten Woh‑
nungsmärkten spielen die kommunalen 
Wohnungsunternehmen im Wohnungs‑
neubau eine wichtige Rolle, zum Teil er‑
warten die Kommunen hier in Zukunft 
stärkere Anstrengungen als in der Ver‑
gangenheit. Für diese Kommunen hat zu‑
dem der Rückgang des Sozialwohnungs‑
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